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Zusammenfassung VII 
 
Zusammenfassung 
 
In immer mehr Städten und Regionen in Deutschland stoßen Bürgerstiftungen auf großes 
Interesse. Seit Gründung der Stadt Stiftung Gütersloh als erste Bürgerstiftung nach Vorbild 
amerikanischer „Community Foundations“ im Jahre 1996 sind in Deutschland in über 150 
Städten und Gemeinden Bürgerstiftungen gegründet worden, Tendenz steigend. Sowohl die 
beachtliche Gründungsdynamik als auch die Absicht von Bürgerstiftungen, Stadt und Region 
„bewahren“, „fördern“, „mitgestalten“ oder „weiter entwickeln“ zu wollen, werden in dieser 
Arbeit zum Anlass genommen, die Tätigkeiten lokal und regional tätiger Bürgerstiftungen 
explorativ zu erkunden und Antworten auf die Fragen zu finden, welche Beiträge Bürger-
stiftungen zur Entwicklung von Stadt und Region leisten können und welche Rolle dabei 
Kooperationen mit anderen Akteuren der Stadtentwicklung spielen. 
Die Arbeit kommt zu dem Ergebnis, dass der in der Literatur stark auf die Frage der finanziellen 
Leistungsfähigkeit von Bürgerstiftungen verengte Fokus zu weiten ist. Zum einen sind die Ver-
mögen von Bürgerstiftungen stark konzentriert, so dass die Mehrheit der Bürgerstiftungen nur 
über eine geringe finanzielle Leistungsfähigkeit verfügt. Zum anderen erschöpfen sich die 
Beiträge von Bürgerstiftungen nicht allein im „Scheckausfüllen“ bzw. in der Finanzierung und 
Förderung gemeinnütziger Projekte. Es ist ihre Multifunktionalität, die es Bürgerstiftungen 
ermöglicht, auf vielfältige Weise an der Entwicklung von Stadt und Region mitzuwirken. Gerade 
weil sie sich nicht nur als Finanzier und Förderer von Projekten Dritter betätigen, sondern auch 
Projekte arrangieren, akquirieren, moderieren, betreiben, vermitteln und vermarkten können, 
gelingt es Bürgerstiftungen, Impulse zum Bewahren, Fördern und Mitgestalten von Stadt und 
Region zu geben.  
Art und Umfang der Beiträge von Bürgerstiftungen sind jedoch ganz wesentlich abhängig von 
der Bereitschaft anderer Akteure aus Staat, Markt und Drittem Sektor, Bürgerstiftungen zu 
unterstützen. Kooperationen sind für Bürgerstiftungen genauso wichtig wie Geld-, Zeit- und 
Ideenstifter, und Bürgerstiftungen sind insbesondere auf öffentliche Akteure als Kooperations-
partner angewiesen. Insofern gilt das einfache Bild von Stiftungsarbeit „hier die Stiftungen – 
dort die Destinatäre“ für Bürgerstiftungen nicht. 
Für die weiterführende Auseinandersetzung mit Bürgerstiftungen werden die Befunde der 
Arbeit in Thesen zusammengefasst. Diese beziehen sich auf die Stärkung der Multifunktionalität 
von Bürgerstiftungen und das Erfordernis, dass die Tätigkeiten von Bürgerstiftungen an lokalen 
und regionalen Problemen ansetzen und bedarfsorientiert entwickelt werden müssen. Überdies 
erfordert das Wachstum von Bürgerstiftungen eine Professionalisierung der Organisationen und 
ihre Arbeit bedarf in besonderem Maße der Transparenz und Nachvollziehbarkeit. Schließlich 
wird argumentiert, dass Kooperationen Bürgerstiftungen die Chance einer demokratischen 
Mitwirkung an der Entwicklung von Stadt und Region bieten, und dass das dynamische 
Wachstum von Bürgerstiftungen von öffentlichen Akteuren verlangt, sich verstärkt mit Bürger-
stiftungen auseinanderzusetzen. 
Die Arbeit schließt mit dem Ausblick, dass sich der aktuelle Trend des Bürgerstiftungswachs-
tums für die nächste Dekade vorerst weiter fortschreiben lässt. Bürgerstiftungen werden in 
Zukunft immer häufiger an der Entwicklung von Stadt und Region mitwirken. Es gilt jedoch, 
Möglichkeiten wie Grenzen im Auge zu behalten, wenn es zu einem sinnvollen Miteinander von 
Bürgerstiftungen und öffentlichen, privaten und zivilgesellschaftlichen Aktivitäten kommen soll.  
VIII Summary 
 
Summary 
 
More and more cities and regions in Germany have become increasingly aware of the 
community foundation concept. Since the first German US-style community foundation, the 
Stadt Stiftung Gütersloh, has been founded in 1996, more than 150 community foundations 
have been set up in cities and regions and the upward trend is still ongoing. Both the 
considerable growth of community foundations as well as their inherent objectives, that are to 
conserve, to facilitate, to support and to develop cities and regions, are justifications for their 
examination. Their study encompasses the observation of their activities and the search of 
answers to the questions on how community foundations contribute to urban and regional 
development and to what extent collaboration between community foundations and other local 
stakeholders matter. 
The thesis concludes that there is utmost need to go beyond the traditional grantmaking role of 
community foundations. On the one hand, most of the community foundations’ assets are 
concentrated in a handful of organisations, so that the majority of foundations only have little 
financial capability. On the other hand, community foundations can do more than just “writing 
the cheque” and financing as well as encouraging charitable projects. It is their multifunctional 
role that allows community foundations to contribute to urban and regional development in 
manifold ways. Community foundations can give impetus for the conservation and the 
development of cities and regions not only because they can act as grantmaking organisations, 
but also since they have several non-grantmaking roles, in the sense that they can arrange, 
acquire, moderate, run, convene and market projects.  
However, the character and extent of community foundations’ contributions considerably 
depend on the willingness of other stakeholders such as the state, the market or third sector 
organisations to collaborate with the community foundations themselves. For community 
foundations, collaboration with other stakeholders is as essential as with their donators that 
contribute through money, time and ideas. In particular, community foundations are dependent 
on the support of public stakeholders. Hence, the traditional pattern “here the foundation – 
there the donee” does not apply to community foundations. 
For the future discussion on community foundations, the results of the thesis are presented in a 
number of arguments. These relate to the strengthening of the multifunctional role of 
community foundations and the need that community foundations’ activities have to tackle 
local and regional needs depending on requirements. Moreover, due to the growth of com-
munity foundations, an increase in community foundations’ professionalism is necessary as well 
as transparency and traceability of their activities. Finally, it is argued that collaboration gives 
community foundations the opportunity to contribute to the development of cities and regions 
democratically, and that the dynamic growth of community foundations makes it necessary for 
public stakeholders to deal with these organisations thoroughly.  
The thesis closes on the note that the growth of community foundations will continue for the 
next decade. Thus, community foundations will increasingly contribute to urban and regional 
development. However, it is necessary to bear possibilities and constraints in mind if the 
activities of community foundations as well as of public, private and third sector organisations 
shall be matched reasonably.  
Einleitung 1 
 
I. Einleitung:  
Hintergrund, Fragestellungen, Methodik und Aufbau der Arbeit  
 
1.  Hintergrund und Problemstellung 
Das Interesse an Bürgerstiftungen ist in den letzten Jahren stark angestiegen. Seit Gründung der 
Stadt Stiftung Gütersloh als erste Bürgerstiftung nach Vorbild amerikanischer „Community 
Foundations“ im Jahre 1996 sind in Deutschland in über 150 Städten und Gemeinden Bürger-
stiftungen gegründet worden, die Tendenz bleibt steigend. Insbesondere im Kontext der fach-
lichen und politischen Debatte über Bürgerengagement und Zivilgesellschaft finden Bürger-
stiftungen zunehmend Beachtung (vgl. z. B. Kahane 2000, Walkenhorst 2004a, Hinterhu-
ber/Hoelscher 2005, Nährlich/Strachwitz 2005). Bürgerstiftungen werden als „neuartiger Orga-
nisationstypus für bürgerschaftliches Engagement“ (Kaper 2006: 21) bezeichnet, und ange-
sichts der Notwendigkeit, neben Staat und Markt auch einen handlungsfähigen Dritten Sektor 
zu entwickeln, seien Bürgerstiftungen „genau die richtigen Organisationen zur richtigen Zeit“ 
(Nährlich 2002: 21). „Aufgrund ihrer finanziellen und politischen Unabhängigkeit sind Bürger-
stiftungen wie kaum eine andere Institution in der Lage, eine große Vielfalt gemeinnütziger 
Aktivitäten zu fördern, drängende soziale Probleme in einem Gemeinwesen zu bekämpfen oder 
ganz einfach die Lebensqualität vor Ort zu erhöhen“ (Walkenhorst 2005:109). Wieso?  
Bürgerstiftungen sind in einem bestimmten, lokal oder regional abgegrenzten Wirkungsbereich 
tätig. Unter Leitsätzen wie „Wir für unsere Stadt“ (Stadt Stiftung Gütersloh), „Gemeinsam für 
unsere Region“ (Bürgerstiftung Hannover) oder „bewahren, gestalten, verbinden“ (Bürger-
stiftung Köln) fördern Bürgerstiftungen „eine Vielzahl verschiedener Zwecke oder initiieren 
selbst Projekte gemäß ihren Satzungszwecken“ (Müller 2005: 73). „Bürgerstiftungen (…) 
bauen alte Fabrikgebäue in soziokulturelle Zentren um und betreiben sie, initiieren kulturelle 
Projekte (…) oder betreuen mit anderen Akteuren soziale Programme“ (Selle 2005: 424). „Das 
Modell der Bürgerstiftung bietet vielfältige Möglichkeiten einer zivilgesellschaftlichen Ergänzung 
und Unterstützung von Stadtentwicklungsprozessen“ (Breckner 2006: 149). Weshalb? 
Bürgerstiftungen sind neue Akteure im kommunalen Umfeld. Bei ihren Fördermaßnahmen und 
eigenen Projekten spielt die Zusammenarbeit mit anderen Akteuren für Bürgerstiftungen eine 
besondere Rolle, da sie – nicht zuletzt aufgrund ihrer derzeit überwiegend noch vergleichsweise 
geringen finanziellen Möglichkeiten – bei vielen Projekten auf lokale Kooperationspartner wie 
öffentliche und andere gemeinnützige Organisationen angewiesen sind. „An Interesse gewinnt 
damit die Frage, wie sich Bürgerstiftungen als neuartige Akteure (…) im kommunalen Kräftefeld 
einfügen. (…) [D]as Vorhandensein eines klaren Rollen- oder Selbstverständnisses von 
Bürgerstiftung und Kommune [scheint] ein wesentlicher Erfolgsfaktor für das gedeihliche 
Gelingen des kommunalen Miteinanders zu sein“ (Wimmer 2004: 111 ff.). Warum? 
Die drei skizzierten Aspekte und die sich daran anknüpfenden Fragen sind Gegenstand dieser 
Arbeit. Es soll untersucht werden, welche Beiträge Bürgerstiftungen zur Entwicklung von Stadt 
und Region leisten und wie sie als „Partner“ mit anderen Akteuren der Stadtentwicklung 
zusammenarbeiten. 
2 Einleitung 
 
Interesse an Bürgerstiftungen weltweit 
Bürgerstiftungen finden nicht nur in Deutschland, sondern weltweit Beachtung. „Bürger-
stiftungen sind eines der am schnellsten wachsenden Segmente des internationalen Stiftungs-
wesens. Immer mehr Kommunen, Städte und Regionen auf der ganzen Welt entdecken das 
Modell der Bürgerstiftung“ (Walkenhorst 2002: 133). Inzwischen gibt es Bürgerstiftungen in 
über vierzig Ländern auf der Welt, wobei die meisten dieser Stiftungen in den Vereinigten 
Staaten bestehen, im so genannten „Mutterland“ der Bürgerstiftungen. Seit dem Jahr 2000 
entstehen jährlich etwa 50 bis 100 neue Bürgerstiftungen weltweit, wobei die Zahl an 
Neugründungen in Europa und insbesondere in Deutschland besonders hoch ist (vgl. WINGS-
CF 2005: 7 ff.). Mittlerweile gibt es in keinem anderen Land in Europa so viele Bürgerstiftungen 
wie in Deutschland, und nirgendwo sonst entwickeln sich Bürgerstiftungen so dynamisch wie 
hierzulande1. 
Bürgerstiftungen verstehen sich als unabhängige und gemeinnützige Organisation zur För-
derung sozialer, kultureller oder ökologischer Belange in einem bestimmten, lokalen oder 
regional abgegrenzten Tätigkeitsbereich. Erklärtes Anliegen von Bürgerstiftungen ist es, bürger-
schaftliches Engagement in Form von finanziellem und persönlichem Engagement für das 
örtliche Gemeinwesen zu mobilisieren. Das Stiftungskapital wird in der Regel von mehreren 
Stiftern und Zustiftern aufgebracht, wobei mit den Erträgen nicht nur externe Vorhaben, 
sondern auch eigene Projekte gefördert und umgesetzt werden. Bürgerstiftungen zeichnen sich 
ferner durch in klassischen Stiftungen eher unübliche Partizipationsmöglichkeiten aus, die den 
Stiftern und Zustiftern Mitwirkungsrechte bei der Mittelverwendung und Beteiligungs-
möglichkeiten in Gremien und Projekten ermöglichen (vgl. Walkenhorst 2004a: 15 ff., Müller 
2005: 68 ff.).  
Es sind insbesondere die Vielzahl verschiedener Stiftungszwecke, die Vielfalt der Stifter und 
Spender und der an sie gerichteten Serviceangebote, die Unabhängigkeit von anderen 
Organisationen (vgl. Walkenhorst 2004a: 16, Müller 2005: 73 f.) sowie das für Stiftungen eher 
untypische Element eines demokratischen Willensbildungsprozesses (vgl. Strachwitz 1999a: 
176), durch die sich Bürgerstiftungen von anderen Stiftungen unterscheiden. Nährlich und 
Strachwitz (2005: 11) weisen zudem darauf hin, dass Bürgerstiftungen auch aus stiftungs-
rechtlicher Sicht als Novum anzusehen sind, da es sich bei Bürgerstiftungen nicht um ein vom 
Gesetzgeber vorgesehenes und vorgegebenes Modell handelt, sondern sie aus der Praxis heraus 
entstanden sind2. 
Die Vielfalt der Stiftungszwecke ist sowohl eine Folge der gewünschten Breite an Stiftungs-
aktivitäten als auch eine Folge der unterschiedlichen Motive für die Gründung von Bürger-
stiftungen. Während zu Beginn der „Bürgerstiftungsbewegung“ in Deutschland vor allem die 
Begeisterung für das US-amerikanische Stiftungsmodell der Community Foundation im Vorder-
grund stand (vgl. Walkenhorst 2004b: 77), rückte nach und nach zunehmend auch der Wunsch 
nach stärkerem privaten Bürgerengagement in den Vordergrund, um den durch „Finanznot und 
starre Strukturen eingeengten Handlungsspielraum der öffentlichen Institutionen“ zu ergänzen 
(Website der Bürgerstiftung Hamburg). Andere Bürgerstiftungen sind aus dem örtlichen Lokale-
Agenda-Prozess heraus entstanden (Bürgerstiftung Zukunftsfähiges München) oder stellen als 
                                                 
1  Gelegentlich ist daher sogar schon von einer „Bürgerstiftungsbewegung“ die Rede (vgl. z. B. Brömmling 2002, 
Schmied 2004, Aktive Bürgerschaft 2008: 5).  
2  Auch Then/Timmer (2003: 255) und Walkenhorst (2004: 92) bezeichnen Bürgerstiftungen als „innovative 
Stiftungsform“. 
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Gründungsmotiv die „Liebe zur Region“ (Bürgerstiftung Lebensraum Aachen) und den Wunsch 
in den Vordergrund, bei der Gestaltung und Entwicklung von Stadt und Region mitwirken zu 
wollen.  
Auch wenn die amerikanischen Community Foundations quasi der Impulsgeber für die 
Entstehung von Bürgerstiftungen in Deutschland waren, so hat sich bei der Weitentwicklung 
bestehender und Gründung neuer Bürgerstiftungen hierzulande sehr bald eine eigene Dynamik 
entwickelt. Bürgerstiftungen sind keine Organisationen „von der Stange“, sondern sie 
entwickeln sich immer noch weiter und müssen lernen, sich im kommunalen Umfeld einzufügen 
(vgl. Wimmer 2004: 111 f.). Einiges deutet daher darauf hin, dass sich gesellschaftliche 
Hintergründe und Erfahrungen mit Community Foundations in den Vereinigten Staaten nicht 
oder zumindest nur mit der Gefahr vieler „Übersetzungsfehler“ auf Bürgerstiftungen in 
Deutschland übertragen lassen (vgl. Strachwitz 2005: 36).  
Interesse an Bürgerstiftungen in Deutschland 
Worauf gründet sich nun das besonders starke Interesse an Bürgerstiftungen in Deutschland? 
Abgesehen von dem grundsätzlichen Reiz des Neuen sind die Gründe, warum Stiftungen im 
Allgemeinen und Bürgerstiftungen im Besonderen in der Öffentlichkeit3 große Neugier 
hervorrufen, sehr vielfältig. Einige der positiven Assoziationen, die mit Bürgerstiftungen 
verbunden sind, seien nachfolgend benannt: 
• Bürgerstiftungen beflügeln Hoffnungen, dass sie für „neues“ Geld sorgen. Die Popularität 
von Bürgerstiftungen ist mitunter Ausdruck der Hoffnung, durch das Vehikel Bürgerstiftung 
zusätzliche, „neue“ Mittel für soziale, kulturelle oder Umweltprojekte einwerben zu können, 
die aus anderen – meist staatlichen – Quellen nicht oder nicht mehr finanziert werden 
können. Dabei wird ein Vorteil darin gesehen, dass sie ein dauerhaftes Stiftungskapital 
haben und nicht auf jährliche Zuwendungen angewiesen sind (vgl. Feldstein 1999: 222).  
• Bürgerstiftungen beflügeln Hoffnungen, dass sie für „neue“ Stifter sorgen. Im Kontext von 
Stiftungen wird insofern von „neuen“ Stiftern bzw. einem neuen Stiftertypus gesprochen, 
weil es zunehmend mehr lebende Stifter gibt im Gegensatz zum klassischen Nachlass-Stifter 
(vgl. Timmer 2005: 54 f.). Dadurch entstehen neue Vorstellungen von und über Stiftungen, 
da die Stifter ihre Visionen, Inhalte und Zukunftsvorstellungen „inter vivos“ in ihre 
Stiftungen hineintragen. Auch wollen diese Stifter häufig eine aktive Rolle in der Stiftung 
spielen. 
• Bürgerstiftungen beflügeln Hoffnungen, dass sie für „neues“ Engagement sorgen. Viele 
Bürgerstiftungen haben zum Ziel, neben der Vergabe von Fördermitteln auch eigene 
Projekte zu initiieren und die Bürgerschaft an der aktiven Mitgestaltung ihrer Städte zu 
beteiligen. Dieses Bemühen um Formen der Beteiligung und demokratische 
Willensbildungsprozesse erzeugt insofern Spannung, weil sie der klassischen Stiftung 
eigentlich fremd sind, hier aber neu und wesentlich erscheinen (vgl. Strachwitz 1999b: 28).  
• Bürgerstiftungen beflügeln Hoffnungen, dass sie für „neue“ Projekte sorgen und als 
„neue“ Träger von sozialen und kulturellen Einrichtungen fungieren können. Während 
kommunale Einrichtungen in der Regel als verlässlich, aber zumeist auch recht unflexibel 
gelten, wenn es um rasche Veränderungen oder die Wünsche von speziellen Gruppen geht 
(vgl. Evers 2006: 50), sind Bürgerstiftungen offenbar in der Lage, „innovative Projekte zu 
                                                 
3 Fleisch (2005: 7) benennt vom Bundespräsidenten über Ministerpräsidenten bis hin zu Abgeordneten 
ausschnittsweise, wer alles Interesse und Engagement für Stiftungen und bürgerschaftliches Engagement 
bekundet. Vgl. dazu auch Bundesverband Deutscher Stiftungen 2002: 11 ff.  
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fördern, die der Staat oder Markt beispielsweise aufgrund ihrer Neuartigkeit nicht 
unterstützen kann bzw. will“ (Hinterhuber 2005: 185). Diskutiert wird daher, ob und 
inwieweit Bürgerstiftungen als „zeitgemäße“ Organisationsformen sozialer Verantwortlich-
keit die Aufgaben staatlicher und traditioneller gesellschaftlicher Institutionen ergänzen oder 
sogar ersetzen können und sollen (vgl. z. B. Pfeiffer/Kleimann 2005: 254, Becker 2005).  
Geäußert wird das Interesse an Bürgerstiftungen sowohl von kommunalen Akteuren als auch 
von Akteuren auf Länder- und Bundesebene4. Allen Hoffnungen, die mit der Etablierung und 
Entwicklung von Bürgerstiftungen in Deutschland verbunden werden, ist dabei gemein, dass sie 
in engem Zusammenhang mit der Stärkung der Zivilgesellschaft, des bürgerschaftlichen Enga-
gements und deren bürgerschaftlichen Organisationen stehen. In den Vordergrund rückt damit 
das Interesse an Bürgerstiftungen als gemeinnützige Organisationen des Dritten Sektors und der 
damit verbundenen Dritte-Sektor-Forschung.  
Interesse der Dritte-Sektor-Forschung  
Die Dritte-Sektor-Forschung hat sich in den vergangenen Jahren vor allem darum bemüht, 
bürgerschaftliche Organisationen hinsichtlich ihrer Ressourcen und Leistungen zu erkunden. Der 
Dritte Sektor bezeichnet einen Bereich, der zwischen Staat, Markt und Privatsphäre angesiedelt 
ist, wobei der Dritte Sektor oft eine intermediäre bzw. vermittelnde Funktion zwischen den 
genannten Bereichen übernimmt. Zu diesem Sektor gehören Organisationen, die weder dem 
ersten (Staat), noch dem zweiten (Ökonomie) Sektor zuzuordnen sind5 (vgl. Anheier/Seibel 
1999: 19 ff.).  
Die Dritte-Sektor-Forschung befasst sich zum einen mit der deskriptiven Betrachtung und 
statistischen Erfassung sowohl der Organisationen (vgl. z. B. Zimmer/Priller 2004) als auch des 
individuellen Bürgerengagements (vgl. Rosenbladt/Picot 1999, Gensicke/Picot/Geiß 2006). 
Zum anderen ist eine „Erweiterung der Perspektive auf Nonprofit-Organisationen unter 
Aspekten ihrer politischen und kulturellen Bedeutung angesagt und notwendig“ (Zimmer/Hall-
mann 2006: 87), bei der es um die Identifizierung von Veränderungsprozessen hinsichtlich der 
Arbeitsteilung zwischen Markt, Staat und Gesellschaft und damit letztlich auch um die 
Identifizierung der Beiträge der Infrastruktur von bürgerschaftlichem Engagement geht. 
Besondere Aufmerksamkeit in der Dritte-Sektor-Forschung erfährt seit einigen Jahren die 
Organisationsform Stiftung. Dies ist unter anderem darauf zurückzuführen, dass die Anzahl an 
Stiftungen in Deutschland von 1990 bis 2005 um ca. 10.000 auf 18.000 Stiftungen zugenom-
men hat (vgl. Strachwitz 2007: 100). Mit der quantitativen Zunahme – zuweilen auch als 
Stiftungsboom bezeichnet (vgl. Timmer 2005: 18) – ist gleichzeitig das grundsätzliche Interesse 
an dieser gemeinnützigen Organisationsform gestiegen. Erfasst und erforscht werden zum 
Beispiel Statistiken zum Stiftungswesen (vgl. z. B. Sprengel 2001, Sprengel/Ebermann 2007), 
Rechtsfragen besonderer Stiftungsformen (vgl. z. B. Kaper 2006) oder Motive von bestimmten 
Stiftertypen (vgl. z. B. Timmer 2005).  
                                                 
4  Auf Länderebene zeigt sich das Interesse z. B. in der Förderung von Veranstaltungen zum Thema 
Bürgerstiftungen, wie beispielsweise durch das nordrhein-westfälische Ministerium für Generationen, Familie, 
Frauen und Integration (MGFFI NRW). Auf Bundesebene drückt sich das Interesse z. B. in der finanziellen 
Förderung der Initiative Bürgerstiftungen durch das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ) aus. 
5 Dazu zählen insbesondere gemeinnützige Organisationen wie Vereine, Verbände, Stiftungen und gemeinnützige 
Unternehmen (gemeinnützige GmbH, gemeinnützige AG). 
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Auf Interesse stoßen aber zusehends auch Fragen bezüglich des Wirkens und der Rolle von 
Stiftungen in der Gesellschaft und ihrer Kooperation mit anderen gesellschaftlichen Akteuren. 
Dies gilt für Nonprofit-Organisationen allgemein (vgl. Neumann 2005: 10), aber für Stiftungen 
besonders (vgl. z. B. Eilinghoff/Meyn 2003, Wörle-Himmel 2007), da Stiftungen – zumindest in 
Deutschland – traditionell eher zurückhaltend waren, wenn es darum ging, mit anderen 
Stiftungen und gesellschaftlichen Akteuren zusammenzuarbeiten: „In den vergangenen Jahren 
hat hier jedoch ein Umdenken eingesetzt. Unter dem Stichwort Evaluation setzen sich Stiftun-
gen verstärkt mit den Wirkungen und Ergebnissen ihrer gemeinnützigen Projekte auseinander 
und versuchen, Stiftungsarbeit strategisch und effektiv zu gestalten. (…) Dieser veränderte Blick 
auf das eigene Handeln und die eigenen Möglichkeiten führt insbesondere bei (…) Stiftungen 
und ihren Vorständen und Mitarbeitern zu einem verstärkten Interesse am Thema Kooperation“ 
(Eilinghoff/Meyn 2003: 727).  
Auch Bürgerstiftungen haben besonderes Interesse an Kooperationen. Dies zeigt sowohl ein 
Blick auf ihre Satzungen, denen zufolge sie besonderes Augenmerk „auf die partnerschaftliche 
Zusammenarbeit mit wichtigen Gruppen der Stadtgesellschaft“ legen (Satzung der Bürger-
stiftung Zukunftsfähiges München), als auch die Diskussion in der Literatur: „Um sich zu wirk-
samen Katalysatoren der Bürgergesellschaft entwickeln zu können, brauchen Bürgerstiftungen 
außer angemessenen Rahmenbedingungen auch strategische Partner“ (Walkenhorst 2004: 95). 
Ähnlich empfiehlt auch deCourcy Hero (1999: 205), dass Bürgerstiftungen „Koalitionen auf 
lokaler Ebene begründen“ sollten, um so in Zusammenarbeit neue Lösungen für Heraus-
forderungen auf städtischer Ebene finden zu können6.  
Interesse an der Mitwirkung „neuer“ Akteure aus Sicht der Stadtentwicklung 
Während deutlich wird, dass Bürgerstiftungen für ihre Arbeit und Projekte Partner benötigen, 
zeigt sich umgekehrt, dass auch andere lokale Akteure – und hier vor allem öffentliche Akteure 
– auf bürgerschaftliche Mitwirkung angewiesen sind und nach Kooperationen suchen, um die 
Lebensqualität in den Städten zu verbessern. Diesen Zusammenhang unterstreicht der städte-
bauliche Bericht der Bundesregierung von 2004: „Die Städte werden ihre neuen Aufgaben und 
Herausforderungen aber nur dann bewältigen, wenn sie die Lebensinteressen aller Beteiligten 
unmittelbar berücksichtigen, wenn Mitgestaltung und Mitbestimmung zunehmen. Das Engage-
ment der Bürgerinnen und Bürger ist daher unverzichtbare Voraussetzung für den Weg zur 
Stadt der Zukunft“ (BMVBW 2005: I). Und weiter heißt es: „Im Rahmen einer Partnerschaft 
sind alle Akteure in der Gesellschaft aufgerufen, ihre Ideen und Konzepte in die stadtentwick-
lungspolitischen Prozesse einzubringen“ (ebd.: 8).  
Bürgermitwirkung und Partnerschaften mit gesellschaftlichen Akteuren im Rahmen von 
Stadtentwicklungsprozessen sind dabei nicht grundsätzlich neu. So suchten sich die Kommunen 
bereits ab Beginn der 1990er Jahre im Rahmen von „Public Private Partnership“-Kooperationen 
(PPP) verstärkt private Partner für die Bewältigung ihrer Aufgaben und Projekte (vgl. z. B. Heinz 
1993, Kirsch 1997), und auch der Beitrag intermediärer Organisationen zur Entwicklung von 
Quartier, Stadt und Region findet in der planungstheoretischen Diskussion seit dieser Zeit 
Aufmerksamkeit (vgl. z. B. Selle 1991, Selle 1996: 108 ff.). Angesichts der aktuellen politischen 
Diskussion um die Bedeutung von Bürgergesellschaft und Bürgerengagement wird der Ruf nach 
der Beteiligung bürgerschaftlicher Akteure jedoch zunehmend lauter7.  
                                                 
6  Ähnlich argumentieren z. B. auch Schmidt (2003: 123) und Hellmann (2005: 228).  
7  Vgl. z. B. den Bericht der Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages Bürgerschaftliches Engagement 
(2002: 24): „Bürgerschaftliches Engagement ist eine wesentliche Voraussetzung für die Zukunftsfähigkeit einer 
demokratischen Gesellschaft, es gilt als unverzichtbare Bedingung für den Zusammenhalt der Gesellschaft.“ 
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Neue Akteure und neue Kooperationsformen werden als Chance für die Stadtentwicklung 
verstanden, und es ist mittlerweile fast gängige Praxis, dass Kommunen im Zuge der Stadtent-
wicklungsplanung alternative Wege und Partner zur Bewältigung von Planungsaufgaben 
suchen. Dies liegt neben „äußeren“ bzw. allgemeingesellschaftlichen Schwierigkeiten wie zum 
Beispiel leeren öffentlichen Kassen, Personalabbau im öffentlichen Sektor, geringen Steuerein-
nahmen oder demographischen Veränderungen und damit verbundenen Schrumpfungs-
tendenzen nicht zuletzt daran, dass an „klassischen“ Planungsverfahren und -instrumenten zum 
Beispiel mangelnde Transparenz, mangelnde Mitbestimmung der Bürger, mangelnde Koopera-
tion, mangelnde Ausrichtung am Bedarf der zukünftigen Nutzer, geringe Flexibilität und geringe 
Orientierung an Lösungsfindungsprozessen kritisiert werden (vgl. BBR 2005: 21). 
In der Suche nach neuen Lösungswegen und Partnern kommt ein gewandeltes Verständnis von 
Planung und Stadtentwicklung zum Ausdruck. Die Entwicklung von Stadt und Region wird 
nicht mehr nur mit öffentlicher Planung gleichgesetzt. Es wird vielmehr davon ausgegangen, 
dass die Entwicklung von Städten und Regionen vom Handeln und den Beiträgen vieler Akteure 
geprägt wird – von Akteuren des Marktes (z. B. Banken, Investoren, Projektentwickler, Grund-
eigentümer, Wohnungs- und Immobilienunternehmen), von Akteuren aus privaten Haushalten, 
Verbänden und Initiativen sowie von zahlreichen öffentlichen Akteuren auf verschiedenen 
Ebenen (Bund, Land, Regionen, Kreise, Kommunen) und in zahlreichen Ressorts (vgl. Selle 
2006: 29). Stadtentwicklung lässt sich nicht allein von oben („top-down“) verordnen, sondern 
benötigt im Sinne eines „bottom-up-Ansatzes“ die Einbeziehung aller lokalen Akteure und 
entsprechend neue Beteiligungs- und Kooperationsformen (vgl. BBR 2005: 10). 
„Vor diesem Hintergrund verstärkt sich in der Wissenschaft (…) die Auffassung, dass es für das 
Verständnis von Prozessen der Stadt- und Regionalentwicklung sinnvoll, wenn nicht notwendig 
wäre, die Interessen, Strategien und Durchsetzungspotenziale aller wesentlichen Akteure zu 
untersuchen“ (Selle 2006: 29). Da Stadt und Region die zentralen räumlichen Betätigungsfelder 
für Bürgerstiftungen sind, liegt eine Untersuchung des neuen Akteurs Bürgerstiftung im Hinblick 
auf seine Beiträge zur Stadtentwicklung und den damit verbundenen möglichen Kooperations-
formen nicht nur nahe, sondern erscheint aufgrund der hohen Erwartungshaltung gegenüber 
Bürgerstiftungen und „einer Aufmerksamkeit, die in keinem Verhältnis zu ihren noch beschei-
denen Möglichkeiten steht“ (Strachwitz 2005: 35), besonders geboten.  
Anders formuliert lässt sich sagen, dass der Diskussion über Bürgerstiftungen bei einer hohen 
normativ-politischen Aufladung bisher die empirische Basis fehlt und die Gefahr besteht, dass 
Bürgerstiftungen hinsichtlich ihrer personellen, organisatorischen und materiellen Ressourcen 
überschätzt werden. Bei allen positiven Assoziationen, die der neue Stiftungstyp weckt, muss 
also sowohl nach der Leistungsfähigkeit als auch nach den Grenzen von Bürgerstiftungs-
aktivitäten und -kooperationen gefragt werden: „Man muss schon sehr genau hinsehen und 
Grenzen wie Gefahren im Auge behalten, soll es zu einem sinnvollen Miteinander von öffent-
lichen und zivilgesellschaftlichen Aktivitäten kommen“ (Selle 2007: 67).  
Hier setzt die vorliegende Arbeit mit den nachfolgend dargelegten Fragestellungen an. 
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2. Erkenntnisinteresse und Fragestellungen 
„Fragestellungen sind so etwas wie die Tür zum untersuchten Forschungsfeld“ (Flick 2006: 84). 
Welche Fragestellungen die Tür zum Forschungsfeld Bürgerstiftungen sein sollen, wird nach-
folgend erläutert. Dafür werden die Grundannahmen dieser Untersuchung, die forschungs-
leitenden Fragen und der Fragentypus dargelegt. In den anschließenden Kapiteln I.3 und I.4 
wird dann erläutert, mit Hilfe welchen Forschungsdesigns Antworten auf die Fragestellungen 
gefunden werden sollen (Methodisches Vorgehen) und wie der Frage- und Forschungsprozess 
strukturiert ist (Aufbau der Arbeit).  
Vor dem Hintergrund der in der Einführung geschilderten Ziele, Tätigkeiten und Entwicklungen 
von Bürgerstiftungen geht die Arbeit von drei wesentlichen Grundannahmen aus: 
• Bürgerstiftungen sind Mitwirkende an der Entwicklung von Stadt und Region. Sie sind neue 
Akteure in Städten und Regionen und ihre selbst gewählten Leitsätze (z. B. „Wir für unsere 
Stadt“, „Gemeinsam für unsere Region“, „Bewahren, gestalten, verbinden“) bringen zum 
Ausdruck, dass sie mit ihren Handlungen und Tätigkeiten „Mitverantwortung für die 
Gestaltung ihres Gemeinwesens übernehmen“ (Präambel zur Satzung der Bürgerstiftung 
Lebensraum Aachen) wollen.  
• Bürgerstiftungen brauchen Partner. Da Bürgerstiftungen noch relativ neue und „uner-
fahrene“ Akteure sind und derzeit noch über vergleichsweise geringe finanzielle Möglich-
keiten verfügen, sind sie bei vielen Projekten auf Kooperationspartner angewiesen, die ihre 
Aktivitäten zum Beispiel mit Geld, Zeit, Personal und Know-how unterstützen. Das Interesse 
an der Zusammenarbeit von Bürgerstiftungen mit anderen Akteuren zeigt sich sowohl in 
ihren Satzungen als auch in Diskussionen in der Literatur, denen zufolge „mehr über die 
Bündelung von Ressourcen und Zusammenarbeit (…) von Bürgerstiftungen nachgedacht 
werden [müsste]“ (Schmidt 2003: 123). 
• Stadtentwicklung braucht Partner. Die Zusammenarbeit von Verwaltung und Politik als 
öffentliche Akteure der Stadtentwicklung mit Partnern aus Wirtschaft und Bürgergesell-
schaft ist notwendig, um gemeinsam Problemlösungen und Umsetzungsstrategien in der 
Stadtentwicklung zu finden. Diese Erkenntnis basiert auf der Einsicht in zunehmend 
eingeschränkte finanzielle Handlungsmöglichkeiten und Steuerungsressourcen von Politik 
und Verwaltung und auf Ergebnissen aus der planungstheoretischen Diskussion, nach der 
die „Kooperation der Verwaltung und Politik mit privaten Akteuren – Wirtschaft wie 
Zivilgesellschaft – an Bedeutung gewonnen [hat], um städtische Qualitäten im Rahmen 
eines kooperativen Steuerungsverständnisses realisieren zu können“ (Sinning 2006: 9).  
Aus diesen Grundannahmen entwickelt sich das Interesse für das Wirken von Bürgerstiftungen 
und ihre Zusammenarbeit mit anderen Akteuren der Stadtentwicklung. Das Erkenntnisinteresse 
der Arbeit zielt daher darauf ab zu untersuchen, für was und wie Bürgerstiftungen als Akteure 
der Stadtentwicklung tätig werden. Ziel der Arbeit ist eine kritische Inventur der Wirklichkeit 
von Bürgerstiftungen und das Aufdecken der Realitäten und Potenziale von Bürgerstiftungen 
für die Entwicklung von Stadt und Region.  
Um eine sinnvolle Erkundung des neuartigen und noch wenig untersuchten Forschungsgegen-
standes und Akteurs Bürgerstiftung zu leisten, werden an den Beginn der Arbeit bewusst keine 
Hypothesen, sondern forschungsleitende Fragen gestellt.  
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Diese forschungsleitenden Fragen lauten:  
1.  Welchen Beitrag leisten Bürgerstiftungen zur Entwicklung von Stadt und Region? 
Um die Inhalte, Wirkungsweisen und Instrumente des Mitwirkens von Bürgerstiftungen an 
der Stadtentwicklung ergründen zu können, bedarf es im Laufe der Arbeit weiterer Fragen, 
die die übergeordnete forschungsleitenden Frage beantworten helfen:  
• Welchen Beitrag wollen Bürgerstiftungen zur Entwicklung von Stadt und Region leisten, 
und welchen Beitrag können sie leisten?  
• Was sind gemäß der Stiftungszwecke und der Projekte von Bürgerstiftungen 
Handlungsfelder und Inhalte ihrer Arbeit bzw. Beiträge? 
• Was sind Handlungsinstrumente von Bürgerstiftungen bzw. wie leisten sie Beiträge zur 
Entwicklung von Stadt und Region? 
• Wie sind die Ergebnisse der Beiträge von Bürgerstiftungen zu bewerten? 
2.  Welche Rolle spielen Kooperationen für die Arbeit von Bürgerstiftungen? 
Auch für die Beantwortung dieser Fragestellung bedarf es im Laufe der Arbeit weiterer 
Fragen: 
• Was sind Ziele der Kooperationen von Bürgerstiftungen? 
• Wer sind die Kooperationspartner von Bürgerstiftungen?  
• Wie und in welchen Formen finden Kooperationen statt? 
• Was sind Inhalte und Projekte der Kooperationen von Bürgerstiftungen? 
Mit Hilfe dieser Fragen widmet sich die Arbeit dem Entdecken und Verstehen der Ziele, 
Aktivitäten, Beiträge und Kooperationen von Bürgerstiftungen. Bildlich gesprochen soll auf diese 
Weise versucht werden, gewissermaßen den „Beipackzettel“ mit Hinweisen auf Anwendungs-
gebiete, Wirkungsweisen, Risiken und Nebenwirkungen für Bürgerstiftungen als Akteure der 
Stadtentwicklung zu entwickeln. 
Explorativer Fragetypus und Abgrenzung zu anderen Fragestellungen 
Beide Leitfragen haben entdeckenden Charakter und lassen sich als „generative Fragen“ klassi-
fizieren. Sie zielen weniger darauf ab, bestehende Annahmen – etwa im Sinne von Hypothesen 
– zu bestätigen, als vielmehr Neues zu entdecken und dies zuzulassen (vgl. Flick 2006: 76 ff.). 
Nach Strauss (1991: 50) sind dies Fragen, „die bei der Forschungsarbeit sinnvolle Richtungen 
aufweisen; sie führen zu Hypothesen, nützlichen Vergleichen, zur Erhebung bestimmter 
Datentypen oder sogar dazu, dass der Forscher auf möglicherweise wichtige Probleme 
aufmerksam wird“. Im Sinne entdeckender Sozialforschung sollen die Fragen neue Erkenntnisse 
zu einem vertieften Verständnis von Bürgerstiftungen beisteuern (vgl. Kardorff 2000: 238 f.).  
Im Hinblick auf die Kooperationen von Bürgerstiftungen richtet sich der Fokus gezielt auf die 
Zusammenarbeit mit öffentlichen Akteuren, da diesen zum Gelingen von Kooperationspro-
zessen in der Stadtentwicklung eine wesentliche Bedeutung zukommt (vgl. Selle 2005: 318). 
Außerdem wird gerade dieser Akteurskonstellation immer wieder besonderes Interesse entge-
gengebracht und ein besonderes Spannungsverhältnis zugeschrieben (vgl. z. B. Pricibilla 2003, 
Wimmer 2004, Nährlich 2006).  
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Insofern werden solche Kooperationen bewusst nur randständig betrachtet, die zwischen 
Bürgerstiftungen und Akteuren des Marktes sowie zwischen Bürgerstiftungen und anderen 
Organisationen des Dritten Sektors erfolgen. Hierfür müsste der Forschungszugang zum Beispiel 
eher über die Diskussion um Fragen und Konzepte von „Corporate Social Responsiblity“ und 
„Corporate Citizenship“ (vgl. Kapitel II.3.1) erfolgen. Hinsichtlich der Themenfelder verbleibt 
die Arbeit aufgrund ihrer explorativen Anlage jedoch bewusst bei der Breite der Stiftungs-
aktivitäten und beschränkt sich nicht auf bestimmte Ausschnitte, wie zum Beispiel Projekte der 
Kinder- und Jugendförderung, Kunst und Kultur oder aus dem Themenfeld Umwelt und 
Nachhaltigkeit8. 
3. Methodisches Vorgehen 
Die eingangs skizzierten Entstehungshintergründe und Merkmale von Bürgerstiftungen liefern 
ein erstes Vorverständnis des Untersuchungsgegenstandes Bürgerstiftungen. Auf welche Weise 
Bürgerstiftungen an der Entwicklung von Stadt und Region mitwirken, kann bisher nur 
bruchstückhaft erschlossen werden. Um hierzu fundierte Aussagen treffen zu können, sind 
empirische Untersuchungen notwendig. Die Konzeption des Forschungsdesigns muss dabei 
Rücksicht nehmen auf die spezifischen Charakteristika des Untersuchungsgegenstandes: 
• Es liegen bisher nur in geringem Umfang und in geringer Tiefe wissenschaftliche 
Erkenntnisse über Bürgerstiftungen vor. 
• Es liegen nur wenige langjährige Erfahrungen mit Bürgerstiftungen vor. Die meisten 
Bürgerstiftungen hierzulande sind weniger als fünf Jahre alt. 
• Die Bezeichnung Bürgerstiftung ist kein fest definierter Begriff und Bürgerstiftungen sind 
keine am Reißbrett entworfenen Organisationen „von der Stange“. Sie sind gekennzeichnet 
durch verschiedene Entstehungshintergründe, unterschiedliche Zusammensetzungen der 
Stiftungsgremien, vielfältige Stiftungszwecke usw. Dementsprechend sind auch die 
Arbeitsweisen und Aktivitäten von Bürgerstiftungen sehr vielfältig. 
Neben diesen spezifischen Charakteristika des Untersuchungsgegenstandes muss das For-
schungsdesign auch am Erkenntnisinteresse ausgerichtet werden, welches auf eine explorative 
Untersuchung abzielt. Daraus ergeben sich folgende Anforderungen an das Forschungsdesign: 
Erstens ist für die Erforschung neuartiger, noch weitgehend unbekannter Organisationsformen 
und Strukturen die Offenheit des empirischen Verfahrens zentral. Nur mit prozessualen 
Vorgehensweisen, die flexibel auf Lernerfahrungen im Forschungsprozess reagieren können und 
nicht in einem von vornherein operationalisierten Modell festgelegt sind, wird das Unter-
suchungsziel der Exploration erreicht. Zweitens stehen lokale Akteure sowie deren Interessen, 
Ziele, Handlungen und Kooperationen mit anderen im Mittelpunkt. Hierfür sind Methoden 
notwendig, die Tätigkeiten, Projekte und Interaktionsprozesse analytisch fokussieren. Daher 
erfordern beide Untersuchungsziele – die Offenheit des Verfahrens und die Analyse von Orga-
nisationen und ihren Tätigkeiten – den Einsatz von Methoden der empirischen Sozialforschung.  
Diese Anforderungen sowie die Vielschichtigkeit des Forschungsgegenstandes „Bürgerstiftung“ 
haben notwendigerweise zur Folge, dass das Methodenrepertoire dieser Untersuchung daran 
angepasst und sorgfältig ausgewählt werden muss. Eine wichtige Orientierung bei der Entwick-
                                                 
8  Vgl. hierzu die laufende Arbeit von Anke Valentin (2007), die die Beiträge von Bürgerstiftungen im Themenfeld 
Nachhaltigkeit betrachtet. 
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lung des entsprechenden Untersuchungsdesigns bietet das methodische Grundprinzip der 
„Triangulation“, das seit Beginn der 1990er Jahre vor allem im Bereich der qualitativen Sozial-
forschung verstärkt Aufmerksamkeit findet. Das Triangulationsprinzip besagt in seinem Kern, 
dass komplexe sozialwissenschaftliche Aufgabenstellungen in der Regel nur dann erfolgreich 
bewältigt werden können, wenn sie mittels eines kombinierten Einsatzes verschiedener 
Erhebungstechniken und Auswahlverfahren und aus verschiedenartigen Betrachtungsperspek-
tiven bearbeitet werden (vgl. Schnell/Hill/Esser 1999: 245, Flick 2004, Flick 2006: 330 ff.). 
„Triangulation lässt sich als Ansatz der Geltungsbegründung der Erkenntnisse, die mit 
qualitativen Methoden gewonnen wurden, verwenden, wobei die Geltungsbegründung nicht in 
der Überprüfung von Resultaten, sondern in der systematischen Erweiterung und Vervollstän-
digung von Erkenntnismöglichkeiten liegt. Triangulation wird damit weniger zu einer Strategie 
der Validierung der Ergebnisse und Vorgehensweisen als zu einer Alternative dazu (…), die 
Breite, Tiefe und Konsequenz im methodischen Vorgehen erhöht“ (Flick 2006: 332). Von den 
verschiedenen Varianten der Triangulation (vgl. Flick 2004: 13 ff.) wird für diese Arbeit die 
Methoden-Triangulation gewählt, wobei im vorliegenden Fall sowohl qualitative als auch 
quantitative Methoden miteinander verknüpft werden.  
Untersuchungsschritte 
Vor dem Hintergrund dieser forschungskonzeptionellen Überlegungen wurde die Arbeit in fünf 
zentrale methodische Schritte unterteilt:  
1. Der Einstieg erfolgt über eine Literaturanalyse, mit deren Hilfe geklärt werden soll, was 
unter Stadtentwicklung zu verstehen ist und wodurch das derzeit vorherrschende Planungs-
verständnis gekennzeichnet ist. Überdies erfolgt eine Analyse des wissenschaftlichen 
Schrifttums zu Stiftungen und Bürgerstiftungen. Insbesondere wird danach gefragt, was 
Stiftungen und Bürgerstiftungen sind, wie sie arbeiten und warum gegenwärtig ein 
zunehmendes Kooperationsinteresse bei Stiftungen festzustellen ist. Außerdem werden 
anhand einer Analyse der Sekundärliteratur die internationalen Erfahrungen mit 
Bürgerstiftungen nachgezeichnet, um deutsche Besonderheiten identifizieren, einordnen 
und bewerten zu können.  
2. Anschließend wird im zweiten Schritt eine Analyse der Vermögensdaten von Bürgerstif-
tungen vorgenommen, um so zu einer Einschätzung der finanziellen Leistungsfähigkeit von 
Bürgerstiftungen zu kommen und Antworten auf die Frage zu finden, welche Beiträge, 
Tätigkeiten und Projekte Bürgerstiftungen überhaupt zu leisten in der Lage sind. Hierfür 
werden die Daten aus dem vom Verein Aktive Bürgerschaft geführten „Verzeichnis der 
deutschen Bürgerstiftungen“ analysiert.  
3. In einem dritten Schritt werden mittels einer Analyse von Bürgerstiftungssatzungen insbe-
sondere die Stiftungszwecke und die Formen der Zweckverwirklichung von Bürgerstiftungen 
erforscht. Die Satzungen von Bürgerstiftungen sind festgeschriebener Ausdruck des 
Stifterwillens und rechtliche Grundlage für Inhalte und Tätigkeitsbereiche sowie für 
Arbeitsweisen und Organisation einer Stiftung. Zugleich kann aus den Satzungen bereits die 
grundlegende Bedeutung von Kooperationen für Bürgerstiftungen herausgearbeitet werden. 
Gleichwohl sind die Satzungen lediglich statische Dokumente, die die selbst auferlegten 
Ansprüche der Bürgerstiftungen widerspiegeln, nicht jedoch die Stiftungswirklichkeit 
abbilden.  
4. Daher werden die Ergebnisse der Satzungsanalyse anschließend mittels einer schriftlichen 
Befragung von Bürgerstiftungen im Hinblick auf die tatsächlichen Reichweiten, Hand-
lungsfelder sowie Art und Weisen der Stiftungstätigkeit in der Praxis überprüft. Auf diese 
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Weise wird nach de facto durchgeführten Projekten sowie nach Arbeitsschwerpunkten und 
Arbeitsweisen gefragt, und es können zugleich Strukturen der Zusammenarbeit von 
Bürgerstiftungen mit anderen Akteuren ermittelt werden.  
5. Schließlich werden im fünften Schritt die Beiträge und Kooperationen von Bürgerstiftungen 
anhand von Fallstudien untersucht. Dieser Teil der Arbeit stützt sich auf Experteninterviews 
sowie auf die Analyse von Sekundärmaterialien. Die Beispiele werden als qualitative 
Fallstudien dargestellt, welche die Bürgerstiftungen und ihre Projekte in den Besonderheiten 
ihrer jeweiligen Kontexte erfassen und beschreiben. Die Fallanalysen erfolgen über Primär-
erhebungen in Form von problemzentrierten (teilstrukturierten, offenen) Interviews mit 
Akteuren aus den Bürgerstiftungen sowie mit öffentlichen Akteuren, die mit Bürger-
stiftungen kooperieren.  
Die ausführliche Erläuterung der Anlage der empirischen Untersuchung erfolgt aufbauend auf 
die aus der Literaturanalyse gewonnenen Erkenntnisse zu Stiftungen und Bürgerstiftungen in 
Kapitel V. Darin finden sich sowohl die Operationalisierung der Untersuchungsfragen als auch 
Erläuterungen über die einzelnen methodischen Zugänge der Untersuchung. 
 
Abbildung 1: Schematischer Aufbau der Arbeit (Quelle: eigene Darstellung) 
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4. Aufbau der Arbeit 
Die vorliegende Arbeit ist in insgesamt neun Kapitel gegliedert. Einleitend wird in Kapitel I 
zunächst in die Thematik eingeführt und die Aktualität und Relevanz des Zusammenhanges von 
Bürgerstiftungsaktivitäten und Stadtentwicklung dargelegt (Kapitel I.1). Anschließend werden 
die Zielsetzung und Fragestellungen der Arbeit (Kapitel I.2) sowie die Forschungsmethodik 
(Kapitel I.3) erläutert. 
Zum Zwecke der planungstheoretischen Einordnung dieser Arbeit werden in Kapitel II die 
Entwicklung des Planungsverständnisses nachvollzogen und dessen wesentliche Kennzeichen 
beschrieben (Kapitel II.1). Es folgen ein Überblick über aktuelle Herausforderungen und 
Themenfelder der Stadtentwicklung (Kapitel II.2) und eine Zusammenschau der Akteure der 
Stadtentwicklung, bei der ein Schwerpunkt auf die vertiefende Betrachtung von Akteuren und 
Organisationen des „Dritten Sektors“ gelegt wird (Kapitel II.3).  
In Kapitel III erfolgt eine Auseinandersetzung mit der Organisationsform Stiftung, die gewisser-
maßen die „Mutterorganisation“ der Bürgerstiftung darstellt. Thematisiert werden die wesent-
lichen Charakteristika und Merkmale, die Geschichte und Entwicklung von Stiftungen sowie die 
Ressourcen, die Stiftungen für ihre Tätigkeiten zur Verfügung stehen (Kapitel III.1). Darüber 
hinaus werden die inhaltlichen und räumlichen Wirkungsfelder von Stiftungen dargelegt 
(Kapitel II.2) und ihre Arbeitsweisen erläutert (Kapitel III.3).  
Kapitel IV widmet sich der Frage, was genau Bürgerstiftungen sind. Hierfür erfolgen zunächst 
eine Begriffsklärung, eine Beschreibung der spezifischen Merkmale von Bürgerstiftungen sowie 
eine Abgrenzung zu verwandten Stiftungsformen (Kapitel IV.1). Anschließend werden Ent-
stehung und Entwicklung der als Vorbilder für deutsche Bürgerstiftungen angesehenen Com-
munity Foundations geschildert (Kapitel IV.2). Ein Überblick über die Bürgerstiftungslandschaft 
hierzulande und eine Zusammenfassung des derzeitigen Diskussions- und wissenschaftlichen 
Forschungsstandes (Kapitel IV.3) dienen als Ausgangsbasis für die empirische Untersuchung von 
Bürgerstiftungen. 
In Kapitel V wird das Suchfeld zum Aufdecken der Beiträge und Kooperationen von Bürger-
stiftungen näher bestimmt, indem die Untersuchungsfragen operationalisiert (Kapitel V.1) und 
die methodischen Zugänge der Untersuchung (Kapitel V.2) beschrieben werden. 
Im Rahmen von Kapitel VI werden mit Hilfe der empirischen Untersuchungsergebnisse Ant-
worten auf die Fragen gegeben, über welche Leistungsfähigkeit Bürgerstiftungen verfügen 
(Kapitel VI.1), was Themen und Inhalte ihrer Aktivitäten sind (Kapitel VI.2), auf welche Art und 
Weise sie tätig sind (Kapitel VI.3) und welche Funktionen ihren Aktivitäten und Beiträgen im 
Ergebnis zugeschrieben werden können (Kapitel VI.4). Auf diese Weise sollen Realitäten und 
Potenziale der Beiträge von Bürgerstiftungen für die Entwicklung von Stadt und Region 
beschrieben werden. 
Kapitel VII dient der Beantwortung der Frage, wie Bürgerstiftungen mit anderen Akteuren bei 
ihren Tätigkeiten und Beiträgen zur Entwicklung von Stadt und Region zusammenarbeiten. Zu 
diesem Zwecke werden Antworten auf die Fragen gegeben, welchen Stellenwert Kooperationen 
für Bürgerstiftungen haben und welche Ziele diese haben (Kapitel VII.1), wer die Koopera-
tionspartner von Bürgerstiftungen sind (Kapitel VII.2), wie und in welchen Formen Bürger-
stiftungen mit anderen Akteuren zusammenarbeiten (Kapitel VII.3) und was Inhalte und Pro-
jekte sind, in denen Bürgerstiftungen mit anderen Akteuren zusammenarbeiten (Kapitel VII.4). 
Um die Komplexität der Untersuchungsergebnisse zu reduzieren, werden diese mit Hilfe einer 
Typenbildung geordnet und zusammengefasst (Kapitel VII.5). 
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In Kapitel VIII geht es darum, die Ergebnisse aus den vorangegangenen Kapiteln VI und VII 
anhand von Praxisbeispielen qualitativ zu vertiefen, nachzuvollziehen und zu veranschaulichen. 
Für diesen Zweck wurden die Fallbeispiele „Wiesionen“ der Bürgerstiftung Lörrach (Kapitel 
VIII.1), „Bürgerbäume“ der Stiftung Bürger für Münster (Kapitel VIII.2) und „Jugendcafé 
Wasserturm“ der Stadt Stiftung Gütersloh (Kapitel VIII.3) analysiert.  
Im abschließenden Kapitel IX werden die Ergebnisse der Arbeit resümiert. Aufbauend auf eine 
Zusammenfassung der vorangegangenen Kapitel (Kapitel IX.1) wird anhand von Thesen und 
Folgerungen dargelegt, auf welchen Pfaden die Diskussionen in der Wissenschaft und in der 
Bürgerstiftungspraxis vertieft werden können (Kapitel IX.2). Die Thesen und Folgerungen sollen 
den Diskussionsprozess jedoch nicht abschließen, sondern den Diskurs über Bürgerstiftungen 
weiter (er)öffnen und zu dessen Fortsetzung beitragen. Die Arbeit will daher im explorativen 
Sinne wenige Endpunkte, aber dafür viele Ausgangspunkte setzen. Daher schließt die Arbeit mit 
Hinweisen auf notwendige weitere Forschungen ab (Kapitel IX.3).  
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II. Planungsverständnis, Aufgabenfelder und Akteure der 
Stadtentwicklung 
 
Bürgerstiftungen werden in dieser Arbeit als neue Organisationsformen auf lokaler Ebene und 
als neue Akteure der Stadtentwicklung betrachtet. Was aber wird überhaupt unter Stadtent-
wicklung verstanden, was sind Aufgaben- und Handlungsfelder der Stadtentwicklung und 
welche Akteure sind – über Bürgerstiftungen hinaus – an der Entwicklung von Stadt und 
Region beteiligt? Antworten auf diese Fragen stehen im Mittelpunkt dieses Kapitels, und sie 
bilden die planungstheoretische Einordnung dieser Arbeit. Hierfür werden zunächst die Ent-
wicklung des Planungsverständnisses nachvollzogen und dessen wesentliche Kennzeichen be-
schrieben (Kapitel II.1). Darauf aufbauend wird ein Überblick über aktuelle Herausforder-
ungen und Themenfelder der Stadtentwicklung gegeben (Kapitel II.2). Anschließend wird der 
Frage nachgegangen, welche Akteure in welcher Form an der Entwicklung von Stadt und 
Region beteiligt sind (Kapitel II.3). Den Schwerpunkt bildet dabei die Auseinandersetzung mit 
Akteuren und Organisationen des „Dritten Sektors“, da Bürgerstiftungen – als sowohl von 
Kommunen und politischen Instanzen als auch von anderen Organisationen unabhängige 
Stiftungen – Teil dieses Sektors sind und somit besondere Merkmale und Charakteristika 
aufweisen, die in der weiteren Untersuchung zu berücksichtigen sind.  
 
1.  Stadtentwicklung und Planungsverständnis im Wandel 
Bürgerstiftungen sind ein „neu ins Spiel tretender“ Akteur der Stadtentwicklung. Um 
untersuchen zu können, welche Leistungen Bürgerstiftungen zu diesem „Spiel“ beitragen 
können, muss zunächst erst einmal geklärt werden, was überhaupt unter Stadtentwicklung zu 
verstehen ist und wodurch das derzeit vorherrschende Planungsverständnis gekennzeichnet ist. 
Dazu werden im Folgenden die Entwicklung der verschiedenen Phasen der Planung und des 
Planungsverständnisses nachgezeichnet (Kapitel II.1.1) und die wesentlichen Kennzeichen des 
heutigen Planungsverständnisses beschrieben (Kapitel II.1.2).  
1.1 Veränderungen im Planungsverständnis  
Auf den ersten Blick erscheint „Stadtentwicklung“ ein recht eindeutig und positiv besetzter 
Begriff zu sein. Assoziiert man mit Entwicklung in erster Linie Wachstum und Fortschritt, so liegt 
es nahe, unter Stadtentwicklung vor allem räumliches Wachstum und flächenhafte Ausdehnung 
zu verstehen, beispielsweise durch das Ausweisen neuer Wohnbauflächen oder das Entwickeln 
neuer Gewerbestandorte. Sehr vereinfachend könnte man also davon ausgehen, dass es bei 
Stadtentwicklung vor allem um die Frage geht, wie das Wachstum der Städte zu gestalten ist, 
und dass die Entwicklung von Stadt und Region über Pläne – also durch Stadtplanung „als 
Bezeichnung für die vorausschauende Lenkung der räumlichen Entwicklung“ (Albers 2005: 
1085) – beeinflussbar und gestaltbar ist.  
Auf den zweiten Blick zeigt sich jedoch eine große Vielschichtigkeit des Begriffs Stadtent-
wicklung. Stadtentwicklung wird zum Beispiel in Verbindung gebracht mit Zielen einer 
„nachhaltigen“ Entwicklung, Fragen der Innenstadtbelebung, Belangen des Denkmalschutzes, 
Möglichkeiten des Stadtmarketings, Forderungen nach Umwelt- und Klimaschutz, Vorhaben 
der Kulturpolitik, der Schaffung und Erhaltung von Bildungsangeboten, Problemen des Stadt-
verkehrs oder mit Fragen der Zuwanderung und Integration von Migranten. Diese thematischen 
Bezüge zeigen sich sowohl in den auf Bundes- und Landesebene formulierten Aufgaben der 
16 Planungsverständnis, Aufgabenfelder und Akteure der Stadtentwicklung 
 
Stadtentwicklung als auch in den Aufgaben- und Handlungsfeldern aktueller kommunaler 
Stadtentwicklungskonzepte (vgl. Kapitel II.2). 
Überdies ist die Stadtentwicklung auch abzugrenzen gegenüber dem Begriff der Stadtplanung. 
Letztere bezieht sich „einerseits auf den Prozess der klärenden Auseinandersetzung mit den 
künftigen räumlichen Entwicklungsmöglichkeiten der Stadt, andererseits auf die Verfestigung 
seiner jeweiligen Ergebnisse in rechtsförmlichen Plänen“ (Albers 2005: 1087). Instrumentell sind 
daher insbesondere die Bau- und Raumordnungsgesetzgebung kennzeichnend für die Stadt-
planung (vgl. Sinning 2007: 303). Während Stadtplanung ihren Ausdruck also vor allem in 
Plänen und Programmen findet, hat Stadtentwicklung den Anspruch, „koordinierend zu 
agieren, flächendeckend zu arbeiten und vorausschauender aufzutreten. Neue Instrumente, wie 
Szenarien, Prognosen und informelle Entwicklungskonzepte, ergänzen das Repertoire“ (Sinning 
2007: 303). 
Stadtentwicklung bezieht sich also nicht allein auf räumliche Veränderungen einer Stadt, 
sondern hat auch eine strukturelle Dimension. Will man die Entwicklung bzw. den Wandel einer 
Stadt erfassen, so können verschiedene Dimensionen oder „fundamentale Kräfte“ unterschie-
den werden, die die Entwicklung einer Stadt prägen (vgl. Friedrichs 2005: 1059 f., Hall/Pfeiffer 
2000: 65). Dazu zählen: 
• eine demographische Dimension, die Bezug nimmt auf die natürliche 
Bevölkerungsentwicklung und Migration, 
• eine ökonomische Dimension, die sich unter anderem auf den Wandel der Beschäftigten- 
und Wirtschaftsstruktur bezieht, 
• eine soziale Dimension, die zum Beispiel Fragen von Bildung, Kultur oder sozialen Konflikten 
beinhaltet, 
• eine fiskalische Dimension, die sich auf die Bilanz von städtischen Einnahmen und Ausgaben 
bezieht sowie 
• eine politische Dimension, die zum Beispiel Maßnahmen der Wirtschaftsförderung oder die 
Einbeziehung anderer Akteure in Prozesse der Stadtentwicklung umfasst.  
 
Mit diesen Dimensionen lassen sich die Veränderungen der Strukturen einer Stadt beschreiben, 
sie sind zugleich aber auch Determinanten, die Einfluss auf die Entwicklung von Stadt und 
Region haben. Bezogen auf den Begriff Entwicklung ergeben sich aus den vorgenannten 
Dimensionen drei wichtige Aspekte: Erstens legt die Vielfalt und Unterschiedlichkeit der 
Dimensionen nahe, dass Stadtentwicklung ein dynamischer, nie abgeschlossener oder „fertiger“ 
Prozess ist (vgl. Stratmann 1999: 27). Zweitens ist angesichts demographischer und ökono-
mischer Entwicklungen mittlerweile unumstritten, dass vielerorts in Zukunft nicht „Wachstum“ 
im Sinne von Stadterweiterung, sondern angesichts eines Weniger an Menschen, an Wirt-
schaftskraft, an Arbeitsplätzen, an Nachfrage usw. Schrumpfung im Mittelpunkt der Stadtent-
wicklung stehen wird (vgl. z. B. Hannemann 2002). Drittens schließlich ist angesichts abneh-
mender finanzieller Steuerungsressourcen naheliegend, dass Stadtentwicklung kaum über Pläne 
allein und nur durch einen Akteur, der diese Pläne macht, beeinflussbar ist.  
Stadtentwicklung ist also doch kein einfach und eindeutig bestimmbarer Begriff, sondern 
bedingt Erläuterungen zur Entwicklung des Selbstverständnisses der räumlichen Planung. Diese 
sollen im Folgenden gegeben werden, um zu zeigen, warum aus Sicht der Stadtentwicklung 
auch das Handeln von Bürgerstiftungen für die Entwicklung von Stadt und Region von Interesse 
ist. 
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Phasen- und Schichtenmodell des Planungsverständnisses 
Räumliche Planung und deren Selbstverständnis lassen sich durch unterschiedliche Entwick-
lungsstufen kennzeichnen. Diese Stufen beschreiben jedoch nicht unbedingt die tatsächliche 
kommunale Praxis, sondern sind Ergebnis einer analysierenden und idealtypisierenden Sicht der 
Planungstheorie (vgl. Berding 2007: 72). Die Entwicklungsstufen sind geprägt von einem 
bestimmten Selbstverständnis der (kommunalen) Akteure der Stadtentwicklung sowie von 
einem Verständnis der zu Grunde liegenden Aufgaben und Handlungsmöglichkeiten. 
Wesentliche Grundlagen für dieses Planungsverständnis liefern Albers (vgl. z. B. 1969, 1993) 
und Selle (vgl. z. B. 1995, 1996, 2005). Während Albers verschiedene aufeinander folgende 
und sich ablösende Phasen eines sich wandelnden Planungsverständnisses identifiziert, spricht 
Selle aufbauend auf das „Phasenmodell“ von Albers von einem „Schichtenmodell“. Diese 
Modifikation des Phasenmodells geht davon aus, dass sich die einzelnen Entwicklungsstufen 
ergänzen und einander überlagern. Diese etwas andere Lesart der Entwicklung soll deutlich 
machen, dass die Entwicklungen nicht durch Zäsuren und Brüche, sondern durch Kontinuitäten 
und Konstanten gekennzeichnet sind (vgl. Selle 2005: 56).  
 
Abbildung 2: Wandel im Planungsverständnis (Quelle: Selle 1995: 240) 
Die vier Entwicklungsstufen, die unterschieden werden, sind die Anpassungsplanung, die 
Angebots- bzw. Auffangplanung, die Entwicklungsplanung sowie die Perspektivplanung. 
Zentrales Unterscheidungsmerkmal dieser Stufen ist das jeweilige Verhältnis öffentlicher Steu-
erungsbemühungen zu den Entwicklungen in Gesellschaft und Märkten (vgl. Selle 2005: 58). 
Für das aktuelle Planungsverständnis ist es erforderlich, diese Entwicklungsstufen – wenngleich 
an dieser Stelle stark verkürzt – im historischen Zusammenhang zu erläutern.  
Anpassungsplanung 
Das mit Industrialisierung und Bevölkerungszunahme einhergehende Stadtwachstum des 
19. Jahrhunderts war prägend für die Stufe der „Anpassungsplanung”. Wesentliches Kennzei-
chen dieser Phase war eine pragmatische Auffassung von Städtebau, „die das Stadtwachstum 
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als gegeben hinnimmt“ und dem Selbstverständnis eines liberalen Staates entsprach, „der dem 
Geschehen in Wirtschaft und Gesellschaft seinen Lauf lässt“ und „sich darauf beschränkt, die 
Rechte seiner Bürger zu schützen, und nur eingreift, um Sicherheit und Ordnung zu 
gewährleisten“ (Albers 1969: 11). Dieser Gedanke spiegelt sich in den ersten gesetzlichen 
Regelungen zum Städtebau wider: Mit Plänen zu „Fluchtlinien oder Baulinien wird der 
öffentliche Raum gegen den privaten, die für Zugang und Versorgung notwendige Fläche 
gegen das Baugrundstück abgegrenzt. Was hinter jenen Baulinien geschieht, bleibt weitgehend 
der Eigentümerinitiative und damit dem Markt überlassen“ (Albers 1969: 11). Räumliche 
Entwicklung wurde weder als prognostizierbar noch als steuerbar angesehen und die Rolle der 
Planung bzw. öffentlichen Verwaltung kann mit „Re-Aktion, Gefahrenabwehr und Behebung 
von Missständen“ (Selle 2005: 57) beschrieben werden. 
Auffangplanung 
Das Planungsverständnis der darauf folgenden, etwa Anfang des 20. Jahrhunderts beginnenden 
Phase wird als „Auffangplanung“ bezeichnet. Mit Hilfe der Planung sollte die räumliche 
Umwelt an die Entwicklungen in Gesellschaft und Wirtschaft angepasst werden. Anders als die 
Anpassungsplanung, die sich mit Hilfe von städtebaulichen Regelungen vor allem auf die 
Abwehr von Gefahren, welche sich aus wirtschaftlichen Entwicklungen ergaben, konzentriert 
hatte, trat „die Auffangplanung dem Markt mit eigenen Vorstellungen der räumlichen Ordnung 
entgegen. Sie produziert ‚Lage’ durch den Bau von Infrastrukturen etc. und differenziert diese 
Standortstruktur durch Bodennutzungsordnungen. Planung läuft also nicht mehr nur dem 
Markt hinterher, sondern versucht, Markttendenzen zu antizipieren und in Bahnen zu lenken“ 
(Selle 1996: 58). Dabei wurden allerdings die Entwicklungen selber als dem Planereinfluss nicht 
zugängliche Prozesse verstanden. Dies bedeutete, dass der städtebauliche Plan ein Rahmenplan 
war, doch „inwieweit er ausgefüllt wurde, lag nicht in der Hand des Planers“ (Albers 1969: 12). 
Räumliche Entwicklung wurde als prognostizierbare, aber nicht vollends steuerbare Entwicklung 
angesehen und die Rolle der Planung bzw. öffentlichen Verwaltung kann beschrieben werden 
mit „Daseinsvorsorge“ und „Vorausschauender Rahmensetzung“ (Selle 2005: 57). Das dafür 
eingesetzte Instrumentarium war überwiegend geprägt durch regulative Instrumente wie 
Bauleitpläne oder das Bauordnungsrecht, über das der Rahmen für private Bautätigkeit gesetzt 
wurde.  
Entwicklungsplanung  
Mit dem Übergang von der Auffang- zur Entwicklungsplanung ab Mitte der 1960er Jahre war 
die Hoffnung auf gestiegene Handlungsmöglichkeiten verbunden. Der Stufe der integrierten 
Entwicklungsplanung liegt die Vorstellung einer umfassenden Planbarkeit räumlicher Entwick-
lungsprozesse zugrunde. In einer vor allem durch günstige ökonomische Rahmenbedingungen 
geprägten „Planungseuphorie“ wurde räumliche Entwicklung als staatlich steuerbare Entwick-
lung angesehen: Die gesamte soziale, räumliche und wirtschaftliche Entwicklung von Städten 
sollte mit Mitteln und Instrumenten der öffentlichen Hand gesteuert und gestaltet werden. 
Nach dem Modell der „komprehensiven Planung“ (Ganser/Siebel/Sieverts 1993: 114), also 
einer ganzheitlichen und umfassenden Planung, stellten „rational“ ermittelte Daten eine 
scheinbar hinreichende Grundlage für Prognosen der zukünftigen Entwicklung dar. Rational 
bedeutete dabei: „Auf wissenschaftlicher Grundlage sollten (vorgegebene) Ziele analysiert, die 
Räume, Handlungsfelder und Entwicklungen, auf die sich die Planung bezog, untersucht sowie 
Handlungsalternativen entwickelt und objektiv bewertet werden“ (Selle 2005: 65). Die dafür 
eingesetzten planerischen Instrumente waren in erster Linie „integrierte“ Entwicklungspläne für 
alle Politikfelder. So sollte durch koordinierte Entwicklungen Einfluss auf den Markt genommen 
werden. Mit der Ölkrise und den immer stärker ins Bewusstsein rückenden ökologischen 
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Problemen und Folgen der Industrialisierung wich die Planungseuphorie jedoch bald der 
Ernüchterung. Es wurde klar, dass eine rationale Abfolge von Datenerheben, Analysieren, 
Bewerten, Zielsetzen, Planentwickeln und -umsetzen auf Dauer kaum zu den gewünschten 
Ergebnissen führen konnte. Spätestens Mitte der 1980er Jahre musste die Auffassung, durch die 
Steuerung der öffentlichen Akteure und ihrer Aufgaben auch die Stadtentwicklung steuern zu 
können, revidiert werden: „Die Entwicklung im Raum und das Verhalten der zahlreichen 
öffentlichen wie nichtöffentlichen Akteure erwies sich als zu komplex und zu eigendynamisch, 
um – zumal mit den Mitteln der öffentlichen Stadtentwicklungsplanung – gezielt gelenkt zu 
werden“ (Berding 2007: 74). In der Folge wurde der Anspruch, Entwicklungen koordiniert zu 
planen und zu steuern, pragmatisch reduziert: „Planungspessimismus macht sich breit, Hand-
lungs- und Gestaltungsspielräume werden kaum mehr gesehen. Die Planung verfällt in kleine 
Schritte und wird kurzatmig“ (Selle 1996: 57). Gemeint ist damit das „Durchwursteln“, das 
schrittweise Vorgehen zur Verwirklichung eines Planungsschrittes bis hin zum Planungsziel. Für 
diese Planung in Projekten wurde der Begriff Inkrementalismus geprägt, wobei an der 
inkrementalistischen Vorgehensweise allerdings kritisiert wurde, dass zwar viele kleine Schritte 
geschaffen würden, diese jedoch in keine geordnete räumliche Entwicklungsperspektive 
mündeten. Daher sei der Inkrementalismus eine „resignierte Anpassung an den Alltag” 
(Häußermann/Siebel 1994: 54). 
Perspektivplanung und perspektivischer Inkrementalismus 
Mit dem „perspektivischen Inkrementalismus“ bzw. der Perspektivplanung wird ein Planungs-
ansatz bezeichnet, der die Kritik an der vorangegangenen Phase der integrierten Entwick-
lungsplanung und der inkrementalistischen Vorgehensweise aufgreift: „Mit dem vorgestellten 
Adjektiv ist die Vielzahl der kleinen Schritte gemeint, die sich auf einen perspektivischen Weg 
machen“ (Ganser/Siebel/Sieverts 1993: 114). Dieses Planungsverständnis beginnt ab Anfang 
der 1980er Jahre in Wissenschaft und Praxis an Bedeutung zu gewinnen, und es beinhaltet, 
dass der Anspruch auf flächendeckende Steuerung zurückgedrängt wird und ein projekt-
orientiertes Vorgehen an Stellenwert gewinnt (vgl. Sinning 2003: 71). Als die „methodischen 
Konstruktionsprinzipien“ des perspektivischen Inkrementalismus benennen Ganser, Siebel und 
Sieverts9 (1993: 114 f.): 
• Zielvorgaben auf dem Niveau von gesellschaftlichen Grundwerten, 
• Prinzipientreue am Einzelfall, 
• konkrete Projekte statt Programme, 
• überschaubare Handlungszeiträume, 
• Verzicht auf flächendeckende Realisierung, 
• Integration der Instrumente statt der Programme und 
• ökonomische statt rechtliche Intervention.  
 
Entgegen den Vorstellungen der Entwicklungsplanung „bietet der (perspektivische) Inkrementa-
lismus keine umfassende ‚Theorie’ für räumliche Entwicklung. Er ist lediglich ein Modell für Teile 
von Planungs- und Entscheidungsprozessen, das den Vorzug hat, die Realität in einigen 
Grundzügen verlässlich abzubilden. Er ist vor allem deskriptiv zu verstehen und nur insofern 
normativ geprägt, als von ‚Verbesserungen auf ein Ziel hin’ ausgegangen wird“ (Selle 2005: 
70). Gleichwohl zeigt der Wandel im Verständnis von Machbarkeit und Gestaltbarkeit auch 
Veränderungen der Ansprüche an und von Planung.  
                                                 
9  Selle (2005: 70) fügt diesen Grundsätzen noch zwei weitere hinzu: „Verschränkung informeller und regulativer 
Steuerung“ sowie „Intensivierung vertikaler und horizontaler Kommunikation und Kooperation im Zuge der 
gemeinsamen Arbeit an Projekten“. 
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Dies bezieht sich vor allem auf eine gewandelte Planungsmethodik, die sich durch 
kommunikatives bzw. kooperatives Handeln ausdrückt. Die Rolle der Planung bzw. öffentlichen 
Verwaltung kann beschrieben werden als „Mitwirkung an der räumlichen Entwicklung“ (Selle 
2005: 57), bei der öffentliche Planung nur mehr ein Akteur unter anderen ist, und deren 
hoheitliche Rolle durch kooperative Handlungsformen ergänzt wird: „Nicht eine Institution 
vermag unter diesen gesellschaftlichen Bedingungen vorzugeben, wohin die Entwicklung geht. 
Wer Einfluß nehmen will, muß sich in das Spannungsfeld begeben und mit anderen räumliche 
Entwicklung zu steuern versuchen“ (Selle 1995: 241). Dieses Verständnis findet seinen 
Ausdruck beispielsweise in lokalen Partnerschaften und projektbezogenen Kooperationen wie 
Public-Private-Partnerships (PPP), in Prozessen des Regional- und Stadtmarketings oder in 
lokalen Agenda 21-Prozessen. Die öffentliche Verwaltung kann ihre planerischen Aufgaben also 
nicht alleine, sondern nur gemeinsam mit Akteuren aus Wirtschaft und Gesellschaft lösen. 
Entdeckung der Akteure 
Im Rückblick und stark verkürzt dargestellt lässt sich festhalten, dass Planung und Politik in den 
frühen Phasen der Planungsentwicklung in vielen Handlungsfeldern von einem sehr einfachen 
„Weltbild“ ausgingen: Hier die Planer – dort die zu beplanenden Gebiete bzw. die „Adres-
saten“ oder „Zielgruppen“ ihrer Planungen (vgl. Selle 1996: 62). Dieses Bild wurde komplexer, 
als sich Planerinnen und Planer mehr und mehr bewusst wurden, dass zum Beispiel auch der 
Immobilien- und Kapitalmarkt oder die Baubranche maßgeblich mitbestimmen, was in Stadt 
und Region geschieht. „Der Ausgangspunkt wurde bi-polar: Staat und Markt. Räumliche 
Entwicklung ist danach Resultierende der Aktivitäten in beiden Feldern“ (Selle 1996: 62). So 
gerieten zum Beispiel Public-Private-Parterships ins Blickfeld: Unter Zuhilfenahme privaten 
Investitionsinteresses sollten und sollen öffentliche Aufgaben effektiver bewältigt werden. 
Öffentlich-private Partnerschaften galten als Hoffnungsträger für Stadterneuerungsvorhaben 
oder Strategien zur Wirtschaftsentwicklung und Imageverbesserung der Städte, und sie gelten 
auch heute noch „vielen als ‚Allheilmittel’, wenn es um die Realisierung und/oder den Betrieb 
umfangreicher baulich-infrastruktureller Vorhaben geht“ (Heinz 2006: 146, vgl. z. B auch Heinz 
1993, Kirsch 1997). „Die Stadtentwicklung, die seit den 60er und frühen 70er Jahren das 
vorherrschende Metier von Planungsabteilungen der öffentlichen Verwaltung war, unterliegt 
somit zumindest rhetorisch einem privatwirtschaftlich geprägten Strukturbruch“ (Helbrecht 
1994: 2). 
Darüber hinaus ergab sich durch die Aktivitäten der alternativen und sozialen Bewegungen, die 
sich im Verlaufe der 1980er Jahre von Protestgruppen zu Selbsthilfegemeinschaften wandelten, 
eine zusätzliche Erweiterung im Planungsverständnis. Das Aktivitätsspektrum dieser Gruppen 
und Bürgerinitiativen „reichte vom gemeinsam erneuerten Hof über den Selbsthilfebeitrag bei 
der Erneuerung einer Siedlung bis hin zum Engagement für eine andere Quartiersentwicklung“ 
(Selle 1996: 62, vgl. z. B. auch Froessler 1994). Damit erweiterte sich das Bild um einen dritten 
„Pol“, nämlich die Gesellschaft, verstanden als die Summe der privaten Haushalte bzw. ihre 
Zusammenschlüsse in zum Beispiel Nachbarschaften, Bürgerinitiativen oder Vereinen. 
Mit anderen Worten: Stadtentwicklung umfasst also nicht nur räumliche Entwicklungen oder 
bauliche Einrichtungen, wie zum Beispiel Schulen, Wohnungen oder Straßen, sondern auch das, 
was in und zwischen den architektonischen Räumen die Struktur des gesellschaftlichen 
Geschehens in der Stadt bestimmt und wozu viele Akteure beitragen. Insofern leuchtet ein: Wer 
sich mit räumlichen Entwicklungen auseinandersetzt, „muß in sein Denken und Handeln stets 
auch die Überlegungen und Aktivitäten der anderen Beteiligten einbeziehen“ (Selle 1996: 62). 
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1.2  Kennzeichen eines gewandelten Planungsverständnisses 
Was ist nun aus dem Wandel des Planungsverständnisses zu folgern? Zunächst einmal: Es gibt 
keinen verbindlichen Begriff der Stadtentwicklung und es gibt keinen verbindlichen Begriff der 
Planung. „Auch die für die Planung relevanten Gesetze enthalten keine eindeutige Definition, 
weil wir kein Planungsgesetz haben, das definiert, was Planen genau ist“ (Fürst/Scholles 2004: 
11). Es gibt nicht die eine feststehende Definition und auch nicht das eine Planungsverständnis, 
sondern nur Näherungen zum Beispiel zur Kennzeichnung der Tätigkeiten und der Arbeits- und 
Steuerungsformen (vgl. Selle 2005: 103). 
Als maßgebliche Kennzeichen des gewandelten Planungsverständnisses können festgehalten 
werden (vgl. Sinning 2003: 77 ff.): 
• Vielfalt der Akteure: „Die Entwicklung der Städte wurde und wird nicht von einem Punkt 
aus zentral gelenkt“ (Selle 2005: 113). Anstelle eines einzelnen Akteurs sind viele unter-
schiedliche Akteure an der Entwicklung von Stadt und Region beteiligt. Neben öffentlichen 
Akteuren sind dies Akteure der Märkte, wie zum Beispiel Wohnungs- und Immobilienunter-
nehmen, Baufirmen oder Geld- und Kreditinstitute, sowie private Haushalte, Bürgerinnen 
und Bürger, Vereine, Initiativen usw. Auch ihr Handeln hat Einfluss auf Verlauf und 
Wirkungen der Entwicklungen im Raum. Dabei nimmt „die Zahl der Akteure, die am 
Planungsprozess beteiligt werden müssen, um der realen Komplexität gerecht zu werden, 
(…) zukünftig eher zu. Dies verdeutlicht, dass der Akteursbezug in den Mittelpunkt von 
Planungs- und Entwicklungsprozessen rückt“ (Sinning 2003: 80).  
• Kooperativer Steuerungsmodus: Während man lange Zeit lediglich einen Steuerungsmodus 
für räumliche Entwicklungen zu kennen schien – nämlich das Ausüben der hoheitlichen 
Rolle des Staates gegenüber anderen Akteuren im Raum – gewinnt mittlerweile ein zweiter 
Steuerungsmodus zunehmend an Bedeutung. Dieser kann als nicht-hierarchischer und 
kooperativer Steuerungsmodus bezeichnet werden und baut vor allem auf Information, 
Überzeugung, Aushandlung und Vereinbarung. Er ist die Konsequenz aus der Erkenntnis, 
dass öffentliche Akteure lediglich ein handelnder Akteur unter vielen sind und dass weitere 
Akteure an der Entwicklung von Stadt und Region beteiligt sind. Öffentliche Akteure haben 
jedoch keine freie Wahlmöglichkeiten der Steuerungsmodi, sondern es kommt auf ein 
Neben- bzw. Miteinander von hoheitlich-hierarchischen und kooperativen Regelungsformen 
an (vgl. Selle 2005: 122 ff., Sinning 2003: 91).  
• Planung und Stadtentwicklung als Prozess: Stadtentwicklung, und auch Planung, ist ein 
dynamischer, nie abgeschlossener Prozess. Gerade wenn eine Vielzahl und Vielfalt an 
Akteuren an der Entwicklung von Stadt und Region mitwirken, gewinnen Prozessgestal-
tung, Koordination und Kooperation an Bedeutung. Stadtentwicklung und Planung müssen 
daher als offener Prozess verstanden werden, der ergebnisoffen ist und in dem flexibel auf 
neue Inhalte und neue Akteure einzugehen ist (vgl. Selle 1996: 77 ff, Sinning 2003: 79). 
• Projektorientierung: Der kurze Abriss über den Wandel im Planungsverständnis hat deutlich 
gemacht, dass ein Plan an sich noch keine Realität verändert. „Veränderungen werden erst 
bewirkt durch Wertsetzungen, umgesetzt in Ziele und Projekte, ausgestattet mit ange-
messenen Instrumenten (…) und getragen von Akteuren, die alles dies auch einbringen 
wollen – und können“ (Selle 1996: 47). Daher wird eine umfassende flächendeckende 
Planung, wie sie in der Phase der Entwicklungsplanung vertreten wurde, abgelöst durch die 
Konzentration auf Projekte bzw. sachliche und/oder räumliche Schwerpunkte. „Es gilt also, 
den eigenen Handlungsspielraum realistisch einzuschätzen und sich auf begrenztere Ziele 
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und kleinere Schritte einzurichten, ohne dabei auf eine Orientierung an einer über-
geordneten, langfristigen Rahmenvorstellung für die Entwicklung der Stadt zu verzichten“ 
(Albers 1999: 585). 
Diese Kennzeichen eines gewandelten Planungsverständnisses sollen Ausgangspunkte für die 
Betrachtung und Untersuchung des Handelns von Bürgerstiftungen in Stadt und Region sein.  
2. Handlungs- und Aufgabenfelder der Stadtentwicklung 
Stadtentwicklung befindet sich in einem kontinuierlichen Wandlungsprozess. Dies betrifft nicht 
nur die Frage des Planungsverständnisses, sondern – gewissermaßen als Ursache und Folge 
zugleich – auch die Aufgaben- und Handlungsfelder der Stadtentwicklung. Da im weiteren 
Verlauf der Arbeit gefragt wird, welche Beiträge Bürgerstiftungen zur Entwicklung von Stadt 
und Region leisten können, soll im Folgenden geklärt werden, was aktuelle Herausforderungen 
und Themenfelder der Stadtentwicklung sind. Hierfür werden zum einen die auf Bundes- und 
Landesebene formulierten Aufgaben der Stadtentwicklung (Kapitel II.2.1) sowie zum anderen 
die Aufgaben- und Handlungsfelder aktueller Stadtentwicklungskonzepte von deutschen 
Kommunen dargestellt (Kapitel II.2.2). Auf diese Weise soll ein Überblick über die 
gegenwärtigen Handlungserfordernisse der Stadtentwicklung gegeben werden, mit dessen Hilfe 
geklärt werden kann, ob und inwieweit sich die Beiträge von Bürgerstiftungen inhaltlich an 
aktuellen Herausforderungen der Stadtentwicklung orientieren.  
2.1 Handlungs- und Aufgabenfelder der Stadtentwicklungspolitik  
Die Entwicklung von Städten und Regionen wird maßgeblich durch Veränderungen der demo-
graphischen und sozioökonomischen Rahmenbedingungen bestimmt. Rückläufige Bevöl-
kerungszahlen, sinkende Haushaltsgrößen, gesellschaftliche Alterung, steigende Migranten-
anteile an der Bevölkerung, wachsende sozialräumliche Polarisierung sowie Internationali-
sierung und Globalisierung sind nur einige Begriffe, die diese Prozesse charakterisieren (vgl. 
Bunzel/Sander/Becker 2003: 31 ff., BBR 2006a). Die Entwicklungen verlaufen teilräumlich 
unterschiedlich und zeitversetzt, und sie führen zu immer deutlicheren Unterschieden in den 
Raumstrukturen in Deutschland. Gleichzeitig steht die Stadtentwicklungspolitik vor der 
Herausforderung, die knapper werdenden öffentlichen Ressourcen wirksamer und zielgerich-
teter einzusetzen. Diese Probleme sind zwar nicht allesamt neu, „aber in ihrer Breite und 
Intensität nehmen sie immer schwerer zu bewältigende Ausmaße an. Sie spielen sich in allen 
Handlungsfeldern der Stadtentwicklung ab und berühren räumliche und sachliche Ebenen auch 
jenseits der kommunalen Grenzen und Zuständigkeiten“ (Berding 2006: 164).  
Es sind daher nicht nur kommunale und länderspezifische, sondern auch bundespolitische 
Rahmensetzungen, die die Entwicklung von Städten und Regionen beeinflussen – dies betrifft 
zum Beispiel die Finanz-, Wirtschafts-, Sozial- und Steuerpolitik, aber auch den rechtlichen Rah-
men der Stadtentwicklung. Um aus bundespolitischer Sicht Anforderungen an eine zukunfts-
fähige Stadtentwicklung zu benennen, wurde im Jahr 2004 der „Städtebauliche Bericht der 
Bundesregierung 2004“ vorgelegt (vgl. BMVBW 2005). Der Bericht enthält Aussagen über den 
aktuellen städtebaulichen Handlungsbedarf und zeigt auf, mit welchen Maßnahmen die Bun-
desregierung hierauf reagieren will. Dargestellt werden die regional unterschiedlichen Heraus-
forderungen aus den prognostizierten demographischen Entwicklungen für die Stadtentwick-
lung und die Möglichkeiten des „Stadtumbaus“ zur Problembewältigung von Anpassungs-
prozessen in den alten und neuen Bundesländern. Insgesamt werden im Städtebaulichen Bericht 
2004 zwölf Themenschwerpunkte und „Aufgaben der Stadtentwicklung“ benannt (vgl. 
Abbildung 3).  
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Die Auflistung zeigt, dass als Aufgaben der Stadtentwicklung nicht nur das „klassische“ Bereit-
stellen von Wohnbauflächen und das Steuern der Siedlungsflächenentwicklung verstanden 
werden, sondern dass ein breites Spektrum an gesellschaftlichen Handlungsbereichen und 
Themenfeldern formuliert wird. Hierzu gehören unter anderem eine familien- und senioren-
gerechte Stadtentwicklung, die Integration von Migranten, die stadt- und umweltverträgliche 
Steuerung des Verkehrs, Landschafts- und Denkmalschutz, die Förderung von Kunst und Kultur 
sowie des Umwelt-, Natur und Klimaschutzes. 
Siedlungsentwicklung unter veränderten Rahmenbedingungen – Orientierung auf die Städte 
Kooperation der Städte im regionalen Maßstab ausbauen 
Rückgang der Flächeninanspruchnahme als Chance nutzen 
Sozial stabile Stadtquartiere schaffen – Migration als Chance nutzen 
Altengerechten Umbau der Infrastruktur angehen 
Mobilität stadt- und umweltverträglich gestalten 
Städte als Wirtschafts- und Innovationsstandorte stärken 
Einzelhandel in seiner Vielfalt erhalten 
Zusammenwirken von kommunaler Planung und privaten Investoren verbessern 
Städten ein Gesicht geben – Kultur macht Stadt 
Historische Altstädte erhalten und als Wirtschaftsfaktor nutzen 
Modernisierung des Gebäudebestandes verstärken CO2-Emmission senken 
Abbildung 3:  Aufgaben der Stadtentwicklung gemäß dem „Städtebaulichen Bericht der Bundesregierung 
2004“ (Quelle: eigene Darstellung nach BMVBW 2005) 
Ein ähnlich breites Themenspektrum findet sich auch in dem im Jahr 2007 vorgelegten Memo-
randum „Auf dem Weg zu einer nationalen Stadtentwicklungspolitik“ des Bundesministeriums 
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung. Dieses Memorandum legt Handlungsansätze für eine 
nationale Stadtentwicklungspolitik dar, deren zentrale Aussagen zum Beispiel vertieft werden 
durch Beiträge zu Themen wie „Denkmalschutz und bürgerliches Engagement“, „Freiräume“, 
„Strukturwandel und Kultur“, „Zukunftskonzepte für den Handel“, „Kunst und Zivilgesell-
schaft“, „Netzwerke für die Stadt“ oder „Die Städte schaffen Integration“ (vgl. BMVBS 2007).  
Um für diese Handlungsfelder Trends und Entwicklungen erkennen zu können, analysiert und 
bewertet das Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung im Rahmen der Laufenden 
Raumbeobachtung (LRB) die regionalen Lebensbedingungen in Deutschland auf der Ebene von 
Gemeinden, Kreisen und Raumordnungsregionen. Das Spektrum der Beobachtungsbereiche der 
Laufenden Raumbeobachtung umfasst dabei die Themen Arbeitsmarkt, Bevölkerung und 
Sozialstruktur, Bildung und Ausbildung, Finanzen, Medizinische Versorgung, Siedlungsstruktur 
und Flächennutzung, Umwelt, Verkehr und Erreichbarkeit, Wirtschaft und Wohnen (vgl. BBR 
2006a). Die beobachteten und analysierten „raumrelevanten Lebensbereiche“ sind also eben-
falls breit angelegt.  
Nicht zuletzt finden sich auch auf Länderebene thematisch breit angelegte Empfehlungen für 
die künftige Entwicklung von Städten und Regionen, wie zum Beispiel in dem im Jahr 2004 
vorgelegten Bericht der „Enquetekommission Zukunft der Städte in NRW“. Die darin 
enthaltenen Empfehlungen an die Landespolitik befassen sich unter anderem mit Ansätzen zu 
einer integrierten Stadtentwicklungspolitik und enthalten zum Beispiel Aussagen zu einem an 
die demographische Entwicklung angepassten Stadtumbau, zur Förderung der gesell-
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schaftlichen Integration von Migranten sowie zur Förderung der Kinder-, Jugend- und Familien-
politik in sozial benachteiligten Quartieren (vgl. Enquetekommission NRW 2004: 393 ff.).  
Über die inhaltlichen Aussagen hinaus ist dem Städtebaulichen Bericht der Bundesregierung, 
dem Memorandum zur nationalen Stadtentwicklungspolitik und dem Bericht der nordrhein-
westfälischen Enquete-Kommission gemein, dass für die Bewältigung der formulierten Auf-
gaben und Handlungsfelder immer wieder die Einbindung nicht-staatlicher Akteure gefordert 
wird. Der Kooperation mit anderen Akteuren der Stadtentwicklung und der Förderung von 
bürgerschaftlichem Engagement wird von politischer Seite eine hohe Bedeutung beigemessen10. 
So heißt es zum Beispiel im Städtebaulichen Bericht der Bundesregierung: „Die Städte werden 
ihre neuen Aufgaben und Herausforderungen aber nur dann bewältigen, wenn sie die Lebens-
interessen aller Beteiligten unmittelbar berücksichtigen, wenn Mitgestaltung und Mitbestim-
mung zunehmen. Das Engagement der Bürgerinnen und Bürger ist daher unverzichtbare 
Voraussetzung für den Weg zur Stadt der Zukunft“ (BMVBW 2005: I) – und weiter: „Im 
Rahmen einer Partnerschaft sind alle Akteure in der Gesellschaft aufgerufen, ihre Ideen und 
Konzepte in die stadtentwicklungspolitischen Prozesse einzubringen“ (BMVBW 2005: 8). Diese 
Aussagen finden im Memorandum zur nationalen Stadtentwicklungspolitik und im Bericht der 
nordrhein-westfälischen Enquete-Kommission ihre Entsprechung11.  
Kooperation und die Gewinnung der Bürgerinnen und Bürger werden immer wieder als wich-
tiger Schlüssel für die zukünftige Entwicklung von Stadt und Region angesehen. Dabei ist 
allerdings festzustellen, dass in den Berichten und Konzepten keine Aussagen dazu getroffen 
werden, was genau Aufgaben sowie Mitwirkungsbereiche und -formen der Bürger oder der 
zivilgesellschaftlichen Akteure als Kooperationspartner sein können. 
2.2 Handlungs- und Aufgabenfelder in Stadtentwicklungskonzepten  
Welche Handlungs- und Aufgabenfelder für die Entwicklung von Stadt und Region in der Praxis 
vor Ort formuliert werden, zeigt ein Blick auf aktuelle Stadtentwicklungskonzepte deutscher 
Städte. Stadtentwicklungskonzepte und Stadtentwicklungsplanung sind vor dem Hintergrund 
eines gewandelten Planungsverständnisses dabei nicht zu verstehen als fest umrissene Pläne, 
die sich „an abstrakten Modellen oder eindimensionalen Ideologien von „Wachstum“ oder 
Schrumpfung [orientieren]“, sondern als Strategie, die entsprechend „den konkreten, häufig 
auch widersprüchlichen Herausforderungen und Entwicklungstrends, denen Städte gegenwärtig 
ausgesetzt sind“ entwickelt werden (Heinz 2004: 14). 
                                                 
10  Die Diskussion um freiwilliges, soziales oder auch bürgerschaftliches Engagement spielt allerdings nicht nur im 
Bereich der Stadtentwicklung, sondern auf der gesamten politischen Bühne eine bedeutende Rolle. So wurde 
vom Deutschen Bundestag im Jahre 1999 hierzu eine eigene Enquete-Kommission eingesetzt und auch auf 
Länderebene gibt es eine Reihe von Vorhaben und Maßnehmen zur Förderung von Bürgerengagement – so zum 
Beispiel in Baden-Württemberg mit dem „Landesnetzwerk Bürgerschaftliches Engagement“, in Hessen mit der 
Ehrenamtskampagne „Gemeinsam aktiv“ oder in Nordrhein-Westfalen mit dem Landesprogramm „Initiative 
ergreifen“ oder dem Internetportal „Engagiert-in-NRW“. Inzwischen haben alle im Parlament vertretenen 
politischen Parteien Stellung zur gesellschaftlichen und politischen Bedeutung des bürgerschaftlichen 
Engagements bezogen, unterschiedliche Visionen einer „Zivilgesellschaft“ oder „Bürgergesellschaft“ beschworen 
und nicht zuletzt konkrete Maßnahmen und Vorschläge zu einer politischen Förderung und Unterstützung 
unterschiedlicher Engagementformen ausformuliert (vgl. Heinze 2004: 20).  
11  Vgl. z. B. BMVBS (2007: 21): „Stadtentwicklungspolitik kann nur erfolgreich sein, wenn Bürgerinnen und Bürger 
durch Aktionen, Ereignisse und Information erreicht und zur Mitwirkung motiviert werden. Über die formale 
Beteiligung hinaus will das Memorandum zu kreativen Formen der Mitwirkung inspirieren“ sowie 
Enquetekommission NRW (2004: 403): „Eigeninitiative von Bürgern und lokalen Akteuren als Partner der 
Kommunen sind aktiv zu fördern. Bürgerschaftliches Engagement kann dort helfen, wo öffentliche Aufgaben 
durch Private ergänzt oder sogar vollständig übernommen werden können“.  
Planungsverständnis, Aufgabenfelder und Akteure der Stadtentwicklung 25 
 
Betrachtet man als ausgewählte Stadtentwicklungskonzepte die Entwicklungskonzepte für die 
Landeshauptstädte München, Dresden und Stuttgart12 im Hinblick auf ihre Handlungs- und 
Aufgabenfelder sowie hinsichtlich ihrer Konzepte zur Umsetzung und ihres Planungsverständ-
nisses, so lassen sich die zwei zuvor festgestellten Befunde hinsichtlich des Umfangs der Auf-
gabenfelder und des Erfordernisses nach Kooperation und der Gewinnung von Bürgern als 
Partner der Stadtentwicklung unterstreichen.  
Perspektive München 1998 INSEK Dresden 2002 SteK Stuttgart 2005 
Beschäftigung und wirtschaftliche 
Prosperität sichern und fördern 
Die Wirtschaftsentwicklung als Basis der 
Stadtentwicklung fördern 
Wirtschaftliche Standortfaktoren 
ausbauen 
Kooperation in der Region verbessern  
Die Ausstrahlung der Stadt nach innen 
und nach außen fördern 
Kooperation innerhalb der Region 
stärken 
Sozialen Frieden durch soziale 
Kommunalpolitik sichern 
Dresden – „Europäische Stadt“ 
Nachhaltigkeit als Leitprinzip der 
Stadtentwicklung 
Kultur stärken Das Kulturangebot erhalten Kulturelle Vielfalt intensiv fördern 
Zukunftsfähige Siedlungsstrukturen 
durch qualifizierte Innenentwicklung 
Vorrangig die Innenstadt entwickeln 
und fördern 
Innenentwicklung hat Vorrang 
Münchener Stadtgestalt bewahren – 
Neue Architektur fördern 
Die Wohnungsangebote qualitativ und 
quantitativ an den Bedarf anpassen 
Vielfältige Wohnqualitäten sichern 
Mobilität für alle erhalten und 
verbessern  
Eine leistungsfähige 
Stadtverkehrsstruktur gewährleisten 
Mobilität stadtverträglich gestalten 
Inneren Frieden durch Sicherheits-, 
Bildungs-, Kultur-, Sozialpolitik sichern 
Die Sozialstruktur in den Stadtteilen 
stabilisieren 
Sozialen Frieden und Zusammenhalt 
fördern 
Chancen der Neuen Medien nutzen  
Das Bildungs-, Sozial- und 
Sportangebot qualifizieren 
Hochwertige Bildungsmöglichkeiten 
erhalten und weiterentwickeln 
Ökologische Qualitäten entwickeln – 
natürliche Ressourcen sichern 
Die Einheit von Stadt und Landschaft 
erhalten und fortentwickeln 
Natur und Landschaftsräume sichern 
und gestalten 
Stadtteile durch  
Stadtteilentwicklung stärken 
 
Freizeitwert Münchens sichern   
Abbildung 4:  Handlungsfelder der Stadtentwicklung in den Stadtentwicklungskonzepten München, Dresden, 
Stuttgart (Quelle: eigene Darstellung nach Landeshauptstadt München 2005, Landeshauptstadt 
Dresden 2002, Landeshauptstadt Stuttgart 2005) 
So wird in allen drei Konzepten eine große Fülle an zu bewältigenden Herausforderungen und 
Aufgaben beschrieben. Das Spektrum der Aufgaben umfasst die Förderung der wirtschaftlichen 
Entwicklung, die Stabilisierung von Sozialstrukturen durch Bildungs-, Kultur- und Sozialpolitik, 
die Sicherung von Wohnqualitäten und die Entwicklung von Bildungsmöglichkeiten. Darüber 
hinaus werden Themen wie Nachhaltigkeit sowie Umwelt- und Naturschutz als aktuelle Hand-
lungsfelder benannt, und auch ein regionaler, überregionaler oder, wie das Beispiel Dresden 
zeigt, internationaler Aufgabenbezug wird hergestellt. Die sich stellenden Aufgaben können 
insgesamt als höchst umfangreich und komplex bezeichnet werden (vgl. Berding 2006: 172). 
                                                 
12  Mit der Auswahl dieser Stadtentwicklungskonzepte wurden drei Regionen ausgewählt, die nach Ansicht von 
Berding (2007: 92) zusammen mit den Stadtentwicklungskonzepten für die Städte Berlin, Bremen und Hamburg 
„hinsichtlich ihrer sozialen und wirtschaftlichen Bedeutung und als Bevölkerungsschwerpunkte von besonderer 
Relevanz für zahlreiche Fragen aktueller und zukünftig zu erwartender Phänomene der Stadtentwicklung sind“. 
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Anstelle der Festlegung detaillierter Ziel- und Maßnahmenkataloge werden für die Handlungs-
felder Leitbilder, Zielkorridore und Prinzipien formuliert und, wie beispielsweise in München, in 
Leitprojekten exemplarisch umgesetzt (vgl. Reiß-Schmidt 2006: 153). Das Stadtentwicklungs-
konzept ist also ein vergleichsweise weiches Instrument und trifft keine bindenden Steuerungs-
vorgaben. Diese „fehlende Härte“ führt nach Ansicht von Berding (2006: 175) zu einer 
größeren Offenheit, „und diese ist eine ausdrückliche Stärke aktueller Stadtentwicklungs-
konzepte: Sie können den sich wandelnden Realitäten angepasst werden“.  
Darüber hinaus werden in den Stadtentwicklungskonzepten immer wieder die „Einbindung aller 
gesellschaftlichen Gruppen“ (Landeshauptstadt Dresden 2002: 9), Kooperation und Bürger-
engagement gefordert. Kooperation wird dabei – wenngleich auch mehr in regionaler und 
wirtschaftlicher Perspektive – in den Stadtentwicklungskonzepten für München und Stuttgart 
explizit als Handlungsfeld benannt (vgl. Landeshauptstadt München 2005: 32, Landeshaupt-
stadt Stuttgart 2005: 9), spielt aber auch im „Integrierten Stadtentwicklungskonzept“ (INSEK) 
für Dresden eine Rolle (vgl. Landeshauptstadt Dresden 2002: 40, 46, 81).  
Großer Wert wird in allen drei Programmen auf die Beiträge zur Entwicklung von Stadt und 
Region durch Bürgerengagement gelegt. So heißt es im Stadtentwicklungskonzept für Stuttgart: 
„Die Beteiligung und das Engagement von Bürgern und Bewohnern leisten insbesondere mit 
Blick auf den demographischen Wandel einen essenziellen Beitrag zur Stadtentwicklung. Es ist 
Aufgabe der Stadt, das Gemeinwesen zu stärken sowie bürgerschaftliches Engagement und 
ehrenamtliche Arbeit zu fördern und zu ermöglichen“ (Landeshauptstadt Stuttgart 2005: 13). 
Welche bürgerschaftlichen Organisationen oder Partner für welche Themen oder Vorhaben 
eingebunden oder gefördert werden könnten, wird jedoch nicht explizit erwähnt.  
Für die Stadt München konstatiert Reiß-Schmidt (2006: 151) eine „jahrzehntealte“ Tradition 
der Kooperation und des bürgerschaftlichen Engagements für die Stadtentwicklung, die ihren 
Ausdruck in Stiftungen, Sponsoring und einer Vielzahl engagierter Vereine, Verbände und 
Unternehmen fände. Im Stadtentwicklungskonzept selbst kommt diese Einschätzung und 
Tradition jedoch nur bedingt zum Tragen: Darin wird bezüglich der Einbindung von Bürgern 
mehr auf eine Beteiligung von Bürgern an Verfahren der Stadtentwicklung abgezielt als auf 
eigenständige Beiträge von Bürgern oder bürgerschaftlichen Organisationen (vgl. Landeshaupt-
stadt München 2005: 40 ff., Jost 2006: 244), und so werden nur vereinzelt zum Beispiel im 
Zusammenhang mit Vorhaben aus den Bereichen Kultur, Freizeit und Freiraumplanung Vereine 
als Akteure für Kooperationen und eigene Beiträge genannt (vgl. Landeshauptstadt München 
2005: 35, 74, 83).  
Auch im Integrierten Stadtentwicklungskonzept Dresden wird „die integrative Zusammenarbeit 
mit Bürgern, Investoren und weiteren Akteuren“ als bedeutsam eingeschätzt. „Ein besonderes 
Potenzial bieten die sogenannten Nicht-Regierungs-Organisationen (Wohlfahrtsverbände, 
Kirchen, gemeinnützige Vereine, Mietervertretungen, etc.) mit ihrer Kenntnis über bestimmte 
Bevölkerungsgruppen, Erfahrungen vor Ort etc.“ (Landeshauptstadt Dresden 2002: 140). 
Vereine und gemeinnützige Organisationen werden als mögliche Beteiligte genannt zum 
Beispiel für Umbau- und Sanierungsmaßnahmen von Kultur-, Bildungs-, Sport-, Freizeit- und 
Sozialeinrichtungen; Stiftungen wiederum finden vor allem im Zusammenhang mit der Suche 
nach alternativen Finanzierungsmöglichkeiten zum Beispiel für Kultureinrichtungen Erwähnung 
(vgl. Landeshauptstadt Dresden 2002: 139, 148). 
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Ingesamt ist die Berücksichtigung des Engagements bürgerschaftlicher Akteure in den 
Stadtentwicklungskonzepten in zwei Formen zu finden: Zum einen als Bürgerbeteiligung an 
Vorhaben der Stadtentwicklung, die von öffentlichen bzw. kommunalen Akteuren initiiert wird, 
und zum anderen als eigenständige Beiträge oder Initiativen von privaten bzw. nicht-ökono-
mischen Akteuren. Dabei zeigt sich aber auch: Konkrete Handlungs- oder Aufgabenfelder, in 
denen Bürger oder Nonprofit-Organisationen Beiträge leisten oder übernehmen könnten, 
werden nicht oder zumindest nur vage und sehr allgemein erwähnt und beschrieben. Als 
Ursache hierfür kann gemutmaßt werden, dass ein konkretes Benennen entweder nicht 
erfolgte, weil die bürgerschaftlichen Akteure nicht einseitig „von oben herab“ in die Pflicht 
genommen und vereinnahmt werden sollen – oder weil für ein konkreteres Benennen schlicht 
keine genauen Vorstellungen über die Ressourcen und Möglichkeiten einzelner Organisationen 
vor Ort vorliegen. Mit anderen Worten: So gebetsmühlenartig die Einbindung nicht-staatlicher 
Akteure gefordert wird, so unkonkret sind ganz offensichtlich die Vorstellungen, welche 
Beiträge diese Akteure und Organisationen überhaupt leisten können und wollen (vgl. 
Schönig/Hoffmann 2007: 11).  
3.  Akteure der Stadtentwicklung 
Der Wandel im Planungsverständnis hat zu der Erkenntnis geführt, dass an der Entwicklung von 
Stadt und Region viele Akteure mitwirken. Daher wird im Folgenden beleuchtet, welche 
Akteure in welcher Form an der Stadtentwicklung beteiligt sind. Dies dient dazu, den „neuen“ 
Akteur Bürgerstiftung im weiteren Verlauf der Arbeit in das Akteursspektrum auf lokaler Ebene 
einordnen zu können. Hierfür werden das „Gesamtspektrum“ der Akteure in der Stadtent-
wicklung sowie Formen ihres Zusammenwirkens beschrieben (Kapitel II.3.1). Anschließend 
erfolgt eine vertiefende Betrachtung von Organisationen des „Dritten Sektors“ und ihrer 
Bedeutung in Stadt und Region, da diesem Sektor auch Bürgerstiftungen zuzurechnen sind 
(Kapitel II.3.2).  
3.1 Akteure der Stadtentwicklung und ihr Zusammenwirken in Stadt und Region 
Investoren, Politiker, Planer, Bürger und viele andere nehmen Einfluss auf die Entwicklung von 
Stadt und Region. Die Vielfalt der Akteure zeigt ein Beispiel aus dem Handlungsfeld 
„Erneuerung benachteiligter Stadtquartiere“. Darin treten als Akteure der Stadtentwicklung auf: 
„die Arbeitsverwaltungen und lokalen Betriebe, die Schulpolitiker und die Lehrer vor Ort, 
Gemeinwesenarbeiter, Quartierspolizisten und unterschiedliche Dienststellen der Sozialver-
waltung, die freien Träger der Wohlfahrtspflege ebenso wie lokale Beschäftigungsinitiativen, 
der deutsch-türkische Nachbarschaftskreis, die örtlichen Kreditinstitute, die Wohnungsunter-
nehmen ebenso wie die privaten Haus- und Grundeigentümer“ (Selle 1996: 63). Das Durch-
einander der Aufzählung zeigt, dass mit der Entdeckung der neuen Akteure sehr Verschiedenes 
unvermittelt nebeneinander steht: Die Werte, an denen sich die Akteure orientieren, die 
Organisationsstrukturen, in denen sie handeln, und die Ressourcen, die ihnen zur Verfügung 
stehen.  
Will man dieses Akteursspektrum ordnen, so erfolgt dies in der Regel mit Hilfe einer 
Differenzierung in drei gesellschaftliche Sektoren: in Akteure des Staates, in private Akteure des 
Marktes sowie in private Akteure der Gemeinschaft bzw. des Dritten Sektors (vgl. z. B. Selle 
1991: 32, BBR 2000: 17 ff., Bieker et al 2004: 38). 
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Öffentliche Akteure der Stadtentwicklung  
Allein bei den an der Stadtentwicklung beteiligten öffentlichen Akteuren handelt es sich bereits 
um eine Vielzahl und Vielfalt an Akteuren: Öffentliche Akteure der Stadtentwicklung sind zum 
Beispiel Mitarbeiter aus behördlichen Ämtern und Ressorts für Stadtplanung, Bauordnung, 
Tiefbau, Hochbau, Liegenschaftsmanagement, Wirtschaftsförderung sowie Umwelt und Grün-
flächen in den Städten, den Kreisen, den Regierungsbezirken, in den Ministerien der Länder, des 
Bundes oder, je nach Planungsaufgabe, in Institutionen auf europäischer Ebene. Im Zuge der 
(Teil-)Privatisierung und Auslagerung öffentlicher Aufgaben sind auch die Mitarbeiter 
städtischer Wohnungsbau-, Projektentwicklungs- oder Grundstücksverwertungsgesellschaften 
öffentlichen Akteuren zuzurechnen. Überdies zählen zu den öffentlichen Akteuren – auch 
wiederum auf den verschiedenen Handlungsebenen – Politiker in Rat und Fachausschüssen. 
Und nicht zuletzt sind auch die Bürger- oder Oberbürgermeister in Gemeinden und Städten 
öffentliche Akteure, denen mit der Leitung der Verwaltung und dem Vorsitz im Rat sogar eine 
herausgehobene Stellung zukommt. Öffentliche Akteure müssen also nochmals differenziert 
werden in Akteure aus Verwaltung und Politik.  
Die Verwaltungen und deren Fachämter und -ressorts haben die Aufgabe, Ratsentscheidungen 
vorzubereiten, die Ratsbeschlüsse umzusetzen und die weisungsgebundenen Pflichtaufgaben zu 
erfüllen. Dabei handelt es sich um staatliche Aufgaben wie beispielsweise das Erteilen von 
Baugenehmigungen, die aus Zweckmäßigkeitsgründen den Gemeinden übertragen sind. Zum 
Aktivitätenspektrum der Verwaltung gehören darüber hinaus das Erarbeiten von Bebauungs-
plänen, die Mobilisierung von Brachflächen, das Bewirtschaften von Wohnungsbeständen, das 
Errichten öffentlicher Bauten, das Entwickeln von Verkehrskonzepten, die Sicherung von 
Landschafts- und Naturschutzgebieten, das Ansiedeln von neuen Unternehmen im Zuge der 
Wirtschaftsförderung, Stadtmarketing, Quartiersmanagement und vieles mehr (vgl. Selle 2006: 
562). 
Während die Verwaltung Ort der Entscheidungsvorbereitung und -ausführung ist, ist nach den 
Gemeindeordnungen der Rat – das „kommunale Parlament“ – der Ort der Willensbildung und 
Entscheidungsfindung und somit die Arena der politischen Auseinandersetzung mit der 
Stadtentwicklung. Der Rat führt zur demokratischen Legitimation von Planungsentscheidungen. 
Demzufolge sind öffentliche Akteure prädestiniert, Planungsprozesse zu initiieren und zu leiten, 
also die Rolle eines Impulsgebers im Planungsprozess einzunehmen. Diese Rolle übernimmt 
häufig federführend der für die Stadtentwicklung bzw. -planung zuständige Bereich innerhalb 
der Verwaltung (vgl. BBR 2005: 17). Dies heißt nicht, dass öffentliche Akteure die Entwicklung 
von Stadt und Region umfassend, zentral oder gar allein planen können. Gleichwohl können 
drei besondere Merkmale des raumwirksamen Handelns öffentlicher Akteure hervorgehoben 
werden: Raumwirksames Handeln öffentlicher Akteure 
• „basiert (…) auf gesetzlich geregelten Verfahren und bedarf der politischen Legitimation“; 
• „setzt mit einigen Plänen Recht gegenüber Dritten – reicht also in die Sphäre der Märkte 
hinein“; 
• „dient (auch) der Koordination des Handelns verschiedener öffentlicher Ressorts, 
Dienststellen etc. – liegt also insofern quer zu den Handlungsfeldern verschiedener 
öffentlicher Akteure“ (Selle 2006: 563). 
 
Die Instrumente, die öffentlichen Akteuren für ihr Handeln zur Verfügung stehen, lassen sich in 
direkt und indirekt wirkende Instrumente differenzieren. Zu den direkt wirkenden Instrumenten 
gehören die Entwicklung von Standorten durch öffentliche Investitionen, die Marktteilnahme 
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öffentlicher Akteure zum Beispiel über den Zwischenerwerb von Grundstücken sowie 
strukturierend wirkende Prozesse wie zum Beispiel die Steuerung von Koordinations- und 
Kooperationsprozessen. Demgegenüber stehen indirekt wirkende Instrumente, zu denen finan-
zielle Steuerungs-, Lenkungs- und Anreizformen, regulative Instrumente wie bau- oder 
planungsrechtliche Festsetzungen sowie persuasive bzw. kommunikative Instrumente zählen 
(vgl. Selle 2005: 120 ff., 310 ff.).   
Öffentlichen Akteuren kommt bei der Entwicklung von Stadt und Region also eine bedeutende 
Rolle zu, es treten aber zunehmend private Akteure – Wirtschaft wie Bürgerschaft – neben die 
öffentlichen Akteure.  
Unternehmen als Akteure der Stadtentwicklung 
Auch bei den an der Stadtentwicklung beteiligten Akteuren des Marktes handelt es sich um eine 
Vielzahl und Vielfalt an Akteuren: Akteure des Marktes sind zum Beispiel Investoren, Bauherren, 
Geld- und Kreditinstitute, Betriebe des Einzelhandels oder Interessenvertreter in Wirtschafts-
verbänden sowie Handwerks- oder Industrie- und Handelskammern. Je nach Aufgabenstellung 
variieren die Beteiligten von Vorhaben zu Vorhaben. So gibt es Projekte, bei denen lediglich ein 
Akteur, zum Beispiel ein Investor, die Gruppe der „Wirtschaft“ repräsentiert, oder es gibt solche 
Projekte, bei denen eine Gruppe von Geschäftsleuten, Firmeninhabern, Grundstückseigen-
tümern, Einzelhändlern und Investoren gemeinsam die „Wirtschaft“ vertritt. 
Gemeinsam ist den Akteuren des Marktes, dass ökonomische Gesichtspunkte im Vordergrund 
ihres Handelns stehen. So liegen die Interessen eines Investors zum Beispiel in der zeitnahen 
und zügigen Umsetzung renditeorientierter städtebaulicher Projekte. Die Interessen des 
Einzelhandels zielen in der Regel auf eine Verbesserung des Standortes sowie seines Umfeldes 
ab. Kammern und Verbände als Interessenvertreter der Wirtschaft haben meist das wirt-
schaftliche Gesamtinteresse im Blickpunkt und versuchen, das unternehmerische Umfeld für ihre 
Mitglieder zu verbessern (vgl. BBR 2005: 19). 
Zu den direkt auf die Entwicklung von Stadt und Region wirkenden Handlungen der 
Marktakteure gehören in erster Linie Standortentscheidungen und -investitionen und der damit 
verbundene Erwerb von Grundstücken. Umgekehrt kann aber auch die Entscheidung, einen 
Unternehmens- oder Produktionsstandort aufzugeben, Auswirkungen auf die Entwicklung von 
Stadt und Region haben, wenn dadurch ehemals industriell genutzte Flächen brachfallen und 
umgenutzt werden müssen. Über die den Unternehmensstandort betreffenden Maßnahmen 
und Investitionen hinaus können Wirtschaftsakteure Standorte aber auch durch Maßnahmen 
beeinflussen, die das Standortumfeld verbessern helfen, wie etwa der Bau von Arbeiter- oder 
Werkssiedlungen oder Investitionen in lokale Kultureinrichtungen wie Theater, Bibliotheken 
oder Museen. 
Da sich Stadtentwicklung und Wirtschaftsentwicklung gegenseitig bedingen, sind öffentliche 
Akteure und Akteure des Marktes gegenseitig aufeinander angewiesen. So ist Voraussetzung 
für eine funktionierende Wirtschaft, dass die räumlichen Rahmenbedingungen – wie zum 
Beispiel die Lage und Qualität eines Standortes – günstig sind, und umgekehrt sind Städte nur 
handlungsfähig, wenn Sie über ein ausreichendes Steueraufkommen, Arbeitsplätze, Kaufkraft 
und eine florierende Wirtschaft verfügen13.  
                                                 
13  Zum Wechselverhältnis zwischen Wirtschafts- und Stadtentwicklung vgl. z. B. Pesch 2006. 
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In jüngerer Zeit wirken Wirtschaftsakteure verstärkt auch über Aktivitäten im Rahmen von 
„Corporate Citizenship“ an der Entwicklung von Stadt und Region mit. „Corporate Citizenship“ 
bezeichnet das bürgerschaftliche Engagement in und von Unternehmen, die sich über ihre 
eigentliche wirtschaftliche Tätigkeit hinaus als „guter Bürger“ für zum Beispiel ökologische oder 
kulturelle Belange oder für die Zivilgesellschaft in Quartier, Stadt und Region engagieren. 
Motive für ein solches unternehmerisches Engagement außerhalb der gewinnorientierten 
Aktivitäten sind zum Beispiel der Wunsch, an einem attraktiven Standort zu produzieren, ein 
stabiles und attraktives Umfeld zu schaffen oder als Unternehmen einem Standort und einer 
Stadt etwas vom wirtschaftlichen Erfolg zurückgeben zu wollen. Beispiele für Unternehmens-
engagement für die Stadtentwicklung sind zum Beispiel das „Community Involvement Pro-
gramm“ der Ford-Werke in Köln oder das Programm „Nachbarschaftsaktivitäten“ des Auto-
mobilherstellers BMW, in deren Rahmen Mitarbeiter für ein gemeinnütziges Engagement am 
jeweiligen Standort freigestellt werden können (vgl. BBR 2006b). Die Unternehmen profitieren 
von derartigen Projekten, indem sie mit Hilfe der ehrenamtlichen Tätigkeit die sozialen 
Kompetenzen ihrer Mitarbeiter fördern, einen Imagegewinn erzielen und darüber hinaus lokale 
und regionale Netzwerke stärker an das Unternehmen binden; hierzu zählen vor allem gemein-
nützig tätige Organisationen wie Vereine, Initiativen und Stiftungen. Während Corporate 
Citizenship-Aktivitäten vor allem in den USA und Großbritannien zum Teil schon weit verbreitet 
sind, befindet sich diese Art des lokalen Unternehmensengagements in Deutschland noch in 
den Anfängen (vgl. BBR 2006b, Sinning 2007: 307).  
Bürger als Akteure der Stadtentwicklung  
Bürgerinnen und Bürger bzw. die Bewohnerinnen und Bewohner eines Quartiers, einer Stadt 
oder einer Region können, wie bereits dargelegt, auf zwei Wege an der Stadtentwicklung 
mitwirken: Über die Bürgerbeteiligung an Vorhaben der Stadtentwicklung, welche in der Regel 
von öffentlichen bzw. kommunalen Akteuren initiiert und betreut wird, sowie mit eigenstän-
digen Beiträgen, die beispielsweise durch freiwilliges Engagement in Vereinen oder Initiativen 
auf die Verbesserung des Wohnumfeldes, das Schaffen oder Erhalten kultureller oder sozialer 
Einrichtungen oder den Schutz von Natur und Landschaft hinwirken sollen.  
Bei der Beteiligung von Bürgern, der „klassischen“ Bürgerbeteiligung, geht es vor allem darum, 
Planungsbetroffene zu Beteiligten zu machen und ihr „Alltagswissen“ zu nutzen. Bürger 
werden dabei als „Kunden“ städtebaulicher Maßnahmen, als „Experten“ für ihren Lebens- und 
Arbeitsraum sowie als Kooperanden für mögliche gemeinsame Vorhaben angesehen (vgl. BBR 
2005: 20). Bürgerbeteiligung und Beteiligungsverfahren14 gehören seit vielen Jahren in zahl-
reichen Städten und Gemeinden und für viele Handlungsfelder der Stadtentwicklung zum 
planerischen Alltag15, beispielsweise im Rahmen von Stadterneuerungsvorhaben, Wohnumfeld-
konzepten oder Projekten der Verkehrsplanung16.  
                                                 
14  In juristischer Perspektive versteht man unter einem Beteiligungsverfahren die Beteiligung Dritter an einem 
legislativen oder exekutiven Entscheidungsprozess. Dabei kann man zwischen obligatorischen und fakultativen 
Beteiligungsverfahren unterscheiden. Während bei der obligatorischen Beteiligung aufgrund gesetzlicher 
Vorgaben – beispielsweise des Baugesetzbuches – ein Zwang zur Einbindung Dritter in den Entscheidungsprozess 
besteht, fehlt eine gesetzliche Beteiligungsvorschrift bei der fakultativen Beteiligung. Die Beteiligung wird also in 
das Ermessen des Entscheidungsträgers gestellt bzw. erfolgt freiwillig (vgl. Grotefels/Schoen 2005: 86 ff.).  
15  Vgl. für einen Überblick zur Geschichte und Entwicklung der Bürgerbeteiligung bzw. des Verhältnisses von 
Bürgern und Kommunen Selle 2005: 414 ff. 
16  Vgl. z. B. Kelly/Witte/Wolf et al 2004. Trotz vieler Positivbeispiele und eines mittlerweile umfangreichen 
Repertoires an Beteiligungsmethoden (vgl. z. B. Bischoff/Selle/Sinning 2005) sei aber auch angemerkt, dass die 
Praxis der Bürgerbeteiligung vor Ort in vielen Fällen alles andere als befriedigend verläuft, weil die zeitliche, 
sachliche und räumliche Reichweite der Beteiligung oftmals begrenzt bleibt. 
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Bei den eigenständigen Beiträgen von Bürgern geht es um deren bürgerschaftliches Mitwirken 
als Akteure der Stadtentwicklung. Hierbei geht es nicht um das Beteiligen und Mitwirken an 
„öffentlichen“ Planungsvorhaben, sondern um Eigenaktivitäten von Bürgerinnen und Bürgern, 
die für die Entwicklung von Stadt und Region von Bedeutung sind. Für dieses bürgerschaftliche 
Engagement werden sowohl traditionelle Begriffe wie das „Ehrenamt“ als auch neuere Begriffe 
wie „freiwilliges Engagement“ verwendet, und es steht oft in Zusammenhang mit Diskussionen 
um mehr „Bürgerorientierung“ in Städten und Gemeinden (vgl. z. B. Pröhl/Sinning/Nährlich 
2002).  
Auch wenn sich eine einheitliche und eindeutige Verwendung und Abgrenzung der Begriffe 
„bürgerschaftliches Engagement“, „ehrenamtliches Engagement“ und „freiwilliges Engage-
ment“ in der Literatur nicht finden lässt, ist allen Begriffen nach Kösters (2002: 19) gemein, 
dass es sich um Tätigkeiten handelt, die 
• freiwillig, 
• nicht auf materiellen Gewinn gerichtet sowie 
• am Gemeinwohl orientiert sind, dabei  
• öffentlich bzw. im öffentlichen Raum stattfinden und 
• in der Regel gemeinschaftlich bzw. kooperativ ausgeübt werden.  
 
Die Bezeichnungen „Bürgerengagement“ und „bürgerschaftliches Engagement“ werden vor 
allem gebraucht, um die gesellschafts- und sozialpolitische Dimension gemeinwohlorientierter 
Tätigkeiten hervorzuheben. Die Entstehung und Popularität des Begriffs Bürgerschaftliches 
Engagement ist dabei in engem Zusammenhang zur Arbeit der Enquete-Kommission „Zukunft 
des Bürgerschaftlichen Engagements“ des Deutschen Bundestages zu sehen. Die Mitglieder der 
Enquete-Kommission wollten mit dieser Begriffswahl den engen Zusammenhang von 
Engagement, Bürgerschaft und Bürgersinn deutlich machen und knüpfen damit an ein 
republikanisches Verständnis von Bürgerschaft an. Es geht um die Bürgerinnen und Bürger, die 
sich auf vielfältige Weise und selbstorganisiert in die Belange des Gemeinwesens einbringen und 
dadurch die Zukunft von Staat und Gesellschaft mitbestimmen (vgl. Zimmer/Vilain 2005: 2, 
Enquete-Kommission 2002: 57). Bürgerschaftliches Engagement schließt die politische, soziale 
wie auch gesellige Komponente ein und umfasst damit ein breites Spektrum an Aktivitäten und 
Engagementformen. Dabei handelt es sich zum Beispiel um:  
• die Mitgliedschaft sowie die aktive Mitarbeit in Leitungs- und Führungsaufgaben in 
Vereinen, Verbänden, Gewerkschaften sowie politischen Gremien,  
• die freiwillige unbezahlte Mitarbeit in karitativen oder gemeinwohlorientierten 
Einrichtungen, wie etwa in Schulen, Museen oder Bibliotheken, 
• die Beteiligung an Protestaktionen im Rahmen der Bürgerinitiativbewegung oder der neuen 
sozialen Bewegungen, wie etwa der Anti-Atomkraft- oder Frauenbewegung sowie  
• das finanzielle Engagement von Bürger und Bürgerinnen wie von Unternehmen in Form von 
Spenden und (Zu-)Stiftungen (vgl. Zimmer/Vilain 2005: 9). 
Orte und Infrastruktur für bürgerschaftliches Engagement sind die zahlreichen Bürgerinitiativen, 
Selbsthilfegruppen, Stiftungen und Vereine in Deutschland. Bezogen auf die verschiedenen 
Organisationsformen wird beobachtet, dass das Engagement in den „klassischen“ Betätigungs-
formen wie Parteien, Kirchen, Gewerkschaften und Wohlfahrtsverbänden seit einigen Jahren 
rückläufig ist, während gleichzeitig neue Formen der Selbstorganisation in Bürgerinitiativen, 
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Selbsthilfegruppen, Betroffenenorganisationen oder anderen Netzwerken wachsenden Zulauf 
verzeichnen (vgl. Reinert 2000: 59). Dies ist unter anderem darauf zurückzuführen, dass sich die 
Motive für freiwilliges Engagement verändern. Der dienende Charakter und das Pflicht-
bewusstsein des „Ehrenamtes“ stehen beim bürgerschaftlichen Engagement nicht mehr so stark 
im Vordergrund. Stattdessen wollen viele Freiwillige ihr Engagement mehr und mehr als persön-
lichen Gewinn erfahren. Sie sehen in der ehrenamtlichen Tätigkeit eine Chance, ihre Persönlich-
keit, Phantasie, Kreativität und soziale Kompetenzen zu entwickeln, „sozial Benachteiligten“ zu 
helfen und aktiv und verantwortungsvoll am gesellschaftlichen Leben teilzunehmen und dieses 
mitzugestalten (vgl. z. B. Klages 2000: 42 ff.). Dabei lösen die neuen Motive die bestehenden 
Motive jedoch nicht ab, sondern sie ergänzen sie. Vor diesem Hintergrund sind wesentliche 
Merkmale der neuen Engagementformen (vgl. Reinert 2000: 59): 
• die thematische Differenzierung des Engagements, nach der sich Freiwillige nicht für etwas 
Allgemeines, sondern für ein ganz konkretes Projekt engagieren wollen,  
• der temporäre Charakter der Engagementverpflichtung, nach der sich Freiwillige nicht 
lebenslänglich zu einem Engagement verpflichten, sondern ihre Tätigkeit jederzeit wieder 
beenden können, sowie 
• die überschaubare Gruppengröße, die sowohl ein Gemeinschaftsgefühl ermöglicht als auch 
die Erfahrung vermittelt, dass das eigene Engagement wertvoll ist und dass der Einzelne 
etwas bewirken kann. 
Der Wandel der Engagementmotive und -formen führt jedoch nicht dazu, dass das freiwillige 
Engagement abnimmt. Im Gegenteil wird beobachtet, dass sowohl das freiwillige Engagement 
als auch die Bereitschaft zum freiwilligen Engagement seit einigen Jahren zunehmen17. Daher ist 
davon auszugehen, dass auch das Engagement in und für die Entwicklung von Stadt und 
Region zunimmt, so dass die Aufmerksamkeit gegenüber diesem Engagement und den 
Beiträgen dieser Akteure auch aus planerischer Sicht wachsen sollte.  
Das Zusammenwirken der Akteure in Stadt und Region 
Sowohl öffentliche Akteure als auch Unternehmen und Bürger als Akteure der Stadtentwicklung 
sind raumwirksam tätig und bringen sich in die Entwicklung von Stadt und Region ein. Bei 
näherer Betrachtung der jeweiligen raumwirksamen Aktivitäten wird allerdings klar: Alle Akteure 
tun und schaffen dies nicht für sich allein, sondern sie entwickeln und gestalten Stadt und 
Region gemeinsam mit anderen. Durch das Zusammenwirken der Akteure entsteht ein 
Akteursdreieck, in dem es zu verschiedenen Formen der Zusammenarbeit zwischen Kommunen, 
Wirtschaftsakteuren und der Bürgerschaft kommen kann. Zu diesen Kooperationsformen zählen 
Bieker et al (2004) interkommunale Kooperation, Public Private Partnership, Bürgerorientierung 
und Partizipation, Bürgerschaftliches Engagement, „Corporate Citizenship“, Unternehmens-
netzwerke und „mutlilaterale“ Partnerschaften als Zusammenarbeit aller drei Akteursgruppen 
(vgl. Bieker et al 2004: 41 ff., Sinning 2006; ähnlich Becker 2008: 120). Die Kooperations-
formen unterscheiden sich dabei in den jeweiligen Akteursbeziehungen, aber auch in den 
Themen-, Aufgaben- und Handlungsfeldern, in denen sie zum Tragen kommen.  
                                                 
17  Dies zeigen vor allem die Ergebnisse der Freiwilligensurveys aus den Jahren 1999 und 2004 (vgl. Rosenbladt 
2000, Gensicke/Picot/Geiß 2006). Während im Jahr 1999 rund 34 Prozent aller Bundesbürgerinnen und -bürger 
ab 14 Jahren ehrenamtlich oder freiwillig engagiert waren, waren es im Jahr 2004 rund 36 Prozent. Die 
„Wachstumsgruppen“ waren zwischen 1999 und 2004 vor allem erwerbstätige Frauen, ältere Menschen ab 60 
Jahren, Ostdeutsche, Arbeitslose sowie Migranten. Insgesamt waren im Jahr 2004 neben den 36 Prozent 
freiwillig Engagierter weitere 32 Prozent (1999: 26 %) bereit, sich unter Umständen freiwillig zu engagieren, 
davon 12 Prozent sogar „bestimmt“ (1999: 10 %). 
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Abbildung 5:  Kooperationsformen der Akteure aus Staat, Markt und Bürgerschaft  
(Quelle: Sinning 2006: 87) 
Mit diesen Kooperationsbeziehungen sind Vorteile und Potenziale, aber auch Grenzen und 
Restriktionen verbunden: Kooperationen sind „keine Königswege, sondern oft holprige und 
gewundene Straßen (…), die in Sackgassen, Um- und Holzwegen münden können“ (Selle 
2005: 52). Allgemein lässt sich vor diesem Hintergrund bezüglich des Zusammenwirkens der 
Akteure bei der Entwicklung von Stadt und Region festhalten (vgl. Selle 2005: 112, Bieker et al 
2004: 41 ff., Stock 2008): 
• die einzelnen Akteursgruppen verfügen über unterschiedliche Handlungslogiken, 
unterschiedliche Interessenlagen und unterschiedliche Verhaltensmuster, so dass sie 
räumliche Entwicklungen – beispielsweise hinsichtlich der Ertragschancen, der 
Gewährleistung städtebaulicher Qualitäten oder hinsichtlich der Auswirkungen auf die 
Lebensqualität – unterschiedlich wahrnehmen und bewerten; 
• die einzelnen Akteursgruppen verfügen über unterschiedliche Mittel und Ressourcen (z. B. 
finanzielle Ressourcen, personelle Ressourcen, Gesetze, solidarisches Handeln) für ihre 
Beiträge zur Entwicklung von Stadt und Region;  
• die einzelnen Akteursgruppen haben unterschiedliche Machtpotenziale, die zu erheblichen 
Ungleichgewichten, zu Unzufriedenheiten und letztlich Störungen in der Kooperation 
führen können;  
• zwischen einzelnen Akteuren können unbewältigte und nicht ausgeräumte Konflikte 
bestehen, die zum Beispiel aus vorhergehenden Kooperationen resultieren und unter der 
Oberfläche weiter „schwelen“. Diese können in neuen bzw. anschließenden Kooperationen 
aufbrechen und zu erheblichen Problemen führen. Kooperationen sind letztlich also auch 
von Beziehungen unter einzelnen Personen abhängig, welche eine Zusammenarbeit 
erschweren oder umgekehrt, bei guten Kontakten und Vorerfahrungen, auch erleichtern 
können. 
 
Da Bürgerstiftungen als durch bürgerschaftliches Engagement getragene Organisationen der 
Akteursgruppe des Dritten Sektors bzw. Nonprofit-Organisationen zuzurechnen sind, sollen im 
Folgenden die Merkmale und Charakteristika dieser besonderen Akteursgruppe näher beleuch-
tet werden.  
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3.2 Nonprofit-Organisationen als Akteure der Stadtentwicklung 
Im Zuge der „Ausweitung des Akteursspektrums“ (Selle 1996: 110) sowie im Zuge der 
Diskussion über Bürgerengagement und Bürgerorientierung haben etwa seit Anfang der 1990er 
Jahre Organisationen, die nicht eindeutig einer der Sphären Staat/Kommunen, Wirtschaft und 
Gesellschaft zuzuordnen sind, zunehmend an Bedeutung und Aufmerksamkeit gewonnen. Sie 
werden als intermediäre Organisationen, Dritte-Sektor-Organisationen oder auch Nonprofit-
Organisationen bezeichnet. Auch Bürgerstiftungen können als „sowohl von Kommunen und 
politischen Instanzen als auch von anderen Organisationen und Unternehmen unabhängige 
Stiftung[en] im Rechtssinne“ (Kaper 2006: 46) den Dritte-Sektor- bzw. Nonprofit-Organisa-
tionen zugerechnet werden. Da diese Organisationen durch bestimmte Merkmale und 
Charakteristika gekennzeichnet sind und sich in ihrer Steuerungslogik von Akteuren aus den 
Bereichen Staat und Markt unterscheiden (vgl. Zimmer/Priller 2004: 16), sollen im Folgenden 
die wesentlichen Merkmale des Dritten Sektors und „seiner“ ihn kennzeichnenden Nonprofit-
Organisationen dargelegt werden, um darauf aufbauend die Relevanz von Nonprofit-
Organisationen als Akteure in der Stadtentwicklung näher zu beleuchten.  
Dritter Sektor: Begriffsbestimmung und Charakteristika 
Die Bezeichnung Dritter Sektor18 ist kein Terminus technicus, sondern vielmehr eine Bereichs-
bezeichnung bzw. ein heuristisches Modell. Demnach dient die Bezeichnung Dritter Sektor zur 
Charakterisierung eines Bereiches, der begrenzt wird durch die Pole Staat, Markt und 
Zivilgesellschaft (Gemeinschaft und Familie). Konstituiert wird der Dritte Sektor durch jene 
Organisationen, deren Handlungslogik einem eigenen Steuerungsmodus folgt und nicht mit der 
der Sektoren Staat und Markt übereinstimmt: Während für die Steuerung im Sektor Staat die 
Handlungslogiken „Hierarchie“ oder „Macht“ kennzeichnend sind, erfolgt die Steuerung im 
Sektor Markt über „Wettbewerb“ oder „Tausch“. Im Dritten Sektor ist der Steuerungsmodus 
hingegen geprägt durch Solidarität als altruistische, wechselseitige Hilfeorientierung sowie durch 
gesellschaftliche Sinnstiftung (vgl. Zimmer/Priller 2004: 16). Der Dritte Sektor besteht neben 
Markt und Staat und umfasst all jene Organisationen, die dem privaten, (zivil)gesellschaftlichen 
und nicht primär Gewinn maximierenden Bereich zuzuordnen sind. Für diesen Bereich wird, je 
nach dem welches typische Merkmal hervorgehoben werden soll, eine Vielzahl von Begriffen 
verwendet: Nonprofit-Sektor, zivilgesellschaftlicher Sektor, intermediärer Sektor oder – neutraler 
– „Dritter Sektor“ (vgl. Anheier/Seibel 1999: 19). 
Die Diskussion über die Existenz und Rolle des Dritten Sektors zwischen Staat und Markt erfolgt 
über verschiedene theoretische Zugänge19 (vgl. Salamon/Anheier 1997). Als einer der einfluss-
reichsten Ansätze zur Erklärung der zunehmenden Relevanz des Dritten Sektors in entwickelten 
Marktökonomien gilt die Heterogenitätstheorie von Weisbrod (1988). Die Heterogenitäts-
theorie, auch bekannt als Theorie des Markt- und Staatsversagens, erklärt die Existenz des 
Nonprofit-Sektors als Resultat des Versagens des Marktes und des Staates bei der Bereitstellung 
von öffentlichen bzw. Kollektivgütern. Demnach gelingt es weder dem Markt noch dem Staat, 
                                                 
18  Der Ursprung für Begriff und Ansatz des Dritten Sektors wird auf den Soziologen Amitai Etzioni zurückgeführt. 
Dieser machte zu Beginn der 1970er Jahre in dem Aufsatz „The third sector and domestic missions“ (Etzioni 
1973) auf die Existenz einer dritten Alternative, „a third alternative, indeed sector (…) between the state and the 
market“ aufmerksam: Er empfahl, weder dem Staat noch dem Markt zuviel abzuverlangen und neue Wege der 
Erstellung von Leistungen und Diensten im öffentlichen Interesse und für das Allgemeinwohl aufzuzeigen (vgl. 
Zimmer/Priller 2004: 18).  
19  Als theoretische Zugänge zum Dritten Sektor beleuchten Salamon und Anheier die Heterogenitätstheorie, die 
Theorie des Kontraktversagens, Wohlfahrtsstaatstheorien, die Interdependenztheorie und die Institutionelle 
Theorie (vgl. Salamon/Anheier 1997).  
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solche öffentlichen Güter in ausreichendem Maße zur Verfügung zu stellen, deren Nutzen man 
erlangen kann, ohne dafür zu bezahlen: So wäre es zum Beispiel nicht möglich, jemanden vom 
Konsum des Gutes „saubere Umwelt“ auszuschließen. Diese unbefriedigte Nachfrage von 
einem Bevölkerungsteil nach spezifischen kollektiven Gütern wird nach der Heterogenitäts-
theorie von Weisbrod vor allem durch den Nonprofit-Sektor ausgeglichen (vgl. Salamon/An-
heier 1997: 217 f., Huster 2005: 35 ff.). Folgt man diesen Überlegungen, dann kommt dem 
Dritten Sektor im Wesentlichen eine „Lückenbüßer“-Funktion zu, um solche gesellschaftlichen 
Bedürfnisse zu befriedigen, die in einer Mehrheitsdemokratie nicht oder nur schwer umsetzbar 
sind20 (vgl. Salamon/Anheier 1998: 19). 
Eine weitere interessante Erklärung für die Existenz von Dritte-Sektor-Organisationen bietet der 
Ansatz der Existenzberechtigung von Vereinen, Verbänden und Stiftungen als „funktionale 
Dilettanten“, die für die Politik als systemstabilisierende Partner notwendig sind (Seibel 1994). 
Dritte-Sektor-Organisationen werden in diesem Zusammenhang als Dilettanten bezeichnet, da 
ihnen Eigenschaften wie Effizienz und Professionalität fehlen, und sie an sich wegrationalisiert 
werden müssten. Gleichwohl können sie überleben, da sie – so die Argumentation Seibels – 
dem Staat einen kostengünstigen Weg zur Entlastung von Legitimationsdefiziten offerieren. 
Dritte-Sektor-Organisationen werden vor allem bei schwierigen Problemen, die in einer 
Demokratie nicht oder nur schwer zu lösen sind, wie etwa Arbeitslosigkeit, Diskriminierung von 
Minderheiten, als Organisationen mit „Feuerwehrfunktion“ eingesetzt, so dass die Politik durch 
die Delegierung der Symptombekämpfung scheinbar schon ihren Anteil an der Problemlösung 
erbracht hat: Es wird etwas getan und insofern wird der Wähler beruhigt. Weitere Schwierig-
keiten und ein mögliches Scheitern der Problembearbeitung wird jetzt nicht mehr dem Staat, 
sondern dem Dritten Sektor und seinen Organisationen angelastet. Zwar ist dies eine durchaus 
zynische Betrachtung und Analyse der Relevanz und Bedeutung des Dritten Sektors und seiner 
Organisationen, doch ist ihre Evidenz nicht von der Hand zu weisen21. 
Neben diesen theoretischen Zugängen für die Existenz des Dritten Sektors sind im Hinblick auf 
dessen Entwicklung in Deutschland aus historischer Sicht vor allem drei Prinzipien maßgeblich 
(vgl. Neumann 2005: 29 sowie ausführlich zur Entwicklung der drei Prinzipien Anheier 1998a: 
356 ff.):  
• Das Subsidiaritätsprinzip, nach dem der Staat nur solche Aufgaben wahrnehmen soll, die 
der private Sektor nicht zu erfüllen bereit oder in der Lage ist. In bestimmten Bereichen 
weist es Organisationen des Dritten Sektors den Vorrang gegenüber der öffentlichen Hand 
bei der Erstellung sozialer Dienstleistungen zu. Dadurch haben sich vor allem die 
Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege in Deutschland (z. B. Caritas, Diakonie, 
Arbeiterwohlfahrt, Deutsches Rotes Kreuz) etablieren können.  
• Das Selbstverwaltungsprinzip, welches Organisationen des Dritten Sektors in Folge einer 
vor allem im 19. Jahrhundert nicht immer gewährleisteten Vereinigungs- und 
                                                 
20  Salamon/Anheier (1998: 19) weisen jedoch darauf hin, dass diese These empirisch nur in sehr begrenztem 
Umfang gestützt werden kann, da eine daraus abzuleitende Konfliktsituation zwischen Staat und Drittem Sektor 
zwar durchaus bestehe, es aber in gleichem Maße auch Beziehungsmuster gebe, die auf gegenseitigem 
Einverständnis und Interdependenz beruhen.  
21  Dies lässt sich für Deutschland am Beispiel der Umweltpolitik verdeutlichen: Angesichts der enormen 
Herausforderungen und eines vergleichsweise geringen Budgets kann staatliche und kommunale Politik für 
Umwelt- und Naturschutz längst nicht alle erforderlichen und gesetzten Ziele erreichen. Daher ist es nicht 
verwunderlich, dass gerade in diesem Politikfeld zahlreiche Aufgaben an Umwelt- und 
Naturschutzorganisationen des Dritten Sektors übertragen werden. 
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Versammlungsfreiheit ermöglichte, sich aus der kommunalen und ständischen Ordnung 
herauszulösen.  
• Das Prinzip der Gemeinwirtschaft, das eine alternative Ausrichtung sowohl zum 
Kapitalismus als auch zum Sozialismus beinhaltet und wonach das von Dritte-Sektor-
Organisationen angestrebte Ziel nicht die Gewinn- oder Vermögensmaximierung sein darf.  
Während sich für die Bezeichnung des Bereiches neben Staat und Markt der Begriff Dritter 
Sektor durchgesetzt hat, werden die den Dritten Sektor kennzeichnenden Organisationen 
klassischerweise als Nonprofit-Organisationen und nur selten – und dann auch nicht durch-
gängig (vgl. z. B. Zimmer/Priller 2004) – als Dritte-Sektor-Organisationen bezeichnet. Dies liegt 
daran, dass die Organisationen des Dritten Sektors in vielfältigen Formen auftreten und in der 
Praxis oftmals auch Mischformen und Schnittmengen zu den Sektoren Markt und Staat 
aufweisen, so dass die Grenzen zu den Sektoren Markt, Staat und Privatheit definitorisch nicht 
immer so klar zu ziehen sind, wie es das Drei-Sektoren-Modell suggeriert (vgl. Badelt 1999a: 8). 
Daher wird in der Dritte-Sektor-Forschung vielfach und vornehmlich der Begriff der Nonprofit-
Organisationen gewählt, der weniger auf die Sektorenzugehörigkeit als vielmehr auf die 
wesentlichen Charakteristika dieser Organisationen abzielt22.  
Nonprofit-Organisationen: Begriffsbestimmung und Charakteristika 
Den Kriterien des Johns Hopkins Comparative Nonprofit Sector Project folgend werden 
Nonprofit-Organisationen definiert als nach außen mehr oder weniger offene, formal struk-
turierte und von direkter staatlicher Einflussnahme unabhängige Gebilde, die zur Erreichung 
eines selbst gesetzten, nicht primär an der Erwirtschaftung eines Residualeinkommens 
orientierten Ziels freiwillige Leistungen und verschiedene materielle und immaterielle Ressour-
cen generieren und kombinieren, um dadurch materielle und immaterielle Leistungen für sich 
selbst und andere zu erzeugen23 (vgl. Salamon/Anheier 1992: 125 ff.). In ähnlicher Weise 
werden Nonprofit-Organisationen auch von Badelt (1999a: 8 f.) charakterisiert24: Nonprofit-
Organisationen 
• sind durch ein Mindestmaß an formaler Organisation gekennzeichnet, 
• sind private, das heißt nicht-staatliche Organisationen, 
• dürfen keine Gewinne bzw. Überschüsse an Eigentümer oder Mitglieder ausschütten, 
• weisen ein Minimum an Selbstverwaltung bzw. Entscheidungsautonomie auf, 
• sind stets durch ein Mindestmaß an Freiwilligkeit gekennzeichnet.  
                                                 
22  Weitere Bezeichnungen, die für diese Organisationen – je nach Schwerpunkt der zum Beispiel 
politikwissenschaftlichen oder steuerrechtlichen Betrachtung – verwendet werden, sind die Begriffe NGO (non-
governmental organisations), NRO (Nicht-Regierungsorganisationen), gemeinnützige Organisationen oder 
intermediäre Organisationen (vgl. Badelt 1999a: 6 ff., Zimmer 2007:35 f.). Vilain (2006: 25) weist in diesem 
Zusammenhang darauf hin, dass diese Begriffe nicht immer synonym verwendet können und es der Forschung 
zu Nonprofit-Organisationen immer noch an einer eigenständigen, allgemein anerkannten Positivdefinition ihres 
Untersuchungsgegenstandes fehlt. So liegen vielfältige Vorschläge zur Charakterisierung von Nonprofit-
Organisationen vor, bislang konnte sich aber keine Definition als allgemein gültig etablieren (vgl. auch Neumann 
2005: 24).  
23  Diese Definition wurde in Zusammenhang mit dem Johns Hopkins Comparative Nonprofit Sector Project, dem 
bisher größten internationalen Projekt der Nonprofit-Forschung, gewonnen. Aufgrund des dabei angewendeten 
diskursiven Verfahrens ist von einer relativ breiten Akzeptanz der Definition auszugehen (vgl. Vilain 2006: 26). 
24  Dabei merkt Badelt (1999a: 9) an, dass keines der Kriterien absolut trennscharf sei und die Unschärfe der 
Grenzen sehr gut den auch in der Realität unscharfen Trennlinien zwischen NPOs und anderen Organisationen 
entspreche.  
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Ein weiteres besonders Charakteristikum ist nach Zimmer und Priller (2004: 20 ff., 212) die 
Multifunktionalität von Nonprofit-Organisationen. Danach sind Nonprofit-Organisationen auf 
die Wahrnehmung unterschiedlicher gesellschaftlicher Funktionen ausgelegt: Mit der ökono-
mischen Funktion der Dienstleistungserstellung haben sie Anteil am Sektor Markt; mit der 
Funktion der Bündelung, Artikulation und Vermittlung von Interessen sind sie zugleich politische 
und private Akteure, die in den Sektor Staat hineinwirken. Zudem erfüllen sie als meist lokal 
verankerte oder über Mitgliedschaft konstituierte Organisationen wichtige Funktionen der 
sozial-kulturellen Integration und Sozialisation.  
Hinsichtlich der inhaltlichen Systematisierung der Tätigkeitsbereiche von Nonprofit-Organisa-
tionen lassen sich insgesamt elf Einzelbereiche differenzieren25 (vgl. Zimmer/Priller 2004: 34 ff., 
Neumann 2005: 28):  
• Kultur und Erholung 
• Bildung und Forschung 
• Gesundheitsweisen 
• Soziale Dienste 
• Umwelt- und Naturschutz 
• Wohnungswesen und Beschäftigungsinitiativen 
• Bürger- und Verbraucherinteressen 
• Stiftungs- und Spendenwesen sowie ehrenamtliche Arbeit 
• Internationale Aktivitäten 
• Wirtschafts- und Berufsverbände, Gewerkschaften 
• Sonstiges  
Im Hinblick auf die Institutionen, Einrichtungen und Organisationen wird, bezogen auf die 
deutsche Situation, typischerweise folgende Differenzierung vorgenommen (vgl. Anheier et al 
1997: S. 15 f.): 
• eingetragene Vereine 
• gemeinnützige Vereine 
• Geselligkeitsvereine 
• Stiftungen 
• Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege 
• freie Krankenhäuser und Gesundheitseinrichtungen  
• gemeinnützige GmbHs und gemeinnützige Aktiengesellschaften 
• Organisationen ohne Erwerbszweck 
• Wirtschafts- und Berufsverbände, Gewerkschaften 
• Verbraucherorganisationen 
• Selbsthilfegruppen 
• Bürgerinitiativen 
• Umweltschutzgruppen 
• staatsbürgerliche Vereinigungen 
 
                                                 
25  Diese Einteilung folgt der International Classification of Nonprofit Organizations (ICNPO) (vgl. Zimmer/Priller 
2004: 34).  
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Aufgrund seiner Vielfältigkeit und aufgrund seiner steigenden ökonomischen Bedeutung26 
nehmen der Dritte Sektor und Nonprofit-Organisationen in der politischen Diskussion über die 
Zukunft der modernen Gesellschaft zunehmend einen zentralen Platz ein und sind aus dem 
modernen Wirtschafts- und Gesellschaftsleben nicht mehr wegzudenken (vgl. Anheier et al 
1997: 13, Badelt 1999a: 5, Eisen 2001: 277 f.). 
Infolge dieser steigenden Aufmerksamkeit haben in den letzten Jahren auch der theoretische 
und praktische Diskurs sowie die Forschung zum Dritten Sektor zugenommen27 (vgl. Birkhölzer 
et al 2005: 11, Zimmer/Priller 2004: 9). Dies betrifft zum Beispiel Fragen der Finanzierung sowie 
des Steuer- und Gemeinnützigkeitsrechts, rechts- und verwaltungswissenschaftliche Fragen zu 
den Organisationsformen oder die statistische Erfassung sowohl der Organisationen als auch 
des individuellen freiwilligen Engagements (vgl. z. B. Vilain 2006, Zimmer/Priller 2004, Gensicke 
et al 2006). Neumann (2005: 4 f.) differenziert drei maßgebliche Hauptrichtungen des 
wissenschaftlichen Forschungsinteresses an Nonprofit-Organisationen (vgl. ähnlich Badelt 
1999b: 97 ff.):  
• soziologische Betrachtungen hinsichtlich des bürgerschaftlichen Engagements in und durch 
Nonprofit-Organisationen,  
• politikwissenschaftliche Untersuchungen und Diskussionen zur Übertragung von staatlichen 
Aufgaben an Organisationen des Dritten Sektors sowie  
• wirtschaftswissenschaftliche Fragen zum Management, zur Struktur und zur 
gesamtwirtschaftlichen Bedeutung von Nonprofit-Organisationen28.  
 
Dabei ist das Spannende an der Dritte-Sektor-Forschung jedoch weniger die Analyse der 
Mikroebene sowie die deskriptive Betrachtung und statistische Erfassung der Organisationen 
und des individuellen Engagements, sondern vielmehr die Analyse der Makro- und Wirkungs-
ebene dieser Organisationen: Gemeint ist damit die Untersuchung und Erkundung von 
Prozessen der Veränderung und des Wandels hinsichtlich der Arbeitsteilung und des 
Zusammenwirkens von Organisationen aus Markt, Staat und Drittem Sektor im Hinblick auf 
Beiträge für den Wandel und die Stabilität von Staat und Gesellschaft: „Im Mittelpunkt steht 
daher zunehmend die Frage: Was können der Sektor und seine Organisationen zur positiven 
Gestaltung gesellschaftlichen Wandels beitragen, was können sie für eine Vertiefung und 
Weiterentwicklung der Demokratie leisten?“ (Zimmer 2007: 181). 
                                                 
26  Die gestiegene wirtschaftliche Relevanz des Dritten Sektors macht sich vor allem auf dem Arbeitsmarkt 
bemerkbar. Sowohl international als auch für Deutschland zeigt sich in den Ergebnissen des Johns Hopkins 
Comparative Nonprofit Sector Project ein Dritter Sektor von beachtlicher Größe und arbeitsmarktpolitischer 
Relevanz: Während im Jahre 1995 bereits rund 2,1 Millionen Bundesbürger in Deutschland im Dritten Sektor 
beschäftigt waren, ist nach einer Hochrechnung für das Jahr 2000 von fast drei Millionen Beschäftigten 
(Vollzeitäquivalente) im Dritten Sektor auszugehen. Der Dritte Sektor hat damit einen Beschäftigungsanteil von 
fast fünf Prozent und entspricht in seiner arbeitsmarktpolitischen Relevanz in etwa der Bedeutung der 
Versicherungswirtschaft oder dem Transportwesen – und es wird von einer weiteren positiven 
Beschäftigungsentwicklung ausgegangen (vgl. Zimmer/Priller 2004: 207 f.).  
27 Vgl. zur Entwicklung der Dritte-Sektor-Forschung Zimmer/Priller 2004: 18 ff. Wissenschaft und Forschung 
haben dem Dritten-Sektor bzw. den Nonprofit-Organisationen lange Zeit nur geringe Aufmerksamkeit 
entgegengebracht, das Interesse nimmt allerdings seit etwa Ende der 1990er Jahre zu. Die Ursachen für die 
lange Zeit geringe Aufmerksamkeit sieht Priller (2000: 7) vor allem im Eindruck einer gewissen Kleinteiligkeit und 
eine Geringschätzung der Leistungsfähigkeit dieses Sektors. Dieser Eindruck entstehe insbesondere durch die 
Vielzahl der Organisationen, die zu diesem Bereich gehören, sowie durch die Breite ihres Tätigkeitsspektrums. 
28  Darüber hinaus sind nach Neumann (2005: 4) zur Dritte-Sektor-Forschung zum Teil auch rechtswissenschaftliche 
Untersuchungen und Diskussionen zu einzelnen Organisationsformen des Dritten Sektor zu zählen (z. B. 
Stiftungen, Vereine, gemeinnützige GmbHs) (vgl. z. B. Ettel/Nowotny 1999).  
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Im Hinblick auf die vorliegende Arbeit sind vier Befunde der bisherigen Forschung und des 
Diskurses zum Dritten Sektor von besonderer Relevanz: Erstens besteht sowohl hinsichtlich der 
historischen Entstehung und Entwicklung als auch hinsichtlich der aktuellen institutionellen 
Struktur des Dritten Sektors eine besondere Abhängigkeit von gesellschaftlicher Unterstützung 
und eine enge Verknüpfung mit dem öffentlichen Sektor. Dies ergibt sich einerseits aus dem 
Subsidiaritätsprinzip, das eine „spezifische Form der Partnerschaft zwischen Staat und 
bestimmten Teilen des Nonprofit-Sektors“ (Badelt 1999a: 23) beschreibt und zum Beispiel 
gerade im Bereich der sozialen Wohlfahrt enge Partnerschaften zwischen Staat und Drittem 
Sektor entstehen lässt (vgl. Zimmer 1997, Anheier 1998a, Adloff 2005a: 25). Andererseits 
ergibt sich die enge Verknüpfung auch aus dem hohen Anteil öffentlicher Zuwendungen und 
Subventionen für Organisationen des Dritten Sektors: So machen öffentliche Zuwendungen 
insgesamt etwa zwei Drittel der finanziellen Ressourcen des Dritten Sektors aus, wohingegen 
private Spenden und eigen erwirtschaftete Mittel entgegen häufig geäußerter Annahmen nur 
einen relativ bescheidenen Anteil der Gesamtfinanzierung des Dritten Sektors in Deutschland 
ausmachen (vgl. Badelt 1999a: 34, Priller/Zimmer 2001). Kooperationen mit Akteuren des 
Staates spielen für Nonprofit-Organisationen also eine wichtige Rolle29. Insgesamt bilanzieren 
Zimmer und Priller (2004: 213): „Für die Organisationen des [Dritten] Sektors war bisher die 
enge Kooperation mit dem Staat eher von Vorteil“30.  
Zweitens zeigt sich bei vielen Nonprofit-Organisationen ein zunehmender Rechtfertigungs-
druck: Da Nonprofit-Organisationen oft von der Unterstützung privater und öffentlicher Geld-
geber abhängig sind, müssen die Verwendung und der Verbleib des Geldes mindestens doku-
mentiert werden, mitunter werden auch Bedingungen an die Vergabe der Geldmittel geknüpft. 
Insbesondere angesichts einer wachsenden Konkurrenz von Vereinen, Stiftungen und anderen 
Organisationen auf dem Spendenmarkt wollen Unterstützer zudem verstärkt darüber informiert 
werden, was mit ihren Mitteln bewirkt wird (vgl. Horak/Heimerl-Wagner 1999: 142, Vilain 
2006: 21 f.). 
Bei allen positiven Erwartungen gegenüber Organisationen des Dritten Sektors und der 
Hoffnung auf dessen Reform- und Innovationspotential darf drittens nicht übersehen werden, 
dass diese angesichts der vielen komplexen Herausforderungen auch überfordert werden 
könnten. Stecker und Nährlich (2001: 194 f.) zeigen am Beispiel einer Wohlfahrtsorganisation, 
dass internes Kontroll- und Steuerungsversagen zu einer Fehlallokation von sowieso schon 
knappen Ressourcen im Dritten Sektor führen kann und dass darüber hinaus Dritte-Sektor-
Organisationen auch für „unzivile Tugenden“ zum Beispiel rechtsradikaler Vereinigungen 
missbraucht werden können31 (vgl. auch Reinfrank 2005: 7). Gefordert wird daher die Abkehr 
von einer bisher weitgehend einseitig positiven Bewertung gemeinnütziger Organisationen und 
bürgerschaftlichen Engagements: „Weder ist die steuerrechtliche Gemeinnützigkeit ein 
(alleiniger) Garant für das Erfüllen bestimmter positiver Funktionen und das Zustandekommen 
                                                 
29  Im Zuge der Diskussion über Genossenschaften als Teil des Dritten Sektors geht Eisen (2001: 282) sogar soweit, 
dass er Kooperation als idealtypisches Prinzip des Drittens Sektors bezeichnet: Während Wettbewerb 
grundlegendes Funktionsprinzip des Marktes und Hierarchie grundlegendes Funktionsprinzip des Staates seien, 
sei die Kooperation als konsitutives Funktionsprinzip dem Dritten Sektor zuzurechnen – obschon alle drei 
Prinzipien natürlich auch in den anderen Sektoren zur Geltung kommen könnten.  
30  Gleichwohl schränken Zimmer und Priller dies aber insoweit ein, als gerade jene Organisationen, die in 
besonderem Maße auf staatliche Zuwendungen angewiesen sind und die eng mit dem Staat zusammenarbeiten, 
angesichts leerer öffentlicher Kassen zunehmend Schwierigkeiten hinsichtlich verlässlicher Rahmenbedingungen 
für eine Zusammenarbeit mit staatlichen und kommunalen Akteuren sehen. 
31  Ähnlich weist auch Kohl (2002) darauf hin, dass möglicherweise „böse“ Nonprofit-Organisationen existieren, die 
unter der scheinlegalen Oberfläche illegale Ziele verfolgen oder solche Mittel einsetzen.  
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positiver externe Effekte, noch stellen Engagement und Dritter Sektor eine „Generallösung“ für 
alle gesellschaftlichen Probleme dar. Hier gilt es zu einer realistischen Beurteilung der 
Leistungsfähigkeit des Dritten Sektors zu kommen (…)“ (Stecker/Nährlich 2001: 195 f.). 
Viertens schließlich erfahren vor allem Stiftungen eine gesonderte und verstärkte Aufmerksam-
keit unter den Organisationen des Dritten Sektors. Dies ist zum einen auf die in den letzten 
Jahren verbesserte empirische Datenlage zurückzuführen, wodurch das „quantitativ und gesell-
schaftspolitisch gewiss ungleich weniger bedeutende Stiftungswesen das Vereinswesen gele-
gentlich schon aus der Mitte der Aufmerksamkeit verdrängt [hat]“ (Strachwitz 1998: 560). Zum 
anderen hat dazu aber auch die hohe Zahl an Stiftungserrichtungen seit den achtziger Jahren 
beigetragen, so dass sogar von einem wahren Stiftungsboom gesprochen wird (vgl. Anheier 
2003: 73 f.), wobei das Stichwort von der Erbengeneration und Angaben über Billionen-
vermögen in privater Hand die Aufmerksamkeit noch weiter befördern (vgl. Strachwitz 1998: 
561). Und nicht zuletzt resultiert die besondere Attraktivität von Stiftungen auch daher, dass sie 
gut „in unsere Zeit und ihren Ideenhorizont passen, der vor allem individualistisch geprägt ist“ 
(Zimmer 2005: 20). Es ist, so Zimmer, die Verbindung von Individualismus und Gemeinwohl-
orientierung, die Stiftungen vor dem Hintergrund der Globalisierung und einer umfassenden 
gesellschaftlichen, politischen und wirtschaftlichen Umbruchsituation interessant machen32.  
Nonprofit-Organisationen in Stadt und Region  
Vergleicht man die inhaltlichen Tätigkeitsbereiche von Nonprofit-Organisationen mit den Auf-
gaben- und Handlungsfeldern der Stadtentwicklung (vgl. Kapitel II.2), so lässt sich eine große 
gemeinsame Schnittmenge erkennen. Daher überrascht es nicht, dass uns Vereine, Bürger-
initiativen oder Stiftungen tagtäglich in vielen Bereichen unseres Lebens und auf unter-
schiedlichen räumlichen Ebenen in Quartier, Stadt und Region begegnen.  
Tätigkeitsebene vor allem zum Teil gar nicht 
Kommunal 66 27 7 
Regional 40 51 9 
Bundesland 33 44 23 
National 25 35 40 
International 11 35 54 
Abbildung 6: Tätigkeitsebenen von Nonprofit-Organisationen, Angaben in Prozent 
(Quelle: Priller 2000: 17; Datenbasis: Johns Hopkins Comparative Nonprofit Sector 
Project, Teilstudie Deutschland; WWU Münster/WZB Organisationserhebung 
1998, n=2.240) 
Dies kann die lokale Agenda 21-Gruppe sein, die in einem Stadtquartier einen „Internationalen 
Garten“ zur Integration von Flüchtlingen und Migranten aufbaut, der Bürgerverein, der sich für 
den Erhalt eines Schwimmbads im Stadtteil engagiert, die Stiftung, die sich um den Bau einer 
Musikhalle bemüht, die griechische Gemeinde, die ein Stadtteil- und Kulturzentrum aufbaut – 
oder auch die Bürgerinitiative, die sich gegen den Abriss und Umbau eines städtischen Theaters 
einsetzt, oder die Bürgergruppe, die sich gegen den Bau eines neuen Flughafens wehrt. Wie 
wichtig die lokale Ebene für den Dritten Sektor ist, zeigen auch die Ergebnisse des Johns 
Hopkins Comparative Nonprofit Sector Project, denen zufolge die überwiegende Mehrheit der 
                                                 
32  So nimmt es daher nicht wunder, dass auch von Seiten der Politik, und dabei über alle Parteigrenzen hinweg, 
besondere Schritte in Richtung einer Stärkung des Stiftungswesens unternommen wurden: Herauszustellen ist in 
diesem Kontext vor allem die Reform des Stiftungsrechts im Jahre 2000, die darauf abzielte, das Stiften vor Ort – 
und zwar explizit auch in Form der Bürgerstiftungen – attraktiv zu machen und dadurch für alternative 
Finanzierungsressourcen zu sorgen (vgl. Zimmer/Priller 2004: 217, Wolf 2000: 60 f.). 
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befragten Organisationen vorrangig auf der lokalen sowie regionalen Ebene tätig ist (vgl. Priller 
2000: 17).  
In der Stadtentwicklung gewannen Vereine, Initiativen und Bürgergruppen vor allem im Zuge 
der Stadterneuerung in den 1980er Jahren besondere Aufmerksamkeit. Genau genommen 
richtete sich das Augenmerk dabei jedoch nicht auf Nonprofit-Organisationen, also auf 
(rechtliche) Organisationsformen bzw. ihre Besonderheit, dass sie „not for profit“ arbeiten, 
sondern auf intermediäre Organisationen: Aufbauend auf dem Konzept des „Intermediären 
Bereichs“ von Evers (1990) ist deren wesentliches Charakteristikum, dass sie zwischen den 
Sphären Markt, Staat und privaten Haushalten tätig sind. Es wurde erkannt, dass quartiers- und 
stadtteilbezogene Bündnisse, Gruppen und Initiativen als „Vermittler“ zwischen verschiedenen 
„Welten“ und „Sphären“ agieren können, über kommunikative Kompetenzen verfügen und 
durchaus auch fachliche Kompetenzen mitbringen (vgl. Selle 1991). Beispielhaft können vier 
Funktionen genannt werden, die im Zuge der Untersuchung zur Rolle von intermediären 
Organisationen in Stadterneuerungsprozessen beobachtet wurden. Demnach können inter-
mediäre Organisationen bei der Entwicklung von Quartier, Stadt und Region  
• „Brücken schlagen“ und Verbindungen herstellen zwischen den Sphären von privaten 
Haushalten, Märkten und Staat,  
• „Innovationen entwickeln“ für Probleme, die von Organisationen des Marktes oder 
öffentlichen Akteuren nicht oder noch nicht bewältigt werden, 
• „komplexe Problemlösungen versuchen“ und dabei bauliche, soziale, kulturelle und 
wirtschaftliche Aktivitäten verbinden sowie 
• „endogene Potentiale aktivieren“, so dass durch das aktive Mitwirken von Bewohnern eines 
Quartiers soziales und wirtschaftliches Kapital für neue Lösungsansätze und Projekte 
mobilisiert wird (Selle 1996: 115). 
 
Damit weisen intermediäre Organisationen eine Multifunktionalität auf, wie sie auch für 
Nonprofit-Organisationen charakteristisch ist. Zugleich gilt für intermediäre Organisationen, 
dass auch sie organisatorische Selbständigkeit und Unabhängigkeit sowie eine „not for profit“-
Tätigkeit als wesentliche Merkmale aufweisen (vgl. Selle 1996: 120). Beide Begriffe sind also 
analytischer Art, und sie können beide zum Beispiel Vereine, Verbände und Stiftungen 
umfassen. Der Schwerpunkt der Betrachtung der intermediären Organisationen liegt jedoch auf 
ihrer vermittelnden Rolle. 
Die Auseinandersetzung mit intermediären Organisationen als Akteure der Stadtentwicklung 
war wegweisend und hilfreich dafür, dass in der planungswissenschaftlichen Diskussion 
überhaupt ein Bewusstsein gegenüber Vereinen, Initiativen und Bürgergruppen, ihren Beiträgen 
zur Entwicklung von Stadt und Region sowie ihren unterschiedlichen Handlungsressourcen 
entstand – und damit letztlich auch ein Interesse für bürgerschaftliche Organisationen wie 
Vereine, Verbände und Stiftungen geweckt wurde.  
In der Praxis wurden bürgerschaftliche Organisationen unter anderem im Jahr 1996 im Rahmen 
der Internationalen Bauausstellung (IBA) Emscher Park besonderes Interesse zuteil. So wurde im 
Rahmen der IBA für das nördliche Ruhrgebiet ein Impulsprogramm mit dem Namen „Initiative 
ergreifen“ aufgelegt. Über einen Projektaufruf wurden bürgerschaftliche Gemeinschafts-
initiativen gesucht, die bei der Durchführung von Projekten der Stadterneuerung, des 
Denkmalschutzes, der Industriekultur, der Siedlungskultur und der Nachbarschaft unterstützt 
werden sollten. Indem Städtebauförderungsmittel über die Kommunen direkt an bürgerschaft-
liche Gruppen vergeben wurden, sollte das Gestaltungs- und Verantwortungspotenzial von 
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Gemeinschaftsinitiativen gestärkt werden. Auf diese Weise wurden bis zum Jahr 2000 
insgesamt 18 Projekte entwickelt und realisiert33 (vgl. Boll/Walter/Witte 2004: 33).  
Aufbauend auf diesen Erfahrungen wurde im Jahr 2001 das landesweite Programm „Initiative 
ergreifen“ in Nordrhein-Westfalen aufgelegt. Das Programm richtet sich mit inzwischen 60 
Projekten an zivilgesellschaftliche Initiativen, die eigenständig Projekte mit öffentlichem Nutzen 
entwickeln. Inhalte und Ziele der einzelnen Projekte decken dabei ein breites Spektrum ab: Bei 
den Projekten kann es sich um die Umnutzung denkmalgeschützter Gebäude zu sozialen oder 
kulturellen Zwecken, die Wieder- oder Neunutzung städtischer Brachen oder Infrastruktur-
projekte in einer städtischen Nachbarschaft handeln. Im Mittelpunkt stehen dabei nicht die 
Ideen kommunaler Einrichtungen oder Institutionen, sondern „neue Bündnisse aus der Mitte 
einer sich formierenden Zivilgesellschaft“ (Boll/Walter/Witte 2004: 36). Zentrales Merkmal des 
Programms „Initiative ergreifen“ ist es, dass die Initiativen in der lokalen Stadt- oder Stadtteil-
gesellschaft möglichst breit verankert und von freiwilligem Engagement und Gestaltungsverant-
wortung getragen sein sollen. Überdies müssen sich die Projektinitiativen rechtlich verbindlich 
organisieren. In der Praxis reichen die Rechts- und Organisationsformen vom klassischen Verein 
über gemeinnützige GmbHs bis hin zu Genossenschaften und Stiftungen (vgl. Boll/Walter/ 
Witte 2004: 33 ff., Hatzfeld 2006: 13 f.). 
Auch in den Projekten des Bund-Länder-Programms „Soziale Stadt“, dessen Ziel unter anderem 
die Stabilisierung und Verbesserung der physischen Wohn- und Lebensbedingungen in Stadt-
teilen ist, spielen Bürgerinitiativen, Vereine und andere lokale Institutionen als Organisations-
form von Projektinitiativen eine besondere Rolle und sind häufig Kooperationspartner zum Bei-
spiel von Stadtverwaltungen oder Wohnungsunternehmen34 (vgl. z. B. Difu 2002, Difu 2006). 
Während in den Programmen des Bundes oder einzelner Länder deutlich wird, dass die Praxis 
bürgerschaftliche Organisationen als Akteure der Stadtentwicklung bereits entdeckt hat und 
ihre Beiträge zum Teil in besonderem Maße fördert und fordert, zeigt sich allerdings auch: Eine 
wissenschaftliche Auseinandersetzung mit Vereinen, Initiativen oder Stiftungen als Akteure der 
Stadtentwicklung lässt sich bisher nur vereinzelt ausmachen35. Obwohl bürgerschaftliche 
Organisationen laut den politischen Programmen und einer Reihe von Stadtentwicklungs-
konzepten enger in die Entwicklung von Stadt und Region mit eingebunden werden sollen, 
bleibt nur allzu oft im Unklaren, wie es um die Leistungsbereitschaft und die Leistungsfähigkeit 
dieser Organisationen bestellt ist bzw. was Vereine, Initiativen oder Stiftungen überhaupt 
leisten wollen und können. Dies zu klären, scheint aber unbedingt notwendig, wenn die 
Einbindung der Beiträge dieser Organisationen erfolgreich und zielgerichtet geschehen soll. 
                                                 
33  Dazu zählen zum Beispiel die Projekte „Alter Bahnhof Kettwig“ in Essen, bei dem ein historisches 
Bahnhofsgebäude von einer heute über 300 Mitglieder zählenden Interessengemeinschaft zu einem Bürger-, 
Sport- und Kulturzentrum umgebaut wurde, sowie das „Parkbad Süd“ in Castrop-Rauxel, das durch eine 
Bürgerinitiative zu einem kulturellen Bürgerhaus umgestaltet wurde (vgl. Hatzfeld/Pesch 2006: 62 f.).  
34  Beispiele für die Organisation von Projektinitiativen in Form von Nonprofit-Organisationen sind zum Beispiel die 
Stadtteilgenossenschaft Sonnenberg eG in Chemnitz sowie die Konzeption und Schaffung des Bürgerhauses 
Pliensauvorstadt in Esslingen und dessen Übernahme durch einen von Bürgern getragenen Förderverein (vgl. 
Projektdatenbank auf der Internetseite des Programms Soziale Stadt).  
35  Lediglich in einzelnen, meist sektoralen oder regionalen Studien findet die Bedeutung von Nonprofit-
Organisationen für Stadtentwicklung Beachtung (z. B. ILS 1990, Becker 2000, Wolf 2000, Habermann-Nieße 
2004, Corsmeyer 2004, Kempe 2007). In diesen Zusammenhang ist auch der Hinweis von Schönig und 
Hoffmann (2004: 16) zu stellen, dass die Bedeutung zivilgesellschaftlicher Akteure in der US-amerikanischen 
Stadt- und Regionalentwicklung in Deutschland bislang nur unzureichend und unsystematisch zur Kenntnis 
genommen wurde.  
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4.  Zusammenfassung und Zwischenfazit 
In diesem Kapitel wurde der Forschungskontext, in dessen Rahmen Bürgerstiftungen als 
Akteure der Stadtentwicklung untersucht werden, beschrieben. Dies erfolgte anhand einer 
Begriffs- und Verständnisklärung von Stadtentwicklung, einem Überblick über deren Hand-
lungs- und Aufgabenfelder sowie einer Darstellung der Akteure, die an der Entwicklung von 
Stadt und Region mitwirken. Besonderes Augenmerk wurde dabei auf die Akteure des Dritten 
Sektors und die Merkmale und Charakteristika von Nonprofit-Organisationen gerichtet. Um zu 
wesentlichen Ausgangspunkten für die weitere Arbeit zu kommen ist festzuhalten: 
1. Planungsverständnis: Mit dem Begriff Stadtentwicklung wird nicht allein die baulich-
räumliche Entwicklung von Städten beschrieben, sondern Stadtentwicklung umfasst 
auch das, was in und zwischen städtischen Räumen die Struktur des gesellschaftlichen 
Geschehens in der Stadt bestimmt. Der Wandel im Planungsverständnis hat dabei zu der 
Erkenntnis geführt, dass an der Entwicklung von Stadt und Region viele Akteure 
beteiligt sind. Will man sich also mit räumlichen Entwicklungen auseinandersetzen, muss 
auch deren Denken und Handeln berücksichtigt werden.  
2. Handlungs- und Aufgabenfelder der Stadtentwicklung: Das Spektrum der Handlungs- 
und Aufgabenfelder der Stadtentwicklung ist breit angelegt und umfasst Themen wie 
die Sicherung von Wohnqualitäten, Förderung von wirtschaftlichen Strukturen, 
Vorhaben im Bereich der Bildungs-, Kultur- und Sozialpolitik, Umwelt- und Naturschutz, 
Landschafts- und Denkmalschutz und vieles mehr. Städte entwickeln sich dabei nicht 
allein durch Pläne und Programme, sondern durch konkrete Projekte und Handlungen. 
Bei der Umsetzung von Projekten werden neue Akteure und neue Kooperationsformen 
als Chance für die Stadtentwicklung verstanden. 
3. Akteure der Stadtentwicklung: An der Entwicklung von Stadt und Region sind öffent-
liche Akteure sowie Akteure des Marktes und des Dritten Sektors beteiligt. Sie verfügen 
über unterschiedliche Handlungslogiken und Verhaltensmuster sowie über unterschied-
liche Mittel und Ressourcen für ihr Handeln und ihre Aktivitäten. Aufgrund ihrer Viel-
fältigkeit und ihrer steigenden ökonomischen Bedeutung nehmen Vereine, Initiativen 
und Bürgergruppen als Organisationen des Dritten Sektors in der politischen Diskussion 
zunehmend einen zentralen Platz ein, und sie werden immer häufiger als Kooperations-
partner in stadtentwicklungsbezogenen Programmen von Bund, Ländern und Kom-
munen „entdeckt“. Gleichwohl steht die Auseinandersetzung über die Leistungsfähig-
keit dieser Organisationen sowohl aus Sicht der Dritter-Sektor-Forschung als auch aus 
Sicht der Stadtentwicklung erst noch am Anfang 
 
Für die Stadtentwicklung mit Organisationen des Dritten Sektors ist daher die Kenntnis der 
relevanten unterschiedlichen Akteure, ihrer Aufgaben, Verfahrensabläufe und Interessen nicht 
nur wünschenswert, sondern dringend geboten. Öffentliche Akteure, denen bei der Entwick-
lung von Stadt und Region eine bedeutende Rolle zukommt, müssen sich mit Organisationen 
des Dritten Sektors, also der „Infrastruktur des bürgerschaftlichen Engagements“, hinsichtlich 
ihres Selbstverständnisses, ihrer Ziele, ihrer Ressourcen und ihrer verschiedenen Funktionen 
auseinandersetzen. Dabei gilt es, nicht nur die Potenziale der möglichen Kooperationspartner zu 
sehen, sondern sich auch zu vergegenwärtigen, dass Kooperationen Ambivalenzen bergen, also 
mit Vorteilen, aber auch mit Schwierigkeiten verbunden sein können.  
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III. Stiftungen als Ressourcen für die Entwicklung von Stadt und Region  
 
Für eine Untersuchung der Tätigkeiten und Wirkungsweisen von Bürgerstiftungen bedarf es 
zunächst einer Auseinandersetzung mit der Organisationsform Stiftung. Daher werden in 
diesem Kapitel die grundlegenden historischen und strukturellen Rahmenbedingungen von 
Stiftungen beschrieben, die für das Verständnis des neuartigen Stiftungskonzepts der Bürger-
stiftung bedeutsam sind. Die im Hinblick auf die Organisationsform Stiftung zu stellenden 
Fragen lauten: Was sind wesentliche Charakteristika und Merkmale von Stiftungen, wie haben 
sich Stiftungen entwickelt, wie stellt sich die aktuelle „Stiftungslandschaft“ in Deutschland dar 
und welche Ressourcen stehen Stiftungen für ihre Tätigkeiten zur Verfügung (Kapitel III.1). 
Darüber hinaus werden die inhaltlichen und räumlichen Wirkungsfelder von Stiftungen 
dargelegt (Kapitel II.2) und ihre Arbeitsweisen erläutert (Kapitel III.3). Die wichtigsten Erkennt-
nisse zur gegenwärtigen Situation im Stiftungswesen und die damit verbundenen Diskussionen 
werden abschließend in einem Zwischenfazit zusammengefasst (Kapitel III.4).  
 
1. Geschichte, Entwicklung und Ressourcen von Stiftungen 
Was ist eine Stiftung? Was sind ihre wesentlichen Charakteristika und Merkmale? Auf welche 
Geschichte blicken Stiftungen in Deutschland zurück? Und welche Ressourcen stehen (und 
stellen) Stiftungen zur Verfügung? Diese Fragen stehen im Mittelpunkt der folgenden Ausfüh-
rungen zur Geschichte, Entwicklung und zu Ressourcen von Stiftungen.  
1.1 Begriffsbestimmung und Merkmale von Stiftungen 
Bei der Beschäftigung mit Stiftungen wird deutlich, dass der Begriff „Stiftung“ nur schwer zu 
fassen ist. Ähnlich wie es für Planung und Stadtentwicklung keinen verbindlichen Begriff gibt, 
existiert auch für Stiftungen keine allgemein anerkannte Definition. Der Stiftungsbegriff wird im 
Sprachgebrauch unter unterschiedlichen Gesichtspunkten verwendet, ist rechtlich nicht ge-
schützt und eine exakte Definition von Stiftungen ist selbst unter Fachleuten umstritten36 (vgl. 
Strachwitz/Becker 2006: 113, Böckel 2006: 25, Seifart/von Campenhausen 1999: 2). 
Der Begriff der Stiftung bezeichnet sowohl einen Vorgang als auch ein organisatorisches 
Gebilde. Der allgemeine Sprachgebrauch knüpft dabei an den Vorgang einer Stiftung an und 
verbindet mit dem Begriff Handlungen wie etwas Spenden, Schenken oder, schon deutlich 
differenzierter, das Widmen einer bestimmten Vermögensmasse zu einem bestimmten Zweck. 
Der Stiftungsbegriff kann also unter zwei Hauptgesichtspunkten betrachtet werden: unter 
einem juristischen und einem funktionalen. 
Im Rechtssinne knüpft der Begriff der Stiftung an ein organisatorisches Gebilde an: Die Stiftung 
ist im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) eine rechtsfähige Organisation, welche 
bestimmte, durch ein Stiftungsgeschäft festgelegte Zwecke eines Vermögens verfolgt. Die 
                                                 
36  Auch in internationaler Perspektive bestehen Schwierigkeiten, den Stiftungsbegriff einheitlich zu fassen: „What 
is defined as a foundation in one country may not qualify such as in another“ (Anheier 2001: 39). Daher wird im 
Folgenden lediglich auf das deutsche Begriffsverständnis von Stiftungen eingegangen. 
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gesetzlichen Grundlagen der Stiftung, die im Grundgesetz37 keine Erwähnung erfährt, finden 
sich mit Verweisen auf das Vereinsrecht in den §§ 80-88 BGB. Diese gesetzlichen Regelungen 
bilden allerdings nur ein Grundgerüst, das durch die Stiftungsgesetze der Bundesländer ergänzt 
wird38. Eine genauere Begriffsbestimmung des Gesetzgebers liegt nicht vor39. 
Während der Begriff der Stiftung im juristischen Sinne durch den Aspekt der „Verselb-
ständigung“ eines Vermögens definiert wird, verstehen ihn die Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaften im funktionalen Sinne als den gesellschaftlichen Vorgang der Weggabe von Vermögen 
und der damit verbundenen dauerhaften Zweckverwirklichung (vgl. Feddersen 1998: 270, 
Seifart/von Campenhausen 1999: 2). Stiftungen sind demnach „einerseits ein Rechtsinstitut, 
mit dessen Hilfe ein abgesondertes und auf einen bestimmten Zweck hin organisiertes 
Vermögen in rechtlicher Selbständigkeit am Rechtsverkehr teilnehmen kann; andererseits der 
gesellschaftliche Vorgang der Widmung eines Vermögens für einen bestimmten Zweck, also der 
freiwillige Verzicht des Vermögensinhabers auf die Verfügungsmacht zugunsten einer 
generellen und öffentlich sichtbaren, inhaltlich bestimmten Verfügung“ (Schiller 1969: 11).  
Der funktionale Aspekt einer Stiftung konzentriert sich also vor allem auf die dauerhafte 
Zweckverwirklichung, die durch die Stiftung erreicht wird. Maßgeblich ist bei der Betrachtung 
der funktionalen Bedeutung von Stiftungen der Stifterwille, welcher sich im Wesentlichen in 
sechs Festlegungen artikuliert40 (vgl. Strachwitz/Becker 2006: 114): Dies sind 
• der Stiftungszweck bzw. die Stiftungszwecke, 
• das Stiftungsvermögen,  
• der Name der Stiftung, in dem sich die memoria, d. h. das Gedächtnis des Stifters 
niederschlägt, 
• der Sitz der Stiftung41,  
• die Organisation, die langfristig die Erfüllung des Stifterwillens sicherstellen muss, sowie 
• die Rechtsform der Stiftung.  
                                                 
37  Vgl. dazu Schmidt-Jortzig (2005), der diskutiert, ob der individuelle Stiftungsimpuls ein vom Staat zu 
respektierendes Grundrecht ist oder die Rechtsform der Stiftung eine bloße legislatorische Wohltat ist, die auch 
jederzeit wieder zurückgenommen oder verändert werden kann (vgl. Schmidt-Jortzig 2005). Strachwitz geht 
allerdings davon aus, dass die Stifterfreiheit und der Stifterimpuls durch die freiheitliche Gesellschaftsordnung 
grundsätzlich geschützt sind – auch wenn die Stiftung an sich im Grundgesetz keine Erwähnung findet: 
„Ebensowenig wie ein Bauherr befürchten muss, sein gesetzeskonform legitimierter Bau würde auf Grund einer 
neuen Entscheidung einer wie immer gearteten Mehrheit alsbald wieder abgetragen, darf ein Stifter in Angst 
versetzt werden, sein Ideenbau könnte durch politische Opportunität gefährdet werden“ (Strachwitz 2005a: 
126). 
38 Inhaltlich regeln die Stiftungsgesetze der Bundesländer die öffentlich-rechtlichen Fragen des Stiftungsrechts, 
insbesondere die staatliche Stiftungsgenehmigung und die Stiftungsaufsicht. Unbeschadet der Vielzahl 
landesgesetzlicher Regelungen ist der stiftungsrechtliche Normbestand in Deutschland relativ einheitlich (vgl. 
Seifart/von Campenhausen 1999: 14 f.). Rechtliche Einzelbestimmungen, die für Stiftungen von Bedeutung sind, 
gibt es ferner im Steuerrecht, Haushaltsrecht und im Kostenrecht.  
39   Auch im Rahmen der Reform des Stiftungsrechts im Jahre 2001 wurde der Rechtsbegriff der Stiftung 
definitorisch nicht näher spezifiziert (vgl. Böckel 2006: 25). 
40  Vgl. dazu ähnlich die Merkmale einer Stiftung bei Hennerkes/Schiffer 1996: 27 und Weger 1999a: 12 ff. 
41  Der Sitz einer Stiftung ist grundsätzlich frei wählbar und lediglich der Ort, an dem die Stiftung tatsächlich 
verwaltet wird. Der Sitz muss nicht zwangsläufig in direkten Zusammenhang mit dem Tätigkeitsgebiet einer 
Stiftung stehen (vgl. Seifart/von Campenhausen 1999: 117), er ist aber im Zusammenhang mit der Zuordnung 
auf eine Stadt oder Region (wie z. B. bei Bürgerstiftungen) natürlich nicht ohne Bedeutung. 
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Der Stifterwille ist die Grundvoraussetzung zur Stiftungsgründung. Der Stifter legt nach dem 
Prinzip der Stifterfreiheit den oder die Stiftungszwecke fest und gibt damit der Stiftung ihre 
individuelle Identität. Der Stiftungszweck ist also Ausdruck dessen, was der Stifter oder die 
Stifterin mit der Stiftung bewirken bzw. bezwecken möchte. Festgelegt wird der Stifterwille in 
der Stiftungssatzung und im Stiftungsgeschäft42.  
Wesentliches Merkmal und Grundprinzip der Stiftung ist, dass die Stiftungszwecke – im 
„Idealfall“ – aus den Erträgen43 des Stiftungsvermögens erfüllt werden (vgl. Haibach 1996: 92). 
Stiftungsvermögen und Stiftungszweck müssen daher in einem sinnvollen Verhältnis zueinander 
stehen. Dies heißt jedoch nicht, dass Stiftungen ihren Zweck ausschließlich aus den Erträgen 
ihres Vermögens zu erfüllen haben bzw. dies überhaupt können44 (vgl. Strachwitz 1994: 122). 
Zustiftungen45 zum Stiftungskapital sind ebenso möglich wie die Finanzierung von Stiftungs-
aktivitäten durch Spenden46, die der Stiftung für bestimmte Projekte zugewendet werden (vgl. 
Seifart/von Campenhausen 1999: 232).  
Aufgrund der hohen und wachsenden öffentlichen Aufmerksamkeit gegenüber Stiftungen47 ist 
daher wichtig festzustellen, dass das ökonomische Zielsystem bei der Stiftung – die Erhaltung 
des Vermögens, dessen Vermehrung sowie das Einwerben von Spenden – dem qualitativen 
Zielsystem untergeordnet ist: „Anders als bei Wirtschaftsunternehmen von Produktion oder 
Handel ist die Einkommenserzielung bei der Stiftung gerade nicht die eigentliche Form der 
Betätigung, vielmehr ist der Stiftungszweck deren Motiv, Auslöser, Wegweiser und Grenz-
bestimmung“ (Seifart/von Campenhausen 1999: 158 f.). Für die Zweckverwirklichung ist zwar 
in der Regel monetäres Vermögen bedeutsam, es bedarf aber auch anderer Ressourcen wie 
zum Beispiel Wissen und Ideen, um im Sinne des Stiftungszwecks handeln und gestalten zu 
können. „Dass eine Idee dann Menschen benötigt, um sich zu artikulieren, wenn die 
Verwirklichung Prozesse beinhaltet, ist offenkundig“ (Strachwitz 2005a: 128). Gleichwohl ist 
                                                 
42  Während im Stiftungsgeschäft vor allem der Willensakt des Stifters zur Stiftungserrichtung sowie mindestens der 
Name, Sitz und der Stiftungszweck niedergelegt werden, enthält die Stiftungssatzung darüber hinaus den 
Aufgaben- und Organisationsplan der Stiftung. Zusätzlich zu den schon im Stiftungsgeschäft niedergelegten 
Bestimmungen des Stifters enthält die Stiftungssatzung weitere Regelungen beispielsweise zum Sitz der Stiftung, 
zur Zahl, Berufung, Amtsdauer und Abberufung der Organmitglieder, zur Beschlussfähigkeit der Organe, zu 
deren Aufgaben und Befugnissen, zu Satzungsänderungen und zu Umwandlung und Auflösung der Stiftung 
(vgl. Weger 1999a: 12, Seifart/von Campenhausen 1999: 112). Die Stiftungssatzung stellt quasi die Stiftung „in 
nuce“ dar, weshalb ihr eine besondere Bedeutung gerade bei der Stiftungserrichtung zukommt (vgl. 
Hennerkes/Schiffer 1996: 38).  
43  Die Erträge sind gewissermaßen die „Früchte“ oder Nutzungen des Grundstockvermögens, also insbesondere 
Zinsen, Dividenden und die Entgelte der Mieter und Pächter des Grundbesitzes einer Stiftung; bei 
Anstaltsstiftungen sind es auch die von den Benutzern zu zahlenden Entgelte oder Gebühren. 
44 Sowohl Adloff (2004: 273) als auch Strachwitz (2005a: 123) weisen darauf hin, dass es ein weit verbreiteter 
Irrtum sei, Stiftungen seien wesentlich von ihrem Vermögen her bestimmt. Vielmehr sei die Existenz eines Ver-
mögens, aus dessen Erträgen die Zweckverfolgung finanziert werden kann, faktisch in vielen Fällen eine Fiktion. 
So finanzieren operative Stiftungen im Sozialbereich ihre Tätigkeit oft über Einkünfte aus den Sozialversicher-
ungen, Stiftungen öffentlichen Rechts erhalten teilweise Zuwendungen aus öffentlichen Haushalten und viele 
kleine, unselbständige Stiftungen sind oft nichts anderes als Spendensammelorganisationen (vgl. Adloff 2004: 
273). 
45  Zustiftungen sind Vermögenswerte, die weitere Stifter – also nicht zwingendermaßen nur der oder die Erststifter 
– der Stiftung zuwenden, um das Grundstockvermögen zu erhöhen.  
46  Spenden sind Zuwendungen, die in Erfüllung der Stiftungszwecke zum zeitnahen Verbrauch bestimmt sind und 
nicht dem Grundstockvermögen zufließen. 
47  Eine ganzen Reihe von Indizien weist auf eine wachsende Aufmerksamkeit und ein gestiegenes Interesse gegen-
über Stiftungen hin: So gründen Energiekonzerne  immer häufiger Umweltstiftungen, Tages- und Wochenzei-
tungen wie z. B. die FAZ, die Frankfurter Rundschau, Die ZEIT oder die Stuttgarter Nachrichten geben Sonder-
beilagen zum Thema Stiftungen heraus, Kreditinstitute gründen Abteilungen für Stiftungen und Kommunen 
geben Broschüren über Tätigkeiten ihrer kommunalen Stiftungen heraus (vgl. z. B. Stadt Münster 2007).  
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festzustellen, dass Stiftungen in der öffentlichen Wahrnehmung vor allem mit Vermögen, dem 
Einwerben von Zustiftungen sowie der Vergabe von Fördermitteln verbunden werden48.  
Für diese Arbeit wesentlicher ist also naheliegenderweise die funktionale Betrachtung von 
Stiftungen. Diese lässt sich aber nur herleiten und verstehen, wenn die Entstehung von 
Stiftungen, die verschiedenen Stiftungsformen, die Tätigkeitsformen und die damit verbun-
denen Wirkungsfelder verdeutlicht werden. Dies ist vor allem auch deshalb wichtig, weil in der 
breiten Bevölkerung zuweilen ein durchaus ambivalentes Verhältnis zum Thema Stiftungen 
festzustellen ist: Zwar genießen Stiftungen aufgrund ihres gemeinnützigen49 Wirkens und ihrer 
Fördertätigkeit durchaus ein hohes Renommee und zumeist umgibt sie eine „Aura des Guten 
und Nützlichen“ (Adloff 2004: 269), doch gelten Stiftungen aufgrund der wenig demo-
kratischen Entscheidungsstrukturen und der oftmals mangelnden Transparenz und Publizität des 
Finanzgebarens, gepaart mit großen Vermögensmassen, immer wieder auch als „geheimnis-
umwittert“ und „Spielwiese für Vermögende“ (vgl. Betzelt 2002: 42, Anheier 2003: 80, Vilain 
2006: 89).  
Das Nebeneinander von „Licht und Schatten“ bei der öffentlichen Wahrnehmung von Stiftun-
gen ist nicht zuletzt darauf zurückzuführen, dass Stiftungen keiner öffentlichen Auskunfts-
pflicht unterliegen und nur gegenüber staatlichen Instanzen nachzuweisen haben, dass sie ihre 
Mittel satzungsgemäß verwendet haben. Mangelnde Öffentlichkeitsarbeit und vor allem 
mangelnde Transparenz werden daher als wesentliche Ursachen betrachtet, warum Stiftungen 
in der sozialwissenschaftlichen Fachdiskussion über lange Zeit kaum oder gar nicht wahr-
genommen wurden (vgl. Strachwitz/Becker 2006: 113). 
1.2 Geschichte und Entwicklung von Stiftungen in Deutschland 
Da sich das Verständnis von Stiftungen also weniger durch eine exakte Definition, sondern – 
weil Stiftungen hier als organisatorische Gebilde bzw. soziale Akteure betrachtet und verstanden 
werden – über ihre „Geschichte“, ihre Formen, Typen und Tätigkeiten erschließt, sollen diese, 
beginnend mit einem Abriss über Entstehung und Entwicklung von Stiftungen, nachfolgend 
beschrieben werden. 
Der Schwerpunkt der Betrachtung liegt dabei auf Stiftungen in Deutschland. Dies liegt zum 
einen daran, dass Stiftungen in den Vereinigten Staaten – die häufig als Vorbild für den 
Stiftungssektor in Deutschland und Europa betrachtet werden – aufgrund ihrer überwiegend 
fördernden Tätigkeit anders strukturiert sind50, und sich zum anderen auch Bürgerstiftungen, 
wie noch zu zeigen ist, in Deutschland anders entwickelt haben als ihre „Vorbilder“ in den 
Vereinigten Staaten (vgl. Kapitel IV.2.3). 
Der Forschungsstand zum Stiftungswesen in Deutschland ist als wachsend, aber immer noch 
lückenhaft zu bezeichnen: Zwar ist das politische und wissenschaftliche Interesse an der 
Organisationsform Stiftung in den letzten Jahren gewachsen, so dass mittlerweile Rechtsfragen 
und Arbeitsweisen besonderer Stiftungsformen (vgl. z. B. Kaper 2006, Corsmeyer 2004), 
                                                 
48  Vgl. z. B. Timmer 2005a sowie nicht zuletzt z. B. auch die Aussagen im Integrierten Stadtentwicklungskonzept 
für die Stadt Dresden (INSEK) (vgl. Kapitel II.2.1). 
49  Regelungen zu den als besonders förderungswürdig anerkannten und damit steuer- und spendenbegünstigten 
Zwecken regeln die §§ 52-55 der Abgabenordnung (AO). Gemeinnützigkeit liegt dann vor, wenn der 
Stiftungszweck selbstlos, ausschließlich und unmittelbar der Förderung der Allgemeinheit auf materiellem, 
geistigem oder sittlichem Gebiet dient (vgl. Strachwitz 1994: 45, Bundesverband Deutscher Stiftungen 1998b: 
62 ff.). 
50  Vgl. zu den Unterschieden zwischen dem europäischen und amerikanischen Stiftungswesen Toepler 2006. 
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Motive von bestimmten Stiftertypen (vgl. Timmer 2005a) und vor allem auch Statistiken zum 
Stiftungswesen (vgl. z. B. Sprengel 2001, Sprengel/Ebermann 2007, BDS 2004, BDS 2007) 
immer eingehender untersucht werden. Dennoch wird hinsichtlich der Stiftungen als 
Organisationen übereinstimmend festgehalten, dass diese bislang kaum systematisch untersucht 
sind und sich große Lücken in der Erfassung des Stiftungswesens zeigen (vgl. z. B. 
Purtschert/Schnurbein/Beccarelli 2006: 111, Adloff 2004: 272, Schulze/Steffens/Meyer 2004: 
104). 
Geschichte von Stiftungen in Deutschland 
Die Geschichte des Stiftungswesens zu beschreiben stößt insofern auf Schwierigkeiten, da die 
Begrifflichkeiten seit gut 200 Jahren überwiegend von einer rechtshistorischen Betrachtungs-
weise beherrscht werden (vgl. Strachwitz 2005b: 33; ähnlich Hein 1997: 76). Gleichwohl 
können auch dieser Betrachtungsweise grundlegende Erkenntnisse für das Verhältnis von 
Stiftung und Staat bzw. Stiftung und Gesellschaft abgeleitet werden, die dem besseren 
Verständnis der aktuellen Stiftungslandschaft in Deutschland dienen51. Dabei gilt es auch die 
Frage zu berücksichtigen, welche Bedeutung Stiftungen für räumliche Entwicklungen haben 
bzw. in welchem historischen Kontext Stiftung und Stadt stehen.  
Stiftungsähnliche Gebilde sind etwa seit der Antike bekannt.52. In Deutschland kamen sie 
ungefähr im frühen Mittelalter auf. Diese ersten Stiftungen entstanden als „pia causa“53, nach 
der unter spätrömischem Recht ursprünglich Götter, später die christliche Kirche als „Erben“ 
eingesetzt wurden. Unter dem starken Einfluss der Kirche hofften die gläubigen Stifter, durch 
Stiftungen für milde und kirchlich-religiöse Zwecke, ihrer Seele nach dem Tode ewiges Leben 
geben zu können54 (vgl. Hennerkes/Schiffer 1996: 33, Burens 1987: 16 f.).  
Zu den piae causae gehörten zum Beispiel Einrichtungen für die Beherbergung von Reisenden, 
die der Kirche anvertraut waren und die gerne die Hilfe von Stiftern in Anspruch nahmen, die 
auf diese Weise das Gebot der Nächstenliebe verwirklichen wollten. Ebenso verweisen die bis 
heute bestehenden Stifte, die sich der Armen, Kranken-, Waisen oder Altenpflege widmen, auf 
den Gedanken der pia causa. Und nicht zuletzt kündet natürlich der Bau von Kirchengebäuden 
bis heute von dem fortdaudernden Stiftungscharakter: In den Grundbüchern vieler 
Kirchengebäude und Klöster ist als Eigentümer fast stets eine Kirchenstiftung eingetragen55 (vgl. 
Strachwitz/Becker 2006: 112). 
                                                 
51  Vgl. ausführlich zur Geschichte des deutschen Stiftungswesens z. B. Strachwitz 2005b, Borgolte 2000, von 
Campenhausen 1998 oder, vor allem aus rechtshistorischer Sicht, Seifart/von Campenhausen 1999. 
52  In den griechischen Städten waren Stiftungen bereits im 4. Jahrhundert v. Chr. bekannt. So ist beispielsweise der 
Philosoph Platon als Stifter nachweisbar. Beispiele von Bürgern, die ihrer Vaterstadt beispielsweise ein Theater 
stifteten oder von Kaisern, die einer Stadt hohe Geldbeträge mit der Auflage übereigneten, aus den Erträgen 
dieses Vermögens etwa die Ausbildung begabter Mädchen zu finanzieren, sind auch aus den römischen 
Provinzen bekannt (vgl. Strachwitz 2005a: 14 f., Strachwitz/Becker 2006: 112). 
53 Beim Terminus „pia causa“ bzw. „piae causae“ handelt es sich, allgemein gesprochen, um kirchlich-religiöse 
Angelegenheiten (vgl. Seifart/von Campenhausen 1999: 75). 
54  Ähnlich sollen auch bereits die Kulturen der Assyrer, Ägypter, Perser und Inder Stiftungen gekannt haben. Sie 
entstanden aus Totenkulten, aus dem Bedürfnis der Lebenden, der Verstorbenen zu gedenken. Noch häufiger 
entsprachen sie jedoch dem Wunsch der Sterblichen nach Unsterblichkeit. Ihr Lebenswerk und ihr Name sollten 
mit Hilfe einer Stiftung auch über den Tod hinaus sichtbar bleiben (vgl. Neuhoff 1996: 297, Strachwitz 1994: 9, 
von Campenhausen 1998: 27, Schmidt 1998: 94). 
55  Jakobi (2000) zeigt am Beispiel für Münster auf, wie Stiftungen „ad pias causas“ als über Jahrhunderte 
wirksames Element des sozialen und kulturellen, des politischen und wirtschaftlichen Lebens in einem städtischen 
Gemeinwesen in Erscheinung traten und inwieweit sie noch heute eine wichtige Rolle spielen. Vgl. dazu z. B 
auch Stadt Münster 2002 sowie Stadt Münster 2007. 
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Ab dem 13. Jahrhundert ging der kirchliche Einfluss jedoch allmählich zurück. Bis zur nachre-
formatorischen Neuzeit entstanden vor allem in den Städten zahlreiche weltliche Stiftungen, die 
sich zu Sozialgebilden mit einer starken gesellschaftlichen Dynamik entwickelten. Hintergrund 
für den „Wandel im Stiftungswesen“ war die Verweltlichung des Denkens. Vor allem in den 
aufblühenden, zu steigendem Wohlstand gekommenen Hanse- und Handelsstädten bewirkten 
ökonomische Erfolge, die sich durchsetzende Geldwirtschaft sowie ein enormes Bevölkerungs-
wachstum und die zunehmende Verarmung großer Bevölkerungsteile generelle Einstellungs-
änderungen im Hinblick auf die soziale Versorgung. Die sozialen Probleme erhöhten den Bedarf 
an wohlfahrtlichen Einrichtungen in den Städten und förderten die Errichtung weltlicher 
Spitalstiftungen, die der öffentlichen Wohlfahrt und weniger dem Seelenheil des Stifters 
dienten. Neben den für diese Zeit typischen städtischen Zünften, als einer Art „Selbsthilfe“ der 
Handwerker, entstanden zahlreiche Wohltätigkeitsstiftungen durch wohlhabende Bürger oder 
durch Handelshäuser56. Stiftungen wurden geradezu zum „Spezifikum der mittelalterlichen 
Stadt“ (Schiller 1969: 202).  
Spätestens seit dem 30jährigen Krieg (1618-1648) konnten die wachsenden sozialen Probleme 
nicht mehr durch nur private Initiativen bewältigt werden, so dass die Verantwortung für die 
soziale Fürsorge und das Gemeinwesen immer stärker auch von weltlichen Hoheitsträgern 
übernommen wurde (vgl. Hennerkes/Schiffer 1996: 34, Burens 1987: 17 ff.). Private Stiftungen 
wurden gesellschaftlich „umbewertet“, indem sie nur noch Ergänzungsfunktion zum Monopol 
staatlicher Fürsorge für das Gemeinwesen übernahmen. Sie wurden unter obrigkeitliche 
Genehmigungspflicht und Aufsicht gestellt, da man in der Bindung an den Stifterwillen „die 
Unbeweglichkeit der Kirche“ symbolisiert sah, die für „zukünftige Gesellschaften“ womöglich 
nicht bedürfnisgerecht sei (vgl. Schiller 1969: 18 ff.). Bis ins 19. Jahrhundert hinein wirkten sich 
die Säkularisation und die damit verbundene Ausweitung von Staatsausgaben einschränkend 
auf gemeinnützige, kirchliche und private Verantwortung aus. Das Prinzip der Steuergelder und 
die Überführung bestehender Stiftungen in die öffentliche Hand bewirkten ein weiteres 
„Stiftungssterben“ (vgl. Burens 1987: 21).  
Neue gesellschaftliche Umstände in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts führten zu einem 
neuen Stiftungsbewusstsein und schließlich im Jahre 1896 zur Realisierung eines ersten 
Stiftungsrechts im BGB (vgl. Hennerkes/Schiffer 1996: 34 ff.). Die wirtschaftliche Expansion im 
Zuge der industriellen Revolution und die Gründung des Deutschen Reiches (1871-1890) unter 
Otto von Bismarck hatten eine wirtschaftliche Blüte und damit wachsenden sozialen Wohlstand 
zur Folge, die zu einem „Stiftungsboom“ bis 1914 führten (vgl. Schiller 1969: 133 f.). Das reich 
gewordene, politisch einflussreicher werdende und auf Ansehen bedachte Bürgertum entdeckte 
die Errichtung von Stiftungen, um Klassengegensätze gegenüber dem Adel zu korrigieren57 (vgl. 
Schiller 1969: 193). Dabei wiederum erschloss sich in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
                                                 
56  In diese Zeit fällt zum Beispiel auch die im Jahre 1521 von Jakob Fugger als erste Sozialsiedlung für bedürftige 
Augsburger Bürger gestiftete Fuggerei. 
57  Vgl. dazu z. B. auch Strachwitz/Becker (2006: 112): „Den Bürgern kam es (...) darauf an, die Stadtgemeinde in 
ihrem Wettbewerb mit dem Landesherren und seinem Vertreter und mit der Kirche gelegentlich auch mit der 
Universität zu stärken und zu stützen. Insofern verwundert es nicht, dass typische Bürgerstädte insbesondere 
dann, wenn sie die Stellung einer freien Reichsstadt erlangten, eine besonders ausgeprägte Stiftungskultur 
aufweisen, hinter der die in Residenzstädten deutlich zurückbleibt“. 
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mit dem sozialen Wohnungsbau ein für Stiftungswillige neues Wirkungsgebiet. Die daraus 
entstandenen Organisationen existieren teilweise noch heute58.  
Da die Einführung der Bismarckschen Sozialgesetzgebung jedoch den „Beginn einer staatlich 
garantierten Daseinsvorsorge“ (Kruse 1997: 13) markierte, bewirkte sie eine (erneute) Zurück-
drängung privater Initiative und baute die Differenz zwischen Staat und Gesellschaft aus, indem 
die Rechtsansprüche des Bürgers an den Staat erweitert wurden und Steuerzahlen als bestes 
mäzenatisches Tun galt (vgl. Burens 1987: 22). Für die Stiftungen bedeutete dies, dass sich ihr 
Funktionsraum verringerte, da alle Formen von Privatinitiative der monopolistischen Sanktionie-
rung und politischen Kontrolle des Staates, als Repräsentanten von gesellschaftlicher Mehrheit 
und Förderer des Gemeinwohls, untergeordnet wurden (vgl. Schiller 1969: 39). Die damalige 
Vorstellung, Stiftungen seien infolge der Vereinigung zahlreicher Kräfte und der Ansammlung 
größerer Vermögen – die der freien Zirkulation entrückt sind – dem Staat „schädlich“ und 
könnten sogar gefährlich werden, führte zur Kontrolle und Integration vieler Stiftungen in 
kommunale Einrichtungen (vgl. Schiller 1969: 33 ff.).  
In der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts wirkten sich die politischen, wirtschaftlichen und 
sozialen Verhältnisse mit zwei Weltkriegen und Inflation sehr negativ auf die Entwicklung des 
Stiftungswesens aus (vgl. Burens 1987: 23). In der Weimarer Zeit (1918-1933) unterlag das 
Stiftungswesen den ideologisch bedingten negativen Einstellungen gegenüber privater Initiative, 
dem Ausbau staatlicher Wohlfahrtspflege und der Aufhebung der steuerlichen Vergünstigungen 
für Stiftungen (vgl. Schiller 1969: 194). Auch mit den totalitären Staatsideen des National-
sozialismus nach 1938 ließ sich ein individuelles privates Stiftungswesen kaum vereinen. Die 
Inflationen zerstörten zudem die Stiftungsvoraussetzungen im verarmten Mittelstand und 
brachten vielen Stiftungen den finanziellen Untergang.  
Nach dem Zweiten Weltkrieg fehlte es zunächst an Kapital, um Stiftungen aufzubauen59. Daher 
konnte das westdeutsche Stiftungswesen erst nach und nach wiederbelebt werden60: Die neue 
freiheitlich-demokratische Gesellschaftsordnung, die Notwendigkeit, die Nachkriegsnot zu 
lindern, der wirtschaftliche Aufschwung in den 1950er Jahren und der „neue Unternehmer-
geist“ in der Bevölkerung schufen nach Jahren staatlicher Bevormundung die materiellen und 
ideellen Stiftungsvoraussetzungen für eine Welle von Stiftungsgründungen. Statt Einzel-
stiftungen wurden nun viele Unternehmensstiftungen errichtet und Kollektivstiftungen in 
Trägerschaft bestehender Organisationen, Verbände oder Parteien gegründet, die zu großen 
Teilen durch staatliche Subventionen finanziert wurden. Deutlich stieg die Anzahl der 
Stiftungsgründungen dann ab den 1970er Jahren, zu einem Zeitpunkt, als erstmals seit dem 
                                                 
58  So brachten beispielsweise im Jahre 1890 die Stifter Georg Speyer und Charles Hallgarten in Frankfurt rund 90 
Prozent des Aktienkapitals von 605.000 Mark der Aktienbaugesellschaft für Kleine Wohnungen auf. Diese 
Aktienbaugesellschaft für Kleine Wohnungen wiederum schloss im Jahre 1900 den ersten deutschen 
Erbbauvertrag mit dem St. Katharinen- und Weißfrauenstift und existiert bis heute (vgl. Klötzer 1997: 20). Sie 
wurde im Jahre 1996 mit der Frankfurt Holding GmbH verschmolzen und erhielt den Namen ABG Frankfurt 
Holding Wohnungsbau- und Beteiligungsgesellschaft mbH. 
59  Zur Entwicklung des Stiftungswesens in Westdeutschland nach 1945 vgl. ausführlich Strachwitz 2007. 
60 In der Entwicklung der DDR spielten Stiftungen aufgrund des politischen Systems keine Rolle: Das 
Stiftungswesen wurde als Relikt der vermeintlich überwundenen kapitalistischen Gesellschaft weitestgehend 
zerstört. Erst im Jahre 1990 wurde von der Volkskammer ein Stiftungsgesetz verabschiedet (vgl. Strachwitz 
1994: 47, von Campenhausen 1999: 25). Nach der Wende entstand für kurze Zeit eine „Gründungswelle“ von 
Stiftungen in Ostdeutschland, die jedoch bald wieder abebbte. Die geringere Zahl an Neugründungen ergibt sich 
dabei nicht nur durch die geringere Einwohnerzahl, sondern auch durch das sozialismusbedingt geringere 
Vermögen der Bevölkerung in den ostdeutschen Bundesländern (vgl. BDS 2007: 11 ff., Sprengel 2001: 107).  
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Zweiten Weltkrieg wieder von angespartem Privatvermögen ausgegangen werden kann61 (vgl. 
Schiller 1969: 184 ff., Strachwitz 1994: 13 f.). 
Das Interesse am Stiftungswesen wächst insbesondere seit Anfang der 1990er Jahre stark an, 
wie die seitdem deutlich zunehmenden Stiftungsgründungen belegen. So wurde allein zwischen 
1990 und 1999, also in weniger als einem Jahrzehnt, fast ein Drittel aller heute bestehenden 
Stiftungen gegründet (vgl. Anheier 2003: 74). Dabei ist der gegenwärtig immer noch anhal-
tende „Stiftungsboom“ jedoch nach Anheier weniger auf die Nachfrageseite nach Stiftungs-
leistungen als vielmehr auf die Angebotsseite zurückzuführen: Die finanziellen Vermögen, die 
durch das Wachstum der internationalen Aktienmärkte in den 1980er und 1990er Jahren 
entstanden, wurden demnach von Unternehmen in höherem Maße als in der Vergangenheit in 
Stiftungskapital umgewandelt, was auf eine Neubelebung der philanthropischen Werte in der 
Gesellschaft bzw. Teilen der Gesellschaft hinzudeuten scheint. In Deutschland kann dies über-
dies mit dem Rückzug der Unternehmergeneration, die einen erheblichen finanziellen Wohl-
stand seit den fünfziger Jahren wesentlich mitgeschaffen hat, erklärt werden. Und nicht zuletzt 
führten die Diskussion um die Rolle des Staates und eine allgemeine Neubewertung von 
Stiftungen dazu, dass der Stiftungsgedanke sowohl von potentiellen Stiftern als auch gerade 
von politischen Entscheidungsträgern wiederentdeckt wurde (vgl. z. B. Herzog 1997, Vollmer 
1998).  
Stiftungen und ihr Vermögen, zu gestalten  
Insgesamt zeigt sich, dass Stiftungen historisch gesehen eine lokale Bedeutung haben. Selbst 
wenn die Entwicklung von Stadt und Region über die Jahrhunderte hinweg nie explizit Zweck 
von Stiftungen waren, so haben Stiftungen immer die soziale, kulturelle und auch bauliche 
Entwicklung von Städten mitgeprägt, indem sie zum Beispiel durch die Realisierung von 
Stiftungszwecken wie „Bildung“, „Soziales“ oder „Altenfürsorge“ beispielsweise Schulen, 
Senioren- oder Pflegeheime gebaut haben. Zudem haben Stiftungen als Großgrundbesitzer in 
den letzten hundert Jahren die Stadtentwicklung insofern entscheidend mitgefördert, indem sie 
durch die Hergabe großer zusammenhängender Ländereien zum Beispiel Stadterweiterungen 
erleichtert haben62. 
Außerdem zeichnet sich ab, dass über die Jahrhunderte hinweg einem Anstieg von Stiftungs-
gründungen aufgrund verschiedener gesellschaftlicher Entwicklungen immer wieder auch ein 
Zurückdrängen von Stiftungen folgte63. Daher ist das Rollenverhältnis zwischen Stiftungen und 
Staat offenbar auch immer durch sich wandelnde gesellschaftliche und politische Werthal-
tungen geprägt. Allerdings bilanziert Anheier (2003: 74), dass der Stiftungssektor in Deutsch-
land gegenwärtig nicht nur einen Boom erlebe, sondern „vielleicht zum ersten Mal in der 
                                                 
61 Diese Entwicklung zeigt sich z. B. auch daran, dass rund 30 Prozent von den Anfang der 1990er Jahre 
bestehenden Stiftungen in den Jahren 1975 bis 1985 gegründet wurden (vgl. Strachwitz 1994: 13). 
62  So weist Klötzer (1997) am Beispiel der Stadt Frankfurt/Main nach, dass der Hauptbahnhof auf dem ehemaligen 
Gelände des Waisenhauses gebaut wurde, der Osthafen auf Grundstücken des Heiliggeisthospitals angelegt 
wurde, und für nicht wenige Siedlungen des sozialen Wohnungsbaus Stiftungen wie das Katharinen- und 
Weißfrauenstift ihre Liegenschaften zur Verfügung gestellt haben. „Vorübergehend wurde der Grundbesitz der 
Stiftungen durch die Inanspruchnahme der Stadtplaner zwar dezimiert, weitere Zustiftungen haben ihn 
größtenteils aber wieder aufgefüllt“ (Klötzer 1997: 19). 
63 In diesem Zusammenhang differenziert Sprengel (2001: 106) daher auch sehr genau zwischen einem nominellen 
Boom und einem realen Boom an Stiftungsgründungen: Bei der Analyse der Anzahl an Stiftungsneugründungen 
ist also immer auch darauf zu achten, ob parallel nicht auch ein Bevölkerungswachstum oder zum Beispiel 
Veränderungen beim Vermögen, der Sparquote oder der Produktivität stattgefunden haben und zu 
berücksichtigen sind.  
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Geschichte eine breite Entwicklungsphase, die weitgehend unabhängig von Kirche und Staat 
verläuft und Ausdruck einer bürgergesellschaftlichen Souveränität zu sein scheint, die die 
deutsche Geschichte durch Kaiserreich und NS-Diktatur lange Zeit unterbunden sah“.  
Hinsichtlich des Interesses, ob und welche Rolle Stiftungen für die Entwicklung von Stadt und 
Region spielen, zeigt sich: Stiftungen spielen durchaus eine Rolle für die Entwicklung von Stadt 
und Region. Stiftungen haben im wörtlichen wie im übertragenen Sinne das Vermögen, zu 
gestalten – auch Stadt und Region. Die Rollen, die Stiftungen dabei einnehmen können, lassen 
sich an zwei maßgeblichen Merkmalen von Stiftungen festmachen:  
• Stiftungen sind Eigentümer eines Vermögens bzw. Eigentümer von Flächen und Einrich-
tungen: Als Flächeneigentümer nehmen sie am Bodenmarkt teil, wobei „Boden“ hier nicht 
nur in räumlicher Dimension bzw. als Gegenstand, sondern auch als soziale Konstruktion zu 
verstehen ist. Demnach hängt der Umgang mit Boden von öffentlichen und privaten 
Interessen, unterschiedlichen Sichtweisen und vielfältigen Nutzungs- und Gestaltungs-
ansprüchen ab und berührt viele Aspekte des politischen Handelns, bei denen es unter 
anderem um öffentliche Interessen in ökonomischen, sozialen und ökologischen Fragen 
geht (vgl. Davy 2005: 117). Da sich dieser Aspekt von Stiftungen jedoch nur auf bestimmte 
Stiftungstypen beschränkt, in der Regel nämlich auf den Typ der Anstaltsträgerstiftung oder 
auf Kirchenstiftungen, spielt dieser Aspekt im Weiteren keine maßgebliche Rolle. 
• Stiftungen sind – eben aufgrund ihres Vermögens – Förderer und Gestalter: Indem Stiftun-
gen zum Beispiel soziale oder kulturelle Einrichtungen tragen (z. B. Anstaltsträgerstiftungen64 
wie die Stiftung Weimarer Klassik), eigene Projekte umsetzen (z. B. Forschungsprojekte wie 
die Bertelsmann Stiftung) oder andere externe Vorhaben fördern (z. B. die Förderung von 
sozialen Einrichtungen durch die Thyssen-Stiftung), nehmen sie an der Entwicklung bzw. am 
Wandel von Städten teil. Hilbk (1991: 7) charakterisiert dieses Gestalten vor allem auch als 
Gestalten-Wollen: „Stiftungen und Schenkungen (…) wollen nicht nur helfen und heilen: 
sie wollen gestalten. Sie wollen nicht nur ‚in Ordnung’ bringen: sie wollen ‚ins Werk setzen’. 
Sie wollen nicht nur akuten Notlagen abhelfen: sie wollen – und zwar auf durchaus legitime 
Weise – gesellschaftspolitischen Einfluß nehmen. Stiftungen und Schenkungen dieser Art 
gehen über die Sphäre des bloßen Spendens und Almosenverteilens weit hinaus: sie 
gehören (…) in den Umkreis wahrhaft unternehmerischen Denkens und Handelns“. Dies 
kann sich im Grunde genommen auf alle Dimensionen von Stadtentwicklung beziehen: auf 
die demographische, ökonomische, soziale, politische und fiskalische (vgl. Kapitel II.1.1). 
Welche Funktionen Stiftungen dabei als Organisation, also als an der Stadtentwicklung 
teilnehmender Akteur spielen können, muss im Weiteren noch näher betrachtet werden.  
Im Hinblick auf die Entwicklung der Vermögen von Stiftungen ist zumindest für das finanzielle 
Vermögen davon auszugehen, dass dieses in den nächsten Jahren anwachsen wird. Zum einen 
wird in den letzten Jahren immer wieder von wachsenden Spendenausgaben der deutschen 
Bundesbürger berichtet65, von denen, zumindest theoretisch, im gemeinnützigen Bereiche auch 
Stiftungen profitieren können. Zum anderen wird nach Schätzungen der Allianz Group/Dresd-
                                                 
64  Anstaltsträgerstiftungen unterhalten vorrangig Krankenhäuser, daneben aber auch Museen, Bibliotheken und 
Schulen (vgl. Brummer/Ruprecht 1998). 
65  Die ermittelten Zahlen hierzu sind jedoch leider nicht immer eindeutig und für das Jahr 2007 zudem 
widersprüchlich: Während die vom Deutschen Spendenrat beim Marktforschungsinstitut GfK Panel Services 
Deutschland in Auftrag gegebene Studie „Bilanz des Helfens“ bilanziert, dass das Spendenaufkommen im Jahr 
2007 um 9,1 Prozent gestiegen sei, ermittelte das Marktforschungsinstitut TNS Infratest für denselben Zeitraum, 
dass sowohl die Zahl der Spender als auch die durchschnittliche Spendenhöhe gesunken sei (vgl. Website 
Deutscher Spendenrat und Website TNS Infratest). 
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ner Bank in den nächsten Jahren mit einem Gesamtvolumen an Erbschaften (Geld-, Immobilien- 
und Gebrauchsvermögen) von gut 2,3 Billionen Euro in rund 10,8 Millionen Erbschaftsfällen 
gerechnet66. Das vererbte Geldvermögen dürfte sich dabei auf etwa 470 Milliarden Euro bzw. 
auf 640 Milliarden Euro belaufen (Finke 2005: 26). Durch die gegenwärtige demographische 
Situation, die sich dadurch auszeichnet, dass einem immer weiter anwachsenden Volks- und 
Erbschaftsvermögen eine zahlenmäßig immer geringer werdende Erbengeneration gegenüber-
steht, ist analog zu Erwartungen zum amerikanischen Stiftungswesen (vgl. Toepler 2006: 197) 
davon auszugehen, dass Stiftungen – und gerade auch Bürgerstiftungen – von dem anstehen-
den Vermögenstransfer profitieren werden.  
Zu fragen ist aber zunächst erst einmal, wie die aktuelle Stiftungslandschaft in Deutschland – 
sowohl quantitativ als auch räumlich betrachtet – derzeit aussieht.  
Die aktuelle Stiftungslandschaft in Deutschland 
Wie viele Stiftungen gibt es in Deutschland, und wie „vermögend“ sind sie? Antworten auf 
diese Fragen hängen eng zusammen mit dem Erfassungsgrad vorhandener Stiftungen und der 
Frage, welche Stiftungen – von der Rechtsform her – betrachtet werden.  
Auch wenn in den letzten Jahren erhebliche Fortschritte bei der statistischen Erhebung von 
Stiftungsdaten erzielt werden konnten, steht die empirische und systematische Erfassung des 
deutschen Stiftungswesens noch am Anfang (vgl. Anheier 2003: 50 sowie ausführlich Sprengel 
2001). Im Wesentlichen sind es drei Probleme, die sich bei der statistischen Erfassung und der 
Auswertung der Stiftungsdaten ergeben: Erstens ist die Erfassung bestimmter Stiftungstypen 
(besonders kirchliche Stiftungsformen sowie Stiftungen in kommunaler Trägerschaft) weiterhin 
lückenhaft, weil Daten hierfür teilweise nicht zur Verfügung stehen oder nicht ausreichend zur 
Verfügung gestellt werden. Zweitens bestehen für zentrale wirtschaftliche Eckwerte von 
Stiftungen erhebliche Definitions- und Messprobleme – dies betrifft vor allem die Bewertung 
des Stiftungsvermögens, die Bewertung der Einnahmen und das „Messen“ der Aktivitäten. 
Drittens schließlich besteht in Deutschland kein einheitliches, gesetzlich vorgeschriebenes 
offizielles Stiftungsregister, was zur Folge hat, dass für Deutschland zwei relativ vollständige, 
aber letztlich wiederum nicht ganz vergleichbare Datensätze für das Stiftungswesen vorliegen67.  
Über die methodisch-statistischen Probleme der Stiftungserhebung hinaus müssen bei der 
Betrachtung von Stiftungsdaten stets auch die unterschiedlichen Rechtsformen beachtet 
werden, da die Gestaltungsformen für Stiftungen hinsichtlich ihrer Rechtsform, des Gründungs-
motivs, der Organisation und des Zwecks sehr vielfältig sind. Die meisten Stiftungen in 
Deutschland sind rechtsfähige Stiftungen des bürgerlichen (privaten) Rechts, deren Errichtung 
der staatlichen Genehmigung bedarf.  
                                                 
66  Ähnliche Größenordnungen werden auch in anderen Schätzungen ermittelt: Das Deutsche Institut für 
Altersvorsorge und das empirica-Institut kommen in ihrer Studie mit Daten bis zum Jahr 2000 auf ein 
Gesamtvolumen für den Zeitraum 2001 bis 2010 von 2,03 Billionen Euro (vgl. Braun/Pfeiffer/Burger et al 2002). 
67  Anheier (2003: 48 f.) weist darauf hin, dass weder das Informationssystem des Maecenata Institutes (vgl. z. B. 
Brummer/Ruprecht 1998, Sprengel 2001) noch das Verzeichnis des Bundesverbandes Deutscher Stiftungen (vgl. 
z. B. BDS 2001, 2007) Anspruch auf Vollständigkeit erheben können, weil die Daten unterschiedlich erfasst und 
gepflegt werden.  
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Weitere anzutreffende Stiftungsarten sind öffentlich-rechtliche Stiftungen68, kommunale 
Stiftungen69, Unternehmensstiftungen und nicht-gemeinnützige Familienstiftungen70 (vgl. von 
Rotenhan 2005). Weitere Sonderformen von Stiftungen, wie die Stiftung GmbH, Stiftung & Co. 
KG oder die Stiftung e.V., führen den Stiftungsbegriff im Namen, sind aus rechtlicher Sicht aber 
dem GmbH- bzw. Vereinsrecht untergeordnet71 (vgl. Kruse 1997: 12, Hof 1998: 951).  
Neben den rechtsfähigen Stiftungen gibt es in Deutschland auch die Form der unselbständigen 
oder treuhänderischen, nicht-rechtsfähigen Stiftungen, die nach Absprache mit einer 
Trägereinrichtung in dessen Trägerschaft errichtet und von dieser verwaltet werden (vgl. 
Haibach 1996: 89). Unselbständige Stiftungen können auch die Vorstufe zu einer rechtsfähigen 
Stiftung sein, zumal die Möglichkeit besteht, sie als Grundstock eines Spendentopfes zu nutzen. 
Ihr Vorteil liegt darin, dass der Errichtungsvorgang schneller als bei der selbständigen Stiftung 
vonstatten gehen kann. Nach Schlüter (2007: 43 ff.) erfreuen sich gerade Treuhandstiftungen 
in Deutschland immer größerer Beliebtheit (vgl. ähnlich Strachwitz 1994: 57) und werden nach 
seiner Prognose einen wesentlichen Teil des Wachstumspfades für Bürgerstiftungen ausmachen.  
Eine weitere Sonderform sind schließlich die kirchlichen Stiftungen. Kirchliche Stiftungen sind 
vorrangig der Sicherung des Gehalts von Geistlichen oder dem Erhalt von Kirchen und Klöstern 
gewidmet. Sie sind die rechtlichen Eigentümer fast aller katholischen und evangelischen 
Pfarrkirchen (vgl. Strachwitz 1994: 54, Krag 1998: 225 ff., Anheier 1998b: 53). 
Geteiltes Stiftungsland in Deutschland 
Für das Jahr 2007 geht der Bundesverband Deutscher Stiftungen von rund 14.500 bestehen-
den, rechtsfähigen Stiftungen bürgerlichen Rechts aus. Die Zahl der Treuhandstiftungen wird 
auf über 20.000 geschätzt, die Zahl der kirchlichen Stiftungen auf über 30.00072 (vgl. BDS 
2007: 10, Fleisch/Schlüter 2007: 40). Zum Vergleich: Zimmer (2007: 91) geht davon aus, dass 
in Deutschland über 500.000 Vereine als gemeinnützige Organisationen in den Vereinsregistern 
eingetragen sind (vgl. ähnlich Sprengel 2005a: 106). Insofern handelt es sich bei Stiftungen auf 
den ersten Blick um einen – absolut betrachtet – vergleichsweise kleinen Teilbereich von 
Nonprofit-Organisationen.  
                                                 
68 Öffentlich-rechtliche Stiftungen, auch Stiftungen öffentlichen Rechts genannt, sind in das System der staatlichen 
Verwaltung eingegliedert und erfüllen öffentliche Aufgaben. Beispiele sind etwa die Stiftung Preußischer 
Kulturbesitz oder die Stiftung Bundeskanzler-Adenauer-Haus (vgl. Hennerkes/Schiffer 1996: 28).  
69 Kommunale Stiftungen sind in der Regel allgemeine Wohlfahrts- oder Anstaltsstiftungen, wie zum Beispiel 
Krankenhäuser, die nach dem Willen der privaten Stifter von öffentlichen Körperschaften verwaltet werden und 
die überwiegend Zwecken dienen, welche von der verwaltenden Körperschaft in ihrem Bereich als öffentliche 
Aufgaben erfüllt werden können (vgl. ausführlich hierzu Twehues 1997). 
70 Unternehmensstiftungen und Familienstiftungen dienen in erster Linie der dauerhaften Sicherung eines 
Unternehmens bzw. der Versorgung einer Familie. Als Unternehmensstiftungen – auch Unternehmensträger-
stiftungen oder unternehmensverbundene Stiftungen genannt – bezeichnet man „privatnützige“ und somit nur 
bedingt steuerbegünstigte Stiftungen, zu deren Vermögen ein Unternehmen oder eine Beteiligung an einem 
Unternehmen gehört (vgl. Hof 1998: 962, Seifart/von Campenhausen 1999: 9 f.). Die Familienstiftung, die dem 
BGB als Begriff fremd ist, findet ihre Sonderregelung im Steuerrecht und Landesrecht. Familienstiftungen sind 
ebenfalls privatnützige und nur bedingt steuerbefreite Stiftungen, die ganz oder in erster Linie dem Wohl einer 
oder mehrerer bestimmter Familien dienen (vgl. Hof 1998: 962, Seifart/von Campenhausen 1999: 9 f.). 
71 Organisationen wie Personengesellschaften, Parteien, Vereine oder andere Vereinigungen, die das Wort Stiftung 
in ihrem Namen führen, wollen das Ansehen von Stiftungen für ihre Zwecke nutzen. Das Führen des Begriffes 
Stiftung auch für Vereine oder Gesellschaften ist möglich, gerade weil der Terminus Stiftung, wie dargelegt, 
rechtlich nicht geschützt ist. Dennoch muß diese Institution stiftungsähnliche Ziele verfolgen oder ein 
stiftungsähnliches Gebilde darstellen (vgl. Haibach 1996: 90). 
72  Während der Bundesverband Deutscher Stiftungen die Zahl der kirchlichen Stiftungen auf 30.000 schätzt, geht 
Sprengel (2001) für das Maecenata Institut von etwa 100.000 kirchlichen Stiftungen für den Bereich der 
evangelischen und katholischen Kirche aus.  
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Auf den zweiten Blick zeigt sich jedoch, dass der Organisationsbestand von Stiftungen relational 
betrachtet durchaus bemerkenswert und die Aufmerksamkeit gegenüber der Wachstumsdyna-
mik im Stiftungswesen durchaus berechtigt ist: Folgt man den Angaben des Bundesverbandes 
Deutscher Stiftungen, so sind in den Jahren zwischen 1997 und 2007 über 8.000 Stiftungen 
gegründet worden, also mehr als die Hälfte aller derzeit existierenden Stiftungen73.  
 
Abbildung 7:  Absolute Zahl an Stiftungserrichtungen im Zeitraum von 1990-2007  
(Quelle: Website BDS)  
Auch Sprengel (2005a: 108) bilanziert eine bemerkenswerte und kontinuierlich wachsende 
Zunahme von Stiftungen74 und spricht davon, dass „man es hier offenbar mit einer sozialen 
Grundströmung zu tun hat, einer aus Modernisierungs- und Bereicherungsvorgängen ent-
stehenden Philanthropisierung des gesellschaftlichen Institutionengefüges im Rahmen der 
deutschen Nachkriegsdemokratie“.  
Räumlich betrachtet ist Hamburg mit der höchsten absoluten Zahl an Stiftungen (930) die 
Stiftungshochburg unter den deutschen Städten. Es folgen München (575), Berlin (556), Frank-
furt am Main (419) und Bremen (230) (vgl. BDS 2007: 17). Festzustellen ist allerdings, dass es 
in Deutschland keine „Stiftungshauptstadt“ gibt, die etwa der zentralen Stellung von New York 
in den Vereinigten Staaten oder Londons im Falle Englands entspräche. Zwar haben etwa 6,4 
Prozent der deutschen Stiftungen ihren Sitz in Hamburg, so dass diese Stadt zumindest 
zahlenmäßig der Vorstellung einer „Stiftungshauptstadt“ nahe kommt, aber andere Städte 
liegen nicht weit zurück. Das gilt besonders für das Finanzzentrum Frankfurt, das bezogen auf 
die Anzahl von Stiftungen pro 100.000 Einwohner die höchste Stiftungsdichte aufweist.  
                                                 
73  Diese Entwicklung entspricht ganz offensichtlich einem internationalen Trend. So hat zum Beispiel auch die Zahl 
der Stiftungen in den Vereinigten Staaten von 1990 bis 2003 um ca. 40.000 auf 100.000 zugenommen (NCNA 
2006: 8). 
74  Vgl. zur Berechnung der Stiftungszahlen und Interpretation der Stiftungsstatistik ausführlich Sprengel 2005: 
107 ff. sowie Sprengel 2001: 104 ff.  
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Abbildung 8:  Stiftungsdichte in Deutschland, Stand: November 2006 (Quelle: BDS 2007: 16)  
Die meisten Stiftungen in Deutschland finden sich in den Großstädten, aber auch die Metro-
polen des Ruhrgebiets, der Raum Köln/Bonn und das Rhein-Main-Gebiet sind stiftungsreich. 
Überdies finden sich Stiftungen bevorzugt in Städten, die Universitätsstandorte und Verwal-
tungszentren sind, wie zum Beispiel Bonn, Oldenburg, Münster und Braunschweig. Hein (1997: 
82) weist in Bezugnahme auf das Stiftungswesen im 19. Jahrhundert darauf hin, dass gerade 
der städtische Hintergrund eine erhebliche Rolle für die Stiftungsbereitschaft spielte: „Dies gilt 
zunächst einmal allgemein für die Städte im Unterschied zum Land: In ländlichen Gemeinden 
wurde nicht nur weniger als in den Städten, sondern auch traditionsgebundener, kirchlicher 
gestiftet. Es trifft aber auch im Sinne eines von Stadt zu Stadt differierenden Stiftungsklimas, 
einer spezifischen städtischen Stiftungstradition zu: Städte mit einer jahrhundertelangen 
bürgerlichen Selbstverwaltung – Frankfurt und Hamburg markieren hier wohl im 19. Jahrhun-
dert die Spitze – regten die Stiftungsbereitschaft ihrer Bürger wesentlich mehr an als historisch 
junge Städte mit einer starken landesherrlichen Prägung“. 
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Bezogen auf die Auswertung nach Bundesländern, existieren die meisten Stiftungen in Bayern. 
Obwohl in Nordrhein-Westfalen mit 18 Millionen Einwohnern deutlich mehr Menschen leben 
als in Bayern, liegt das bevölkerungsreichste Bundesland nur auf Platz zwei (vgl. BDS 2007: 13). 
Dabei verdeutlichen gerade die Beispiele von Bayern und Hamburg, dass die Entwicklung und 
Anzahl von Stiftungen nicht unbedingt allein etwas mit Bevölkerungsverteilung zu tun hat, 
sondern viel auch mit historischen Entwicklungssträngen: Während die Entstehung und Ent-
wicklung von Stiftungen in Hamburg vor allem auf die liberal-bürgerliche Tradition der Hanse-
stadt zurückgeführt werden kann, spielte in Bayern in erster Linie die kirchlich-etatistische Kultur 
eine wesentliche Rolle bei der Entstehung von Stiftungen (vgl. Anheier 2003: 60, Brum-
mer/Ruprecht 1998: 42 f.). 
In den ostdeutschen Bundesländern liegen die Zahlen derzeit noch weitgehend unter zehn 
Stiftungen pro Landkreis, oft sind es noch weniger. Dabei ragen Großstädte wie Dresden und 
Leipzig sowie die brandenburgische Landeshauptstadt Potsdam aus der ostdeutschen 
Stiftungslandschaft heraus. Außerdem zeichnen sich die alten Hanse- und Hafenstädte Rostock, 
Wismar und Stralsund mit ihrer traditionell starken Bürgerschaft als vergleichsweise „stiftungs-
reich“ aus. Dass somit auch wirtschaftlicher Strukturwandel, Randlage und wechselhafte 
Geschichte bei den Stiftungsgründungen eine Rolle spielen, zeigt sich nicht nur in den neuen 
Bundesländern, sondern auch im Saarland und im westlichen Rheinland-Pfalz (vgl. BDS 2007: 
12 f.).  
1.3 Ressourcen von Stiftungen  
Die Anzahl der Stiftungen und ihre regionale Verteilung ist nur ein grober Maßstab für die 
Bedeutung des Stiftungswesens in Deutschland. Weiteren Aufschluss über die soziale, politische 
und wirtschaftliche Bedeutung von Stiftungen versprechen Angaben zu ihrem Vermögen, ihren 
Ausgaben und ihren Personalressourcen. 
Gerade in dieser Hinsicht sind die vorliegenden Daten allerdings nur bedingt aussagekräftig. 
Dies liegt zum einen daran, dass in Ermangelung eines offiziellen Stiftungsregisters viele Daten 
schlicht gar nicht vorliegen oder nur unvollständig erfasst werden. Zum anderen sind gerade die 
Daten zum Stiftungsvermögen sensible Daten, die entweder von den Stiftungen erst gar nicht 
veröffentlicht werden oder aber zu Schwierigkeiten bei der Bewertung des Stiftungsvermögens 
führen75. Selbst wenn jedoch einheitliche Vermögensbewertungen vorgenommen werden 
könnten, würden durch derartige „Rankinglisten“ irreführende qualitative Illusionen geweckt: 
Es würden Vergleichbarkeiten suggeriert, die nicht bestehen.  
Daher machen auch Aussagen beispielsweise zum Gesamtvolumen des Vermögens im Stif-
tungswesen wenig Sinn, und insofern sind die nachfolgend verwendeten Daten, die sich über-
wiegend auf Angaben des Bundesverbandes Deutscher Stiftungen (BDS 2007) beziehen, nur als 
grobe Anhaltspunkte zu verstehen (vgl. Sprengel 2001: 34 ff., vgl. Anheier 2003: 61).  
                                                 
75 Sprengel (2001: 35) führt hierzu aus, dass beispielsweise das Vermögen der Bertelsmann Stiftung zwischen 600 
Millionen und über 17 Milliarden Euro betragen „könnte“ – abhängig davon, ob man bei der 
Vermögensbewertung den Buchwert aus dem Tätigkeitsbereicht zugrunde legt oder den Marktwert der 
stimmrechtslosen Haupteigentümerschaft der Bertelsmann Stiftung an der nicht an der Börse notierten 
Bertelsmann AG.  
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Finanzielle Ressourcen von Stiftungen 
Zu den größten Stiftungen privaten Rechts nach Vermögen zählen mit einem Vermögen von 
mehr als eine Milliarde Euro die Robert Bosch Stiftung GmbH (5.122.450.000), die Dietmar-
Hopp Stiftung GmbH (4.300.000.000), die Landesstiftung Baden-Württemberg gGmbH 
(2.747.230.000), die Volkswagen Stiftung (2.397.758.375), die Else Kröner-Fresenius-Stiftung 
(2.050.000.000) und die Deutsche Bundesstiftung Umwelt (1.678.374.388). Weitere sieben 
Stiftungen verfügen über ein Vermögen von mehr als 500 Millionen Euro (vgl. BDS 2007: 23). 
Überdies wird erkennbar, dass die durchschnittliche Vermögensausstattung deutscher Stiftun-
*gen in den letzten Jahren angewachsen ist, beispielsweise weil sie von vornherein mit höherem 
Vermögen ausgestattet wurden oder weil das Vermögen durch Anlagestrategien vermehrt 
wurde (vgl. Sprengel 2001: 38). 
Insgesamt ist jedoch festzustellen: Das deutsche Stiftungswesen setzt sich überwiegend aus 
Stiftungen mit kleinen Vermögen zusammen. Nach den Angaben von Anheier (2003: 61) – die 
sich noch auf Vermögensangaben in DM beziehen und hier bewusst nicht umgerechnet werden 
– verfügte die Mehrzahl der deutschen Stiftungen  (59 %) Ende der 1990er Jahre über ein 
relativ geringes Vermögen, das unter 1 Million DM lag. Jede fünfte Stiftung verfügte sogar über 
weniger als 100.000 DM Stiftungsvermögen. Dabei zeichnet sich die Tendenz ab, dass 
Stiftungen von Privatpersonen vergleichsweise geringere Vermögenswerte ausweisen als solche, 
die sich in öffentlich-rechtlicher Trägerschaft befinden oder die von Unternehmen gegründet 
wurden. Anheier (2003: 62) zufolge deutet dies „auf eine Verbindung des Stiftungsgedankens 
zur oberen Mittelschicht und insbesondere dem unternehmerischen Mittelstand hin“. 
Zu den größten Stiftungen privaten Rechts nach den Gesamtausgaben zählen die Volkswagen 
Stiftung (101.598.734), die Robert Bosch Stiftung GmbH (68.686.000), die Landesstiftung 
Baden-Württemberg gGmbH (62.500.000), die Bertelsmann Stiftung (56.727.000) und die 
Alexander von Humboldt-Stiftung (53.115.600) (vgl. BDS 2007: 23). 
Verglicht man Vermögen und Ausgaben von Stiftungen, so zeigt sich, dass die vermögendsten 
deutschen Stiftungen nicht unbedingt auch die meisten Mittel vergeben. Das Ausgaben-
volumen deutscher Stiftungen scheint also in keinem direkten Verhältnis zu ihrem jeweiligen 
Vermögen zu stehen. Dies hat zum einen seine Ursache darin, dass deutsche Stiftungen – 
anders als zum Beispiel in den Vereinigten Staaten – keiner sogenannten Mindestausschüt-
tungspflicht76 unterliegen. Zum anderen spielen bei der Ausgabenhöhe, gerade bei den 
öffentlich-rechtlichen Stiftungen, auch Zuschüsse der öffentlichen Hand eine Rolle sowie 
sonstige Einnahmen, die nicht aus dem Stiftungsvermögen stammen77. Und nicht zuletzt hat 
auch eine vorsichtige Vermögensverwaltung, die den Substanzerhalt der Stiftung in den 
Vordergrund rückt, Einfluss auf die Ausgabenpolitik von Stiftungen (vgl. Anheier 2003: 62).  
Gleichwohl lässt sich aber tendenziell feststellen, dass je kleiner das Vermögen einer Stiftung ist, 
desto kleiner sind auch die Ausgaben dieser Stiftung. Umgekehrt sind die Ausgaben von den 
Stiftungen höher, die über ein vergleichsweise größeres Stiftungsvermögen verfügen (vgl. 
Sprengel 2001: 42). 
                                                 
76  D. h., dass die deutsche Steuergesetzgebung keine Vorgaben dazu enthält, welcher Prozentsatz an Fördermitteln 
im Verhältnis zum Vermögen der Stiftungen jährlich ausgezahlt werden muss.  
77  Dies können z. B. zweckgebundene Spenden für Stiftungsprojekte sein, also Gelder, die nicht dem 
Stiftungsvermögen zufließen. Überdies sind bei Anstaltsträgerstiftungen, wie zum Beispiel bei der Anstalt Bethel 
bzw. den von Bodelschwinghschen Anstalten, auch die Ausgaben zu verbuchen, die nicht aus dem Vermögen, 
sondern aus den Einnahmen des Krankenhausbetriebes stammen (vgl. Anheier 1998: 62). 
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Das Interesse an der Vermögens- und Ausgabenstruktur der deutschen Stiftungen speist sich 
nicht zuletzt aus der Hoffnung, mit Hilfe dieser Angaben Indizien für die Leistungsfähigkeit von 
Stiftungen zu erhalten. Eine wirkliche Beurteilung der Leistungsfähigkeit ist, wie gezeigt, 
aufgrund der schwierigen statistischen Datenlage und der unzureichenden Vergleichbarkeit 
kaum möglich, es können lediglich Tendenzen aufgezeigt werden. Alles in allem erscheint der 
Stiftungssektor in Deutschland aber aufgrund der höchst unterschiedlichen Verteilung der 
Vermögenswerte hochgradig konzentriert, das heißt, eine kleine Zahl von Stiftungen vereinigt 
einen großen Teil des finanziellen Gewichts auf sich. Das finanzielle Vermögen von Stiftungen 
ist also offensichtlich ungleich verteilt.  
Nicht zuletzt kommt hinzu, dass der Beitrag von Stiftungen zum Finanzvolumen des deutschen 
Nonprofit-Sektors insgesamt auf nur etwa 0,3 Prozent geschätzt wird (vgl. Enquete-Kommis-
sion 2002: 246), und dass die Gestaltungsmöglichkeiten einer Stiftung mit einem Vermögen 
von 250.000 Euro bei einem jährlichen Zinssatz von drei bis fünf Prozent sicherlich als relativ 
gering zu erachten sind.  
Personelle Ressourcen 
Als ein weiteres Maß für die Leistungsfähigkeit von Stiftungen können die personellen Ressour-
cen von Stiftungen herangezogen werden. Diese Betrachtung liegt vor allem deshalb nahe, weil 
sich die gestiegene wirtschaftliche Relevanz des Dritten Sektors, wie gezeigt, vor allem auf dem 
Arbeitsmarkt bemerkbar macht (vgl. Kapitel II.3.2). 
Im Hinblick auf die Zahl der Beschäftigten ist festzustellen, dass die große Mehrheit der 
Stiftungen weder über voll- noch teilzeitbeschäftigte Mitarbeiter verfügt. Strachwitz (2001: 
139) geht von etwa 90.000 Beschäftigten in deutschen Stiftungen aus und schätzt, dass nur 
jede zehnte Stiftung bezahlte Arbeitsplätze stellt. Allerdings muss auch hier von einer starken 
Konzentration ausgegangen werden, da wenige große Stiftungen die große Mehrheit des in 
Stiftungen tätigen Personals beschäftigen78. Überdies ist davon auszugehen, dass operative 
Stiftungen etwa viermal so viele Mitarbeiter beschäftigen wie Förderstiftungen (vgl. Anheier 
1998b: 63; Brummer/Ruprecht 1998: 31). 
Die große Mehrheit der Stiftungen, rund 90 Prozent, arbeiten ganz ohne hauptamtlich Beschäf-
tigte und werden ehrenamtlich geleitet bzw. sie arbeiten in ihren Projekten mit ehrenamtlich 
Tätigen. Dies stützt im Umkehrschluss die These, dass Stiftungsarbeit in hohem Maße 
ehrenamtlich geleistet werden muss. Festigen lässt sich diese These damit, dass die geringe 
unmittelbare Beschäftigungswirksamkeit von Stiftungen nach Pankoke (1998: 647) verbunden 
ist „mit einer hoch entwickelten Organisationskultur ehrenamtlichen Engagements in Stiftun-
gen“: Veranschlagt wird die Bedeutung des ehrenamtlichen Engagements in deutschen Stiftun-
gen mit einem Arbeitsvolumen, das 18.000 Vollbeschäftigten entsprechen würde79, wobei für 
acht bis neun ehrenamtliche Führungskräfte und Mitarbeiter eine hauptamtliche Kraft kalkuliert 
wird. In die Überlegungen mit einzubeziehen ist darüber hinaus aber auch die mittelbare 
ehrenamtliche und hauptamtliche Beschäftigungswirksamkeit von Stiftungen. Dabei geht es um 
                                                 
78 So gibt die Bertelsmann Stiftung auf ihrer Internetseite an, 300 Mitarbeiter zu beschäftigen. Die Alexander von 
Humboldt-Stiftung nennt 123 Mitarbeiter und die Robert Bosch Stiftung GmbH und die Volkswagen Stiftung 
nennen jeweils 90 Mitarbeiter auf ihren Internetseiten.  
79  Diese Angabe bezieht sich auf Mitte der 1990er Jahre und dürfte heute sicherlich höher liegen. Genauere 
Angaben zum freiwilligen Engagement in Stiftungen liegen bisher jedoch nicht vor. So wurde durch die 
Freiwilligensurveys von 1999 und 2004 das ehrenamtliche und freiwillige Engagement in Deutschland 
mittlerweile zwar sehr gut erfasst, Stiftungen sind in diesen Zahlen bisher jedoch nicht gesondert ausgewiesen 
(vgl. von Rosenbladt 2000, Gensicke et al 2006).  
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die von Stiftungen initiierten und finanzierten Projekte und Aktivitäten und die dadurch 
eröffneten ehrenamtlichen oder beruflichen Handlungsfelder. 
Während der hohe Anteil an ehrenamtlicher Tätigkeit und freiwilligem Engagement auf die 
zivilgesellschaftliche Bedeutung des Stiftungswesens hindeutet (vgl. Zimmer 2005), lässt sich 
zugleich auf eine eher geringe Beschäftigungswirkung des Stiftungswesens schließen. Die 
geringen Personalbestände bedeuten, dass sich Stiftungen hinsichtlich des Arbeitsinputs für ihre 
Aktivitäten primär auf ehrenamtlich tätige Vorstände stützen.  
Bemerkenswert ist dabei die Analyse von Sprengel (2001: 88), dass sich das elitäre Gepräge von 
Stiftungen, das sich durch die soziale Zusammensetzung auf der Ebene der Stifter ergibt, auch 
und noch viel stärker auf der Ebene der Funktionsträger fortsetzt, die entscheiden, kontrollieren 
und beraten. Zu fragen ist daher, „ob das Milieu, das stiftend wie funktional das Stiftungswesen 
dominiert, nicht zumindest in Teilsegmenten in einem frappierenden Gegensatz zu den Milieus 
stehen, aus denen sich typischerweise die unmittelbaren oder mittelbaren Nutznießer der 
jeweiligen Stiftungsarbeit rekrutieren“ (Sprengel 2001: 88). 
2.  Wirkungsfelder von Stiftungen  
Nach der Analyse der Ressourcen und einer näherungsweisen Bewertung der Leistungsfähigkeit 
von Stiftungen gilt es nachfolgend zu klären, was Stiftungen tatsächlich in inhaltlicher Perspek-
tive leisten, sprich, welche Zwecke Stiftungen fördern und wie sie dies tun.  
Wie bereits dargelegt, ergeben sich bei der Betrachtung von Stiftungen vielerlei methodisch und 
statistisch bedingte Schwierigkeiten. Dies gilt auch für die Erfassung der Stiftungstätigkeiten. 
Dennoch lassen sich über zwei Methoden relativ gut Aussagen über das, was Stiftungen tun, 
treffen: Der erste und zentrale Weg ist dabei die Erfassung der Stiftungszwecke über die 
Analyse von Stiftungssatzungen und die Befragung von Stiftungen (vgl. Sprengel 2001: 54). 
Beim zweiten Weg handelt es sich um Beobachtungen und Einzelstudien zu besonderen 
Segmenten des Stiftungswesens, beispielsweise zu den Tätigkeiten von Stiftungen im Bereich 
der Denkmalpflege (vgl. z. B. Corsmeyer 2004).  
2.1 Tätigkeiten von Stiftungen nach Satzungszwecken 
Soziale Dienste stellen, unter Bezugnahme auf die Erfassung des Maecenata-Institutes, den 
größten Förder- und Tätigkeitsbereich von Stiftungen dar: 31 Prozent und somit knapp zwei 
Drittel der von Stiftungen verfolgten Zwecke fallen in diesen Bereich, zu denen als Unterkate-
gorien die Jugendhilfe, die Altenhilfe, das Wohlfahrtswesen und andere mildtätige Zwecke 
gezählt werden. An zweiter Stelle folgt der Bereich Wissenschaft und Forschung mit 16 Prozent. 
Auf Rang drei liegen mit jeweils 14 Prozent die Zwecke Bildung und Erziehung sowie Kunst und 
Kultur. Eine insgesamt betrachtet geringe Bedeutung haben die Stiftungszwecke Umwelt- und 
Naturschutz mit fünf Prozent, Religion und Gesundheitswesen mit jeweils vier Prozent sowie die 
Bereiche Familienunterhalt und internationale Aktivitäten mit jeweils zwei Prozent80 (vgl. 
Anheier 2003: 66).  
Basierend auf diesen Angaben weisen Stiftungen in Deutschland eine deutliche Orientierung 
auf die Bereiche Soziales sowie Wissenschaft und Forschung aus, gefolgt von Bildung und 
Erziehung sowie Kunst und Kultur. Über diese Momentaufnahme hinaus lässt sich allerdings 
                                                 
80  Der Bundesverband Deutscher Stiftungen (BDS 2007: 25) gibt für das Jahr 2007 eine sehr ähnliche 
Zweckverteilung an. Diese Werte können jedoch aufgrund unzureichender Erläuterungen zur methodischen 
Erfassung und Bewertung nicht weiterverwendet und nur als Richtwerte verstanden werden.  
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feststellen, dass der über Jahre und Jahrzehnte hinweg wichtigste Stiftungszweck Soziales etwa 
seit den 1970er Jahren relational betrachtet an Bedeutung verliert, weil die Stiftungsneu-
gründungen mit diesem Stiftungszweck tendenziell zurückgehen. Eine ähnliche Entwicklung gilt 
auch für den Bereich Bildung. Zuwächse sind hingegen beim vergleichweise jungen 
Stiftungszweck Umwelt- und Naturschutz sowie im Bereich von Kunst und Kultur zu verzeich-
nen (vgl. BDS 2007: 25, Anheier 2003: 66).  
Eine weitere Möglichkeit, Informationen über Stiftungszwecke einzuholen, bieten mittlerweile 
auch einige Innenministerien der Bundesländer81. Für das Land Nordrhein-Westfalen lässt sich 
damit überblicksartig erfassen, in welcher Häufigkeit die verschiedenen Zwecke verfolgt 
werden82. Dabei wird erkennbar, dass sich hier ein ähnliches Bild abzeichnet, wie es auch aus 
anderen Statistiken ablesbar ist und dargestellt wurde: An erster Stelle der Stiftungszwecke steht 
der Bereich Soziales, gefolgt von den Bereichen Wissenschaft und Forschung, Bildung und 
Erziehung sowie Kunst und Kultur (vgl. Abbildung 9). Bezogen auf die Häufigkeit der 
Stiftungszwecke sind zum Beispiel Bereiche wie das Gesundheitswesen, die Denkmalpflege oder 
der Sport vergleichsweise seltener Tätigkeitsfelder von Stiftungen83. Wie und in welchem 
finanziellen Rahmen diese Zwecke von den Stiftungen verfolgt werden, ist in der Datenbank 
allerdings nicht erfasst. Da bisher nur wenige Stiftungen einen ausführlichen Tätigkeitsbericht 
veröffentlichen, ist folglich schwer einzuschätzen, in welchem Umfang und für welche Projekte 
und Maßnahmen eine finanzielle Unterstützung gewährt wird.  
Stiftungszweck Anzahl absolut 
Anteil an allen 
Stiftungszwecken (in %) 
Soziales  1.265  23,2 
Wissenschaft und Forschung  684  12,5 
Bildung, Erziehung, Ausbildung  662  12,1 
Kunst, Kultur, Literatur und Musik  657  12,0 
Mildtätige Zwecke  469  8,6 
Gesundheit  308  5,7 
Völkerverständigung, Entwicklungshilfe  246  4,5 
Natur und Umweltschutz  240  4,4 
Denkmalpflege  226  4,2 
Sport  197  3,6 
Brauchtum und Heimatpflege  189  3,5 
Religion  179  3,3 
Tierschutz  115  2,1 
Demokratie, Gesellschaftskunde  18  0,3 
gesamt  5.455  100,0 
Abbildung 9:  Häufigkeiten der Stiftungszwecke in Nordrhein-Westfalen  
(Quelle: eigene Darstellung; Datenbasis: Stiftungsverzeichnis für das Land Nordrhein-
Westfalen, Stand: 30.01.2008, Anzahl erfasster Stiftungen: 2.482) 
                                                 
81  Im Internet zugängliche Stiftungsverzeichnisse bzw. -datenbanken sind derzeit unter anderem für Nordrhein-
Westfalen und Hamburg bekannt. Das Innenministerium in Niedersachsen bereitet ein einheitliches 
Stiftungsverzeichnis vor, das ebenfalls über das Internet zugänglich gemacht werden soll.  
82  Das Stiftungsverzeichnis Nordrhein-Westfalen  umfasst alle rechtsfähigen bürgerlich-rechtlichen Stiftungen in 
Nordrhein-Westfalen. Grundlage für das Verzeichnis ist das im Februar 2005 in Kraft getretene NRW-
Stiftungsgesetz. Dem Stiftungsverzeichnis sind der Namen und der Sitz der Stiftung, deren wesentliche Ziele 
sowie die Anschrift der Geschäftsstelle zu entnehmen. 
83  Die Betrachtung der Häufigkeiten der von Bürgerstiftungen geförderten und operativ durchgeführten Projekte 
erfolgt in Kapitel VI.2. 
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Überdies ist aus der Übersicht über die Stiftungszwecke der nordrhein-westfälischen Stiftungen 
ersichtlich, dass die Zahl der Stiftungszwecke deutlich höher liegt als die Zahl der Stiftungen. 
Daher ist es bei der Analyse der Stiftungszwecke wichtig, zwischen Ein- und Mehrzweckstif-
tungen zu differenzieren. Sprengel weist daher auf das Erfordernis hin, vor allem die Mehr-
zweckstiftungen genauer zu betrachten, nämlich in Bezug auf die relative Stärke der Zweckver-
bindungen (vgl. Sprengel 2001: 54 ff.). Durch diese können nicht nur die einzelnen Zwecke, 
sondern auch das Ausmaß und die Bandbreite der Tätigkeitsbereiche, die von Stiftungen abge-
deckt werden, aufgezeigt werden. Dabei erscheinen insbesondere die Zwecke Bildung, Kunst 
und Kultur, Soziales und Wirtschaft als eng miteinander vernetzt. So ist die Zweckkombination 
Bildung und Soziales mit 13 Prozent am häufigsten vorzufinden, gefolgt von Bildung und Wis-
senschaft mit sieben Prozent, Bildung und Kunst und Kultur mit sechs Prozent sowie Gesundheit 
und Soziales mit jeweils ebenfalls sechs Prozent aller angegebenen Zwecke (vgl. Anheier 2003: 
67). 
Bei aller noch so genauen Analyse der Stiftungszwecke muss allerdings festgehalten werden, 
dass in den Stiftungssatzungen „lediglich“ die Ziele bzw. die Ansprüche der Stiftungen festge-
halten werden. Aussagen über die Stiftungswirklichkeit, also wie und in welchem Rahmen die 
Zwecke von Stiftungen tatsächlich verfolgt werden, sind mit Hilfe dieser Daten, wie dargelegt, 
nicht möglich. Auch eine Studie aus Großbritannien zum englischen Stiftungswesen konnte 
empirisch die Differenz zwischen dem nachweisen, was Stiftungen laut ihrer Satzung tun, und 
dem, was sie tatsächlich getan haben (CAF 2000). Zudem weisen Schiffer und Bach (1999: 23) 
darauf hin, dass es eine zu beobachtende Abweichung der Stiftungswirklichkeit von der Stif-
tungsatzung auch deshalb gibt, weil Satzungen mitunter schlecht formuliert seien oder eine 
mangelnde „Stiftungsreife“ der Stifter und der Stiftungsorgane zu abweichenden Stiftungstätig-
keiten führe. 
Insgesamt wird erkennbar, dass Stiftungen in ihrem Vermögen zwar hochkonzentriert erschei-
nen, bei der Verwirklichung ihrer Zwecke aber unabhängig von ihrer finanziellen Ausstattung 
eine breite Palette an Zwecken verfolgen.  
2.2 Tätigkeiten von Stiftungen in Stadt und Region 
Die Entwicklung von Stadt und Region als Stiftungszweck wird in den Stiftungsstatistiken 
explizit nicht benannt. Gleichwohl lassen sich aber bei einer ganzen Reihe von Stiftungen enge 
Bezüge zu den Aufgaben und Handlungsfeldern der Stadtentwicklung finden. So war zum 
Beispiel das Thema „Umwelt und Stadtverkehr“ im Jahr 2000 Förderbereich der Deutschen 
Bundesstiftung Umwelt, und die Stiftung Mitarbeit unterstützt zum Beispiel ehrenamtliches und 
bürgerschaftliches Engagement bei Vorhaben des Wohnungsbaus oder der Verkehrsplanung 
(vgl. z. B. Reinert 1998, Sinning 1999). Neben diesen Stiftungen, die zwar einen überwiegend 
lokalen Bezug für ihre Förderprojekte suchen, jedoch bundesweit Mittel vergeben, 
repräsentieren die Stiftung Meyer’sche Häuser Leipzig84 sowie die Stiftung Wohnliche Stadt in 
Bremen und Bremerhaven85 zwei Beispiele für Stiftungen, deren Förderprojekte sich explizit nur 
auf dem räumlichen Gebiet der jeweiligen Städte befinden dürfen. 
                                                 
84 Die im Jahr 1900 errichtete Stiftung Meyer’sche Häuser Leipzig arbeitet ähnlich einem Wohnungsunternehmen. 
Im Jahr 1996 wurde sie auf der UNO-Weltkonferenz Habitat II in Istanbul für ihr Sanierungskonzept und die 
intensive Mieterbeteiligung in der Wohnanlage Lindenau als „German Best Practices“ gewürdigt, für das sie 
1997 auch mit dem „Deutschen Bauherrenpreis Modernisierung“ ausgezeichnet wurde (vgl. BDS 1999: 287 ff.). 
85 Zweck der Stiftung Wohnliche Stadt ist es, gemeinnützige Maßnahmen zu fördern, die geeignet sind, in den 
Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven zugunsten der Allgemeinheit das Stadtbild und die kulturelle 
Wohnqualität zu erhalten und zu verbessern (vgl. Stiftung Wohnliche Stadt 1995: 14). 
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Die Bedeutung von Stiftungen als Akteure, die auf die Entwicklung von Stadt und Region 
Einfluss nehmen, sei an zwei Beispielen noch weiter verdeutlicht: Am vergleichsweise „klas-
sischen“ Stiftungstypus der Denkmalschutzstiftung und an der vergleichsweise „neuen“ 
Stiftung Standortsicherung Kreis Lippe.  
Ein enger und direkter Zusammenhang eines Stiftungszweckes mit der Stadtentwicklung wird 
deutlich, wenn man die durch die Denkmalschutzstiftungen verfolgten Stiftungszwecke des 
Denkmalschutzes und der Denkmalpflege heranzieht: Aufgabe und Ziel der Denkmalpflege ist 
es, den Bewohnern einer Stadt zu helfen, „die Geschichtlichkeit ihrer Umwelt zu erkennen, die 
sozialen und baulichen Besonderheiten eines Stadtbezirks oder Ortsbildes wahrzunehmen, um 
daraus ein Engagement für die verstärkte Erhaltung und Pflege der Umwelt zu erzeugen“ 
(Krause 1999: 252).  
Denkmalschutzstiftungen gibt es bereits seit dem Mittelalter, wobei das Engagement von 
Stiftungen im Bereich des Denkmalschutzes zunehmend bekannter wird86. Sie treten beispiels-
weise als finanzielle Förderer von Restaurierungsmaßnahmen bei Kulturdenkmälern auf, die in 
ihrer Existenz gefährdet sind. Bekannte Beispiel sind das Holstentor Lübeck, das in den Jahren 
2006 und 2007 durch das Engagement der Deutschen Stiftung Denkmalschutz sowie der 
Lübecker Possehl-Stiftung und Dräger-Stiftung restauriert werden konnte, sowie das 
Brandenburg Tor, welche in den Jahren 2000 bis 2002 durch das Engagement der Stiftung 
Denkmalschutz Berlin saniert wurde. Über ihre konkreten Förderungen und Maßnahmen hinaus 
versuchen Stiftungen, den Gedanken des Denkmalschutzes der Bevölkerung zu vermitteln, sie 
vergeben Forschungsaufträge und organisieren wissenschaftliche Veranstaltungen und Sym-
posien. Corsmeyer (2004: 30), die den Beitrag von Stiftungen zum Denkmalschutz in den 
neuen Bundesländern und Berlin eingehend untersucht hat, resümiert daher über die Bedeutung 
von Stiftungen für den Denkmalschutz: „Mit dem Engagement der Denkmalschutzstiftungen ist 
die Hoffnung eines langfristigen und dauerhaften Einsatzes für den Erhalt von Kulturdenk-
mälern verknüpft. Stiftungen sind durch die der Rechtsform inhärente Dauerhaftigkeit beson-
ders prädestiniert, diesem Anspruch gerecht zu werden.“ 
Im Jahr 2000 wurde bundesweit 518mal der Stiftungsschwerpunkt Denkmalschutz verfolgt, 
was einem Anteil von 2,89 Prozent an allen Stiftungszwecken entspricht, die vom Bundes-
verband Deutscher Stiftungen erfasst wurden (vgl. BDS 2001). Die Förderung denkmal-
pflegerischer Aufgaben durch gemeinnützige Stiftungen hat in den letzten Jahren jedoch 
zugenommen, und so ist heue von einer deutlich höheren Anzahl an Denkmalschutzstiftungen 
auszugehen87. Unter dem Eindruck des teilweise katastrophalen Zustandes der historischen 
Bausubstanz infolge einer hohen Pflegenachholbedarfes engagieren sich Stiftungen in steigen-
dem Maße in den östlichen Bundesländern. Sie wollen in Verwirklichung ihres Stiftungszweckes 
Erhaltung und Wiederherstellung von Denkmalen dazu beitragen, dass die historisch über-
kommene Bausubstanz möglichst umfassend bewahrt und restauriert werden kann (vgl. Müller 
1998: 634, Corsmeyer 2004: 37).  
Neben diesen eher klassischen Stiftungstypus gibt es auch Stiftungen, die erst vor wenigen 
Jahren gegründet wurden und sich der Stärkung von Regional- und Wirtschaftsentwicklung 
                                                 
86 Bereits im 16. Jahrhundert gab es in Deutschland Stiftungen, die die Erhaltung von Gebäuden betrieben, 
beispielsweise die im Jahre 1540 gegründete Stiftung Großer Gotteskasten in Quedlinburg. Der größte Teil der 
Stiftungen im Bereich der Denkmalpflege wurde jedoch in den Jahren nach der deutschen Wiedervereinigung 
errichtet (vgl. Corsmeyer 2004: 13). 
87  Allein in der Stiftungsdatenbank von Nordrhein-Westfalen finden sich Ende 2007 insgesamt 226 Stiftungen, die 
den Stiftungszweck Denkmalpflege verfolgen.  
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widmen. Neben der seit den Jahre 1998 bestehenden Jade-Wirtschaftsraum Regionalstiftung, 
kurz „JaWir-Stiftung“, ist die im Jahre 2001 als privatrechtliche Stiftung gegründete Stiftung 
„Stiftung Standortsicherung Kreis Lippe“ hierfür ein Beispiel.  
Die „Stiftung Standortsicherung Kreis Lippe“ hat sich die Strukturförderung in den Bereichen 
Wirtschaft, Bildung und Wissenschaft in der Region Lippe zum Ziel gesetzt. Unter dem Motto 
„Wir Lipper gemeinsam in das 21. Jahrhundert“ werden modellhafte und innovative Projekte in 
den Bereichen Bildung, Wissenschaft und Forschung sowie Kultur gefördert, die den Wirt-
schaftsstandort Lippe langfristig und dauerhaft sichern. Ausgangspunkt der Stiftungsgründung 
war dabei die Überlegung, dass in der kommunalen und regionalen Wirtschaftsförderung 
zunehmend Handlungsfelder an Bedeutung gewinnen, die an sogenannten „weichen“ Stand-
ortfaktoren anknüpfen und dazu beitragen können, die Attraktivität und den Wirtschaftsstand-
ort Lippe zu verbessern. 
Die Stiftung, die Ende des Jahres 2005 über ein Stiftungskapital von 4,4 Millionen Euro 
verfügte, will im Sinne einer Public-Private-Partnership stifterisches Engagement initiieren und 
bündeln. Daher sind neben privaten Initiativen, Wirtschaftsorganisationen und öffentlichen 
Akteuren auch Bürgerinnen und Bürger, Vereine und Verbände aufgerufen, die Arbeit der 
Stiftung zu unterstützen. Je nach Kapitalmarktentwicklung kann die Stiftung jedes Jahr Projekte 
in Höhe von mindestens 500.000 Euro fördern. Bisher zählten dazu zum Beispiel das Senne-
Umweltbildungszentrum, die Wiederherstellung der Befahrbarkeit der Begatalstrecke von 
Barntrup nach Lemgo und die Errichtung eines frühmittelalterlichen Wohnhauses im Archäolo-
gischen Freilichtmuseum in Oerlinghausen (vgl. Stiftung Standortsicherung Kreis Lippe 2005).  
Aktionsradien deutscher Stiftungen 
Die historisch gewachsene Bedeutung des vorwiegend lokalen Handlungs- und Aktivitäts-
raumes von Stiftungen spiegelt sich in den Aktionsradien von Stiftungen wider. Die meisten 
Stiftungen in Deutschland sind vornehmlich auf der lokalen oder regionalen Ebene tätig, wobei 
sich operative Stiftungen und Anstaltsträgerstiftungen in deutlich höherem Ausmaß auf den 
lokalen Bereich beschränken als Förderstiftungen. Dies ist typischerweise zum Beispiel bei 
Sozialstiftungen für Kindergärten oder Wohlfahrtseinrichtungen der Fall. Den Angaben von 
Sprengel zufolge sind 53,9 Prozent der Stiftungen in Deutschland auf regionaler, 36,4 Prozent 
auf nationaler und 9,7 Prozent auf internationaler Ebene tätig (vgl. Sprengel 2001: 78). 
Entsprechend der räumlichen Tätigkeitsbereiche ergibt sich auch, dass national tätige Stiftungen 
häufiger den Stiftungszweck Wissenschaft und Forschung verfolgen als lokal oder regional 
tätige Stiftungen. Analog dazu dominiert natürlich auch zum Beispiel der Stiftungszweck der 
Internationalen Verständigung bei Stiftungen, die über Deutschland hinaus fördern und 
arbeiten.  
Es fällt allerdings auf, dass das lediglich dreigliedrige Differenzierungsschema sehr unzureichend 
und in räumlicher Hinsicht wenig befriedigend ist, zumal in der Kategorie „regional“ nicht 
weiter differenziert wird zwischen zum Beispiel Landesebenen, Großstadtebenen oder 
Stadtteilebenen. Zudem ergeben sich aufgrund der teilweise noch nicht ausreichend detaillierten 
Datenlage auch Probleme bei der Zuordnung der räumlichen Tätigkeitsbereiche, weil Stiftungen 
ganz einfach an einem Ort ihren Stiftungssitz haben müssen, möglicherweise aber über diesen 
Ort hinaus tätig sind.  
Diese Klärungen zum „was“ und „wo“ von Stiftungstätigkeiten führen im Folgenden zur 
wichtigen Frage nach dem „wie“ der Stiftungstätigkeit – also der Frage nach den Arbeitsweisen 
von Stiftungen.  
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3. Arbeitsweisen von Stiftungen  
Wie arbeiten Stiftungen und wie lassen sich ihre Tätigkeiten charakterisieren? Während durch 
die Beschreibung der Stiftungszwecke bereits die Inhalte von Stiftungstätigkeiten betrachtet 
wurden, geht es nunmehr darum zu klären, auf welche Weise Stiftungen ihre Zwecke 
verwirklichen. Hierfür bieten sich vier Zugänge an: Erstens lassen sich die Tätigkeitsdimensionen 
von Stiftungen aus den Stiftungssatzungen herausarbeiten, da die Beschreibung der Wege zur 
Erreichung des Stiftungszwecks wesentlicher Bestandteil der Stiftungssatzungen ist (vgl. 
Hennerkes/Schiffer 1998: 77). Zweitens wird die Arbeitsweise von Stiftungen typischerweise in 
operativ, fördernde und in Mischformen tätige Stiftungen differenziert (vgl. z. B. Strachwitz 
1998a, Adloff 2005b). Da sich diese Differenzierung aber lediglich an der Zweckverwirklichung 
orientiert, hilft es bei der Betrachtung der Arbeitsweisen von Stiftungen drittens, die Funktionen 
von Stiftungen und ihren Tätigkeiten zu betrachten. Viertens schließlich zeigt sich in der 
jüngeren Literatur zu Stiftungen, dass bei der Arbeit von Stiftungen Kooperationen mit anderen 
Akteuren eine immer größere Rolle spielen (vgl. Eilinghoff/Meyn 2003: 728 ff., Wörle-Himmel 
2007: 2).  
3.1 Tätigkeitsdimensionen von Stiftungen 
Eine Analyse der Tätigkeiten von Stiftungen ist, ähnlich wie für andere Aspekte des Stiftungs-
wesens, aufgrund verschiedener methodischer Schwierigkeiten problematisch. Zum einen ist es 
naheliegend, dass die Erfassung der Tätigkeiten von gegenwärtig rund 14.500 Stiftungen kaum 
realisierbar ist. Zum anderen ergeben sich, selbst wenn man nur einen Ausschnitt dieser Stiftun-
gen betrachtet, ähnliche Probleme wie bei der Analyse der Stiftungszwecke: Die Tätigkeits-
dimensionen können bisher lediglich auf Grundlage der Stiftungssatzungen erfasst werden. 
Aussagen darüber, welche Tätigkeitsformen die Stiftungen in der Praxis tatsächlich in welchem 
Umfang und in welcher Häufigkeit verfolgen, sind auf diese Weise nicht möglich. Sprengel 
(2001: 73) nennt insgesamt sieben Grobkategorien für Stiftungstätigkeiten: Personenförderung, 
Projektförderung, Anstalten, Institutionelle Förderung, Preise, Stipendien sowie Eigenprojekte. 
Auf Grundlage der Statistiken des Maecenata-Institutes (vgl. Sprengel 2001) ist die häufigste 
Tätigkeitsform die Unterstützung und Förderung bestimmter Personengruppen (32,6 % bezo-
gen auf alle angegebenen bzw. erfassten Tätigkeitsformen). Diese Tätigkeitsform korres-
pondiert mit dem häufigsten Stiftungszweck „Soziales“ und umfasst als Zielgruppen zum 
Beispiel Arme und Kranke, Kinder und Jugendliche, Witwen und Waisen, Alte und Behinderte 
sowie den wissenschaftlichen oder künstlerischen Nachwuchs. Auch kommen beispielsweise 
besondere Personenkreise wie Drogensüchtige, Opfer von Unfällen oder Gewaltverbrechen 
oder Angehörige bestimmter Berufsgruppen in Betracht (vgl. Seifart/von Campenhausen 1999: 
171).  
Zweithäufigste Tätigkeitsform von Stiftungen ist die Förderung von Projekten und Vorhaben 
anderer Organisationen und Initiativen (19,8 %), auf Rang drei und vier folgen Tätigkeiten für 
eigene Anstalten (17,6 %) sowie die institutionelle Förderung externer Einrichtungen (13,3 %). 
Eine vergleichsweise weniger häufige Tätigkeitsform ist das Verleihen von Preisen (6,3 %) und 
Stipendien (5,6 %) – obwohl gerade diese Stiftungstätigkeit in der Öffentlichkeit oft besondere 
Aufmerksamkeit erfährt88. Ebenfalls gering ist der Anteil an Eigenprojekten von Stiftungen 
                                                 
88  Beispiele für bekannte Stiftungspreise sind z. B. der alljährlich von der Körber Stiftung vergebene Deutsche 
Studienpreis oder der Preis der Stiftung „Lebendige Stadt“, der themenspezifisch Projekte in Städten und 
Gemeinden auszeichnet, die in besonderer Weise Best-Practice-Charakter haben.  
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(4,8 %), wobei anzunehmen ist, dass dieser Anteil in den letzten Jahren deutlich angestiegen 
ist, was auch die Entwicklung bei Bürgerstiftungen zeigt (vgl. Kapitel IV.3).  
Genauso wie Stiftungen mehrere Zwecke verfolgen können (vgl. Kapitel III.2.1) bedienen sich 
viele Stiftungen auch einer Kombination von Tätigkeiten und Destinatären, die sich im Laufe der 
Zeit durchaus ändern kann. Insofern sind die Angaben zu den Tätigkeitsdimensionen also 
statistisch betrachtet ebenfalls nur Anhaltswerte, zumal auch zu den Aspekten der Stiftungs-
tätigkeiten keine detaillierten oder beispielhaften Sampleuntersuchungen vorliegen (vgl. 
Sprengel 2001: 72).  
Wichtiger erscheint daher die Erkenntnis, dass es einerseits tendenziell eigeninitiativ-aktive 
Stiftungen gibt und andererseits solche, die vor allem Dritte fördern und hinsichtlich ihrer 
Zweckverwirklichung dementsprechend auf das Einreichen interessanter Projektideen und -
anträge und deren Umsetzung angewiesen sind. Im Hinblick auf Beiträge zur Stadtentwicklung 
lassen sich auf den ersten Blick vor allem über die Tätigkeitsdimensionen der Projektförderung 
und der Eigenprojekte Bezüge erwarten. Aber auch aus einer institutionellen Förderung oder 
dem Betreiben von Anstalten können, wie der historische Abriss über die Stiftungsgeschichte 
gezeigt hat, ebenfalls Beiträge zur Entwicklung von Stadt und Region resultieren. 
Insgesamt lassen die Daten zu Tätigkeiten und Destinatären eine breite Nutzung verschiedener 
Wege zur Verwirklichung des Stiftungszwecks erkennen. Weiteren Aufschluss über die Arbeits-
weise von Stiftungen bietet die mittlerweile übliche Differenzierung dahingehend, ob eine 
Stiftung ihre Zwecke fördernd, operativ oder in einer Mischform aus fördernder und operativer 
Tätigkeit verwirklicht (vgl. z. B. Adloff 2005b).  
3.2 Tätigkeitstypen bei Stiftungen  
Eine klassische Unterscheidungsform und Typisierung von Stiftungen ist die nach der 
Verwirklichung des Stiftungszwecks. Stiftungen lassen sich dadurch unterscheiden, dass sie 
entweder ihren Zweck selbst verwirklichen, die Erträge des Stiftungsvermögens Dritten zur 
Verfügung stellen oder in einer Art „Mischform“ tätig sind. Nach der Form der Zweckerfüllung 
charakterisiert Anheier (2003: 52) diese drei Grundtypen wie folgt:  
• Operative Stiftungen verwirklichen ihren Zweck durch eigene Einrichtungen und Projekte. 
Sie geben anfallende Erträge des Stiftungskapitals nicht an Dritte, wie zum Beispiel Personen 
oder Organisationen, weiter. Die Tätigkeitsdimensionen „Eigenprojekte“ und „Förderung 
von Anstalten“ sind für diese Stiftungen wesentlich – und Beobachter gehen davon aus, 
dass gerade die Form der Anstaltsstiftung die älteste Stiftungsform ist (vgl. Adloff 2005a: 
136). Bekannte Beispiele für operative Stiftungen sind zum Beispiel die von 
Bodelschwinghschen Anstalten Bethel89 als Anstaltsträgerstiftung sowie als operative 
Stiftung die Bertelsmann Stiftung, die ausschließlich eigene Projekte verwirklicht90.  
• Förderstiftungen geben ihre Mittel an Dritte, an die sogenannten Destinatäre, weiter. Dies 
können sowohl natürliche Personen als auch Organisationen wie gemeinnützige Vereine 
                                                 
89  Die von Bodelschwinghschen Anstalten Bethel bestehen aus einer Reihe eigenständiger Institutionen und werden 
vor allem von den drei Stiftungen „Anstalt Bethel“, „Stiftung Westfälische Diakonenanstalt Nazareth“ und 
„Stiftung Westfälische Diakonissenanstalt Sarepta“ getragen.  
90  Zwar ist die Bertelsmann Stiftung überwiegend operativ tätig und vergibt keine Projektmittel an Dritte. Allerdings 
vergibt auch die Bertelsmann Stiftung z. B. im Rahmen der Verleihung des Carl-Bertelsmann-Preises Mittel an 
andere Organisationen. Doch obwohl durch die Preisverleihung Geld an Dritte fließt, ist die Zweckverwirklichung 
rechtlich betrachtet als operativ einzustufen (vgl. Adloff 2005a: 139). 
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und ähnliche Einrichtungen sein. Geförderte Organisationen sind wiederum ihrerseits 
verpflichtet, selbst gemeinnützige Zwecke zu verfolgen und zu verwirklichen. Bestimmende 
Tätigkeitsdimensionen dieser Stiftungen sind die Projektförderung, institutionelle Förderung, 
Personenförderung sowie die Vergabe von Preisen und Stipendien Üblicherweise sind 
Sparkassen- und Bankenstiftungen auf diese Weise tätig.  
• Bei Mischformen sind Stiftungen sowohl operativ, also durch eigene Projekte, als auch 
fördernd tätig, indem andere Personen oder Organisationen unterstützt werden. 
Diese Differenzierung resultiert vor allem aus der Zweiteilung des deutschen Gemeinnützigkeits-
rechts. So unterscheidet das Gemeinnützigkeitsrecht (§§ 57, 58 Nr. 1 und 2) zwischen 
Körperschaften, die ihren Zweck selbst verwirklichen und solchen, die Dritten im Rahmen ihrer 
Satzung finanzielle Mittel zur Verfügung stellen. Nachprüfungen durch die Finanzbehörden 
machen es erforderlich, eindeutige Aussagen zu treffen, auch wenn diese nicht immer die 
Wirklichkeit der Stiftungstätigkeiten widerspiegeln. Diese Zweiteilung bildet dann im Weiteren 
auch die Basis für die diesbezüglich üblichen statistischen Untersuchungen (vgl. Strachwitz 
1998a: 680). Adloff (2005a: 139) weist darauf hin, dass aber vor allem das Interesse der 
Öffentlichkeit wesentlich zur Verankerung der Unterscheidung operativ-fördernd im Stiftungs-
wesen beigetragen hat, da es für Antragsteller von entscheidender Bedeutung ist, ob man einer 
Stiftung Anträge auf Fördergelder stellen kann oder nicht. 
Gemäß dieser Differenzierung lässt sich anhand der vorliegenden Statistiken erkennen, dass mit 
etwa zwei Drittel der deutschen Stiftungen die Mehrheit als Förderstiftungen tätig ist. Etwa jede 
fünfte Stiftung ist operativ tätig und zwischen 13 und 17 Prozent sind in einer Mischform, also 
sowohl fördernd als auch operativ, tätig.  
Tätigkeitstyp BDS
a
 gesamt BDS
a
 (in %) Maecanata
b
 gesamt Maecanata
b
 (in %) 
fördernd 5.031 61 %  4.880 66 % 
operativ 1.799 22 %  1.581 21 % 
Mischform 1.433 17 %  901 13 % 
a) Bundesverband Deutscher Stiftungen, b) Maecenata Institut für Philanthropie und Zivilgesellschaft 
Abbildung 10:  Verteilung der Tätigkeitstypen von Stiftungen in Deutschland, Stand: 2001 
(Quelle: Sprengel 2001: 12, BDS 2001: 34) 
Anheier (2003: 52) bilanziert, dass sich der Anteil der Förderstiftungen in den letzten Jahren 
nicht wesentlich erhöht hat und zwischen 1950 und 2000 zwischen 60 und 63 Prozent lag. Der 
Anteil der als operativ tätig erfassten Stiftungen ist hingegen von 22 Prozent für den Zeitraum 
von 1950/1960 auf etwa 15 Prozent seit Beginn der 1980er Jahre zurückgegangen. Dement-
sprechend hat sich der Anteil der in Mischformen tätigen Stiftungen leicht erhöht, und zwar von 
17 auf 20 Prozent. Bemerkenswert ist dabei vor allem, dass sich trotz des Stiftungswachstums in 
den letzten Jahrzehnten keine markanten Verschiebungen in der Form der Zweckverwirklichung 
ergeben haben. 
Auch wenn diese Differenzierung der Stiftungstypen in Stiftungsstatistiken und Beschreibungen 
des Stiftungswesens mittlerweile fest etabliert ist, ist sie nicht ganz unumstritten. Adloff (2005a: 
135 ff.) weist zum einen darauf hin, dass das Begriffspaar operativ-fördernd häufig mit dem 
Begriffspaar „unmittelbar“ und „mittelbar“ aus der Abgabenordnung in Verbindung gebracht 
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werde, was aber in der Praxis oft wenig hilfreich sei und eher zur Missverständnissen führe. So 
könne dieselbe Tätigkeit je nach Gestaltung der Satzung entweder als fördernd oder operativ 
definiert werden und zu Fehlinterpretationen führen. Zum anderen argumentiert Adloff, dass 
zum Beispiel das Verleihen eines Preises – eine Tätigkeit, die typischerweise Förderstiftungen 
zugeordnet wird – durchaus auch operative Handlungen, also ein „selbst Hand anlegen“, 
erfordert, wenn zum Beispiel die Wettbewerbsunterlagen formuliert und ausgeschrieben 
werden. Insofern zeige sich sogar bei Stiftungsvertretern nicht selten eine gewisse Unsicherheit 
im Umgang mit der Unterscheidung bezüglich der Frage, ob ihre Stiftung operativ oder 
fördernd tätig sei.  
Insgesamt zeigt sich, dass dem Gebrauch der Bezeichnungen operativ und fördernd eine 
extreme Spannbreite zugrunde liegt und dass damit nicht trennscharf differenziert werden 
kann: „Die inhaltliche Unschärfe der Dichotomie von „operativ-fördernd“ und die Zunahme der 
so genannten Mischtypen deuten eine Entwicklung an, in deren Folge die strikte Unterschei-
dung zwischen fördernd und operativ immer schwieriger durchzuhalten sein wird. Es scheint 
schon heute der tatsächlichen Praxis der Stiftungen mehr gerecht zu werden, wenn von 
tendenziell fördernden bzw. tendenziell operativen Stiftungen die Rede ist und man sich bei 
dieser Kennzeichnung an der Arbeitsweise der Stiftungen statt an der Abgabenordnung 
orientiert“ (Adloff 2005a: 140).  
Adloff plädiert daher anstelle der bisherigen, nach der Zweckverwirklichung bestimmten Unter-
scheidung „operativ-fördernd“ für eine Typologie, die sich an Zielgruppe, Thematik und 
Funktion der Stiftungstätigkeit orientiert (ebd.; vgl. ähnlich auch Strachwitz 1998: 696). 
Hilfreich sei hierbei vor allem die Typologisierung von Nonprofit-Organisationen, wie sie in den 
Richtlinien der EU-Kommission über die verschienen Arten von gemeinnützigen Organisationen 
getroffen werde. Bei dieser Kategorisierung wird zwischen dienstleistenden, interessenpro-
pagierenden, vermittelnden Organisationen und Selbsthilfegruppen differenziert (vgl. 
Europäische Kommission 1997: 2 f.). Damit werden nicht die Modi der Zweckverwirklichung 
zum Hauptkriterium gemacht, sondern die Funktion und der Zweck der Stiftungstätigkeit.  
Festzustellen ist jedoch, dass diese Kategorisierung auf Stiftungen nur schwer übertragbar ist 
und zunächst nicht weiterführend ist, weil Stiftungen kaum als Selbsthilfegruppen und auch nur 
bedingt als interessenpropagierende Organisationen kategorisiert werden können. Auch hat 
eine Anwendung in empirischen Untersuchungen bisher nicht stattgefunden und eine 
„Neozuordnung“ gemäß diesen Kriterien liegt ebenfalls nicht vor. Und schließlich wird die 
bisherige Typisierung operativ-fördernd auch von ihren Kritikern weiterhin verwendet (vgl. z. B. 
Strachwitz 2005a: 130 ff.) 
Gleichwohl ist im Hinblick auf die Arbeitsweise von Stiftungen aber der in dieser Forderung 
implizite Hinweis wichtig, dabei auch die Funktionen von Stiftungen näher zu betrachten. 
Hieraus lassen sich möglicherweise weitere hilfreiche Anhaltspunkte für die Beiträge und 
Leistungen von Stiftungen finden.  
3.3 Funktionen der Stiftungstätigkeiten 
Die Tätigkeiten und Projekte von Stiftungen als die von ihnen produzierten „Güter“ sind von 
ihrer Wesensart her schwierig auf ihre Wirksamkeit hin zu überprüfen. Die Leistungsmessung 
von Stiftungsaktivitäten ist insofern schwierig, da zwischen dem Input und dem Output einer 
Stiftung oftmals eine sogenannter „Währungsunterschied“ (Lang/Schnieper 2006: 162) 
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besteht. Während die Währung des Inputs neben anderen Ressourcen – wie zum Beispiel 
Wissen und Zeit – in der Regel überwiegend aus monetären Mitteln besteht, ist das durch die 
Stiftungsarbeit erstellte Produkt, im Idealfall, ein gesellschaftlicher Nutzen. Dieser Nutzen fällt 
aber nur in seltenen Fällen in monetärer Form an. Folglich ist die Leistungsmessung von 
Stiftungstätigkeiten nicht über klassische ökonomische Konzepte oder Kennzahlen möglich, was 
eine Evaluierung und Nachvollziehbarkeit der erzielten Wirkung der Stiftungsarbeit erschwert91.  
Dies führt in der Praxis dazu, dass Evaluierungen noch keinen hohen Stellenwert im deutschen 
Stiftungswesen haben und bisher nur größere Stiftungen ihre Arbeit bzw. wichtige Projekte 
evaluieren lassen92 (vgl. Sandberg 2005: 765). Neben dem methodischen Problem kommt aber 
auch hinzu, dass Stiftungen hinsichtlich ihrer Leistungen kaum einem Wettbewerb und auch 
kaum öffentlicher Kontrolle unterliegen und demnach aus anderen Sektoren bekannte 
„Feedbackmöglichkeiten“ bei Stiftungen nicht oder nur sehr begrenzt wirksam sind (vgl. 
Lang/Schnieper 2006: 162): 
• Es gibt im Stiftungswesen keine kundenähnliche Instanz, die basierend zum Beispiel auf ihrer 
Käufermacht einen Effizienz- oder Effektivitätsdruck, ausüben kann, um einer Stiftung auf 
diese Weise signalisieren zu können, ob die „richtigen“ Ziele erfolgreich verfolgt werden 
oder nicht. Es lässt sich also weder die „richtige“ Menge noch die „richtige“ Qualität der 
Stiftungstätigkeiten bzw. der produzierten Güter aufzeigen.  
• Ebenso wenig sind Stiftungen – im Vergleich zu staatlichen Organisationen – einem 
Wahlprozess ausgesetzt, der durch die Möglichkeit, periodisch über bestimmte Werte und 
Handlungen zu urteilen, ebenfalls einen Feedbackmechanismus darstellen kann. Allenfalls 
können sich bei Stiftungen bei „falschen“ oder weniger erwünschten Tätigkeiten und 
Handlungen Vertrauensverluste bemerkbar machen, welche dann allerdings auch zu einem 
gegebenenfalls geringeren Zustiftungs- und Spendenaufkommen führen können.  
Für Stiftungen gilt vielmehr, dass der Stifterwille und das Stiftungskapital in der Regel Existenz 
und Fortbestehen einer Stiftung garantieren und den Handlungsspielraum definieren. 
Angesichts der Tatsache, welch hohe Aufmerksamkeit und Anerkennung das Handeln von 
Stiftungen erfährt, mutet die Tatsache, dass die Leistungsmessung bisher kaum möglich ist und 
erfolgt, fast schon paradox an – und zeigt einmal mehr, wie mäßig nicht nur die Datenlage zum 
Stiftungswesen ist, sondern wie wenig bisher auch ein (sozial)wissenschaftlich-methodischer 
Zugang zu Stiftungen gefunden wurde. Offenkundig ist aber in jedem Fall, dass es kein 
allgemeingültiges Kriterienraster oder einen Art „objektiven“ Vergleichsmaßstab gibt, mit 
dessen Hilfe aufzeigt werden könnte, ob in einer bestimmten Situation zum Beispiel die 
Integration von Migrantenkindern oder die Förderung des Klimaschutzes gesellschaftlich 
knapper und damit „wertvoller“ ist.  
Lang und Schnieper (2006: 163) resümieren daher insgesamt ein „Messbarkeitsdefizit“ für 
Stiftungsleistungen. Dieses Messbarkeitsdefizit führt zu einem fehlenden Feedbackmechanismus 
für die Stiftung im Hinblick auf ihre Tätigkeit, und daher fällt es schwer, sowohl den Mitar-
beitern und den Stiftern als auch der Gesellschaft in nachvollziehbarer Art und Weise die 
Tätigkeit einer Stiftung und den dadurch generierten gesellschaftlichen Nutzen aufzuzeigen. 
                                                 
91  Vgl. zur Problematik und Praxis von Stiftungsevaluierungen Windau/Meinhold-Henschel 2006. 
92  Möglicherweise besteht in der Praxis bisher aber auch oftmals schlicht keine Einsicht in die Notwendigkeit und 
den Sinn von Evaluierungen: „Die positive Stimmung ist wohl vielfach doch zu verführerisch: Sich im Kreis der 
Gleichen oder der Mächtigen dieser Welt zu sonnen ist nun einmal angenehmer, als sich evaluieren zu lassen“ 
(Strachwitz 2004: 146). 
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Da eine Stiftung ihre Tätigkeiten aber innerhalb des Stiftungssektors, als Organisation im 
Dritten Sektor und auch gegenüber staats- und privatwirtschaftlichen Akteuren legitimieren 
muss, gilt es mit dieser Schwierigkeit konstruktiv umzugehen und sich um „Hilfsindikatoren“ 
und deskriptive Leistungsbeschreibungen zu bemühen. Dies gilt nicht zuletzt gerade auch 
wegen des Gemeinnützigkeitsstatus von Stiftungen. Möglich ist eine deskriptive Leistungs-
beschreibung der Tätigkeit von Stiftungen am ehesten über die Betrachtung der Funktionen, die 
Stiftungen zugeschrieben werden, und mit denen ihre Tätigkeit in das Handeln von anderen 
Akteuren eingeordnet wird.  
Stiftungen werden in der Literatur verschiedene Funktionen zugeschrieben93. Dazu zählen 
insbesondere94 (vgl. Lang/Schnieper 2006: 50 ff., Adloff 2004: 274, Anheier 1998b: 50 f., 
Schiller 1969): 
• die Pluralismusfunktion, nach der Stiftungen durch die Förderung des Nonprofit-Sektors zu 
Vielfältigkeit und Pluralismus in einer demokratischen Gesellschaft beitragen; 
• die Effizienz-Funktion, mit der die Effizienz der Entscheidungsfindung und Flexibilität der 
Organisationsform Stiftung beschreiben werden soll; 
• die Umverteilungsfunktion, die Stiftungen zugeschrieben wird, da sie Ressourcen von den 
oberen zu den unteren Einkommens- und Vermögensschichten umverteilen könnten 
(teilweise auch als „change-“ bzw. Sozialer-Wandel-Funktion beschrieben), 
• die Innovationsfunktion, nach der Stiftungen theoretisch als Risikokapitalgeber für 
innovative (soziale) Initiativen auftreten können, 
• die Ergänzungsfunktion, die sich aus der Tätigkeit von Stiftungen neben den Akteuren von 
Staat und Markt ergibt.  
Lang/Schnieper (2006: 58) versuchen diese Funktionen zu ordnen, in dem sie diese Funktionen 
in Grund- und Legitimationsfunktion (Pluralismus), technisch-konzeptionelle Funktionen 
(Ergänzung und Innovation) und Zielfunktion (Sozialer Wandel) differenzieren. Diese Differen-
zierung birgt jedoch das Problem, dass Zuordnungen nicht immer eindeutig erfolgen können: 
So kann Umverteilung von Ressourcen Zielfunktion im Sinne eines sozialen Wandels sein, 
Umverteilung kann aber auch im Sinne einer Ergänzungs- oder Innovationsfunktion als 
konzeptionelle Funktion betrachtet werden, mit der zum Beispiel die Bewahrung von bestehen-
den Strukturen erreicht und anderen gesellschaftlichen Entwicklungen entgegengewirkt werden 
soll. Ob eine solche Umverteilungsfunktion von Stiftungen jedoch überhaupt vorliegt, ist 
umstritten und ökonomisch sicher nur schwer messbar. Adloff (2004: 281) bezweifelt jedenfalls, 
dass sich eine Stiftung und ihre Gremien tatsächlich von der Identität des oder der Gebenden 
abkoppeln lässt.  
                                                 
93  Eine empirische und systematische Untersuchung der Frage, wie zutreffend diese „vermuteten“ Funktionen von 
Stiftungen sind, liegt bisher noch nicht vor (Adloff 2004: 274). 
94  Weitere Stiftungsfunktionen beschreiben Adloff und Strachwitz. So sieht Adloff (2004: 174) noch eine 
ökonomische Funktion von Stiftungen, da Stiftungen über Erbregelungen dazu dienen können, 
Unternehmenszersplitterungen zu vermeiden. Die Bedeutung dieser Funktion wird jedoch nicht weiter 
ausgeführt und erscheint für die hier gestellte Untersuchungsfrage nicht weiter relevant. Strachwitz 
unterscheidet an anderer Stelle im Hinblick auf eine funktionsorientierte Typologie noch die drei Grundtypen 
Eigentümerfunktion (z. B. Kirchenstiftungen als Bewahrer von Vermögen), Unternehmensfunktion (operative 
Stiftungen) und intermediäre Funktion (fördernde Stiftungen) (Strachwitz 2006: 20 f.). Dabei zielt er aber 
weniger auf eine aus Stiftungstätigkeiten abgeleitete Funktion ab als vielmehr auf Funktionen aufgrund ihrer 
Zweckverwirklichung, die damit weitestgehend der Unterscheidung in operative und fördernde Stiftungen 
entsprechen (vgl. Kapitel II.3.2).  
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Während die Ordnung der Stiftungsfunktionen an dieser Stelle nur bedingt weiterhilft, um 
Klarheit über die Funktionen von Stiftungen zu bekommen, ist der Hinweis umso wichtiger, 
dass es gerade die Ergänzungs- und Innovationsfunktion sind, die als analytische Kategorien 
betrachtet und genutzt werden können (Lang/Schnieper 2006: 59). Diese finden in der 
Literatur am häufigsten Verwendung (vgl. z. B. Anheier 1998b: 50 f., Schiller 1969, Strachwitz 
1994) und sollen auch an dieser Stelle weiter vertieft werden95.  
Ergänzungsfunktion von Stiftungen 
Die Zuordnung einer Ergänzungsfunktion von Stiftungen basiert auf der Beobachtung von 
Stiftungstätigkeiten, bei denen Stiftungen gesellschaftliche Gruppen unterstützen (können), 
deren Bedürfnisse aufgrund der heterogenen Nachfrage und öffentlicher Haushaltszwänge 
ansonsten nicht hinreichend befriedigt würden. So kann eine Stiftung beispielsweise Förder-
mittel für Forschungsarbeiten zur Verfügung stellen, die außerhalb der festgelegten Prioritäten 
der einschlägigen staatlichen Förderinstitutionen oder den Interessen von Unternehmen liegen.  
Angesichts der derzeitigen Finanzlage der öffentlichen Haushalte liegt die Frage nahe, ob die 
Ergänzungsfunktion jedoch nicht eher oder auch eine Art „Lückenbüßerfunktion“ ist (vgl. z. B. 
Kocka 2004: 6). Die Reformdebatte der letzten Jahre zum Thema Stiftungsrecht ließ – 
anknüpfend an Seibels Theorie der „funktionalen Dilettanten“ (vgl. Kapitel II.1.1) – jedenfalls 
teilweise den Eindruck entstehen, dass in einem rein symbolpolitischen Akt Philanthropie quasi 
durch Erlass von einem wohlwollenden Staat von oben herab verordnet werden soll, um so 
neue bzw. bisher „ungenutzte“ private Finanzquellen zu „aktivieren“96. Das Problem bei dieser 
Sichtweise ist allerdings, dass Stiftungen dabei nicht als gleichwertige gesellschaftliche Akteure 
und Partner neben Staat und Markt anerkannt werden.  
Wenn Stiftungen aber als gleichwertige Partner angesehen werden, ist die Frage und Diskussion 
der Ergänzungsfunktion und der Lückenbüßerfunktion letztlich wohl mehr eine „Ansichtssache“ 
bzw. Frage der Sichtweise, denn wenn sich der Staat aus einem Aufgabengebiet zurückzieht 
und Stiftungen sich nun in diesem Bereich engagieren, kann die Einschätzung dieser Tatsache je 
nach Staatsverständnis schwanken: „Die eine Fraktion sagt, dass wir es mit einer Art von 
substituierendem Handeln der Stiftungen zu tun haben, weil eigentlich der Staat diese Aufgabe 
übernehmen sollte. Aus einer anderen Perspektive wird dieser Prozess als Komplementarität 
gedeutet, da der Rückzug des Staates als Besinnung auf die eigentlichen Kernaufgaben des 
staatlichen Handelns begriffen wird. Ob etwas als Substitution oder Komplementarität 
erscheint, ist also keine objektive, sondern eine sozial umkämpfte Frage“ (Adloff 2004: 227).  
                                                 
95  Die Pluralismusfunktion erscheint an dieser Stelle insofern nur bedingt hilfreich, da sie am ehesten Ansatzpunkte 
für eine demokratietheoretische Diskussion zu totalitären oder pluralistischen Systemen bietet. Ebenso wenig 
weiterführend ist die Effizienzfunktion, die weniger als Funktion, sondern mehr als eine Organisationseigenschaft 
als Unterscheidungsmerkmal zu staatlichen Organisationen anzusehen ist. Eine Betrachtung der 
Umverteilungsfunktion wird angesichts der angeführten Kritik ebenfalls als nicht weiterführend erachtet.  
96  Die politische Symbolträchtigkeit der Stiftungsdebatte verdeutlicht das Beispiel eines Beschlusses der nordrhein-
westfälischen Landesregierung aus dem Jahre 2000, demzufolge in Nordrhein-Westfalen auf die Erhebung von 
Gebühren zur Genehmigung gemeinnütziger Stiftungen künftig verzichtet werden sollte. Der seinerzeitige 
Innenminister Fritz Behrens erklärte dazu: „Mit dieser Befreiung möchte ich die Bereitschaft zur Gründung neuer 
Stiftungen fördern und das bürgerschaftliche Engagement der Stifterinnen und Stifter honorieren“ (zitiert nach 
Website Innenministerium des Landes Nordrhein-Westfalen). Nimmt man jedoch gleichzeitig zur Kenntnis, dass 
die Gebühren seinerzeit im Durchschnitt bei rund 500 Euro lagen (vgl. Weger 1999b: 2), so ist doch zu 
bezweifeln, ob eine solche Gebühr Stifter tatsächlich von der Gründung von Stiftungen – mit einem Startkapital 
von meist deutlich über 50.000 Euro – abgehalten hat.  
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Welche Sichtweise also auch immer eingenommen wird: Unstrittig ist, dass Stiftungen 
öffentliche Aufgaben übernehmen und in Bereichen tätig werden können, in denen sonst 
typischerweise die öffentlich Hand tätig ist. Dies zeigt zum Beispiel ein Blick auf kirchliche und 
kommunale Stiftungen (vgl. Feddersen 1998: 276). Ausgehend von den finanziellen 
Möglichkeiten und anderen Ressourcen von Stiftungen ist allerdings schwerlich damit zu 
rechnen, dass Stiftungen – selbst in gesellschaftlichen Teilbereichen – in vollem Umfang das 
übernehmen können, was bisher der Staat leistete (vgl. Lang/Schnieper 2006: 55).  
Losgelöst von ideologischen Fragen würde sich aus einer pragmatischen Sichtweise also eher die 
Frage stellen, ob und wo sich Partnerschaften zwischen Stiftungen und Akteuren des Staates 
und Marktes anbieten. Daher wird an dieser Stelle eine Differenzierung vorgeschlagen, die sich 
von einem Verhältnis hierarchischer Zu- oder Unterordnung loslöst und abwendet, weil sie dem 
gemeinsamen Ziel aller Stakeholder, nämlich der gesellschaftlichen Weiterentwicklung nicht 
dienlich ist, und sich einem Verhältnis des Wettbewerbs, der Kooperation oder gegebenenfalls 
auch des Konflikts zuwendet. Bei dieser Differenzierung der Ergänzungsfunktion ist dann von 
einer Stabilisierungsfunktion zu sprechen, wenn Ressourcen ergänzend wirken im Sinne von 
Bewahren, Ausgleichen und auch von Umverteilen und Unterstützen. Andererseits ist von einer 
Substitutionsfunktion zu sprechen, wenn Ressourcen substituierend wirken, also bisher von 
anderen Akteuren wahrgenommene und als wichtig empfundene Aufgaben übernommen 
werden. Die Ausgestaltung dieser Funktionen im Sinne einer Festlegung von bestimmten 
Themenfeldern, Arbeitsschwerpunkten und schließlich Stiftungsaktivitäten ist dann immer eine 
normative, politische Entscheidung und Interpretation der einzelnen Stiftung (vgl. 
Schnieper/Lang 2006: 59 ff., Adloff 2004: 274). 
Die Diskussion um die Ergänzungs- und Lückenbüßerfunktion legt jedenfalls nahe, genauer zu 
differenzieren, um den Beitrag und die Leistung von Stiftungen – oder zumindest ihr 
Selbstverständnis – „bewerten“ und einschätzen zu können. 
Innovationsfunktion von Stiftungen 
Da Stiftungen Fördermittel für Innovationen oder für als risikoreich angesehene Initiativen 
vergeben können, wird ihnen auch eine Innovationsfunktion zugeschrieben. So können 
Stiftungen als „Risikokapitalgeber“ beispielsweise Startfinanzierungen für neue Vorhaben oder 
Initiativen gewähren, ohne auf die Zwänge und Vorgaben öffentlicher Haushalte oder die 
Gewinnerwartungen des Marktes achten zu müssen. Dies ist vor allem aufgrund einer 
doppelten Unabhängigkeit von Stiftungen möglich – und gewissermaßen der positive Umkehr-
schluss aus der Tatsache, dass Stiftungen weder von der öffentlichen Meinung abhängig sind 
noch von bestimmten Interessengruppen wie beispielsweise Anteilseignern oder Konsumenten 
kontrolliert werden (vgl. Anheier 1998b: 50).  
Möglich ist die Finanzierung von Innovationen und Alternativen zum etablierten „Mainstream“ 
bei fördernden, operativen und auch bei in Mischformen tätigen Stiftungen. Als prominente 
Beispiele für Stiftungen, die durch staatsunabhängiges Handeln Beiträge für sozialen und 
politischen Wandel schaffen wollen, nennt Adloff (2004: 280) zum Beispiel die Bertelsmann-, 
Körber-, Robert-Bosch- und die Freudenberg-Stiftung. Gleichzeitig bezweifelt Adloff aber, ob in 
Deutschland tatsächlich von einem innovativen Stiftungswesen die Rede sein kann, wenn 
„Unterstützungsleistungen eher zu den sozialen Kreisen fließen, die emotional, kulturell und 
normativ gesehen weniger weit von den Spendern entfernt sind als andere Gruppen“ und 
Stiften somit nicht nur Solidarität, sondern auch gesellschaftliche Stellung bzw. Hierarchie 
ausdrücken könne (ebd.: 281).  
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Auch Schmidt (1998: 85) zweifelt an der Rolle von Stiftungen als Innovatoren, Ideenschmieden 
oder gar als „Motoren des Wandels“ (Herzog 1997: 39). Nach Schmidt gibt es in Deutschland 
bisher kein Beispiel für einen gesellschaftlichen Wandel größerer Tragweite, der nennenswert 
von einer oder mehreren Stiftungen beeinflusst worden wäre. Für die amerikanischen 
Stiftungen räumt er allerdings ein, dass diese durchaus einen substantiellen Beitrag zur „Grünen 
Revolution“, zur Frauenpolitik und zur Minderheitenfrage, aber auch ganz allgemein zu Kultur 
und Bildung in den USA geleistet hätten.  
Der Kritik an der „Innovationslosigkeit“ deutscher Stiftungen könnte man nun mit Gerber 
(2006: 17) begegnen, die es als zentrales Verdienst der Freudenberg Stiftung ansieht, „dass sie 
federführend dazu beigetragen hat, ein neues Modell der Aufgabenerledigung, namentlich die 
Regionalen Arbeitsstellen, in inzwischen 43 Kommunen in sechs Bundesländern auf Dauer zu 
stellen“97. Gerber sieht darin durchaus eine Neuerung im Sinne der Einführung eines 
routinierten, anerkannten Wahrnehmungs- und Handlungsmusters. Doch genau hier liegt ein 
wesentliches Problem der Betrachtung der Innovationsfunktion von Stiftungen, nämlich dass 
der Begriff Innovation schnell zu einer Worthülse verkommen kann, wenn damit einfach nur 
etwas „Neues“ oder etwas „Besseres“ assoziiert wird. Solange also keine Einordnung des 
Innovationsbegriffs in zum Beispiel sozialwissenschaftliche Konzepte erfolgt (vgl. ebd.: 5), sind 
die Zweifel an der Innovationsfunktion zwar durchaus berechtigt, sie zeigen aber zugleich, dass 
eine theoretische Innovationsfunktion durchaus möglich ist und von vielen Stiftungen als 
wesentlicher Bestandteil ihrer „Mission“ und ihres Selbstverständnisses beschrieben wird.  
Führt man die Innovations- sowie die Stabilisierung- und Substitutionsfunktion als die an dieser 
Stelle für am wichtigsten erachteten Stiftungsfunktionen wieder zusammen, so könnte man mit 
Purtschert, Schnurbein und Beccarelli (2006: 111) für die Zukunft des Stiftungswesen zugespitzt 
prognostizieren, dass sich das Stiftungswesen gegenwärtig an einem Wendepunkt befindet: 
Entweder nimmt das Stiftungswesen „entsprechend seiner Möglichkeiten eine innovations-
orientierte gesellschaftspolitische Führungsrolle ein, oder es wird sich mit zunehmenden 
staatlichen Ansprüchen – finanziell wie leistungsbezogen – konfrontiert sehen. Im ersten Fall 
können Stiftungen aktiv Gestaltungsoptionen für aktuelle gesellschaftliche Probleme 
entwickeln, fördern und umsetzen. Im zweiten Fall könnten die Stiftungen von ihrer jetzigen 
komplementären Stellung zum Staat zunehmend zu substitutiven Leistungen gezwungen 
werden“. Gegen diese Polarisierung wird an dieser Stelle aber damit argumentiert, dass die 
Besonderheit des Stiftungswesens nicht in einer Monofunktionalität, sondern in der Multifunk-
tionalität von Nonprofit-Organisationen liegt (vgl. hierzu Kap. II.1.1 sowie Zimmer/Priller 2004: 
20 ff.). Demnach liegt die Zukunft wohl weniger in einem einfachen „entweder oder“ als 
vielmehr in einem von Stiftungen selbst zu gestaltenden „sowohl als auch“. 
Alles in allem zeigt sich, dass die analytischen Funktionen – Stabilisierungsfunktion, Substitu-
tionsfunktion und Innovationsfunktion – zwar kritisch diskutiert werden und noch nicht näher 
empirisch untersucht sind, sie aber wichtige Hinweise auf die Beiträge von Stiftungen und ihr 
Selbstverständnis im Hinblick auf die Einordnung zu anderen Akteuren geben können.  
                                                 
97  Bei den Regionalen Arbeitsstellen (RAA) handelt es sich um Einrichtungen zur Förderung von Kindern und 
Jugendlichen. Sie dienen unter anderem der gelingenden Berufsvorbereitung und Berufsintegration von 
Jugendlichen, der Bekämpfung von Jugendgewalt, Fremdenfeindlichkeit und rechtsextremistischer Alltagskultur. 
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3.4 Bedeutung von Kooperationen für Stiftungen 
Bei der bisherigen Beschreibung der Arbeitsweisen von Stiftungen über ihre Tätigkeitsdimen-
sionen und Tätigkeitstypen wurden Stiftungen weitgehend als „autonome“ Organisationen 
betrachtet – Stiftungen handeln selbst oder man kann bei ihnen Anträge auf Fördermittel 
stellen. Die Diskussion der Stiftungsfunktionen und der damit verbundenen Einordnung 
gegenüber anderen gesellschaftlichen Akteuren macht jedoch deutlich, dass Stiftungen nicht 
ausschließlich allein und unabhängig arbeiten können, sondern in ihrem Handeln mitunter 
wesentlich auf andere Akteure angewiesen sind. 
So können beispielsweise Förderstiftungen ihren Zweck letztlich nur verwirklichen, indem ihre 
Antragsteller bzw. Destinatäre die Zwecke im Sinne der vergebenen Mittel und im Sinne der 
Stiftung einsetzen. Ohne Antragsteller bzw. Destinatäre ließe sich der Zweck einer Förder-
stiftung nur schwer verwirklichen. Ähnliches kann aber auch für Stiftungen gelten, die ihrem 
Selbstverständnis nach operativ arbeiten: So ist zum Beispiel die nach eigenen Angaben operativ 
tätige Stiftung Westfalen-Initiative nach dem Stifterwillen gehalten, „Projekte nach Möglichkeit 
immer mit Partnern durchzuführen und sie nur in Ausnahmefällen allein zu finanzieren“ 
(Stiftung Westfalen-Initiative 2007: I). 
Es ist daher zu beobachten, dass das Thema Kooperation von und unter Stiftungen in den 
letzten Jahren offenbar zunehmend wichtiger erachtet wird98 und Stiftungen bei ihrer Arbeit 
immer häufiger nach Partnern suchen: „In der aktivsten Form betreiben sie diese Suche selbst; 
etwas passiver sind die, die Anträge entgegennehmen und bearbeiten“ (Strachwitz 2005: 132). 
Gleichzeitig sind aber auch andere (öffentliche) Akteure an der Kooperation mit Stiftungen 
interessiert99.  
Angesichts der unterschiedlichen Tätigkeitsdimensionen und -typen von Stiftungen und ihrer 
verschiedenen, möglichen Funktionen liegt nahe, dass die Kooperationsformen sehr 
unterschiedlich sein können. Eilinghoff und Meyn (2003: 728) legen ihre Definition von 
Stiftungskooperation daher bewusst sehr breit an. Sie verstehen unter einer Kooperation „das 
freiwillige (unentgeltliche) Zusammenwirken von eigenständigen Partnern auf der Grundlage 
einer gemeinsamen Vereinbarung für eine bestimmte (auch lange) Dauer zur Erreichung eines 
gemeinsamen Ziels.“ Diese, bisher einzige Definition der Zusammenarbeit von Stiftungen 
betont neben der Freiwilligkeit, der Eigenständigkeit der Partner, der Vereinbarung und der 
zeitlichen Befristung vor allem das gemeinsame Zielverständnis, um ein Projekt zu realisieren. Im 
Mittelpunkt steht also ein gemeinsames Projekt, und nicht zum Beispiel das „einseitige“ 
Einkaufen von Dienstleistungen zum Beispiel einer Eventagentur, die gegen Honorar die 
Preisverleihung einer Stiftung durchführt, oder gar eine über ein Projekt hinausgehende Fusion 
oder ein Zusammenschluss von Nonprofit-Organisationen.  
Gründe für die Zunahme von Stiftungskooperationen  
Schlüter (1998: 845) geht davon aus, dass viele Stiftungen die Kooperation mit anderen 
Institutionen mittlerweile zu einem strategischen Ziel ihrer Stiftungsarbeit erklärt haben, weshalb 
es auf einzelnen Schwerpunktfeldern der Stiftungstätigkeit nicht mehr zu einzelnen Projekten, 
                                                 
98  Das wachsende Kooperationsinteresse zeigt sich jedoch nicht nur bei Stiftungen, sondern für Nonprofit-
Organisationen allgemein: „Kooperationsfähigkeit ist als einer der wichtigsten Erfolgsfaktoren für Nonprofit-
Organisationen in den nächsten Jahren zu werten“ (Horak/Heimerl-Wagner 1999: 143). 
99  Vgl. dazu z. B. die Bestrebungen der Staatsministerin und Beauftragten der Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge und Integration, Maria Böhmer, zum Ausbau und zur Fortsetzung von Kooperationen mit Stiftungen 
in der Integrationsarbeit (Website Bundesregierung). 
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sondern vielfach nur noch zur Durchführung von gemeinsamen Vorhaben komme100. Dies war 
nach Einschätzung von Eilinghoff und Meyn (2003: 727) jedoch nicht immer so: „Stiftungen 
waren – zumindest in Deutschland – traditionell eher zurückhaltend, wenn es darum ging, mit 
anderen Stiftungen und gesellschaftlichen Akteuren zusammenzuarbeiten. Im Mittelpunkt ihrer 
Aktivitäten stand über lange Zeit eine eng ausgelegte Umsetzung des Stifterwillens. Als 
mitgliederlose Organisation sind Stiftungen darüber hinaus hochgradig autonom in ihren 
Entscheidungen.“ Daher waren Stiftungen in der Vergangenheit häufig bestrebt, ihren Anteil 
am gemeinnützigen Handeln als eigene Stiftungsaktivitäten herauszustellen und nicht durch die 
Mitwirkung anderer verwässert zu sehen. Was also das Stiftungsverständnis angeht, war es 
früher, so möchte man meinen, einfacher: Jede Stiftung förderte „ihr“ Projekt – und ließ sich 
nicht in die Karten schauen, wie viel Geld sie dafür auszugeben bereit und in der Lage war.  
In den vergangenen Jahren hat hier jedoch ein Umdenken eingesetzt. Dies kann im Wesent-
lichen auf drei Ursachen zurückgeführt werden: Auf das Erkennen der Begrenztheit des eigenen 
Stiftungshandelns, das Erkennen der Begrenztheit der eigenen Stiftungsressourcen und das 
Erkennen einer allgemein zunehmenden Vernetzung.  
• Das Erkennen der Begrenztheit eigenen Handelns und eigener Ideen: Stiftungsarbeit wird 
oft als Beitrag zur Lösung oder Minderung gesellschaftlicher Probleme verstanden. Dies 
erfordert, dass eigene Aktivitäten in den jeweiligen gesellschaftlichen Kontext und auch in 
das Handeln anderer Akteure eingeordnet werden müssen, um so Wirkungen und 
Ergebnisse der eigenen gemeinnützigen Arbeit erkennen und bewerten und gegebenenfalls 
die Stiftungsarbeit korrigieren und strategisch neu ausrichten zu können. „Insbesondere 
unternehmenstragende oder im Ausland tätige Stiftungen stellen immer öfter fest, dass sich 
durch die Einbindung der Erfahrungen und der wirtschaftlichen Kompetenz anderer 
Organisationen und Unternehmen die eigenen Ziele besser und effizienter, manchmal auch 
kostengünstiger verfolgen lassen“ (Wörle-Himmel 2007: 2). Hinzu kommt, dass größere 
Stiftungen realisieren, dass es für bestimmte, regional- oder lokalspezifische Projekte von 
Vorteil sein kann, andere Stiftungen als lokale Partner und Experten vor Ort mit ins Boot zu 
holen, da diese an Projekten und Problemen näher „dran“ sind, lokales Know-how haben 
und mit ihrer Hilfe zum Beispiel Kommunikationswege verkürzt werden können. Dieser 
veränderte Blick auf das eigene Stiftungshandeln führt bei Stiftungen und ihren Vorständen 
und Mitarbeitern zu einem verstärkten Interesse am Thema Kooperation, wie Eilinghoff und 
Meyn (2003: 723) folgern: „Denn durch die Zusammenarbeit mit anderen kann die 
Einzelstiftung die Wirkung und Sichtbarkeit ihrer Projekte erhöhen und so die ihr zur 
Verfügung stehenden Mittel (Geld, Zeit, Personal und Know-how) strategisch einsetzen“.  
• Das Erkennen der Begrenztheit der eigenen Ressourcen: Durch das Erkennen der Begrenzt-
heit eigener Handlungsmöglichkeiten wächst zugleich das Bewusstsein, dass auch 
vermögende Stiftungen nur vergleichweise kleine Akteure sind, wenn man ihren 
Mitteleinsatz – beispielsweise im Bereich der Bildung und Erziehung – etwa mit dem des 
Staates vergleicht. Insofern kann also die Bündelung von Ressourcen mehrerer Stiftungen 
ermöglichen, Probleme und Fragen anzugehen, deren Lösung und Beantwortung aus 
eigenen Mitteln nicht im Bereich des Möglichen lägen.  
                                                 
100  Ein Beispiel für ein Kooperationsprojekt einer Stiftung ist das Stipendienprogramm START zur Förderung von 
Zuwandererkindern in Deutschland. Das Projekt wurde ursprünglich von der Gemeinnützigen Hertie Stiftung ins 
Leben gerufen und ist mittlerweile in die Trägerschaft der START Stiftung gemeinnützige GmbH übergegangen. 
Die START-Stiftung führt das Projekt gemeinsam mit mehr als 90 Partnern – darunter Stiftungen, Städte, 
Landkreise und Privatpersonen – durch. 
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• Das Erkennen zunehmender Vernetzung: Für Schlüter (1998: 835) ergibt sich ein weiterer 
Ansatz für Stiftungskooperationen schließlich in der in allen Feldern des gesellschaftlichen 
Lebens zunehmenden Tendenz zur Internationalisierung und länderübergreifenden 
Kooperation. Durch die Globalisierung vieler Fragen der gesellschaftlichen Entwicklung und 
die Internationalisierung zahlreicher Aktivitäten sei es möglich, Lösungen auch bei anderen 
zu suchen und auf die eigenen Verhältnisse anzupassen.  
In der Praxis, so Schlüter weiter, könne die Zusammenarbeit zwischen Stiftungen unterschied-
liche Formen und Inhalte annehmen, beispielsweise als echte Form des Zusammenwirkens in 
Form von konkreten gemeinsamen Projekten oder auch eine bloße Koordination verschiedener 
Einzelaktivitäten.  
Die Formen des Zusammenwirkens mehrerer Stiftungen wiesen eine unterschiedliche Intensität 
auf und basierten auf verschiedenen rechtlichen Konstruktionen, bei der vier Grundtypen zu 
erkennen seien: Informationsaustausch, Gemeinschaftsfinanzierungen, Studiengruppen sowie 
Dauerkooperationen in Form von Gründung selbständiger Einrichtungen. Diese Beobachtungen 
passen zu der breiten Definition von Eilinghoff und Meyn und sollen im Folgenden anhand 
einiger Beispiele veranschaulicht werden.  
Internationale und nationale Stiftungsnetzwerke 
Die Tendenz einer zunehmenden Kooperation zwischen Stiftungen spiegelt sich vor allem in der 
wachsenden Zahl überregionaler, nationaler und internationaler Zusammenschlüsse von Stiftun-
gen wider (vgl. Walkenhorst 2003a). Diese Stiftungsnetzwerke sind bisher aber noch weitge-
hend unbeachtet geblieben und bisher kaum näher untersucht worden (vgl. Michel 2007: 14). 
Auf internationaler Ebene zu nennen sind zum Beispiel das European Foundation Centre (EFC), 
der amerikanische Council on Foundations (COF) sowie das Network of European Foundations 
for Innovative Cooperation (NEF). Auch im Bereich der Bürgerstiftungen gibt es Zusammen-
schlüsse von Stiftungen zum Beispiel in der Worldwide Initiative for Grantmakers constituent 
group for Community Foundations (WINGS-CF) oder dem seit 1999 bestehenden Transatlantic 
Community Foundation Network (TCFN), welches Bürgerstiftungen in Europa, Nordamerika 
und Mexiko verbindet.  
Auf Bundesebene sind Stiftungen zum Beispiel im Bundesverband Deutscher Stiftungen (BDS), 
in dem sich etwa 2.800 Stiftungen zusammengeschlossen haben, sowie im Arbeitskreis 
Sparkassenstiftungen der Deutschen Sparkassen-Finanzgruppe vernetzt. Überdies gibt es etwa 
25 regionale und kommunale Stiftungsnetzwerke, wie beispielsweise den „Stiftungsverbund 
Westfalen-Lippe“, das „Haus der Braunschweigischen Stiftungen“, die „Initiative Frankfurter 
Stiftungen“, das „Stiftungsnetzwerk Berlin“ oder den „Initiativkreis Stuttgarter Stiftungen“. Ziel 
dieser Netzwerke ist in der Regel der gegenseitige Informations- und Erfahrungsaustausch und 
die Weiterbildung von Stiftungsverantwortlichen. In diesem Sinne finden auch immer mehr 
kommunale oder regionale „Stiftertage“ statt, wie zum Beispiel im Jahr 2007 in Düsseldorf, 
Bonn, Bielefeld oder Schleswig-Holstein.  
Gerade bei den Stiftertagen und auch den kommunalen Stiftungsnetzwerken zeigt sich, dass 
Kooperationen dabei zwar überwiegend sektorintern stattfinden, sich aber auch Kooperationen 
mit Akteuren aus den Sektoren Staat und Markt finden lassen. So könnte zum Beispiel der 
„Initiativkreis Stuttgarter Stiftungen“ (ISS) ohne Unterstützung der Stadt Stuttgart kaum 
bestehen, da diese dem ISS sowohl Büro wie Infrastruktur kostenlos zur Verfügung stellt als 
auch das Gehalt der Geschäftsführerin zur Hälfte mit übernimmt. Außerdem kooperiert der ISS 
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bei seiner Arbeit zum Beispiel mit der Stabsstelle „Förderung Bürgerschaftliches Engagement“ 
der Stadt Stuttgart, der Notarkammer Baden-Württemberg sowie mit Unternehmen der 
Privatwirtschaft und Banken (vgl. Michel 2007: 13). 
Eine solche sektorübergreifende Kooperation zeigt sich auch bei anderen Stiftungen, wie am 
Beispiel von Denkmalschutzstiftungen veranschaulicht werden kann. 
Kooperationen bei Denkmalschutzstiftungen 
Da die Erhaltung und Pflege von Kulturdenkmälern eine komplexe Aufgabe ist und Stiftungen 
nur über begrenzte finanzielle und personelle Ressourcen verfügen, sieht Corsmeyer (2004) in 
Kooperationen ein geeignetes Instrument, um den Beitrag von Stiftungen zum Denkmalschutz 
zu verbessern und optimieren. „Stiftungen sind besonders geeignet, die Kooperation verschie-
dener Akteure und gesellschaftlicher Initiativen zu fördern und zu bündeln. Sie können eine 
moderierende Rolle einnehmen und für eine Vermittlung in Interessenskonflikten sorgen. In den 
Gremien der Stiftungen setzen sich Vertreter des öffentlichen Lebens, Fachleute und engagierte 
Bürger für die bestmögliche Verfolgung des Stifterwillens ein. Die aus solcherart besetzten 
Gremien resultierenden vielfältigen Kontaktmöglichkeiten können die Einbindung der Stiftungen 
vor Ort verstärken und helfen, möglichst frühzeitig Lösungsmöglichkeiten für schwierige 
Projekte zu finden“ (ebd.: 140). Die Zusammenführung des bei Projektpartner vorhandenen 
unterschiedlichen Know-hows erleichtere die Erarbeitung und Umsetzung von Lösungen, die 
die Kompetenz und Leistungsfähigkeit einer isoliert tätigen Institution überschreite.  
Corsmeyer hat daher im Rahmen einer Untersuchung zu Denkmalschutzstiftungen in den 
neuen Bundesländern und Berlin unter anderem die Zusammenarbeit von Stiftungen mit 
anderen gesellschaftlichen Akteuren erforscht – und damit die bisher einzige bekannte 
empirische Studie zu Kooperationen von Stiftungen vorgelegt.  
In ihrer Untersuchung zeigt sich, dass die Bedeutung von Kooperationen nicht nur theore-
tischer, sondern auch praktischer Natur ist: So gaben mit zwei Drittel mehr als die Hälfte der 
untersuchten Stiftungen an, bei ihren Projekten und Stiftungsvorhaben mit anderen Akteuren 
inhaltlich zusammenzuarbeiten. Die Mehrheit dieser kooperierenden Stiftungen, rund 70 
Prozent, arbeitet mit anderen Stiftungen zusammen, knapp über 40 Prozent der kooperieren-
den Stiftungen allerdings auch mit Fachbehörden der Denkmalpflege – was bei diesem Thema 
allein strukturell bedingt nahe liegt. Vergleichsweise selten arbeiten Denkmalschutzstiftungen 
allerdings mit anderen Akteuren des Dritten Sektors zusammen: Vereine und Verbände werden 
nur von 14,7 Prozent der kooperierenden Stiftungen als Partner benannt.  
Auch bei der Gemeinschaftsfinanzierung von Denkmalschutzvorhaben zeigt sich, dass 
Stiftungen am häufigsten mit anderen Stiftungen Projekte zusammen (teil)finanzieren. Öffent-
liche Akteure wie Fachbehörden, Kommunen oder Bundesländer sind seltener Kooperations-
partner von Gemeinschaftsfinanzierungen, aber immer noch der zweitwichtigste Akteur bei der 
Gemeinschaftsfinanzierung.  
Wie bereits beschrieben, können Stiftungskooperationen aber nicht nur dem Informations-
austausch und Gemeinschaftsfinanzierungen dienen, sondern auch organisatorische (Dauer-
)Kooperationen entstehen lassen. Dies zeigt das Beispiel der Brandenburgischen Schlösser 
GmbH, die im Jahre 1992 gemeinsam von der Deutschen Stiftung Denkmalschutz und dem 
Land Brandenburg als gemeinnützige Betriebsgesellschaft mit dem Ziel gegründet wurde, 
Schlösser, Herrenhäuser und dazugehörige Parkanlagen wiederherzustellen sowie spezifische 
denkmalgerechte Nutzungskonzepte für die Anwesen zu erarbeiten.  
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Insgesamt bilanziert Corsmeyer, „dass Stiftungen, die in Kooperationen aktiv sind, vor allem 
vorteilhafte Erfahrungen damit gemacht haben.“ Allerdings stehe ein Teil der untersuchten 
Stiftungen im Denkmalschutzbereich Kooperationen durchaus auch ablehnend gegenüber, da 
darin „weniger Nutzen als zusätzlicher Aufwand gesehen wird“ (Corsmeyer 2004: 100). Diese 
zweigeteilte Bilanz legt angesichts der wachsenden Bereitschaft zu Stiftungskooperationen (vgl. 
Eilinghoff/Meyn 2003: 738) nahe, die Vorteile und Schwierigkeiten von Stiftungskooperationen 
noch ein wenig genauer herauszuarbeiten, um damit ihren Stellenwert im Rahmen der 
Arbeitsweise von Stiftungen besser beurteilen und „messen“ zu können.  
Chancen und Schwierigkeiten von Stiftungskooperationen 
„Gerade Stiftungen sind prädestiniert, Partner oder sogar Mittelpunkt von lokalen und regio-
nalen Netzwerken auf dem Gebiet des Stiftungswesens, aber auch des Spenden- und Sponso-
ringwesens zu werden, denn sie sind in einem Maße unabhängig und vielfältig angelegt, dass 
sie zu seriösen, verlässlichen, unparteiischen und vielseitig orientierten Partnern macht, die jedes 
Netzwerk zu seiner Ausbildung benötigt“. So bilanziert Richter (2008: 78) die Bedeutung der 
Stiftungskooperationen unter dem Dach des „Haus der Braunschweigischen Stiftungen“. Auch 
nach der Erfahrung von Corsmeyer (2004: 104) sind die von Stiftungen beobachteten Effekte 
bei Kooperationen überwiegend positiv: „Neben einer verbesserten Problemlösung sprechen die 
Kostenvorteile von Kooperationen gegenüber einer Vielzahl paralleler Einzelaktivitäten für eine 
Zusammenarbeit von Stiftungen mit anderen Partnern. Denkmalprojekte sind mit einer hohen 
finanziellen Belastung für die Stiftungen verbunden und wie die Untersuchung belegt, können 
sie häufig nur durch die gemeinschaftliche Finanzierung mit weiteren Partnern ermöglicht 
werden“.  
Zu den Chancen und Vorteilen von Stiftungskooperationen sind daher zu zählen (vgl. Schlüter 
1998: 845 ff., Eilinghoff/Meyn 2003: 729 f. sowie Corsmeyer 2004: 104): 
• Bündelung der Ressourcen und Ermöglichen kostenintensiverer Projekte durch gemeinsame 
Finanzierungslösungen; 
• Verbesserung der Effektivität von Projekten durch die Vermeidung von Doppelarbeit und 
Nutzung von Synergien; 
• Verbesserung der Projektarbeit und Optimierung der Projektakzeptanz durch die kritische 
Auseinandersetzung mit dem Partner, verbunden zum Beispiel auch mit einer durch 
Kooperation bedingten Initialzündung und Anstoßfunktion für neue Projekte; 
• Verbesserung des fachlichen Know-hows durch die Möglichkeit, von den Informationen 
und Erfahrungen des Kooperationspartners zu lernen; 
• Steigerung der eigenen Wahrnehmung und Akzeptanz durch Nutzen des 
Bekanntheitsgrades des Stiftungspartners. 
Stiftungskooperationen bieten also offensichtlich Chancen für eine effektivere und effizientere 
Stiftungsarbeit. Gleichzeitig lässt sich aber auch eine Reihe von Schwierigkeiten und Heraus-
forderungen finden, die mit Kooperationen im Stiftungssektor verbunden sind (vgl. Schlüter 
1998: 845 ff., Eilinghoff/Meyn 2003: 729 f. sowie Corsmeyer 2004: 104): Bedenken gegen 
Stiftungskooperationen gibt es  
• aus zeitlichen Überlegungen: Stiftungskooperationen können zusätzlichen Zeitaufwand für 
Abstimmungen erfordern, die Projektdauer verzögern und zusätzliches Personal binden; 
• aus Überlegungen zu Vertraulichkeiten im Hinblick auf das Offenlegen eigener 
Zielsetzungen, interner Strukturen und finanzieller Ressourcen; 
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• aufgrund potentiell entstehender Reibungsverluste durch erhöhten Abstimmungsbedarf; 
• aufgrund der potentiell möglichen Einschränkung der eigenen Flexibilität und 
Handlungsfähigkeit durch die (längerfristige) Bindung an einen Partner; 
• aufgrund der Schwierigkeit, trotz grundsätzlicher Kooperationswilligkeit genügend 
Übereinstimmung in der strategischen Ausrichtung zu finden. 
Über diese strukturellen Bedenken hinaus weist Adloff (2004: 280) darauf hin, dass innerhalb 
von Stiftungskooperationen aber auch die Gefahr eines Machtungleichgewichtes gegenüber 
anderen Akteuren entstehen kann. So kritisiert er mit Blick auf das Beispiel der „mächtigen“ 
Bertelsmann Stiftung, dass es dieser bisher an Konkurrenz durch andere Stiftungen fehle, die die 
in Deutschland einmalige Einflussstellung der Bertelsmann Stiftung abmildern könnten. 
Bedenklich stimmt Adloff die Stellung der Bertelsmann Stiftung vor allem aus einer demokratie-
theoretischen Perspektive, nach der gerade operative Stiftungen zu einer Hermetik neigten, die 
aus Sicht zivilgesellschaftlicher Akteure nicht wünschenswert erscheint. Bauer (2007: 1009) 
verweist überdies auf die Gefahr einer Verquickung zwischen den globalen Expansions-
bestrebungen des Medienkonzerns Bertelsmann und den politischen, mit viel medialem Beifall 
in Szene gesetzten Aktivitäten der steuerrechtlich begünstigten Stiftung. Dieser Zusammenhang 
wird mittlerweile zum Beispiel auch von gewerkschaftlicher Seite geteilt und hat dazu geführt, 
dass die Dienstleistungsgewerkschaft verdi ihre Kooperation mit der Bertelsmann Stiftung 
zumindest zeitweilig gestoppt hat (Neue Westfälische 13.10.2007). 
Trotz dieser Kritik zeigen sich insgesamt positive Hoffnungen, die mit der Kooperation von 
Stiftungen und anderen Akteuren verbunden sind – seien es Kooperationen mit anderen 
Stiftungen, „sektorinterne“ Kooperationen mit anderen Nonprofit-Organisationen oder Koope-
rationen mit Akteuren aus den Sektoren Staat und Markt. Die an der Bertelsmann zugespitzte 
Kritik zeigt aber, dass bei der Untersuchung der Beiträge, die Stiftungen zu gesellschaftlichen 
Problemen und Themenfeldern leisten können, sowohl die damit verbundenen Chancen als 
auch die damit verbundenen Schwierigkeiten und Herausforderungen betrachtet werden 
müssen.  
4. Zusammenfassung und Zwischenfazit 
In diesem Kapitel wurden grundlegende Merkmale und Charakteristika von Stiftungen beschrie-
ben, die als Ausgangspunkte für die Auseinandersetzung und Untersuchung von Bürgerstiftung 
dienen. Die Geschichte lehrt, dass der lokale bzw. städtische Hintergrund eine erhebliche Rolle 
sowohl für die Stiftungsbereitschaft von Stiftern als auch für das Handeln von Stiftungen spielt, 
und dass Stiftungen angesichts dessen als Ressourcen für die Entwicklung von Stadt und Region 
angesehen werden können. Im Einzelnen lassen sich die Beobachtungen wie folgt zusammen-
fassen:  
1. Größe und Wachstum: Das deutsche Stiftungswesen ist im Wesentlichen ein Produkt 
der Nachkriegszeit, insbesondere der letzten 30 Jahre, und es erfährt seit etwa zehn 
Jahren eine starken Wachstumsschub durch einen „Stiftungsboom“. Die Vermögen der 
über 14.000 erfassten Stiftungen sind hochgradig konzentriert, was zur Folge hat, dass 
die Mehrheit der Stiftungen nur über ein geringes Stiftungskapital verfügt, so dass ihre 
finanziellen Gestaltungsmöglichkeiten als relativ gering zu erachten sind. Überdies 
beschäftigt die Mehrheit der Stiftungen weder Vollzeit- noch Teilzeitpersonal und wird 
vielmehr überwiegend ehrenamtlich geleitet. 
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2. Regionale Verteilung: Die Stiftungen in Deutschland sind zwar nicht auf eine oder zwei 
„Stiftungshauptstädte“ konzentriert, sie sind aber dennoch in Bundesländern und 
Regionen ungleich verteilt. Dabei stellt die Entwicklung von Stiftungen in den ost-
deutschen Bundesländern eine gesonderte Entwicklung dar, da hier bisher deutlich 
weniger Stiftungen verzeichnet werden.  
3. Betätigungsfelder: Es wird deutlich, dass die Stiftungsvermögen zwar hochkonzentriert 
erscheinen, Stiftungen aber unabhängig von ihrer finanziellen Ausstattung eine breite 
Palette an Zwecken verfolgen. Analog zum breiten Spektrum der Handlungs- und 
Aufgabenfelder der Stadtentwicklung betätigen sich auch Stiftungen in einer Vielzahl an 
Themenfeldern. Nach den Zwecksetzungen zu urteilen, sind Stiftungen vornehmlich in 
den Bereichen Soziales, Bildung und Erziehung, Forschung sowie Kunst und Kultur tätig. 
Zwar wird die Entwicklung von Stadt und Region nicht explizit als Stiftungszweck 
benannt, es lassen sich aber in allen Bereichen thematische Bezüge zur Entwicklung von 
Stadt- und Region feststellen. Ein weiterer Beleg für einen engen Bezug von Stiftung 
und Stadt ist, dass deutsche Stiftungen weitgehend auf lokaler Ebene arbeiten und 
internationale Bezüge eher selten bestehen. 
4. Arbeits- und Betätigungsweisen: Zur Verfolgung der verschiedenen Zwecke nutzen Stif-
tungen verschiedene Wege zu deren Verwirklichung. Eine klassische Unterscheidungs-
form und Typisierung von Stiftungen ist die nach der Verwirklichung des Stiftungs-
zwecks. Stiftungen lassen sich dadurch unterscheiden, dass sie entweder ihren Zweck 
selbst verwirklichen, die Erträge des Stiftungsvermögens Dritten zur Verfügung stellen 
oder in einer Art „Mischform“ tätig sind.  
5. Funktionen und Beiträge: Insgesamt zeigen sich mit der Stabilisierungsfunktion, der 
Substitutionsfunktion und der Innovationsfunktion drei Wege, über die Stiftungen 
Leistungen zu gesellschaftlichen Aufgaben und Themenfeldern leisten können. Diese 
Funktionen werden zwar kritisch diskutiert und sind noch nicht näher empirisch 
untersucht, sie liefern aber wichtige Hinweise auf die Beiträge von Stiftungen und ihr 
Selbstverständnis im Hinblick auf die Einordnung zu anderen Akteuren.  
 
Für die weitere Untersuchung lässt sich daraus ableiten: Stiftungen haben schon immer die 
soziale, kulturelle und auch bauliche Entwicklung von Städten mitgeprägt, ihre Rolle dabei ist 
bisher wenig untersucht und möglicherweise bisher auch unterschätzt worden. Da die Res-
sourcen von Stiftungen allerdings ungleich verteilt sind, dürfte die individuelle Leistungsfähig-
keit unterschiedlich ausfallen, so dass insbesondere die finanzielle Leistungsfähigkeit von Stif-
tungen auch nicht überbewertet werden sollte. Stiftungen haben ihre eigene Geschichte, 
Agenda und Handlungslogik, und sie wollen nicht nur „helfen und heilen“, sondern gestalten, 
„ins Werk setzen“ und sie können über verschiedene Funktionen gesellschaftlichen Einfluss 
nehmen.  
Somit gilt es im Weiteren zu prüfen, über welche Ressourcen die noch jungen Bürgerstiftungen 
verfügen und wie es somit um ihre Gestaltungsmöglichkeiten und damit letztlich auch die 
Beiträge von Bürgerstiftungen zur Entwicklung von Stadt und Region steht. Zu klären ist auch, 
inwieweit Kooperationen für Bürgerstiftungen eine Rolle spielen, da sich für Stiftungen 
allgemein – im Sinne eines „Vernetzung fördern, Unabhängigkeit wahren“ – eine Tendenz 
zunehmender Kooperationen abzeichnet, die allerdings nicht nur Chancen bietet, sondern 
innerhalb derer auch Machtungleichgewichte gegenüber anderen Akteuren zu Schwierigkeiten 
führen können. 
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Nachdem im vorstehenden Kapitel Geschichte, Entwicklung und wesentliche Merkmale der 
Institution Stiftung nachgezeichnet wurden, widmet sich dieses Kapitel der Frage, was genau 
Bürgerstiftungen sind. Es geht also um den Untersuchungsgegenstand dieser Arbeit an sich.  
Zur Annäherung an die Organisationsform Bürgerstiftung erfolgen zunächst eine Begriffsklä-
rung, eine Beschreibung der spezifischen Merkmale von Bürgerstiftungen sowie eine Abgren-
zung zu anderen verwandten Stiftungstypen (Kapitel IV.1). Um Besonderheiten bei der Ent-
wicklung von Bürgerstiftungen in Deutschland identifizieren zu können, werden anschließend 
die internationalen Erfahrungen mit den als Vorbilder für deutsche Bürgerstiftungen angese-
henen Community Foundations geschildert (Kapitel IV.2). Die Beschreibung der aktuellen 
Bürgerstiftungslandschaft in Deutschland dient dazu, die Entstehung und Entwicklung von 
Bürgerstiftungen hierzulande nachzuzeichnen und dabei zu beobachtende Stiftungsformen und 
-typen näher zu erläutern. Darauf aufbauend gilt es, den derzeitigen Diskussions- und wissen-
schaftlichen Forschungsstand zu Bürgerstiftungen darzulegen (Kapitel IV.3) und die bisherigen 
Erkenntnisse im Hinblick auf die weitere Arbeit zusammenzufassen und zu bilanzieren (Kapitel 
IV.4).   
 
1. Bürgerstiftungen: Begriffsbestimmung, Charakteristika und Merkmale  
In der Literatur findet sich mittlerweile eine ganze Reihe von Definitionen und Merkmalskata-
logen, mit deren Hilfe Bürgerstiftungen beschrieben werden. Dabei existieren gegenwärtig aber 
lediglich Nominaldefinitionen, also normativ zum Beispiel durch Personen oder Organisationen 
bestimmte Festlegungen dessen, was eine Bürgerstiftung ausmacht. Eine empirische Über-
prüfung dieser Definitionen und eine daraus abgeleitete Realdefinition liegen bisher noch nicht 
vor.  
In den meisten Definitionsversuchen wird auf die amerikanischen Wurzeln der Bürgerstiftungen 
verwiesen (vgl. z. B. Feurt 1999: 137 ff., Sacks 2004: 30 ff., Hinterhuber/Rindt 2004: 8, Kaper 
2006: 35 ff.). Dies ergibt sich daraus, dass Bürgerstiftungen in Deutschland weitgehend nach 
dem Vorbild amerikanischer Community Foundations entstanden sind. Eine präzise Definition 
von Community Foundations oder Bürgerstiftungen herauszuarbeiten fällt aber selbst solchen 
Praktikern und Wissenschaftlern schwer, die bereits seit Jahren in Bürgerstiftungen arbeiten 
oder sich mit dem Themenfeld beschäftigen101. 
Auch im Folgenden sollen die Merkmale der amerikanischen Community Foundations Aus-
gangspunkt für eine nähere Begriffsklärung sein. Daran anknüpfend werden das Selbstver-
ständnis der deutschen Bürgerstiftungen sowie der Merkmalkatalog von Bürgerstiftungen 
erläutert, um darauf aufbauend eine funktionale Begriffsbestimmung vornehmen zu können.  
                                                 
101  So berichtet Feurt (1999: 138), dass in den Vereinigten Staaten vor einigen Jahren ein landesweiter Wettbewerb 
ausgelobt wurde, bei dem derjenige mit der überzeugendsten und prägnantesten Aussage über die wesentlichen 
Charakteristika von Bürgerstiftungen prämiert werden sollte. Es wurde jedoch niemand zum Preisträger ernannt, 
weil keiner der Wettbewerbsbeiträge überzeugen konnte. 
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1.1 Merkmale von Community Foundations und Bürgerstiftungen 
Die Grundidee der seit Mitte der 1990er Jahre in Deutschland gegründeten Bürgerstiftungen ist 
auf das amerikanische Modell der Community Foundations zurückzuführen. Nach ihren 
charakteristischen Kennzeichen wird eine Community Foundation102 beschrieben als „eine unab-
hängige gemeinnützige Organisation, die in einem bestimmten geographischen Gebiet tätig ist 
und die mit der Zeit aus Spenden und Zustiftungen ihr Stiftungskapital aufbaut, die für ihre 
Stifter Dienstleistungen erbringt, Fördermittel vergibt und eine führende Rolle innerhalb des 
Gemeinwesens wahrnimmt, um auf die vielfältigen aktuellen und langfristigen Bedürfnisse in 
ihrem Wirkungskreis einzugehen. Eine Bürgerstiftung wird von einem Vorstand geleitet, der in 
seiner Zusammensetzung im Großen und Ganzen repräsentativ für das Gemeinwesen ist, dem 
sie dient“ (Feurt 1999: 39).  
Eines der zentralen Merkmale von Community Foundations ist ihre Lokalbezogenheit103: „It 
operates in a specific geographical area, usually a metropolitan area (...), or on the powiat 
(county) level; regional foundations are also possible in voivodships (provinces) and larger 
regions” (ARFP 1998: 12 f.). Überdies wird als Unterschied zu klassischen Stiftungen – bei der 
in der Regel zum Beispiel ein einzelner Stifter oder ein Unternehmen das Stiftungsvermögen 
bereitstellt – betont, dass das Stiftungsvermögen bei einer Bürgerstiftung in der Regel von 
mehreren Stiftern stammt: „They differ from the majority of foundations in important ways: 
Rather than being based on endowment created by a single wealthy donor or family, they bring 
together endowment funds from many people (...) to benefit charitable endeavors in particular 
cities or regions“ (Hall 1989: 180). 
Weitere besondere Merkmale der Community Foundations sind, neben dem übergeordneten 
Ziel eines langfristigen Vermögensaufbaus für die Stiftung, unter anderem (vgl. Feurt 2000: 9, 
Sacks 2004: 30 f.): 
• ihre Eigenschaft als unabhängige Institutionen, die frei sind von jeglicher Einflussnahme 
durch andere Organisationen, staatliche Instanzen oder Stifter, 
• die Leitung durch Gremien, die in ihrer Zusammensetzung repräsentativ für das 
Gemeinwesen sind, in dem die Bürgerstiftung arbeitet,  
• das Angebot an Dienstleistungen, die auf die Interessen und Möglichkeiten der Zustifter 
und Spender zugeschnitten sind.  
                                                 
102 Community Foundation kann aus dem Englischen sowohl mit „Gemeinschaftsstiftung“ als auch mit „Gemeinde-
Stiftung“ übersetzt werden („community: 1. Gemeinde; 2. Allgemeinheit, Gemeinschaft“, vgl. Lexikon Institut 
Bertelsmann 1999: 66). Da der Begriff „Gemeinschaftsstiftung“ hierzulande eine eigene Bedeutung erlangt hat, 
wird im Folgenden der Begriff Bürgerstiftung als Übersetzung verwendet. Dies resultiert daraus, dass die große 
Mehrzahl der nach dem Vorbild der Community Foundations gegründeten Stiftungen in Deutschland den 
Namen „Bürgerstiftung“ tragen.  
103  Die Beschränkung auf einen lokalen Tätigkeitsbereich kann auf drei wesentliche Gründe zurückgeführt werden: 
Erstens wollen Bürgerstiftungen ein durch die in ihren Gremien ehrenamtlich tätigen Bewohner „versammeltes“ 
detailliertes Wissen über die spezifischen Belange in ihrem Wirkungskreis aufbauen und bei den Entscheidungen 
über die Förderwürdigkeit oder Entwicklung von Projekten nutzen. Zweitens ist davon auszugehen, dass 
Bürgerstiftungen sich auch das Stiftungsmotiv „Zugehörigkeitsgefühl“ zunutze machen: Bürger sind demnach 
zum Spenden und Stiften bereit, wollen aber lieber etwas für konkrete Projekte mit lokalem Bezug und in ihrer 
Stadt als für allgemeine Zwecke geben. Drittens schließlich stehen die Wurzeln und Aktivitäten von 
Bürgerstiftungen in engem Bezug zu lokal oder regional tätigen Geldinstituten, so dass sich auch hieraus eine 
Lokalbezogenheit ergibt (vgl. Feurt 1999: 142, Wolf 2000: 54, 83). 
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Doch auch wenn das amerikanische Modell der Community Foundations zu Beginn der 
Entwicklung von Bürgerstiftungen großen Vorbildcharakter hatte und noch immer Anlass für 
einen regen Austausch im Rahmen eines transatlantischen Bürgerstiftungsnetzwerkes bietet, 
wird im internationalen Vergleich deutlich, dass sich in Deutschland mittlerweile eigenständige 
Bürgerstiftungsformen herausgebildet haben.  
Die Unterschiede lassen sich vor allem an zwei Merkmalen festmachen: Zum einen sind 
amerikanische Community Foundations überwiegend bis fast ausschließlich fördernd tätig (vgl. 
Feurt 1999: 239 ff.), bei deutschen Bürgerstiftungen spielt hingegen die operative und eigen-
ständige Stiftungsarbeit eine maßgebliche Rolle. Überdies hat in deutschen Bürgerstiftungen das 
Moment der Partizipation, also das freiwillige Engagement von Bürgern an der Stiftungsarbeit, 
ein deutlich stärkeres Gewicht (vgl. Hinterhuber/Hoelscher 2005: 8, Spallek 2004: 413, 422). 
Diese Unterschiede machen eine eigenständige Begriffsbestimmung für die deutschen Bürger-
stiftungen erforderlich. 
Merkmalkatalog von Bürgerstiftungen 
Die Merkmale amerikanischer Community Foundations wurden in Deutschland in verschiedene 
Definitionskataloge übernommen (vgl. z. B. Schlüter/Walkenhorst 2000: 15, Website Bürger-
stiftungen der Bertelsmann Stiftung). Angesichts der steigenden Zahl an Bürgerstiftungen und 
des wachsenden öffentlichen Interesses an dieser Stiftungsform wurde es auch von Seiten des 
Dachverbandes der Stiftungen in Deutschland, des Bundesverbandes Deutscher Stiftungen, für 
notwendig erachtet, das Verständnis von Bürgerstiftungen mit Hilfe eines Merkmalkataloges 
eindeutiger zu fassen.  
Daher wurde vom Bundesverband Deutscher Stiftungen im Jahr 2000 die nachfolgende 
Definition samt eines dazugehörigen Merkmalkatalogs verabschiedet: „Eine Bürgerstiftung ist 
eine unabhängige, autonom handelnde, gemeinnützige Stiftung von Bürgern für Bürger mit 
möglichst breitem Stiftungszweck. Sie engagiert sich nachhaltig und dauerhaft für das Gemein-
wesen in einem geographisch begrenzten Raum und ist in der Regel fördernd und operativ für 
alle Bürger ihres definierten Einzugsgebietes tätig. Sie unterstützt mit ihrer Arbeit bürger-
schaftliches Engagement“ (BDS 2000). 
Als Merkmale einer Bürgerstiftung benennt der Bundesverband Deutscher Stiftungen: 
1. „Eine Bürgerstiftung ist gemeinnützig und will das Gemeinwesen stärken. Sie versteht 
sich als Element einer selbstbestimmten Bürgergesellschaft. 
2. Eine Bürgerstiftung wird in der Regel von mehreren Stiftern errichtet. Eine Initiative zu 
ihrer Errichtung kann auch von Einzelpersonen oder einzelnen Institutionen ausgehen. 
3. Eine Bürgerstiftung ist wirtschaftlich und politisch unabhängig. Sie ist konfessionell und 
parteipolitisch nicht gebunden. Eine Dominanz einzelner Stifter, Parteien, Unternehmen 
wird abgelehnt. Politische Gremien und Verwaltungsspitzen dürfen keinen 
bestimmenden Einfluss auf Entscheidungen nehmen. 
4. Das Aktionsgebiet einer Bürgerstiftung ist geographisch ausgerichtet: auf eine Stadt, 
einen Landkreis, eine Region. 
5. Eine Bürgerstiftung baut kontinuierlich Stiftungskapital auf. Dabei gibt sie allen Bürgern, 
die sich einer bestimmten Stadt oder Region verbunden fühlen und die Stiftungsziele 
bejahen, die Möglichkeit einer Zustiftung. Sie sammelt darüber hinaus Projektspenden 
und kann Unterstiftungen und Fonds einrichten, die einzelne der in der Satzung 
aufgeführten Zwecke verfolgen oder auch regionale Teilgebiete fördern. 
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6. Eine Bürgerstiftung wirkt in einem breiten Spektrum des städtischen oder regionalen 
Lebens, dessen Förderung für sie im Vordergrund steht. Ihr Stiftungszweck ist daher 
breit. Er umfasst in der Regel den kulturellen Sektor, Jugend und Soziales, das 
Bildungswesen, Natur und Umwelt und den Denkmalschutz. Sie ist fördernd und/oder 
operativ tätig und sollte innovativ tätig sein. 
7. Eine Bürgerstiftung fördert Projekte, die von bürgerschaftlichem Engagement getragen 
sind oder Hilfe zur Selbsthilfe leisten. Dabei bemüht sie sich um neue Formen des 
gesellschaftlichen Engagements. 
8. Eine Bürgerstiftung macht ihre Projekte öffentlich und betreibt eine ausgeprägte 
Öffentlichkeitsarbeit, um allen Bürgern ihrer Region die Möglichkeit zu geben, sich an 
den Projekten zu beteiligen. 
9. Eine Bürgerstiftung kann ein lokales Netzwerk innerhalb verschiedener gemeinnütziger 
Organisationen einer Stadt oder Region koordinieren. 
10. Die interne Arbeit einer Bürgerstiftung ist durch Partizipation und Transparenz geprägt. 
Eine Bürgerstiftung hat mehrere Gremien (Vorstand und Kontrollorgan), in denen Bürger 
für Bürger ausführende und kontrollierende Funktionen innehaben“ (BDS 2000). 
Mit diesem Merkmalkatalog sollen jedoch nicht nur Öffentlichkeit und andere gesellschaftliche 
Akteure über Bürgerstiftungen informiert werden. Zugleich ist mit diesen Merkmalen einer 
Bürgerstiftung auch ein „Marketingzweck“ verbunden, da es angesichts der steigenden Zahl an 
Bürgerstiftungen und dem wachsenden öffentlichen Interesse an dieser Stiftungsform für 
erforderlich gehalten wird, eine Abgrenzung gegenüber anderen Stiftungsformen vorzunehmen 
und auf diese Weise einem Missbrauch des Begriffes der Bürgerstiftung entgegenzuwirken104: 
„Denn Marketingmaßnahmen für eine einzelne Bürgerstiftung oder für die Bürgerstiftungs-
bewegung insgesamt werden nur dann erfolgreich sein, wenn das ‚Produkt’ Bürgerstiftung in 
hinreichendem Maße von anderen, ähnlichen Produkten abgegrenzt werden kann“ (Walken-
horst 2004: 87).  
Unbeschadet der Kritik105 an den mit dem Merkmalkatalog verbundenen Produkt- und 
Marketingideen, bietet der Merkmalkatalog eine inhaltlich hilfreiche Orientierung für das 
Verständnis von und Verständigungen über Bürgerstiftungen.  
                                                 
104  Daher gibt es von Seiten des Bundesverbandes Deutscher Stiftungen Bestrebungen, den Begriff „Bürgerstiftung“ 
als Marke zu etablieren (vgl. Kunkat 2004) und diese Bezeichnung nur solchen Stiftungen zu verleihen, die den 
genannten zehn Merkmalen entsprechen. Da der Begriff „Bürgerstiftung“ bisher aber ebenso wenig rechtlich 
geschützt ist wie der Begriff „Stiftung“ hat der Bundesverband Deutscher Stiftungen im Jahr 2003 ein 
„Gütesiegel“ geschaffen, um „Verwässerungen und die Qualität der Bürgerstiftungen in ihrer Arbeit zu sichern 
sowie im Rahmen einer Selbstverpflichtung auch zukünftig für ‚Maßstäbe’ zu sorgen“ (Website Arbeitskreis 
Bürgerschaften, zitiert nach Müller 2005: 85 f.) Das Gütesiegel, das formlos von Bürgerstiftungen beantragt 
werden kann, hat für zwei Jahre Gültigkeit und wird jährlich jeweils zum ebenfalls vom Bundesverband 
Deutscher Stiftungen ins Leben gerufenen „Tag der Bürgerstiftungen“ am 1. Oktober verliehen. Die Verleihung 
diese Gütesiegels ist allerdings nicht unumstritten und macht deutlich, dass es sich gerade bei der Definition und 
den damit verbundenen Merkmalen des Bundesverbandes Deutscher Stiftungen in besonderer Form um eine 
Nominaldefinitionen handelt (vgl. Müller 2006: 67 f., 84 ff.).  
105  Kritisiert wird an dem mit dem Merkmalkatalog verbundenen Gütesiegel vor allem, dass damit keine Aussage 
über die tatsächliche Arbeit und Qualität von Bürgerstiftungen getroffen werde, sondern bestenfalls eine DIN-
Norm für Bürgerstiftungen gesetzt werde. Insofern schütze das Gütesiegel weder vor Missmanagement in einer 
Bürgerstiftung noch vor schlechter Arbeit, Erfolglosigkeit oder Mittelveruntreuung (vgl. hierzu insbesondere den 
Beitrag von Ulrich F. Brömmling in der Frankfurter Rundschau vom 29. September 2004 sowie die bisher 
unveröffentlichte Antwort „Meine Güte“ von Stefan Nährlich (Website Aktive Bürgerschaft)). Außerdem ist 
festzustellen, dass mit dem Gütesiegel nicht Unterschied, Eigenart und Vielfalt gefördert werden, sondern 
bestenfalls eine Angleichung von Bürgerstiftungen erreicht werden kann.  
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Die Merkmale spiegeln sich mittlerweile in den Präambeln zahlreicher Bürgerstiftungssatzungen 
wider106 und prägen das Selbstverständnis vieler Bürgerstiftungen. Dieses Selbstverständnis 
lautet, auf eine Kurzformel gebracht, dass eine Bürgerstiftung eine „Gemeinschaftseinrichtung 
von Bürgern für Bürger“ ist (vgl. Müller 2005: 71 f.). 
Auch in der Literatur wird der Merkmalkatalog mittlerweile immer wieder rezipiert, und er wird 
überdies von anderen Dach- und Beratungsorganisationen von Bürgerstiftungen, wie beispiels-
weise dem Verein Aktive Bürgerschaft und dem Städtenetzwerk NRW, verwendet. Angesichts 
dieser breiten Akzeptanz dient er auch dieser Arbeit als geeigneter Ausgangspunkt für die 
weitere Untersuchung.  
Im Folgenden werden die für den Kontext dieser Untersuchung maßgeblichen Merkmale aus 
dem Katalog aufgegriffen und deren Inhalte näher erörtert: 
• Merkmal Begrenzung des Tätigkeitsbereiches: Aktivitäten und Fördertätigkeiten einer 
Bürgerstiftung sind – in Abgrenzung zur klassischen Stiftung – geographisch begrenzt, 
das heißt, sie beschränkt sich dabei auf eine Gemeinde, Stadt oder Region. 
Bürgerstiftungen vergeben ihre Gelder nur innerhalb ihres Tätigkeitsbereiches und 
entwickeln eigene Projekte nur für ihren Tätigkeitsbereich. Dank dieser Konzentration 
auf ein bestimmtes, geographisch begrenztes Gebiet kann eine Bürgerstiftung bei der 
Förderung und auch bei eigenen Projekten gezielter vorgehen, als dies zum Beispiel eine 
landes- oder bundesweit tätige Stiftung könnte, die Projekte in einem bestimmten 
Gemeinwesen unterstützen möchte.  
• Merkmal Stiftervielfalt: Typisch für Bürgerstiftungen ist die Vielzahl an Stifterinnen und 
Stiftern. Die Gruppe von Stiftern besteht aus Erststiften und Zustiftern. Die 
Unterscheidung von Erststiftern und Zustiftern erfolgt nach dem Zeitpunkt, zu dem sie 
ihren finanziellen Beitrag zum Stiftungsvermögen leisten. Während die Erststifter ihren 
Beitrag vor Errichtung der Stiftung leisten, unterstützen die Zustifter die Bürgerstiftung 
erst nach ihrer Errichtung. Durch die angestrebte Stiftervielfalt soll eine Identifikation 
vieler Bürger mit der Stiftung ermöglicht werden. Die Vielzahl von Stiftern hat dabei 
auch zum Zweck, dass mit einem – im Vergleich zur klassischen Stiftung – höheren 
öffentlichen Interesse und einer erhöhten Aufmerksamkeit gegenüber Bürgerstiftungen 
zu rechnen ist, da eine Vielzahl von Stiftern ein begründetes Interesse daran hat, was 
mit dem gestifteten Geld geschieht. 
• Merkmale Bürgerengagement und „lokales Netzwerk“: Diese Merkmale kommen im 
Merkmalkatalog an mehreren Stellen zum Ausdruck (vgl. die Punkte 1, 7, 9 und 10) und 
finden durch die Formulierung „von Bürgern für Bürger“ auch in der Definition eine 
besondere Betonung. Das Bestreben einer Bürgerstiftung, eine „Stiftung (...) für Bürger“ 
zu sein, ergibt sich vor allem aus dem Ziel, in einem begrenzten Tätigkeitsbereich auf die 
Bedürfnisse der dort lebenden Menschen einzugehen. Umgekehrt ist mit der 
Formulierung „Stiftung von Bürgern“ verbunden, dass Bürgerstiftungen sowohl in ihre 
Gremien als auch in ihre operativen Aktivitäten Bürgerinnen und Bürger einbinden 
                                                 
106  Vgl. hierzu z. B. die Präambel der Stadt Stiftung Gütersloh: „Die Stadt Stiftung Gütersloh – Die Bürgerstiftung ist 
eine Gemeinschaftsstiftung Gütersloher Bürger für die Bürger. Als Instrument bürgerschaftlichen Engagements 
ist sie Ausdruck der Stärke und des Wachstums der Bürgergesellschaft in unserer Stadt und Region. Sie fördert 
vor allem soziale und kulturelle Anliegen, die den Bürgerinnen und Bürgern in besonderer Weise am Herzen 
liegen, und trägt so bei zur Verbesserung der Lebensqualität in der Stadt und Region Gütersloh. Dabei ist sie auf 
die breite Unterstützung der Bürgerinnen und Bürger durch persönliches und finanzielles Engagement 
angewiesen. Im Gegenzug bekennt sich die Stadt Stiftung Gütersloh zu den Grundsätzen der Transparenz und 
Offenheit.“ Ähnliche Selbstbeschreibungen stellen auch viele andere Bürgerstiftungen ihren Satzungen voran, 
wobei sicherlich offen bleibt, ob und wie eng sich diese dabei z. B. am Merkmalkatalog des Bundesverbandes 
Deutscher Stiftungen oder auch an Formulierungen anderer Bürgerstiftungen orientieren.  
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wollen. Die Bürgerstiftung soll damit nicht nur ein Sammelbecken für Spenden und 
Zustiftungen, sondern auch eine Art Sammelbecken für bürgerschaftliches Engagement 
sein und will „allen Bürgern ihrer Region die Möglichkeit geben, sich an den Projekten 
zu beteiligen“ (Brömmling 2000: 2). In engem Zusammenhang damit steht auch das Ziel 
der Vernetzung mit weiteren gemeinnützigen Organisationen einer Stadt oder Region 
und eine daraus abzuleitende Rolle als „Katalysator, Moderator, Kooperationspartner 
und Berater bei der Entwicklung von Lösungsansätzen für Probleme des Gemein-
wesens“ (Sacks 2004: 30 f.). 
• Merkmal Dienstleistungsfunktion: Die mit den verschiedenen Unterstiftungen und 
Fonds angebotene Dienstleistungsfunktion von Bürgerstiftungen ist ein Merkmal, mit 
dem sich Bürgerstiftungen sowohl gegen klassische Stiftungen, aber auch gegen 
Vereine, Spendenparlamente und sonstige intermediäre Organisationen abgrenzen 
lassen. Diese Funktion ist gerade deshalb wichtig, weil Bürgerstiftungen vor allem noch 
lebende Stifter und Spender haben, und sie durch eine „gute“ Verwaltung der Fonds 
Transparenz und Glaubwürdigkeit unter Beweis stellen können. 
Während die Merkmale der Unabhängigkeit und Zweckvielfalt in den folgenden Abschnitten 
eine gesonderte Diskussion erfahren, wird auf die Merkmale der Transparenz, 
Rechenschaftspflicht und Öffentlichkeitsarbeit nicht näher eingegangen, da diese Ziele 
weitgehend selbsterklärend und auch für andere Organisationen zutreffend sind.  
Rechtswissenschaftliche Definition von Bürgerstiftungen  
Aufgrund vielfältiger Gestaltungsmöglichkeiten gibt es weder für Community Foundations noch 
für Bürgerstiftungen eine einheitliche rechtswissenschaftliche Definition. In Deutschland ist der 
Gesetzgeber im Rahmen der Stiftungsmodernisierung daher bewusst dem Rat der beratenden 
Verbände gefolgt und hat auf eine gesetzliche Definition der Bürgerstiftung verzichtet, weil ihre 
Entwicklung noch nicht abgeschlossen sei (vgl. BMJ 2001: 43 f.).  
Kaper (2006: 42) weist überdies darauf hin, dass die Kriterien, die bürgerschaftliches 
Engagement ausmachen, bisher noch zu vage seien, um sie juristisch nutzbar zu machen. Im 
Rahmen einer rechtswissenschaftlichen Betrachtung der Rechtsformen für Bürgerstiftungen 
liefert sie daher die folgende Begriffsbestimmung: „Eine Bürgerstiftung ist eine insbesondere 
von Kommunen und politischen Instanzen unabhängige Stiftung im Rechtssinne, errichtet und 
getragen von einer Vielzahl von Stiftern, mit dem Ziel, dem lokalen Gemeinwohl dienende 
Zwecke zu verfolgen“ (Kaper 2006: 46). Dieser Definition liegt ebenfalls der oben genannte 
Merkmalkatalog zugrunde, wobei eine Schwerpunktsetzung auf die darin benannten Merkmale 
erfolgte107.  
Zwei weitere rechtliche Aspekte, die Bürgerstiftungen betreffen, lassen sich hinzufügen: Erstens 
ist, auch wenn hierzu bisher keine explizite Darlegung erfolgt ist, davon auszugehen, dass der 
Begriff Bürger in der Bürgerstiftung umfassend gemeint ist. Mit „Bürger“ sind also alle 
Bewohner und Bewohnerinnen einer Stadt gemeint, also nicht nur diejenigen mit deutscher 
Staatsangehörigkeit108. Zweitens schließt das Merkmal der Lokalbezogenheit von Bürger-
stiftungen nicht aus, dass in einer Stadt oder Region mehrere Bürgerstiftungen tätig sein 
„dürfen“ (vgl. Ylvisaker 1989: 59). Dies zeigt sich in der Praxis in Deutschland zum Beispiel in 
Augsburg, Köln oder Berlin, wo mittlerweile mehrere Bürgerstiftungen vor Ort tätig sind.  
                                                 
107  Ausgeblendet wurden vor allem die Merkmale des Bürgerengagements, der Dienstleistungsfunktion für Stifter – 
also die Möglichkeit, in Bürgerstiftungen Unterstiftungen und Fonds einzurichten – und die auch für andere 
Organisationen zutreffenden Ziele der Transparenz und Öffentlichkeitsarbeit.  
108  Insofern könnte man auch von einer „Bewohner-“ oder „Einwohnerstiftung“ sprechen. 
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1.2 Abgrenzung von Bürgerstiftungen zu verwandten Stiftungsformen 
Da sich die Merkmale von Bürgerstiftungen teilweise mit den Merkmalen anderer Stiftungs-
formen decken, ist eine Abgrenzung von Bürgerstiftungen sowohl zu Gemeinschaftsstiftungen 
als auch zu Kommunalen Stiftungen erforderlich.  
Gemeinschaftsstiftungen 
Gemeinschaftsstiftungen werden typischerweise von einer Gruppe von Stiftern errichtet, die – 
gemeinsam – Vermögen in eine Stiftung einbringen. Ebenso wie eine Bürgerstiftung können 
auch Gemeinschaftsstiftungen Zustiftungen annehmen und Stiftungsfonds verwalten109. Die 
Bürgerstiftung grenzt sich jedoch vor allem mit ihrer Vielzahl an Stiftungszwecken gegen die 
ähnlich konstruierte Gemeinschaftsstiftung ab. Es zeigt sich, „dass Stiftungen, die den Begriff 
Gemeinschaftsstiftung in ihrem Namen tragen, vornehmlich von gemeinnützigen Einrichtungen 
und Verbänden zur finanziellen Unterstützung und Förderung ihrer eigenen gemeinwesen-
orientierten Arbeit gegründet wurden“110 (Weger 1999a: 31). Somit verfolgt die Gemeinschafts-
stiftung, die im übrigen „nur“ fördernd tätig wird, im Gegensatz zur Bürgerstiftung einen 
präzisen, eher mit der klassischen Stiftung verwandten Zweck, während sie allerdings die Vielfalt 
der Stifter mit der Bürgerstiftung durchaus gemein hat (vgl. Strachwitz 1999b: 30). Folglich ist 
die Gemeinschaftsstiftung angesichts des mit der Bürgerstiftung übereinstimmenden Merkmals 
Stiftergemeinschaft allenfalls eine Art „Überbegriff“. 
Kommunale Stiftungen 
Kommunale Stiftungen sind Stiftungen, deren räumlicher bzw. zweckbezogener Bezugspunkt – 
ähnlich wie bei Bürgerstiftungen – eine kommunale Gebietskörperschaft ist. Kommunale 
Stiftungen sind zum Beispiel allgemeine Wohlfahrts- oder Anstaltsstiftungen, wie zum Beispiel 
Krankenhäuser, die nach dem Willen der privaten Stifter von öffentlichen Körperschaften 
verwaltet werden und die überwiegend Zwecken dienen, welche von der verwaltenden 
Körperschaft in ihrem Bereich als öffentliche Aufgaben erfüllt werden können111. Genau hier 
liegen die beiden Unterscheidungskriterien von Bürger- und Gemeinschaftsstiftungen: Zum 
einen wollen Bürgerstiftungen weder Aufgaben übernehmen, die zu den öffentlich-rechtlichen 
Pflichtaufgaben einer Kommune zählen112, noch wollen sie durch kommunale Entscheidungs-
instanzen abhängig sein oder gar kommunal verwaltet werden (vgl. Kaper 2006: 44 f.). Daher 
wird das Merkmal der Unabhängigkeit von Bürgerstiftungen sowohl im oben genannten 
Merkmalkatalog als auch an anderer Stelle immer wieder besonders hervorgehoben und auch 
als das wichtigste Merkmal amerikanischer Community Foundation bezeichnet (vgl. z. B. Müller 
2005: 81 f., St. John 1997: 17, 133 ff., Feurt 1998a: 243 ff.). Dabei gilt die Betonung der 
Unabhängigkeit sowohl im Hinblick auf die Gremienbesetzung und die Bereitstellung des 
Stiftungskapitals von Bürgerstiftungen als auch im Hinblick auf die Abgrenzung gegenüber 
Akteuren zum Beispiel des Marktes oder gegenüber Organisationen des Dritten Sektors.  
                                                 
109 Vorbild für viele gemeinnützige Einrichtungen im Wohlfahrtsbereich ist die im Jahre 1996 gegründete „Gemein-
schaftsstiftung Arbeiterwohlfahrt Essen“. Diese Stiftung  ist die erste in dem vom Bundesverband Deutscher 
Stiftungen herausgegebenen Verzeichnis Deutscher Stiftungen (vgl. Weger 1999a: 31 ff.). Ebenfalls als Gemein-
schaftsstiftung aufgebaut ist z. B. die Allgemeine Universitätsstiftung Regensburg (vgl. Strachwitz 1999a: 180). 
110 Eine Differenzierung zwischen Gemeinschaftsstiftung und Bürgerstiftung gibt es in den Vereinigten Staaten in 
dieser Form nicht, dort wird nur der Begriff Community Foundation verwendet. 
111  Einen guten Überblick über die Tätigkeiten und Merkmale ihrer kommunal verwalteten Stiftungen gibt z. B. die 
Stadt Münster. Die Stadt Münster verwaltet insgesamt zehn kommunale Stiftungen, darunter z. B. die „Stiftung 
Magdalenenhospital“, deren Zweck sich bereits aus ihrem Namen erschließt, oder die Stiftung Siverdes, die vor 
allem Selbsthilfeprojekte im Bereich der Armen- und Krankenfürsorge unterstützt (vgl. Stadt Münster 2007). 
112  Vgl. hierzu beispielhaft einen Auszug aus der Präambel der Stadt Stiftung Gütersloh: „Nach ihrem 
Selbstverständnis tritt die Stadt Stiftung Gütersloh weder in Konkurrenz zu Staat und Kommune, noch strebt sie 
an, Pflichtaufgaben aus dem Bereich der staatlichen und kommunalen Verantwortung zu übernehmen“.  
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1.3  Begriffsbestimmung von Bürgerstiftungen 
Unter Berücksichtigung der vorstehenden Erörterungen werden Bürgerstiftungen verstanden als 
unabhängige und gemeinnützige Organisation zur Förderung sozialer, kultureller oder ökolo-
gischer Belange in einem bestimmten, lokalen oder regional abgegrenzten Tätigkeitsbereich. 
Erklärtes Anliegen von Bürgerstiftungen ist es, bürgerschaftliches Engagement in Form von 
finanziellem (Geld) und persönlichem Engagement (Zeit, Wissen, Ideen) für das örtliche 
Gemeinwesen zu mobilisieren. Das Stiftungskapital soll von mehreren Stiftern und Zustiftern 
aufgebracht werden, wobei mit den Erträgen nicht nur externe Vorhaben, sondern auch eigene, 
operative Projekte gefördert und umgesetzt werden. Bürgerstiftungen zeichnen sich ferner 
durch in klassischen Stiftungen eher unübliche Partizipationsmöglichkeiten aus, die den Stiftern 
und Zustiftern Mitwirkungsrechte bei der Mittelverwendung und Beteiligungsmöglichkeiten in 
Gremien und Projekten ermöglichen. 
Zusammenfassend liegt dieser Untersuchung die nachfolgende, eng an Kaper (2006: 46) 
angelehnte Definition von Bürgerstiftungen zugrunde: Eine Bürgerstiftung ist eine sowohl von 
Kommunen und politischen Instanzen als auch von anderen Organisationen und Unternehmen 
unabhängige Stiftung im Rechtssinne, errichtet und getragen von einer Vielzahl von Stiftern, 
mit dem Ziel, in einem lokal oder regional abgegrenzten Tätigkeitsbereich dem Gemeinwohl 
dienende Zwecke zu verfolgen. 
Diese Definition wird abgeleitet aus dem in der Literatur vorzufindenden Verständnis von 
Bürgerstiftungen und erfolgt in dem Bewusstsein, dass damit zum Beispiel kommunal oder von 
Geldinstituten initiierte Bürgerstiftungen (vgl. Kapitel IV. 3.2) von der Untersuchung ausge-
schlossen werden. Um angesichts der Vielzahl bestehender Bürgerstiftungen und der damit 
verbundenen unterschiedlichen Ausprägungen in der Praxis aber eine Auswahl treffen zu 
können, erscheint die mit der oben genannten Begriffsbestimmung verbundene Einschränkung 
für die Untersuchung zweckmäßig und unabdingbar.  
2. Geschichte und Entwicklung von Bürgerstiftungen in den USA und Europa 
Um deutsche Besonderheiten bei der Entwicklung der Bürgerstiftungen hierzulande identifi-
zieren zu können, werden nachfolgend die Entstehungsgeschichte von Bürgerstiftungen sowie 
die internationalen Erfahrungen mit den als Vorbilder für deutsche Bürgerstiftungen zu betrach-
tenden Community Foundations beschrieben. Damit sollen Antworten auf die Fragen gegeben 
werden, welche internationalen Erfahrungen und Tendenzen auf deutsche Bürgerstiftungen 
übertragbar sind und was daraus für die weitere Untersuchung abgeleitet werden kann.  
2.1  Bürgerstiftungen in den USA  
Die Betrachtung des deutschen Stiftungswesens im 19. Jahrhundert zeigt, dass es gerade in 
Deutschland und Mitteleuropa eine Vielzahl von Sammelbecken mit lokal begrenztem Wir-
kungskreis für finanzielle Wohltaten der Bürger gegeben hat (vgl. Kapitel II.2). Dennoch ist die 
Grundidee der seit 1996 in Deutschland gegründeten Bürgerstiftungen auf das amerikanische 
Modell der Community Foundations zurückzuführen. Diese werden immer wieder als 
„Vorbilder“ für deutsche Bürgerstiftungen angesehen113. 
                                                 
113 Dies ergibt sich insbesondere daraus, dass sowohl den Initiatoren der Stadt Stiftung Gütersloh als auch der 
Bürgerstiftung Hannover amerikanische Community Foundations als Vorbilder dienten. Diese Stiftungen gelten 
als die beiden ersten Bürgerstiftungen in Deutschland und dienten dann wiederum selbst als „Vorbild“ für die 
Gründung weiterer Bürgerstiftungen in Deutschland (vgl. Kapitel IV.3.1).  
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Die Wurzeln der Community Foundations 
Der Ursprung für die amerikanischen Community Foundations und die Idee für dieses 
Stiftungsmodell wird Frederick Harris Goff zugeschrieben. Goff war Anfang des 20. Jahr-
hunderts Berater, Banker und Anwalt des Ölmagnaten John D. Rockefeller, dem Mitbegründer 
der Erdölraffinerie „Standard Oil Company“ und Stifter der Rockefeller Foundation in Cleveland 
(Ohio). Als Rockefeller im Jahre 1914 beschloss, aus steuerlichen Gründen mit seiner Firma und 
seiner Stiftung von Cleveland nach New York umzusiedeln, verlor die Stadt Cleveland nicht nur 
einen wichtigen Arbeitgeber und Steuerzahler, sondern auch einen großzügigen Mäzen. 
Dadurch standen zahlreiche Museen und Theater sowie viele soziale Projekte vor dem Aus. 
Goff, der Rockefeller nicht nach New York folgte, machte es sich in dieser Situation zur 
Aufgabe, eine Lösung zu finden, mit der die kulturelle Vielfalt Clevelands auch ohne 
Unterstützung Rockefellers erhalten werden konnte. Diese sah er darin, dass anstelle eines 
einzelnen Bürgers, der viel stiftete, viele Bürger ein wenig stiften sollten. Die von Goff 
konzipierte Stiftung sah daher ein Dach für eine Vielzahl von „Unterstiftungen“ und Fonds vor, 
welche Stiftern „eigene“ Fonds ermöglichten, für die aber gleichzeitig auch die Kosten für 
Verwaltung, Vermögensanlage und Projektarbeit minimiert werden konnten (vgl. Then/Timmer 
2003: 252). 
Darüber hinaus war Goff aufgefallen, dass einige Stiftungszwecke im Laufe der Zeit ihre 
Notwendigkeit verloren hatten und das Geld somit nicht mehr wirkungsvoll eingesetzt werden 
konnte. Dies veranlasste ihn zu dem Vorhaben, die Erträge des sich aus zahlreichen kleinen und 
großen Schenkungen zusammensetzenden und von seiner Bank verwalteten Vermögens von 
einem Komitee angesehener Bürger für gemeinnützige Aktivitäten in der Gemeinde verteilen zu 
lassen. Die Idee wird von Goff wie folgt beschrieben: „It is a fund (...) contributed by the 
people of Cleveland and managed by them for the benefit of the city of Cleveland. (...) The 
income from the fund will be available at all times for the most pressing civic needs (...). Does 
the Cleveland Foundation interest only men of wealth? On the contrary, it appeals to men and 
women of moderate means (...). By the combining of many small funds a large income is 
provided with which work of real significance to the community may be accomplished“ (zitiert 
nach Hall 1989: 187).  
Durch das neue Stiftungskonzept wollte er Stiftungszwecke den Bedürfnissen der Zeit anpassen 
und bei kleineren Vermögensstiftungen eine kostengünstige und effektive Verwaltungsstruktur 
schaffen. Auf diese Weise entstand im Jahre 1914 die erste Community Foundation der 
Vereinigten Staaten. Der Gründung der neuen Stiftung wurde von der Presse und den Spendern 
große Beachtung geschenkt. Innerhalb von zehn Jahren nach ihrer Gründung verwaltete sie 
mehr als 100 Millionen Dollar in gemeinnützigen Fonds (vgl. Feurt 1998: 242 f., Hall 
1989: 187 ff., Website Cleveland Foundation). 
Entwicklung von Community Foundations bis heute 
Die Idee der Community Foundation wurde in den nächsten zehn Jahren auch in anderen 
Städten aufgegriffen. Zunächst verbreitete sich die Idee der Community Foundation von Goff 
durch weitere Banken. Erst nach dem Zweiten Weltkrieg errichteten auch andere Organisa-
tionen als Banken Community Foundations (vgl. COF 1990: 3). Dabei wurde die Idee jedoch 
nicht einfach nur übernommen, sondern – insbesondere im Hinblick auf ihre Unabhängigkeit 
gegenüber Banken oder Kommunen – weiterentwickelt und auch von anderen aufgegriffen. So 
waren in einigen Fällen zum Beispiel auch Rotary-Clubs die Initiatoren von Community 
Foundations (Mersereau 1998: 18). 
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Nachdem die Community Foundations in der Zeit der Weltwirtschaftskrise in den dreißiger 
Jahren eine rückläufige Entwicklung erlebten, gewann der Stiftungssektor in den 1940er und 
1950er Jahren und vor allem – nach einer Steuerrechtsreform im Jahre 1969 – seit den 1970er 
Jahren an Dynamik114. Heute machen Community Foundations zwar den kleinsten, aber einen 
besonders vitalen Teil des amerikanischen Stiftungswesens aus und gelten im amerikanischen 
Stiftungswesens als der Sektor mit den größten Wachstumsraten (vgl. Anheier 1998: 58, 
Walkenhorst 2002: 133). Dies zeigt sich beispielhaft an folgenden Entwicklungen:  
• Während es im Jahr 1975 noch 215 Community Foundations gab, die über ein 
Stiftungsvermögen von insgesamt rund eine Milliarde Dollar verfügten, kam es in den 
folgenden zwei Jahrzehnten zu einem Gründungsboom. So nahm die Zahl dieser 
Stiftungen in den Jahren von 1985 bis 1990 um 89 Prozent zu, und ihr 
Gesamtvermögen stieg in diesem Zeitraum von etwa 3,3 Milliarden auf rund 
10 Milliarden Dollar (Kruse 1997: 20).  
• Im Jahre 1998 wurden mehr als 525 Community Foundations mit einem Gesamt-
vermögen von über 21 Milliarden Dollar registriert, vorwiegend konzentriert in den 
bevölkerungsstarken und wohlhabenden Regionen (vgl. Feurt 1998: 243, Kruse 
1997: 20). Anfang des Jahres 2008 zählte der amerikanische Council on Foundations 
mehr als 700 Community Foundations mit einem Gesamtvermögen von ca. 44,8 
Milliarden Dollar. Innerhalb von nur knapp zehn Jahren hat sich das Vermögen also 
mehr als verdoppelt und auch die Förderausgaben sind, nominal betrachtet, beachtlich: 
Für das Jahr 2005 gibt der Council on Foundations an, dass Community Foundations 3,2 
Milliarden Dollar an Fördermitteln vergeben haben (Website COF).  
• Community Foundations sind mittlerweile nicht mehr nur in einem „lokal“ begrenzten 
Tätigkeitsgebiet aktiv, sondern auch auf der Ebene von Großstädten und Stadtregionen 
bis hin zur bundesstaatlichen Ebene tätig115 (vgl. Minter 1989: 150).  
Zur Relativierung dieser Zahlen muss allerdings angemerkt werden, dass der Sektor der 
Community Foundations stark konzentriert ist: Die zwanzig größten Community Foundations 
verfügen über etwa die Hälfte des Vermögens aller Stiftungen dieses Typs. So reicht das 
Vermögen von 2,3 Milliarden Dollar (Tulsa Community Foundation) bis hin zu Community 
Foundations mit einem Vermögen von 100.000 Dollar oder weniger (vgl. Website COF, 
Haibach 1996: 45). Außerdem ist der enorme Anstieg des Stiftungsvermögens nicht allein auf 
vermehrtes Stiften, sondern auch auf Aktiengewinne der 1980er und 1990er Jahre zurück-
zuführen (vgl. Toepler 1999: C-38 ff.).  
 
                                                 
114  Die hohe Zahl an Neugründungen von Community Foundations seit den 1970er Jahren kann neben dem 
Steuerreformgesetz (Tax reform act), das nicht nur, aber auch als Anreizwirkung für vermehrtes Stiften 
geschaffen wurde (vgl. ausführlich Neuhoff 1975), auf zwei weitere Ursachen zurückgeführt werden: Zum einen 
hat die hohe Zahl an Neugründungen ihre Ursache im Aufschwung neuer Wirtschaftszweige und dem damit 
verbundenen Entstehen lokaler „Eliten“. Diese „Eliten“ wollten nicht die bereits bestehenden gemeinnützigen 
Organisationen unterstützen, sondern lieber neue Organisationen gründen, die ihren persönlichen Interessen 
entsprachen (vgl. Hall 1989: 185 ff.). Zum anderen wurde die Neugründung von Community Foundations in 
den Vereinigten Staaten seit den 1970er Jahren stark durch die Charles Stewart Mott Foundation unterstützt. So 
hat die Mott Foundation über 50 Millionen Dollar Fördermittel für die Entstehung von Community Foundations 
ausgegeben und mehr als 350 Stiftungen beraten (vgl. Feurt 1998b: 11, Strachwitz 1999b: 29). Groß (2003: 12) 
weist ferner darauf hin, dass auch der massive Abbau von Sozialprogrammen dazu führte, dass immer mehr 
Einzelpersonen in Community Foundations eine Möglichkeit sahen, diese Kürzungen zu kompensieren.  
115 So zum Beispiel die Arkansas Community Foundation oder die New Hampshire Community Foundation, die 
beide in relativ armen und spärlich besiedelten Region tätig sind (vgl. Minter 1989: 150). 
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2.2  Bürgerstiftungen in Europa 
Bürgerstiftungen gibt es inzwischen in vielen Staaten und Ländern rund um den Globus. Für das 
Jahr 2004 wurden weltweit 1.175 Community Foundations in 46 Ländern gezählt (WINGS-CF 
2005: 4). Dabei zeigt sich, dass auch in Europa zurzeit großes Interesse an Bürgerstiftungen 
besteht. Bürgerstiftungen existieren zum Beispiel in Großbritannien, Irland, Italien, Belgien, 
Bulgarien, Polen, Litauen, Estland, Russland und der Tschechischen Republik. 
Ihre Verbreitung haben Community Foundations zunächst vor allem in Großbritannien 
gefunden116. Die ersten britischen Community Foundations, der Dacorum Community Trust117 
(1976) und die Community Foundation for Northern Ireland118 (1979), entstanden Ende der 
1970er Jahre. Der eigentliche Impuls zum Aufbau von Community Foundations in 
Großbritannien entstand einige Jahre später, etwa Mitte der 1980er Jahre. Auf lokaler Ebene 
kam das Interesse zunächst hauptsächlich von Menschen, die vor Ort im gemeinnützigen 
Bereich tätig waren und denen bewusst war, dass die traditionellen Finanzierungsquellen 
versiegten, da die britische Regierung zu dieser Zeit einschneidende Änderungen auf kom-
munaler Ebene einleitete. Dies hatte zur Folge, dass lokal tätige gemeinnützige Organisationen 
immer größere Schwierigkeiten hatten, Fördermittel zu erhalten (vgl. Healy 1997: 3 ff., 
Humphreys 1999: 157). Vor diesem Hintergrund unterstützte die britische Regierung über 
Anschubfinanzierungen die Entstehung von Community Foundations119. Außerdem halfen 
öffentliche Körperschaften Community Foundations durch das Bereitstellen von Mitteln für die 
Verwaltungskosten (vgl. Kappe 1999: 3). Dies sowie die Tatsache, dass zum Beispiel in London 
Gelder für lokale Stadtteilgruppen und Stadtsanierungsmaßnahmen über und durch Community 
Foundations vergeben werden, zeigt eine enge und gezielte Verbindung von öffentlichen 
Akteuren und Bürgerstiftungen. 
Wie in den Vereinigten Staaten arbeiten Community Foundations in Großbritannien ebenfalls 
überwiegend bis ausschließlich im Sinne einer reinen Förderstiftung (vgl. ACTAF 1998: 1 ff., 
Humphreys 1999: 160). Aktives bürgerschaftliches Engagement spielt in britischen Community 
Foundations nur eine untergeordnete Rolle, da Bürger in den Stiftungen lediglich in den 
Gremien mitarbeiten können, die Gremien aber vor allem mit sogenannten einflussreichen 
Leuten – „the great and the good“ (LPAC 1995: 67) – besetzt werden. 
Anfang des Jahres 2006 existierten in Großbritannien rund 50 dieser Stiftungen, die über ein 
Stiftungskapital von mehr als 140 Millionen Pfund verfügten und in den Jahren 2005 und 2006 
mehr als 70 Millionen Pfund Fördermittel vergaben (vgl. Website CFN).  
                                                 
116  Sacks (2004: 43) verweist darauf, dass das Konzept der Bürgerstiftung bereits Mitte der 1960er Jahre in 
Frankreich diskutiert und dass demzufolge die 1969 gegründete „Fondation de France“ nach dem Vorbild der 
amerikanischen Cleveland Foundation konzipiert worden sei. Die Kategorisierung der „Fondation de France“ als 
Bürgerstiftung ist jedoch umstritten, da sie nicht das Merkmal der Lokalbegrenztheit erfüllt. In der Auflistung der 
weltweit bestehenden Bürgerstiftungen wird sie nicht geführt (vgl. WINGS-CF 2005). 
117 In Großbritannien wird für Community Foundations im Sinne der amerikanischen „Vorbilder“ sowohl der Begriff 
Trust als auch Foundation benutzt. Während inhaltlich keine Unterschiede bestehen, gibt es geringe 
Abweichungen in rechtlicher Hinsicht (vgl. Hennerkes/Schiffer 1996: 164). In jüngster Zeit scheint sich 
zunehmend der Begriff Foundation durchzusetzen.  
118  Der ursprünglich Name lautete „Northern Ireland Voluntary Trust“ und verweit auf das Ziel, mit der die Stiftung 
gegründet wurde, nämlich die Unterstützung von Ehrenamtlichen und Bürgerinitiativen bei der Bekämpfung der 
sozialen, wirtschaftlichen und konfessionellen Probleme in Nordirland (vgl. Sacks 2004: 44).  
119  So erhielt z. B. auch die Community Foundation for Northern Ireland bei ihrer Gründung eine 
Anschubfinanzierung („challenge grant“) in Höhe von 500.000 Pfund (vgl. Sacks 2004: 44). 
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In anderen Ländern Europas werden Bürgerstiftungen seit Anfang der 1990er Jahre gegründet, 
sowohl in osteuropäischen als auch in westeuropäischen Ländern120. Während in einigen 
Ländern, wie zum Beispiel in Polen121 und den baltischen Staaten122, eine Nähe zum Handeln 
staatlicher Akteure gesucht wird, spielt in Italien der Bankensektor eine große Rolle bei der 
Unterstützung von Bürgerstiftungen123. Für die russischen Bürgerstiftungen124 wiederum wird die 
Stärke von Bürgerstiftungen darin gesehen, zivilgesellschaftliches Eigenkapital zur Sicherung 
zivilgesellschaftlicher Aktivitäten zu akquirieren, unabhängig von staatlicher Förderpolitik, 
wirtschaftlicher Lage und Spendenaufkommen (vgl. Hinterhuber/Rindt 2004b: 148). 
Vergleicht man amerikanische und europäische Bürgerstiftungen anhand der vorliegenden 
Literatur fällt auf, dass Bürgerstiftungen in den Vereinigten Staaten großen Wert auf ihre Rolle 
als Fördermittel vergebende Institution legen, die sogenannte „grantmaking role“125. In den 
europäischen Ländern stellt sich dies unterschiedlich dar: In Italien und Großbritannien über-
wiegt ebenfalls die fördernde Tätigkeit. In den Ländern Mittel- und Osteuropas, wo der 
gemeinnützige Sektor noch unterentwickelt ist und nicht genügend Kapazitäten aufweist, um 
eigene Förderprogramme zu entwickeln, initiieren Bürgerstiftungen dagegen oftmals ihre 
eigenen Projekte und legen selbst daran Hand an.  
Insgesamt zeigt sich in vielen Staaten Europas ein großes Interesse am Modell der Community 
Foundations, und in vielen Ländern ist eine Anschubfinanzierung durch größere Stiftungen im 
eigenen Land oder durch finanzstarke ausländische Stiftungen, wie zum Beispiel die Charles 
Stewart Mott Foundation oder die Bertelsmann Stiftung, erfolgt. Daher entsteht zunehmend ein 
Interesse zum europäischen und internationalen Austausch. Dazu beigetragen hat in den letzten 
Jahren vor allem das im Jahre 2000 gegründete „Transatlantic Community Foundation 
Network“ (TCFN)126.  
 
                                                 
120  Zur Entwicklung von Bürgerstiftungen in einzelnen Ländern vgl. ausführlicher z. B. Sacks 2004: 43 ff.  
121  In Polen wurde die erste Bürgerstiftung 1998 in Stara Bystrzyca gegründet, drei weitere entstanden im Jahre 
1999. Im Jahr 2004 wurden bereits 22 Bürgerstiftungen gezählt (vgl. WINGS-CF 2005). Für Polen wird eine 
aktive Unterstützung der Kommunalverwaltungen gefordert, um weitere Stifter für die Bürgerstiftungen 
gewinnen zu können (vgl. ARFP 1998). 
122  Aavik et al (2005: 10) fordern auch für die baltischen Bürgerstiftungen Unterstützung durch öffentliche Akteure, 
um Informationen über Bürgerstiftungen bekannter zu machen. Eine Zusammenarbeit im Sinne von 
gemeinsamen Projekten oder in inhaltlicher Weise wird hingegen nicht thematisiert.  
123  In Italien geht ein großer Teil der Bürgerstiftungsbewegung – ähnlich wie in der Anfangsphase in den 
Vereinigten Staaten – von den schon lange im Stiftungsbereich tätigen Banken aus. Die erste Bürgerstiftung 
Italiens (fondazione comunitaria) wurde im März 1999 in Lecco mit der „Fondazione di Lecco“ gegründet. Die 
Entwicklung in Italien wurde maßgeblich von der Fondazione beeinflusst, einer in Mailand ansässigen 
Sparkassen-Stiftung, die einigen Gemeinden in der Lombardei zu diesem Zweck bis zu 11 Millionen Dollar als 
„Starthilfe“ zur Verfügung gestellt hat (vgl. Casadei/Gamba 1997: 7 f., Feurt 1999: 147). Die italienischen 
Bürgerstiftungen unterscheiden sich jedoch erheblich von Bürgerstiftungen in anderen Ländern, da sie mehr als 
„Fundraisinginstrumente“, also Organisationen zum Einwerben und Verwalten von Stiftungen, verstanden 
werden: „Die gemeinnützigen Projekte, die Bürgerstiftungen fördern, sind nicht deren Ziel, sondern Folge bzw. 
Ausfluss ihrer Arbeit“ (Casadei 2002: 119).  
124  Im Jahr 2003 existierten in 15 Städten und Kreisen in Russland Bürgerstiftungen. Dabei sind die Bezeichnungen 
mit Stiftungsnamen wie „Städtische Wohltätige Stiftung“, „Wohltätige Entwicklungsstiftung“ und „Städtische 
Gesellschaftliche Stiftung“ jedoch sehr uneinheitlich (vgl. Hinterhuber/Rindt 2004a). 
125  „Grantmaking“ kann als „fördernd“ bzw. im Stiftungszusammenhang als „Förderstiftung“ übersetzt werden. 
Operativ tätige Stiftungen werden als „Operating foundations“ bezeichnet, fördernd und operativ tätige 
Stiftungen als „grantmaking and operating foundations“. 
126  Zu Zielen und bisherigen Ergebnissen des TCFN vgl. Website TCFN. 
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2.3 Folgerungen für die Betrachtung von Bürgerstiftungen in Deutschland 
Festhalten lässt sich: In dem Maße, in dem das Konzept der Bürgerstiftung in unterschiedlichen 
Ländern Verbreitung gefunden hat, ist es ganz offensichtlich auch an verschiedene gesellschaft-
liche und kulturelle Verhältnisse angepasst worden. Diese Variationen haben zum Teil histo-
rische Ursachen, sie sind aber vor allem auch durch unterschiedliche Rechts- und Steuersysteme, 
wirtschaftliche Rahmenbedingungen und Wohlstandsverteilungen sowie unterschiedliche 
Traditionen gemeinnützigen Engagements bedingt.  
Welche Folgerungen lassen sich vor diesem Hintergrund für Bürgerstiftungen in Deutschland 
und die weitere Untersuchung ziehen? Können Community Foundations und die mit ihnen 
verbundenen Erfahrungen und Erkenntnisse aus anderen Ländern tatsächlich „Vorbilder“ für 
Bürgerstiftungen hierzulande sein – oder beschränkt sich die Vorbildfunktion lediglich auf die 
Grundprinzipien des Modells der Community Foundation? 
Als wesentliche Ergebnisse, die sich aus der Betrachtung der internationalen Entwicklungen von 
Community Foundations und Bürgerstiftungen ergeben, kristallisieren sich die folgenden sechs 
Feststellungen heraus: 
• Ein einheitliches „Modell“ von Bürgerstiftungen ist nicht erkennbar: Trotz der immer 
wieder betonten großen Vorbildfunktion der amerikanischen Community Foundations 
lässt sich kein einheitliches Modell einer Bürgerstiftung erkennen. Zwar ist die Idee der 
Community Foundation in vielen Ländern durch amerikanische Stiftungen verbreitet und 
dann durch ländereigene Dachorganisationen weitergetragen worden127, länderüber-
greifend einheitliche oder vergleichbare Stiftungen sind dabei aber nicht entstanden128. 
Auch von einem „europäischen Modell der Bürgerstiftung“ (Alexeeva 2005) kann allein 
schon aufgrund der unterschiedlichen Entwicklungen zum Beispiel in Großbritannien, 
Italien und den baltischen Ländern keine Rede sein, da die historischen und 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, die Wohlstandsverteilung und Traditionen 
gemeinnützigen Engagements zu unterschiedlich sind.  
• Bei der Betrachtung von Community Foundations stehen vor allem die finanziellen und 
organisatorischen Entwicklungen im Vordergrund: Die „Erfolgsgeschichte“ und die 
„universelle Attraktivität“ (Sacks 2004: 54) von Bürgerstiftungen wird immer wieder vor 
allem anhand von Zahlen und am finanziellen „Erfolg“ der Bürgerstiftungen dargestellt 
– sei es mit Hilfe der Zahl an neugegründeten Stiftungen, dem Gesamtvermögen oder 
den Ausgaben der Stiftungen (vgl. z. B. Sacks 2004: 41). Gerade die Erfahrungsberichte 
zur Entwicklung der Community Foundations in den Vereinigten Staaten beziehen sich 
stark auf die finanzielle Entwicklung sowie den organisatorischen Aufbau und das 
Management der Community Foundations. Dies gilt aber auch für Berichte zum Beispiel 
über die Entwicklung italienischer Bürgerstiftungen (vgl. Ferrucci 2006: 161). Übersehen 
wird dabei oft, dass Bürgerstiftungen oftmals gar nicht durch Bürgerinnen und Bürger 
entstanden sind, sondern deren Gründung finanziell durch andere Akteure stark 
                                                 
127  In Kanada erfolgte die „Verbreitung“ der Idee der Community Foundations zum Beispiel durch das im Jahre 
1992 gegründete nationale Netzwerk „Community Foundations of Canada“ (CFC). Mit einem ähnlichen Zweck 
wurde ein Jahr zuvor in Großbritannien der Dachverband der Community Foundations, die „Association of 
Community Trusts and Foundations“ (ACTAF), gegründet. Ähnliche Dachorganisationen bestehen auch in 
anderen Ländern.  
128  So zeigen sich selbst innerhalb eines Landes verschiedene Entstehungshintergründe von Bürgerstiftungen und 
damit verbundene unterschiedliche Stiftungsmodelle. Ein Beispiel hierfür ist Italien, wo Bürgerstiftungen 
überwiegend durch Banken gegründet wurden, aber z. B. die Bürgerstiftung Vicenza vorwiegend von 
öffentlichen Einrichtungen errichtet wurde (Ferrucci 2006: 159f.):  
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gefördert wurde129 und absolute Zahlen von neu gegründeten Bürgerstiftungen keine 
Auskünfte zum Beispiel über die regionale Verteilung von Bürgerstiftungen geben130. Im 
Zusammenhang mit den finanziellen Aspekten der Stiftungen steht auch die starke 
Betonung der Dienstleistungsfunktion für Stifter (vgl. z. B. Sacks 2000: 9 ff., Spallek 
1999). Diese Tendenzen zeigen sich sowohl in der Literatur als auch in den von den 
Dachorganisationen erarbeiteten Handreichungen und Praxisratgebern, die sich vor 
allem auf den Vermögensaufbau, die Vermögensverwaltung und die Entwicklung von 
Business-Plänen für Bürgerstiftungen beziehen (vgl. z. B. Struckhoff 1991, TCFN 2003a, 
TCFN 2003b).  
• Eine Auseinandersetzung mit Inhalten oder eine „Messung“ von Erfolgen lässt sich 
nicht ausmachen: Die „Vorbildfunktion“ von Community Foundations wird vor allem 
aus den beeindruckenden „Zahlen“ und einem sehnsuchtsvollen Blick auf nominal hohe 
Vermögen abgeleitet, ohne dass diese zum Beispiel in Relationen gesetzt oder an 
Projekten und „Erfolgen“ gemessen werden. Stiftungszwecken, Tätigkeiten und konkre-
ten Projekten sowie messbaren Erfolgen von amerikanischen Community Foundations 
wird in der Literatur wenig Aufmerksamkeit geschenkt – was aber auch wiederum ein 
Indiz dafür sein kann, dass die „Messung“ sich als schwierig erweist. Kappe (1999: 7) 
versucht den Erfolg beispielsweise der englischen Tyne & Wear Foundation daran 
festzumachen, dass bei der Förderung regionaler Gruppen und Initiativen insbesondere 
jene Gruppen Geld erhalten hätten, die sonst nicht gefördert würden, weil sie entweder 
keine rechtswirksame Struktur aufweisen oder nicht als gemeinnützig anerkannt sind 
und deshalb keine steuerwirksamen Spenden entgegennehmen könnten (vgl. ähnlich 
Humphreys 1999: 162). Hier erfolgt der Versuch der Messung also über das Beschreiben 
einer möglichen Innovations- oder Verteilungsfunktion einer Bürgerstiftung bzw. ihre 
Möglichkeit, „Risikokapital“ für soziale Projekte bereitzustellen. Dies bleibt aber nicht 
ohne Kritik, da es auch Stimmen gibt, denen zufolge häufig gerade unkonventionelle 
Vorhaben oder diejenigen Anträge, die von „unterprivilegierten Gruppen“ gestellt 
werden, abgelehnt würden (vgl. LPAC 1995: 68). Eine weitere Möglichkeit der Erfolgs-
messung von Bürgerstiftungsaktivitäten hat das Transatlantic Community Foundation 
Network mit dem „TCFN balance wheel“ geliefert, welches aber lediglich als Selbstein-
schätzungsinstrument dient und methodisch und inhaltlich bisher wenig ausdifferenziert 
ist131.  
• Eine Auseinandersetzung mit der eigenen gesellschaftlichen Rolle und mit anderen 
Akteuren steht noch am Anfang: Selten finden sich bisher Hinweise auf Beziehungen zu 
anderen gesellschaftlichen Sektoren oder die Zusammenarbeit mit anderen Akteuren – 
obwohl eine Zusammenarbeit mit anderen durchaus notwendig sei, um größere 
Probleme zu lösen (Feurt 2000: 17) und gerade die Klärung des Zusammenhanges von 
Bürgerstiftungen und öffentlicher Verwaltung wichtig sei (Riccio: 2006: 203 f.). Die 
Ursache hierfür ist darin zu sehen, dass Community Foundations in den Vereinigten 
Staaten und in Großbritannien überwiegend bis ausschließlich fördernd tätig sind und 
vor allem Aspekte der Vermögensbildung und Dienstleistungsfunktion für Stifter betont 
                                                 
129  So sind z. B. in Italien „alle Bürgerstiftungen in der Lombardei (…) faktisch auf Initiative der Fondazione Cariplo 
gegründet“ worden (Walkenhorst 2006: 219).  
130  In Italien existieren Bürgerstiftungen bisher nur in den Provinzen Lombardei, Venetien und Piemont. In Mittel- 
und Süditalien gibt es dagegen noch keine Bürgerstiftungen, so dass dies in Italien zum „Prüfstein für die 
Zukunft der Bürgerstiftungen“ wird (Ferruci: 2006: 160). 
131  Mit dem „TCFN balance wheel“ können zu den Themenfeldern „Management“, „Governance“, Visibility, 
„Fund development“, „Grants/programs/projects“ und „Community Leadership“ Selbsteinschätzungen von 
Gremienmitgliedern und vom Personal der Stiftungen getroffen werden. Als problematisch erweist sich jedoch 
unter anderem, dass zum Beispiel Fördermaßnahmen und operative Tätigkeiten nicht differenziert bewertet 
werden können und auch konkrete Indikatoren nicht benannt werden. Inwieweit das Instrument in der 
Bürgerstiftungspraxis bisher Anwendung gefunden hat, ist noch nicht dokumentiert.  
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wird. In jüngster Zeit zeigt sich aber die Tendenz, dass diese Themen mehr Raum 
bekommen – wobei sie bezeichnenderweise in negativer Abgrenzung zur Fördertätigkeit 
als „non-grantmaking roles“ betitelt werden. In diesem Zusammenhang wird zum 
Beispiel im Rahmen einer Arbeitsgruppe des TCFN gefragt: „Apart from giving money 
to worthy causes in our respective communities, are there other common ways in which 
our community foundations seek to improve our communities?” (Jansson 2006: 55). Ein 
ähnliches Erkenntnisinteresse formuliert auch Gemelli (2006: 190) speziell für italienische 
Bürgerstiftungen: „Früher stellten sich die Bürgerstiftungen die Frage: Was haben wir 
mit unseren grants erreicht? Die neue Frage, der keine Stiftung ausweichen kann, ist 
heute: Wie arbeiten wir mit den anderen zusammen, um zum Wachstum der 
Gemeinschaft beizutragen?“. 
• Neben allen positiven und euphorischen Stimmen, lässt sich auch Kritik an (Bürger-) 
Stiftungen finden: Es fällt schwer, neben den rein quantitativen Aussagen über das 
Wachstum von Bürgerstiftungen und den theoretisch positiven Rollen von Bürger-
stiftungen Literatur auszumachen, die sich auch kritisch mit dem Stiftungsmodell der 
Community Foundation auseinandersetzt. Dennoch lassen sich einige wenige Stimmen 
hierzu finden. Diese beziehen sich bei der Untersuchung von Bürgerstiftungen in 
Russland auf die Rolle von Bürgerstiftungen gegenüber anderen Akteuren und die Frage 
des Erfolgs der Mitteleinwerbung: So befürchten zum Beispiel Hinterhuber und Rindt 
(2004b: 152 ff.) einerseits, dass Bürgerstiftungen im Hinblick auf ihre Stellung innerhalb 
des Dritten Sektors Gefahr laufen könnten, „als Konkurrenz um Aufmerk-samkeit und 
knappe Mittel missverstanden statt als Förderinstitution wahrgenommen zu werden“. 
Andererseits sei der Anteil privater Spenden teilweise sehr niedrig, zuweilen sogar 
niedriger als Mittelzuflüsse von Kommunalverwaltungen oder anderen Stiftungen, so 
dass es Bürgerstiftungen zum Teil nur bedingt gelänge, „neues Geld“ für den Dritten 
Sektor zu akquirieren. Weitere Kritikpunkte zählt Toepler (1999: C-45) auf, die sich 
allerdings allgemein auf amerikanische Stiftungen beziehen: Dies betrifft zum Beispiel 
die mangelnde Generosität vieler Stiftungen, das enorme Anwachsen der Mitarbeiter-
stäbe großer Stiftungen, das die administrativen Ausgaben erhöhe und somit potentielle 
Fördermittel verringere, und die Tendenz einiger Stiftungen, oftmals nur relativ 
kurzfristige Projekte zu fördern, Organisationen mit langfristigem Innovationspotential 
aber nicht auf Dauer zu unterstützen. 
• Die Forschung zu Bürgerstiftungen ist bisher gering: Zwar lässt sich bezüglich 
Community Foundations durchaus eine breite Literatur ausmachen, diese stellt aber 
hauptsächlich praktische Arbeitshilfen oder Literatur zu internen Organisationsfragen 
wie den Wachstumsbedingungen und dem Vermögensaufbau von Bürgerstiftungen 
dar132. Insgesamt betrachtet ist jedoch von einem beachtlichen Defizit an Forschung zu 
Community Foundations zu sprechen, die sich mit dem Wirken und Handeln von 
Bürgerstiftungen im gesellschaftspolitischen Kontext befasst. Weiterer Forschungsbedarf 
wird daher zum Beispiel für Bürgerstiftungen in Italien (vgl. Casadei 2006: 149), aber 
auch für Bürgerstiftungen in Russland gesehen (vgl. Hinterhuber/Rindt 2004b: 156). 
Insgesamt erweist sich der Blick auf Community Foundations in den Vereinigten Staaten und 
anderen Ländern in Europa für die weitere Untersuchung damit nur als bedingt hilfreich, und es 
sollte vermieden werden, sich bei der Auseinandersetzung mit Bürgerstiftungen hierzulande 
allein von den Zahlen und Vermögen als „Vorbildfunktion“ blenden zu lassen. Im Hinblick auf 
die Fragestellung dieser Untersuchung zeigen sich nur wenige nennenswerte Entwicklungslinien 
                                                 
132  Vgl. als „Ratgeberliteratur“ für Community Foundations in den Vereinigten Staaten z. B. COF 1994, COF 2003 
sowie Struckhoff 1991. Ähnliche Literatur findet sich zum Beispiel auch für den Aufbau von Bürgerstiftungen in 
Polen (vgl. ARFP 1998). 
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oder Untersuchungsansätze, die es weiterzuverfolgen lohnt133. Zu nennen sind hier die zuneh-
mende Beachtung der „non-grantmaking roles“ von Community Foundations, die Hinweise auf 
die Konzentration der Vermögen von Community Foundations in den USA sowie der Hinweis 
auf die notwendige Klärung der Rolle von Bürgerstiftungen gegenüber anderen Akteuren. 
Beachtenswert erscheint überdies die Kritik, dass Community Foundations Projekte oft nur 
kurzfristig, nicht aber langfristig und nachhaltig fördern würden.  
3. Die aktuelle Bürgerstiftungslandschaft in Deutschland  
Die Idee der Community Foundation hat mittlerweile weltweit Beachtung gefunden und seit 
dem Jahr 1996 auch Deutschland erreicht. „Bürgerstiftungen sind eines der am schnellsten 
wachsenden Segmente des internationalen Stiftungswesens. Immer mehr Kommunen, Städte 
und Regionen auf der ganzen Welt entdecken das Modell der Bürgerstiftung, um bürgerschaft-
liches Engagement zu fördern, drängende soziale Probleme zu bekämpfen oder ganz einfach 
die Lebensqualität vor Ort zu erhöhen“ (Walkenhorst 2002: 133). Wie nun stellt sich die 
Entstehung und Entwicklung von Bürgerstiftungen in Deutschland dar? 
3.1 Entstehung und Entwicklung von Bürgerstiftungen in Deutschland 
Die im Dezember 1996 gegründete Stadt Stiftung Gütersloh ist die erste nach dem Vorbild 
amerikanischer Community Foundations gegründete Bürgerstiftung in Deutschland. Sie wurde 
errichtet auf Initiative des Unternehmers Reinhard Mohn, der damit sowohl seine Verbunden-
heit mit seiner Heimatstadt Gütersloh zum Ausdruck bringen wollte als auch zugleich in einem 
Modellversuch demonstrieren wollte, das sich das Konzept der Community Foundations auch in 
Deutschland umsetzen lässt. Die Stadt Stiftung Gütersloh134 wurde bei ihrer Gründung von Rein-
hard Mohn und der Bertelsmann AG mit einem Kapital von zwei Millionen DM ausgestattet. 
Die Gründung der Stiftung wurde maßgeblich durch die Bertelsmann Stiftung vorbereitet, und 
für ihre Arbeit hat sich die Stadt Stiftung Gütersloh dem Motto „Wir für unsere Stadt“ 
verschrieben (vgl. Kaehlbrandt 1997: 40 ff., Walkenhorst 1999, Becker/Wolf 1999: 29 ff.). 
Nahezu zeitgleich formierte sich in Hannover unter Federführung des Kriminologen Christian 
Pfeiffer eine Gruppe engagierter Bürger, um die Bürgerstiftung Hannover ins Leben zu rufen. Im 
Gegensatz zur Stadt Stiftung Gütersloh wurde das Gründungskapital jedoch nicht von einem 
einzelnen Großspender, sondern unter dem Slogan „Gemeinsam für unserer Region“ von einer 
Gruppe von etwa 50 Bürgerinnen und Bürgern der Region Hannover mit einem individuellen 
Mindestbeitrag von 3.000 DM gestiftet. Mit dem so zusammengetragenen Grundkapital von 
rund 150.000 DM wurde die Bürgerstiftung Hannover im Dezember 1997 von der Stiftungs-
aufsicht genehmigt. Da Pfeiffer zuvor Community Foundations in Großbritannien und den 
Vereinigten Staaten besucht hatte und von der Notwendigkeit eines solchen Modells für 
Deutschland überzeugt war, war es ihm gleichsam wie Mohn ein persönliches Anliegen, die 
Idee der Bürgerstiftung zu verbreiten (vgl. Pfeiffer 1999, Strachwitz 1999a: 176 f.). 
                                                 
133  Diese Einschätzung spiegelt sich auch in der deutschen Literatur zu Bürgerstiftungen wider: So werden 
amerikanische Community Foundations zwar immer wieder als Wurzeln und Vorbilder für Bürgerstiftungen in 
Deutschland bezeichnet, eine weitergehende Auseinandersetzung findet in der Literatur aber nicht statt (vgl. 
z. B. Nährlich et al 2005 oder Bertelsmann Stiftung 2000). Gleichwohl können für die Praxis manche 
Diskussionen z. B. zum Vermögensaufbau oder zu Vermögensverwaltung übertragen werden; diese stehen 
jedoch nicht im Mittelpunkt dieser Untersuchung.  
134  Die Stadt Stiftung Gütersloh führt in ihrem Namen mittlerweile den Zusatz Bürgerstiftung und nennt sich seit 
dem Jahr 2006 „Stadt Stiftung Gütersloh – die Bürgerstiftung“. Stiftungen mit der Bezeichnung „Bürgerstiftung“ 
hat es allerdings schon vor den Jahren 1996 bzw. 1997 in Deutschland gegeben. Dazu zählen zum Beispiel die 
Bürgerstiftung Barsinghausen, die Bürgerstiftung Ludwigshafen am Rhein und die Bürger-Stiftung Oldenburg 
(vgl. Wolf 2000: 96). 
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Beide Bürgerstiftungen sowie die Förderung der Idee durch die Bertelsmann Stiftung haben den 
maßgeblichen Impuls zur weiteren Verbreitung von Bürgerstiftungen in Deutschland gegeben135 
(vgl. Brömmling/Turner 1999: 29). Die Entwicklung ist mittlerweile so dynamisch, dass 
„Deutschland in den letzten Jahren zum europäischen Spitzenreiter bei den Neugründungen 
avanciert“ (Walkenhorst 2004b: 78).  
Die Entstehungshintergründe und Motivation der Initiatoren der jeweiligen Stiftungen sind 
allerdings sehr unterschiedlich. So sind Bürgerstiftungen in Deutschland entstanden auf Initiative 
und mit Unterstützung weiterer Stiftungen (z. B. Bürgerstiftung Dresden), anlässlich oder als 
„Ergebnis“ von Stadtjubiläen (z. B. Bürgerstiftung Steingaden, Bürgerstiftung für den Landkreis 
Fürstenfeldbruck) und als Folge von Lokale Agenda 21-Prozessen (z. B. Bürgerstiftung 
Zukunftsfähiges München, Bürgerstiftung Köln). Weitere Bürgerstiftungen wurden auf Initiative 
von örtlichen Lions-Clubs, Stadt- und Kommunalverwaltungen, Kirchengemeinden und 
Geldinstituten gegründet (vgl. Wolf 2000: 94 f., Rüttgers/Schwarz 2004: 22 ff.).  
Gründungsjahre  
von Bürgerstiftungen 
Neugründungen 
pro Jahr (absolut) 
Anteil Neu-
gründungen (in %) 
Gesamtzahl 
(absolut) 
1996 1 0,6 1 
1997 1 0,6 2 
1998 3 1,7 5 
1999 7 4,0 12 
2000 11 6,3 23 
2001 8 4,6 31 
2002 21 12,1 52 
2003 17 9,8 69 
2004 31 17,8 100 
2005 38 21,8 138 
2006 36 20,7 174 
Abbildung 11:  Gründung von Bürgerstiftungen in den Jahren von 1996 bis 2006  
(Quelle: eigene Darstellung; Datenbasis: Bürgerstiftungsverzeichnis  
des Vereins Aktive Bürgerschaft, Stand: 30.07.2007) 
 
Den ersten beiden Bürgerstiftungen in Gütersloh und Hannover folgten Stiftungsgründungen in 
Mannheim, Steingaden und Wismar. Wie eine Auswertung der vom Verein Aktive Bürgerschaft 
erfassten Bürgerstiftungen im Hinblick auf die Gründungsentwicklung und ihre regionale 
Verteilung zeigt136, wurden in den ersten fünf Jahren seit dem „Bürgerstiftungsauftakt“ in 
Gütersloh 30 Bürgerstiftungen gegründet. Ab dem Jahr 2002 steigen die Gründungszahlen 
dann deutlich an.  
                                                 
135  Wie sehr die beiden ersten Bürgerstiftungen in Gütersloh und Hannover Pate bei der Entstehung weiterer 
Bürgerstiftungen standen, zeigt zum Beispiel die Satzung der Bürgerstiftung Goslar, die ebenfalls auf Initiative 
eines heimischen Unternehmers ins Leben gerufen wurde: Bis auf wenige Passagen trägt die erste Satzung der 
Stiftung in Goslar exakt den gleichen Wortlaut wie die der Gütersloher Stiftung. Ähnliche Übereinstimmungen 
finden sich auch in Satzungen und im Organisationsaufbau anderer Bürgerstiftungen. 
136  Hierfür wurden die auf der Internetseite des Vereins Aktive Bürgerschaft verzeichneten Bürgerstiftungen im 
Hinblick auf das Gründungsjahr und den Sitz der Stiftung ausgewertet (vgl. zur Systematik der Erfassung von 
Bürgerstiftungen durch die Aktive Bürgerschaft Polterauer/Philipp 2007: 10 f.).  
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In den Jahren 2004 bis 2006 wurden jedes Jahr über 30 Bürgerstiftungen in Deutschland 
gegründet, so dass mittlerweile in über 150 Städten, Gemeinden und Regionen Bürger-
stiftungen aktiv sind (vgl. Abbildung 11). Insgesamt existierten am 31.12.2006, also zehn Jahre 
nach Gründung der ersten Bürgerstiftung nach dem Vorbild der Community Foundations, 
insgesamt 174 Bürgerstiftungen in Deutschland137 (Stand: 30.07.2007). Seit gut drei Jahren 
kann dabei von einem anhaltend hohen und dynamischen Gründungsniveau gesprochen 
werden. Nach den Vereinigten Staaten gibt es inzwischen in Deutschland die meisten Bürger-
stiftungen weltweit (vgl. Nährlich 2007: 4) und übereinstimmend wird davon ausgegangen, 
dass das Modell weitere Nachahmer finden wird und langfristig mit 400 bis 500 Bürger-
stiftungen bundesweit gerechnet wird (vgl. Hellmann 2007: 7, Walkenhorst 2004: 92).  
 
Bundesland Anzahl 
Nordrhein-Westfalen 56 
Baden-Württemberg 37 
Niedersachsen 29 
Bayern 21 
Hessen 8 
Thüringen 6 
Rheinland-Pfalz 3 
Mecklenburg-Vorpommern 3 
Brandenburg 2 
Schleswig-Holstein 2 
Berlin 2 
Sachsen 2 
Sachsen-Anhalt 1 
Hamburg 1 
Bremen 1 
Saarland 0 
Abbildung 12:  Gründung von Bürgerstiftungen nach Bundesländern bis 31.12.2006 
(Quelle: eigene Darstellung; Datenbasis: Bürgerstiftungsverzeichnis  
des Vereins Aktive Bürgerschaft, Stand: 30.07.2007) 
 
Betrachtet man die regionale Verteilung von Bürgerstiftungen, so ist festzustellen, dass mit 
Stand vom 31.12.2006 in allen Bundesländern mit Ausnahme des Saarlandes138 Bürgerstiftungen 
existieren. Nach der Auswertung des Verzeichnisses des Vereins Aktive Bürgerschaft für die 
                                                 
137  Hellmann berichtet für den Verein Aktive Bürgerschaft im „Länderspiegel Bürgerstiftungen“ sogar von 185 
Bürgerstiftungen, die bis Ende des Jahres 2006 gegründet wurden (vgl. Hellmann 2007: 7). Diese etwas höhere 
Gesamtzahl ergibt sich daraus, dass häufig zum Ende des Jahres noch eine große Zahl von 
Stiftungsanerkennungen erfolgt, von denen der Verein Aktive Bürgerschaft erst im Laufe der nachfolgenden 
Monate erfährt. Der Verein Aktive Bürgerschaft kann erst nach Information über die Stiftungsgründungen 
anhand der Stiftungssatzungen prüfen, ob diese Bürgerstiftungen in sein Verzeichnis aufgenommen werden. 
Ähnliches gilt für das Verzeichnis von Bürgerstiftungen der Initiative Bürgerstiftungen. Insgesamt muss in diesem 
Zusammenhang konstatiert werden, dass die Statistiken zu Bürgerstiftungen aufgrund der Datenlage und der 
Erfassungsmuster teilweise noch nicht einheitlich und daher mitunter irreführend sind. So weist beispielsweise 
der Länderspiegel 2007 des Vereins Aktive Bürgerschaft für das Jahr 2006 insgesamt 46 neu gegründete 
Bürgerstiftungen aus (Hellmann 2007: 7), während der Bundesverband Deutscher Stiftungen für 2006 von 44 
Neugründungen spricht (Bundesverband Deutscher Stiftungen 2007: 39). 
138  Für das Saarland ist bisher nur die Bürgerstiftung Saar bekannt. Diese wurde zum Zeitpunkt der Analyse jedoch 
nicht im Verzeichnis der Aktive Bürgerschaft geführt, da eine Datenerhebung bisher nicht möglich war. Daher 
wird die Bürgerstiftung Saar in den Statistiken bisher nicht berücksichtigt (vgl. Aktive Bürgerschaft 2007: 12). 
Auch eine eigene Kontaktaufnahme für den empirischen Teil dieser Arbeit war nicht erfolgreich.  
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Jahre 1996 bis 2006 gibt es die meisten Bürgerstiftungen in Nordrhein-Westfalen (56), gefolgt 
von Baden-Württemberg (37), Niedersachsen (29), Bayern (21) und Hessen (8). In den 
Flächenbundesländern bildet Sachsen-Anhalt mit bisher nur einer Bürgerstiftung in Halle/Saale 
das „Schlusslicht“, aber auch in Sachsen, Schleswig-Holstein und Brandenburg existieren bisher 
nur je zwei Bürgerstiftungen. Berlin hat neben der seit dem Jahr 1999 bestehenden 
„Bürgerstiftung Berlin“, deren Tätigkeitsbereich sich auf die gesamte Stadt erstreckt, mit der 
„Bürgerstiftung Berlin-Neukölln“ seit dem Jahr 2005 auch eine Bürgerstiftung, die auf der 
Ebene eines Stadtbezirkes tätig ist.  
Die räumliche Verteilung der Bürgerstiftungen spiegelt in etwa die Bevölkerungsverteilung in 
Deutschland wider, wobei auffällt, dass insbesondere in den ostdeutschen Bundesländern, 
Schleswig-Holstein und Rheinland-Pfalz bisher noch wenige Bürgerstiftungen bestehen. Auch 
zeigt sich eine gewisse „Ballung“ von Bürgerstiftungen in den Bundesländern, in denen die 
ersten Bürgerstiftungen in Deutschland gegründet wurden und die somit möglicherweise relativ 
schnell regionale Nachahmer fanden139: Dies gilt für Nordrhein-Westfalen (Stadt Stiftung 
Gütersloh 1996), Baden-Württemberg (Bürgerstiftung Mannheim 1998), Niedersachsen 
(Bürgerstiftung Hannover 1997) und Bayern (Bürgerstiftung Steingaden 1998). Auch ein Blick 
auf die ersten Bürgerstiftungsstädte bestätigt den Eindruck der regionalen Vorbild- bzw. 
Nachahmungseffekte140. 
Die Auflistung dieser Städte zeigt, dass es Bürgerstiftungen mittlerweile in Klein-, Mittel- und 
Großstädten gibt, und es gibt sie – wie zum Beispiel in Köln, Berlin und Bergisch-Gladbach – 
auch als Stadtbezirks- oder Stadtteilstiftungen oder als regional tätige Bürgerstiftungen, wie 
zum Beispiel im Westmünsterland, im Tecklenburger Land oder in der Region Jena-Saale-
Holzland. Die „Einwohnerreichweite“ von Bürgerstiftungen reicht von gut 1.800 Einwohner in 
der Gemeinde Schwalenberg bis hin einer Bürgerschaft von rund 3,5 Millionen Menschen in 
Berlin. Damit wird deutlich, dass die Gründung einer Bürgerstiftung nicht zwangsläufig an eine 
bestimmte Größe ihres Tätigkeitsbereiches oder eine bestimmte Einwohnerzahl gebunden ist.  
                                                 
139  Neben den regionalen Vorbild- bzw. Nachahmungseffekten gibt es eine Reihe weiterer Gründe, auf die das 
vermehrte Gründen von Bürgerstiftungen zurückgeführt werden kann. Erstens ist die Unterstützung von anderen 
Stiftungen als ein wichtiger Faktor für die Entwicklung von Bürgerstiftungen in Deutschland zu werten: In 
Dresden und Hamburg hat beispielsweise die Körber-Stiftung den Aufbau und die Projektarbeit der 
Bürgerstiftungen maßgeblich unterstützt, und in Herten haben die Freudenberg Stiftung und die Schweisfurth 
Stiftung auf ähnliche Weise eine erste Anschubhilfe gegeben (vgl. Walkenhorst 2004: 80 ff.). Zweitens gibt es 
seit Ende 2001 mit der von der Bertelsmann Stiftung und der Klaus Tschira Stiftung der Körber-Stiftung 
gegründeten Initiative Bürgerstiftungen, dem Verein Aktive Bürgerschaft in Berlin und dem Städtenetzwerk 
NRW in Unna mittlerweile mehrere Anlauf- und Beratungsstellen, die sich die Förderung und Beratung von 
Gründungsinitiativen zur Aufgabe gemacht haben. Drittens schließlich hat die Idee der Bürgerstiftung 
Berücksichtigung bei dem im Jahr 2000 in Kraft getretenen „Gesetz zur steuerlichen Förderung von Stiftungen“ 
(Stiftungssteuerreform) gefunden, durch die besondere steuerrechtliche Anreize für Zuwendungen und bei der 
Gründung einer Bürgerstiftung geschaffen wurden (vgl. Walkenhorst 2004: 93). Auch das im Jahr 2007 in Kraft 
getretene „Gesetz zur weiteren Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements" bietet weitere steuerliche 
Anreize und begünstigt sowohl neu zu gründende Bürgerstiftungen als auch Zustiftungen in das Vermögen 
bereits bestehender Bürgerstiftungen. Darüber hinaus wird die Spendenabzugshöhe ebenso angehoben wie die 
Besteuerungsgrenze für wirtschaftliche Geschäftsbetriebe, die keine Zweckbetriebe sind. „Die 
Rahmenbedingungen für das finanzielle Wachstum der Bürgerstiftungen sind damit weiter verbessert worden“ 
(Nährlich 2007: 6). 
140  So finden sich im Umkreis von Gütersloh in den Städten Rietberg, Herzebrock-Clarholz, Rheda-Wiedenbrück 
und Bielefeld bereits vier weitere Bürgerstiftungen. Rund um Hannover finden sich Bürgerstiftungen in 
Isernhagen, Langenhagen, Hildesheim sowie im Hannoveraner Stadtteil Sahlkamp-Vahrenheide. Auch unweit 
der im Jahre 1999 gegründeten Bürgerstiftung für den Landkreis Fürstenfeldbruck sind mittlerweile mehrere 
Bürgerstiftungen ins Leben gerufen worden, so z. B. in München, Bad Tölz, Bad Aibling, Aichach, Garmisch-
Partenkirchen und Augsburg. 
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Mit der steigenden Zahl an Bürgerstiftungen geht auch ein Wachstum des Gesamtvermögens 
der deutschen Bürgerstiftungen einher. Während der Verein Aktive Bürgerschaft das 
Gesamtvermögen der deutschen Bürgerstiftungen zum Sommer 2006 noch mit 60,5 Millionen 
Euro berechnete (Hellmann 2006a: 7), betrug das Gesamtvermögen zum Sommer 2007 rund 
84,1 Millionen Euro (Hellmann 2007: 8). Damit wird ein Vermögenszuwachs von 38,9 Prozent 
innerhalb eines Jahres bilanziert. Das durchschnittliche Stiftungskapital von Bürgerstiftungen 
liegt bei 429.096 Euro. Damit zeigt sich nach Ansicht von Hellmann (2007: 8), „dass engagierte 
Bürger das Stiftungsmodell der Bürgerstiftung gut annehmen und den Stiftungen immer mehr 
Vermögen zur Verfügung stellen“. Auf Grundlage dieser Entwicklung geht der Verein Aktive 
Bürgerschaft davon aus, dass das Vermögen im Laufe des Jahres 2008 erstmals einen 
dreistelligen Millionenbetrag erreichen und auf über 100 Millionen Euro ansteigen wird. 
3.2 Bürgerstiftungsformen und -typen in Deutschland 
Die unterschiedlichen Entstehungshintergründe, die verschiedenen räumlichen Bezugsgrößen 
und die verschiedenartigen, von den Gründungsstiftern beabsichtigten Stiftungsziele und -
zwecke haben zu einer großen Formen- und Typenvielfalt von Bürgerstiftungen geführt (vgl. 
z. B. Hoelscher 2007). Dabei ist auf Basis der bisherigen Entwicklungen eine Differenzierung 
bzw. Typologisierung in dreifacher Hinsicht möglich. 
Ein erster Ansatz, verschiedene Typen von Bürgerstiftungen zu unterscheiden, orientiert sich am 
Entstehungsprozess der Bürgerstiftungen (vgl. z. B. Pfeiffer 1998: 88 ff.). Je nachdem von wem 
bzw. wie der Impuls zur Gründung einer Bürgerstiftung ausgegangen ist, kann man 
Bürgerstiftungen in „bottom-up“ und „top-down“ gegründete Organisationen differenzieren: 
• Das so genannte „top-down-Modell“ ist dadurch gekennzeichnet, dass die Initiative zur 
Gründung einer Bürgerstiftung von einem Großstifter, einem Unternehmen oder einer 
anderen Institution ausgeht. Der Stifter stellt ein Gründungskapital zur Verfügung, das 
die Bürgerstiftung in die Lage versetzt, ihre Tätigkeit umgehend aufzunehmen und 
bestimmt häufig auch die ersten Gremienmitglieder der Stiftung. Beispiele für ein solches 
Vorgehen sind die Stadt Stiftung Gütersloh, die Bürgerstiftung Goslar oder die Bürger-
stiftung Paderborn. Die Vorteile eines solchen Vorgehens können darin gesehen 
werden, dass die nach diesem Modell gegründeten Bürgerstiftungen durch die 
gesicherte Anschubfinanzierung bereits nach kurzer Zeit ihre Projekt- bzw. Fördertätig-
keit aufnehmen können. Ein Nachteil kann jedoch sein, dass es durch dieses Vorgehen 
schwierig wird, weitere Zustifter für die Stiftung und Stiftungsarbeit zu gewinnen. 
• Im Gegensatz dazu entstehen „bottom-up“-Bürgerstiftungen, aus einem Initiativkreis 
von Bürgern einer Stadt, wie etwa in Hannover, Herten oder Hamburg. Auch in Münster 
fanden sich auf diese Weise 245 Gründungsstifter zusammen, um die dortige Bürger-
stiftung ins Leben zu rufen. Diese Erststifter, die ein bestimmtes Mindestkapital in die 
Stiftungen eingebracht haben oder in Zukunft einbringen werden, bilden gemäß 
Satzung die Stiftungsversammlung, die wiederum den Stiftungsrat und diese den 
Stiftungsvorstand wählt. Der offensichtliche Vorteil eines solchen „bottom-up-Modells“ 
liegt in der Einbeziehung einer größeren Zahl von unmittelbar beteiligten Personen von 
Beginn der Stiftungsgründung an. Die Satzung und Organisationsstruktur der auf diese 
Weise gegründeten Bürgerstiftungen weisen in höherem Maße partizipative Elemente 
auf, als dies etwa in bei den „top-down“ Bürgerstiftungen der Fall ist. 
Die Erfahrung zeigt jedoch, dass diese Differenzierung zwar wichtig ist für die Gestaltungs- und 
Gründungsphase einer Bürgerstiftung. Gleichwohl macht aber das Beispiel der Stadt Stiftung 
Gütersloh deutlich, dass es trotzdem gelingen kann, weitere Zustifter für das Stiftungsvermögen 
und auch eine große Zahl an Freiwilligen für die Stiftungsarbeit zu gewinnen. Insofern spielt 
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diese Form der Differenzierung für die Betrachtung der Beiträge von Bürgerstiftungen keine 
weitere Rolle, da die Herkunft des Stiftungsvermögens nicht allein charakteristisch ist für eine 
Bürgerstiftung.  
Ein zweiter Ansatz der Unterscheidung von Bürgerstiftungen basiert auf der Betrachtung der 
Organisationen, von denen die Initiative zur Gründung einer Bürgerstiftung ausging und die 
maßgeblich das Stiftungsvermögen beigesteuert haben sowie den damit oftmals verbundenen 
Regelungen in der Satzung zur Besetzung der Stiftungsgremien. Bei dieser Unterscheidungsart 
lassen sich Bürgerstiftungen unterscheiden, die von Kommunen, von Geldinstituten oder von 
kirchlichen Gemeinden und Vereinigungen gegründet wurden. Demgegenüber steht die in 
dieser Hinsicht jeweils unabhängige Bürgerstiftung (vgl. z. B. Wimmer 2004: 112 ff., Walken-
horst 2004: 84 ff., Wolf 2000: 99 ff.). 
• Kommunal initiierte Bürgerstiftungen: Zu dieser Kategorie gehören Stiftungen, die 
durch Gründungsakt, Einbringung des Stiftungskapitals oder personelle Verflechtungen 
sehr eng mit der Kommune verbunden sind, in der sie tätig sind. Bei diesen Stiftungen 
entstammt das Stiftungsvermögen mittelbar oder unmittelbar öffentlichen Haushalten, 
Verkäufen oder Privatisierungen kommunaler Liegenschaften, Sondervermögen und 
Beteiligungen oder aus der Zusammenführung bereits bestehender kommunaler 
Stiftungen in eine neue, dritte Stiftung. Zustiftungen von Bürgerinnen und Bürgern 
erfolgen in diesen Fällen typischerweise erst nach Gründung der Stiftung. 
Charakteristisch für eine kommunal initiierte Bürgerstiftung ist aber weniger die 
Herkunft des Stiftungsvermögens, sondern vielmehr, dass die Satzungen dieser 
Stiftungen häufig kommunalen Mandatsträgern, Ratsfraktionen, der Verwaltungsspitze 
oder einer Kombination aus diesen Akteuren eine beherrschende Stellung in der 
Ausgestaltung der Stiftungsarbeit einräumen. Mitwirkungsmöglichkeiten für 
Bürgerinnen und Bürger werden häufig nicht oder nur begrenzt angeboten141.  
• Von Geldinstituten initiierte Bürgerstiftungen: Als von Geldinstituten initiierte Bürger-
stiftungen können solche Stiftungen bezeichnet werden, die von einem Geldinstitut 
gegründet wurden und in der Regel mit einem Startkapital ausgestattet wurden. Meist 
handelt es sich bei den Geldinstituten um Sparkassen oder Genossenschaftsbanken142. 
Auch diese Stiftungen fördern gemeinnützige Projekte in einem lokal begrenzten Tätig-
keitsbereich, und sie bieten Bürgerinnen und Bürgern oftmals Möglichkeiten zum Zu-
stiften von Zeit und Geld, jedoch werden die Entscheidungsgremien meist mehrheitlich 
von Vertretern der Finanzinstitute besetzt oder zumindest die Funktion des Vorstands-
vorsitzenden wird durch eine Führungsperson des jeweiligen Geldinstitutes gestellt143. 
Allerdings zeigen sich hier mittlerweile Tendenzen, dass auf die Gremiendominanz in 
einzelnen Stiftungen verzichtet wird (vgl. DSGV 2006: 2.1.4). 
                                                 
141  Das bekannteste Beispiel einer kommunal initiierten und dominierten Bürgerstiftung findet sich in Ulm. Die 
dortige „Bürgerstiftung Ulm“ wurde vom Stadtrat gegründet, der Stiftungsvorstand besteht aus dem Ober-
bürgermeister und Vertretern der im Stadtrat vertretenen Fraktionen, und die Geschäftsführung unterliegt der 
Stadtverwaltung. Weitere Beispiele für kommunal initiierte Bürgerstiftungen finden sich unter anderem in 
Göppingen, Ludwigsburg, Schwäbisch Gmünd und Tauberbischofsheim. 
142  Beispiele sind die Bürgerstiftung der Sparkasse Iserlohn, die Bürgerstiftung der Sparkasse Oberhausen, die 
Bürger-Stiftung der Kreissparkasse Stade oder die Bürgerstiftung für den Landkreis Mittweida.  
143  Walkenhorst (2004: 84 f.) weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass dabei vor allem die „Kampagne 
Bürgerstiftungen“ des Bundesverbandes der Deutschen Volks- und Raiffeisenbanken als problematisch einzu-
schätzen ist. Diese Kampagne, die im Jahr 2002 über den Verein Aktive Bürgerschaft gestartet wurde, ruft Volks- 
und Raiffeisenbanken dazu auf, Bürgerstiftungen mit zu initiieren, zu fördern und zu unterstützen. Der dafür 
erarbeitete Leitfaden des Vereins Aktive Bürgerschaft empfiehlt, dass in der Satzung festgelegt wird, der Vor-
standsvorsitzende der jeweiligen Genossenschaftsbank möge immer zugleich Vorsitzender des Stiftungsvorstan-
des sein (Aktive Bürgerschaft 2002: 4 ff.), was aber dem Merkmal der „Unabhängigkeit“ von Bürgerstiftungen 
eindeutig widerspreche.  
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• Kirchlich initiierte Bürgerstiftungen: Kirchlich oder konfessionell gebundene und initiier-
te Bürgerstiftungen sind in der Regel von Kirchengemeinden oder ihnen nahe stehenden 
Personen oder Gruppen gegründet werden. Dabei führen einige dieser Stiftungen auch 
die Bezeichnung Bürgerstiftung im Namen144. Aufgrund einer zumeist begrenzten 
Zwecksetzung, einer engen Anbindung an die Großinstitution Kirche und aufgrund 
„ihres konfessionellen Exklusivitätsanspruchs“ (Walkenhorst 2004: 87) ist die Bezeich-
nung „Bürgerstiftung“ für diese kirchlichen Gemeinschaftsstiftungen jedoch irreführend 
und deshalb problematisch.  
• Unabhängige Bürgerstiftungen: Entsprechend dem Selbstverständnis der Bürgerstiftun-
gen als „Stiftung von Bürgern für Bürger“ betonen die unabhängigen oder „klas-
sischen“ Stiftungen gerade den Aspekt der Unabhängigkeit. Sie grenzen sich daher 
teilweise deutlich von der Kommune dahingehend ab, dass sie bei der Aufbringung des 
Stiftungskapitals ausdrücklich die Einbeziehung öffentlicher oder quasi-öffentlicher 
Mittel vermeiden. Allerdings finden sich auch unter den sogenannten unabhängigen 
Bürgerstiftungen Beispiele dafür, dass sowohl Mittel von Geldinstituten als auch 
öffentliche Mittel in das Startkapital geflossen sind.  
Die dritte Unterscheidungsmöglichkeit liegt schließlich in der Differenzierung der Rechtsform 
von Bürgerstiftungen. So finden sich grundsätzlich sowohl Bürgerstiftungen öffentlichen Rechts 
als auch sogenannte unselbständige Bürgerstiftungen unter den deutschen Bürgerstiftungen. Da 
der Begriff Bürgerstiftung aber, wie dargelegt, rechtlich nicht geschützt ist, sind grundsätzlich 
auch andere Rechtsformen denkbar, wie zum Beispiel eine Bürgerstiftung in Vereinsform, in 
Form einer gemeinnützigen GmbH oder einer gemeinnützigen Aktiengesellschaft. Ein erstes 
Beispiel hierfür ist die Bürgerstiftung Duisburg, die in der Rechtsform einer gemeinnützigen 
Aktiengesellschaft gegründet wurde und den Namen „Bürgerstiftung Duisburg gAG“ führt. 
Weitere Beispiele hierfür sind bisher jedoch nicht bekannt. Die Duisburger Bürgerstiftung kann 
aber insofern nicht zu den hier untersuchten Bürgerstiftungen gezählt werden, da die Definition 
und Merkmale explizit die Rechtsform einer Bürgerstiftung vorsehen (vgl. Kapitel IV.1.3). 
Der in der Literatur übereinstimmenden Richtung, nach dieser Differenzierung nur die 
unabhängigen Bürgerstiftungen zu betrachten, wird auch in dieser Untersuchung gefolgt.  
 
3.3 Aktueller Stand der Diskussion und Forschung zu Bürgerstiftungen 
Bürgerstiftungen ziehen in der medialen wie politischen Öffentlichkeit seit einigen Jahren große 
Aufmerksamkeit auf sich145. Die Gründung und Entwicklung von Bürgerstiftungen wird 
mittlerweile von fast allen politischen Lagern und auch von Seiten der Bundesregierung 
unterstützt146. Auch die Enquete-Kommission des 14. Deutschen Bundestages zur Zukunft des 
                                                 
144  Beispiele für kirchlich initiierte Bürgerstiftungen sind die von einem katholischen Pfarrer gegründete Bürger-
stiftung Rheinviertel, die „Evangelische Bürgerstiftung im Dekanat Würzburg“ oder die „Bürgerstiftung Evange-
lisch in Regensburg“. Letztere ist eine kirchliche Stiftung des öffentlichen Rechts, die den Erhalt der historischen 
Kirchen in Regensburg und die Förderung der sozialen Arbeit der dortigen Kirchengemeinden zum Zweck hat.  
145  Im Hinblick auf die Aufmerksamkeit von Seiten der Medien sei z. B. auf die achtseitige Sonderbeilage 
„Bürgerstiftung Stuttgart“ der Stuttgarter Nachrichten vom 22.11.2005 oder auf die umfangreiche 
Zusammenstellung von Presseartikeln über Bürgerstiftungen durch den Verein Aktive Bürgerschaft verwiesen. 
146  Auf bundespolitischer Ebene nennen sich zum Beispiel die amtierenden Ministerpräsidenten Kurt Beck und 
Wolfgang Böhmer sowie Bundesministerin Ursula von der Leyen „Freunde der Bürgerstiftungen“ und 
unterstützen die Arbeit der „Initiative Bürgerstiftungen“ in Berlin. Diese wurde im Jahre 2001 als Anlauf- und 
Beratungsstelle für Bürgerstiftungen und Initiativen gegründet und wird unter anderem aus Mitteln des 
Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) gefördert. Ebenfalls als Anlauf- und 
Beratungsstelle für Bürgerstiftungen und Initiativen versteht sich der Verein Aktive Bürgerschaft, der wiederum 
u. a. in Kooperation mit verschiedenen Landesregierungen sogenannte „Bürgerstiftungstage“ z. B. in Hessen, 
Rheinland-Pfalz und Bayern durchgeführt hat.  
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Bürgerschaftlichen Engagements hat sich in dem im Juni 2002 vorgelegten Bericht in dem den 
Stiftungen gewidmeten Abschnitt intensiv mit Bürgerstiftungen auseinandergesetzt147 (vgl. 
Enquete-Kommission 2002: 117 ff.).  
Die wissenschaftliche Diskussion über Bürgerstiftungen wird ebenfalls in zunehmendem 
Ausmaß geführt. Die bisherigen Beiträge entstammen vornehmlich aus politik- und 
sozialwissenschaftlicher, ökonomischer und rechtswissenschaftlicher Perspektive. Dabei sind 
sowohl der Stand der statistischen Erfassung als auch die Literatur über Bürgerstiftungen aber 
insgesamt noch sehr überschaubar, da der Wissensstand vornehmlich auf den Ergebnissen von 
wenigen Umfragen, Diplomarbeiten, Dissertationen sowie auf Expertenbeobachtungen beruht.  
Eine statistische Erfassung der quantitativen Entwicklung von Bürgerstiftungen und ihrer 
Vermögen hat der Vereine Aktive Bürgerschaft begonnen148. Im Vordergrund der Betrachtung 
stehen dabei aber bisher lediglich die Zahlen der Gesamt- und Treuhandvermögen von 
Bürgerstiftungen, mit deren Hilfe sich das Wachstum und der „Aufwind“ von Bürgerstiftungen 
veranschaulichen lassen. Eine vertiefende Auseinandersetzung mit diesen Daten hat bisher nur 
ansatzweise stattgefunden. In einem ähnlich „Anfangsstadium“ befindet sich die Datenlage im 
Hinblick auf die Schwerpunkte der Stiftungsaktivitäten von Bürgerstiftungen. Aussagen zu den 
in der Praxis geförderten und selbst durchgeführten Projekten lassen sich bisher lediglich auf 
Grundlage einer jährlichen „Umfrage Bürgerstiftungen“ der Initiative Bürgerstiftungen und 
einer Untersuchung von Schomacher (2005) treffen. Zwar stimmen die jeweiligen Ergebnisse 
insoweit überein, dass das Thema Jugend die Stiftungsaktivitäten dominiert, doch weichen die 
weiteren Aussagen teilweise deutlich voneinander ab und sind vor allem methodisch nicht 
hinreichend gesichert149.  
Im Rahmen der wissenschaftlichen Fachdiskussion über Bürgerstiftungen wird der Fokus 
gegenwärtig besonders stark auf die Stellung von Bürgerstiftungen in der Zivil- bzw. Bürger-
gesellschaft gerichtet. Ausdrücklich das zivilgesellschaftliche Potential von Bürgerstiftungen 
untersucht Schomacher (2001), aber auch die Arbeiten von Fischbach (2001), Fauser und 
Wierth (2001) und Felder (2006) zur Frage der Förderung bürgerschaftlichen Engagements 
durch Bürgerstiftungen stehen in diesem Zusammenhang. Alle Arbeiten machen deutlich, dass 
Bürgerstiftungen aufgrund ihrer angestrebten neutral-vermittelnden Integrationsfunktion ein 
wichtiges Element zur Förderung der Zivilgesellschaft darstellen, dass sich aber auf Grundlage 
der bisher erst kurzen Erfahrungen zurzeit nur ein geringes Potential für „mehr“ und 
langfristiges Bürgerengagement „aller“ Bürger erkennen lässt. Die Mobilisierung von Bürger-
                                                 
147  Dies geschah seinerzeit zu einem Zeitpunkt, zu dem die die Zahl der Neugründungen von „klassischen“ 
Stiftungen zwar bei etwa 1.000 Stiftungen im Jahr 2001 lag, sich die Zahl der jährlichen Neugründungen von 
Bürgerstiftungen hingegen auf bestenfalls 20 belief (vgl. Nährlich/Strachwitz 2005: 9). Schon sehr früh wurde 
also offensichtlich eine gute „Lobbyarbeit“ von und für Bürgerstiftungen betrieben, die sich anfangs aber 
allenfalls aus theoretischen Erwartungen und Wunschvorstellungen gegenüber diesem „neuen“ Stiftungstyp 
speiste und kaum aus tatsächlichen Erkenntnissen darüber, was Bürgerstiftungen innerhalb von nur knapp fünf 
Jahren tatsächlich geleistet oder im Vergleich zu anderen Stiftungen oder Vereinen „besser“ gemacht haben. 
148  Der Verein Aktive Bürgerschaft hat Daten zur Entwicklung von Bürgerstiftungen in sogenannten 
„Länderspiegeln“ für die Jahre 2006 und 2007 vorgelegt. Die darin enthaltenen Zahlen basieren überwiegend 
auf Auskünften der Bürgerstiftungen und beziehen sich vornehmlich auf die Vermögen der Bürgerstiftungen. 
Angaben zur Verteilung der Stiftungszwecke oder zu tatsächlichen Schwerpunkten der Bürgerstiftungstätigkeiten 
sind darin nicht enthalten (vgl. Aktive Bürgerschaft 2006, 2007). 
149  Die Daten der Initiative Bürgerstiftungen sind insofern problematisch und nur tendenziell aussagekräftig, da 
weder die Grundgesamtheit der befragten Stiftungen noch die bei der Umfrage gestellten Fragen angegeben 
werden. Bei der Untersuchung von Schomacher handelte sich um eine Zweckkategorisierung auf der Grundlage 
der Internetauftritte von 48 Bürgerstiftungen im Jahr 2004. Eine Unterscheidung der Aktivitäten in fördernde 
oder operative Projekte wurde dabei nicht vorgenommen (Schomacher 2005: 134).  
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engagement gelingt Schomacher (2005: 103) zufolge in erster Linie nur in bereits aktiven 
Kreisen; neue gesellschaftliche Gruppen seien bisher kaum hinzugewonnen worden. Auch 
Hinterhuber/Hoelscher (2005: 101) bewerten den Beitrag von Bürgerstiftungen zur Zivilgesell-
schaft als „eher moderat“, weil sowohl der Ausbau des Stiftungsvermögens als auch die breite 
Partizipation von unterschiedlichen Bevölkerungsteilen bisher nicht befriedigend gelungen sei. 
Gleichwohl sehen sie nach einem dreijährigen Monitoring von sechs Bürgerstiftungen diese 
bereits eine „wichtige Position“ in der jeweiligen kommunalen Nonprofit-Landschaft ein-
nehmen.  
Diese „Position“ bzw. Einordnung von Bürgerstiftungen als neue Akteure in Städten und 
Regionen wird neben dem „partizipatorischen Element“ von Bürgerstiftungen ebenfalls häufig 
diskutiert. Dabei zeichnet sich ein Bild ab, nach dem Bürgerstiftungen sowohl in Konkurrenz als 
auch in Kooperation zu anderen Akteuren stehen. Dies betrifft ihre Stellung sowohl zu Akteuren 
des Marktes als auch zu Akteuren des Staates und des Dritten Sektors. Während zum Beispiel 
Walkenhorst (2004: 95) betont, dass Bürgerstiftungen „außer angemessenen Rahmenbe-
dingungen auch strategische Partner“ benötigen, „um sich zu wirksamen Katalysatoren der 
Bürgergesellschaft entwickeln zu können“ (vgl. ähnlich Hoelscher 2007), sieht Petry (2005: 
19 ff.) die Gefahr einer Konkurrenzsituation der Akteure: „Die Bürgerstiftung steht in 
Konkurrenz zu den Kommunen, der Kirche und den Banken. (…) Bürgerstiftungen geraten (…) 
leicht in Gefahr, als Konkurrenten um knappe Mittel betrachtet und von etablierten Ein-
richtungen des Dritten Sektors behindert zu werden“. Dem lässt sich mit den Ausführungen von 
Hellmann (2006b: 8/4.5) jedoch begegnen, dass es gerade für die „innersektorale“ Zusammen-
arbeit zwischen sozialen Organisationen und Bürgerstiftungen mittlerweile eine ganze Reihe 
von Beispielen für solche Partnerschaften gibt. Kooperationen scheinen für die Leistungs-
erbringung von Bürgerstiftungen also durchaus eine Rolle zu spielen, wenngleich das Bild hierzu 
bisher noch unklar und klärungsbedürftig ist.  
Gegenstand des qualitativ angelegten politik- und sozialwissenschaftlichen Monitorings von 
Hinterhuber/Hoelscher (2005) sind darüber hinaus die Analyse der Stiftungsgründungen 
(bottom-up- versus top-down-Errichtungsmodelle), die Untersuchung der jeweiligen Entste-
hungshintergründe („unabhängig“, kommunal oder von einem Geldinstitut initiierte Bürger-
stiftung) sowie Unterschiede im internationalen Vergleich: Dabei wird erkennbar, dass deutsche 
Bürgerstiftungen im Gegensatz zu amerikanischen oder britischen Community Foundations in 
vergleichsweise geringem Ausmaß fördernd, dafür aber umso stärker operativ tätig sind. Dies 
wird gerade vor dem Hintergrund der Notwendigkeit von Anstrengungen für den 
Vermögensaufbau von Bürgerstiftungen kritisch hinterfragt (vgl. Hoelscher/Hinterhuber 2005: 
62). 
An die Frage des Vermögensaufbaus knüpft aus ökonomischer Perspektive die Arbeit von Groß 
(2002) an: Losgelöst vom zivilgesellschaftlichen Kontext werden darin die Fundraising-Konzepte 
von vier deutschen Bürgerstiftungen untersucht. Damit wird der bereits relativ spezifischen 
Frage nachgegangen, welche Möglichkeiten sich Bürgerstiftungen bieten, um einen schnellen 
und zielgerichteten Vermögensaufbau und Spendenakquisition betreiben zu können.  
Becker (2000) hat sich mit Bürgerstiftungen vor allem im Zusammenhang mit dem kommunalen 
Sparkassenwesen auseinandergesetzt und geht der Frage nach, auf welche Weise Sparkassen 
Bürgerstiftungen unterstützen können und wie eine Zusammenarbeit auf dem lokalen 
gemeinnützigen Sektor aussehen könnte. Vor allem vor dem Hintergrund der Diskussionen um 
eine Privatisierung oder Umwandlung der kommunalen Sparkassen in von Stiftungen getragene 
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Aktiengesellschaften (vgl. SVR 2008: 160 ff., Deutscher Landkreistag 2008, Gärtner 2004) und 
für einen internationalen komparativen Vergleich von Bürgerstiftungen ist diese eher rechts- 
und finanzwissenschaftlich geprägte Thematik von besonderem Interesse150. 
Diskutiert wird schließlich aus rechtswissenschaftlicher Sicht, inwiefern die Rechtsform der 
Stiftung der Realität von Bürgerstiftungen, die auf Partizipation der Bürger ausgerichtet sind, 
angemessen ist: Damit wird vor allem ein Beitrag zu mehr Rechtsklarheit und -sicherheit im 
praktischen Umgang mit der neuartigen Stiftungsform geleistet, zumal das in deutschen 
Bürgerstiftungen oftmals neu eingeführte Organ der Stiftungsversammlung zu einer 
Vermengung von Stiftungs- und Körperschaftsrechtsform führt (vgl. insbesondere Kaper 2006 
sowie Böckel 2006). 
Weniger wissenschaftlichen als eher beratenden Charakter hatte die begleitende Evaluierung 
des Projektes „Gründung einer Bürgerstiftung mit dem Förderbereich ‚Nachhaltigkeit und 
Partizipation’“ durch das Institut zur Erforschung sozialer Chancen in Köln. Dabei wurden durch 
prozessbegleitende Beratungs- und Rückkopplungsinputs konzeptionelle Beiträge zur 
Entwicklung einer auf dem Kölner Agendaprozess fußenden Gründungsstrategie für die 
Bürgerstiftung Köln geliefert (vgl. Rüttgers/Schwarz 2004).  
Darüber hinaus liegen mittlerweile diverse ähnlich gelagerte Arbeitshilfen und Materialien für 
den Aufbau, die Gründung und die Arbeit von Bürgerstiftungen151 (z. B. Aktive Bürgerschaft 
2002, Initiative Bürgerstiftungen 2002, Städtenetzwerk NRW 2002; in diesem Sinne auch 
MSWKS 2002 und BVR 2003) sowie Anthologien der Bertelsmann Stiftung (1999; 2000; 2004), 
des Bundesverbandes Deutscher Stiftungen (2002) und des Vereins Aktive Bürgerschaft 
(Nährlich et al 2005) vor .  
Auch in der englischsprachigen Literatur überwiegen in der Regel Anthologien (vgl. z. B. Magat 
1989) und praktische Arbeitshilfen (vgl. COF 1994; 2003) zum Thema Community 
Foundations; vorliegende Studien (z.B. Struckhoff 1991) beschäftigen sich mit internen 
Organisationsfragen wie den Wachstumsbedingungen und dem Vermögensaufbau von 
Bürgerstiftungen, reflektieren jedoch nicht das Wirken und Handeln von Bürgerstiftungen im 
gesellschaftspolitischen Kontext. Die Evaluierung von Stiftungen wird in den Vereinigten 
Staaten zwar bereits thematisiert (vgl. COF 1993), für Community Foundations sind jedoch 
noch keine entsprechenden empirischen Untersuchungen bekannt. Dies gleichermaßen für 
Community Foundations in Großbritannien. Erkennbar ist allerdings, dass im internationalen 
Kontext zunehmend auch das Wirken und Handeln von Bürgerstiftungen thematisiert wird152.  
                                                 
150 Wie bereits dargelegt, wurden z. B. in Italien alle bisher bestehenden Bürgerstiftungen von der Fondazione 
Cariplo gegründet bzw. angestoßen (vgl. Hinterhuber/Hoelscher 2005: 30 f.). Auch in Deutschland ist eine 
Reihe von Bürgerstiftungen auf Initiative von Sparkassen ins Leben gerufen bzw. – wie beispielsweise in Büren – 
nach dem Verkauf von kommunalen Sparkassen gegründet worden. Hintergrund für die besondere Verbindung 
von Sparkassen und Bürgerstiftungen ist unter anderem der rechtliche Auftrag der „Erfüllung von 
Gemeinwohlaufgaben“ sowie das „Regionalprinzip“ der Sparkassen (vgl. Becker 2000: 28 f.). 
151  Hinterhuber/Hoelscher (2005: 14) sprechen in diesem Zusammenhang von „Anleitungsliteratur“. 
152  So ist zum einen im Jahre 2005 im Rahmen des Transatlantic Community Foundation Network (TCFN) der 
Bertelsmann Stiftung und der Charles Stewart Mott Foundation eine eigene Arbeitsgruppe „Community 
Leadership – Nongrantmaking Roles of Community Foundations“ eingerichtet worden. Zum anderen wurde 
vom European Foundation Centre (EFC) in einer explorativen Studie die Rolle von Kooperationen zwischen 
Bürgerstiftungen und dem öffentlichen Sektor in den baltischen Ländern untersucht (Kunická 2005). 
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Trotz des zunehmenden Interesses an der Organisationsform Bürgerstiftung muss deren 
wissenschaftliche bzw. empirisch basierte Analyse insgesamt als noch unzureichend bezeichnet 
werden153 (vgl. Kaper 2006: 23; Hellmann 2006a: 6, Bundesverband Deutscher Stiftungen 
2007: 50). Dieser disparate Wissensstand gilt jedoch, wie gezeigt, für das Stiftungswesen 
allgemein154: „Zwar hat man sich in den letzten Jahren um ein genaueres statistisches Profil 
europäischer Stiftungen bemüht; detaillierte empirische Belege dafür, welche Art von Aufgaben 
Stiftungen in den europäischen Ländern erfüllen, fehlen aber noch immer“, so Anheier (2003: 
46 f.), der vor allem den Mangel an Erkenntnissen über das Verhältnis von Stiftungen und 
Gesellschaft bzw. Stiftungen und Staat herausstellt. 
Während in der Praxis die Städte Bürgerstiftungen also vielerorts bereits für sich entdeckt 
haben, gibt es hierzu von Seiten der Wissenschaft bis dato kaum systematisch und umfassend 
reflektierende Beiträge. In Diskussionen zur Stadt- und Raumplanung werden Stiftungen und 
Bürgerstiftungen zwar allmählich als Akteure der Stadtentwicklung erkannt (vgl. z. B. Breckner 
2006, Boll 2006, Kempe 2007), eine intensive Auseinandersetzung mit Stiftungen steht jedoch 
noch am Anfang. Es fehlt sowohl ein Vergleich mit anderen intermediären Organisations-
formen155 – wie zum Beispiel dem Verein (vgl. z.B. ILS 1990; Zimmer 1991; Braun 2004) oder 
der Genossenschaft (vgl. z.B. Hettlage 1998) – und deren Wirken im Kontext der Stadtent-
wicklung als auch insbesondere eine Untersuchung darüber, was Bürgerstiftungen jenseits der 
zivilgesellschaftlichen Diskussion und allgemeinen Sympathie eigentlich für die Stadt bewirken 
und erreichen können – sei es zum Beispiel durch fördernde oder operative Projekte oder durch 
Kooperationen mit anderen städtischen Akteuren. Chancen und Potentiale, aber auch mögliche 
Schwierigkeiten oder aus stadtentwicklungspolitischer Sicht ungewünschte Entwicklungen, die 
durch die Arbeit und Beiträge von Bürgerstiftungen entstehen können, sind bisher nicht 
untersucht156. Es fehlen Belege dafür, dass Bürgerstiftungen ihrem Anspruch gerecht werden, 
durch Übernahme öffentlicher Anliegen Beiträge zum Wohl aller Bürger zu leisten, oder dass sie 
gar, wie gelegentlich unterstellt (vgl. Pfeiffer 2002: 56), einen wesentlich höheren Wirkungs-
grad der eingesetzten Mittel erreichen können als öffentliche Akteure. Strachwitz (2005: 35) 
kritisiert daher einen „Vertrauensvorschuss“ gegenüber Bürgerstiftungen und die unverhältnis-
mäßig hohe öffentliche Aufmerksamkeit gegenüber Bürgerstiftungen angesichts ihrer noch 
bescheidenen finanziellen Möglichkeiten.  
Insgesamt bestehen also einerseits Defizite im Bereich der Erforschung der mit Bürgerstiftungen 
verbunden Chancen und Potentiale sowie andererseits Defizite im Identifizieren der mit Bürger-
stiftungen verbundenen Konfliktfelder. Oder, anders ausgedrückt: Es fehlt der „Beipackzettel“ 
mit Hinweisen auf Anwendungsgebiete sowie Risiken und Nebenwirkungen von Bürger-
stiftungen. 
                                                 
153  Dies gilt nicht nur für Bürgerstiftungen in Deutschland. Auch in Italien liegen den Angaben von Casadei (2006: 
149) zufolge bisher noch keine wissenschaftlichen Untersuchungen über Bürgerstiftungen vor, die Gelegenheit 
für eine vergleichende Analyse gäben. 
154 Zum Mangel und Nachholbedarf an wissenschaftlichen Forschungen zum Stiftungswesen allgemein vgl. Schmidt 
1998, Strachwitz 2006: 135 sowie Anheier 2006: 119; zum Bedarf wissenschaftlicher Arbeiten über 
Bürgerstiftungen vgl. Feurt 1998: 266 sowie Strachwitz 2005: 35 und Pfeiffer/Kleimann 2005: 254.  
155 Zimmer/Priller (2004: 9) verdeutlichen im Hinblick auf Dritte-Sektor-Organisationen allgemein, dass zur 
Untersuchung und Betrachtung der Gesellschaftsbereiche Staat und Markt bereits umfangreiche und detaillierte 
statistische Erfassungs- und Analysesystem existieren, diese im Bereich der gemeinnützigen Organisationen 
jedoch noch fast völlig fehlen.  
156 Breckner (2006: 149) fordert daher explizit „empirische Fallstudien zu den inhaltlichen Aktivitäten und 
Arbeitsergebnissen von Bürgerstiftungen im Bereich der Stadtentwicklung“.  
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4. Zusammenfassung und Zwischenfazit  
Im Rahmen dieses Kapitels wurde versucht, aufbauend auf einen Überblick über die Entstehung 
und Entwicklung von Community Foundations in den USA und Europa eine Übersicht über die 
Bürgerstiftungslandschaft in Deutschland zu präsentieren. Dabei wurde deutlich, dass Rück-
bezüge auf Community Foundations in den USA und Europa zwar historisch bedingt wichtig 
und zum Verständnis von Bürgerstiftungen notwendig sind, sie aber im Rahmen dieser Unter-
suchung insgesamt nur bedingt weiterhelfen, da die Entwicklung von Bürgerstiftungen in 
Deutschland einen eigenen Weg genommen hat.  
Vor diesem Hintergrund lassen sich als Ausgangspunkte für die weitere Untersuchung der 
Tätigkeiten und Handlungen von Bürgerstiftungen im Bereich der Stadtentwicklung festhalten: 
1. Größe und Wachstum: Bürgerstiftungen gibt es in Deutschland seit gut zehn Jahren. Die 
Betrachtung der ersten zehn Jahre in Deutschland zeigt ein wachsendes Interesse am 
Stiftungstyp Bürgerstiftung: Sowohl die Anzahl der Bürgerstiftungen als auch das 
Gesamtvermögen sind gestiegen. Genauere und differenzierte Angaben zur Leistungs-
fähigkeit des neuen Stiftungstyps liegen aber noch nicht vor.  
2. Regionale Verteilung: Ähnlich wie für alle Stiftungen in Deutschland gilt auch für 
Bürgerstiftungen eine ungleiche Verteilung in den Bundesländern und Regionen. Dabei 
stellt die Entwicklung von Stiftungen in den ostdeutschen Bundesländern eine geson-
derte Situation dar, da hier bisher deutlich weniger Stiftungen existieren.  
3. Betätigungsfelder: Grundsätzlich verfolgen Bürgerstiftungen eine Vielfalt an Stiftungs-
zwecken. Dies ist ein besonderes Merkmal von Bürgerstiftungen. Mit Stiftungszwecken 
wie Soziales, Kultur, Bildung, Integration, Denkmalpflege oder Natur- und Umwelt-
schutz werden Themen ins Auge gefasst, die für die Stadtentwicklung grundsätzlich eine 
bedeutsame Rolle spielen. Ein weiterer Beleg für einen engen Bezug von Stiftung und 
Stadt ist, dass deutsche Bürgerstiftungen weitgehend auf lokaler Ebene tätig sind.  
4. Arbeits- und Betätigungsweisen: Auch bei Bürgerstiftungen spielt die Betrachtung der 
operativen und fördernden Tätigkeit eine besondere Rolle, da davon ausgegangen wird, 
dass operative Stiftungen bessere Möglichkeiten zum Bürgerengagement bieten. Vor 
allem aber zeigt sich im Hinblick auf die Arbeitsweise bzw. Art und Weise der 
Leistungserbringung von Bürgerstiftungen, dass Kooperationen mit anderen Akteuren 
eine besondere Bedeutung beigemessen wird.  
 
Aus der wachsenden Anzahl an Bürgerstiftungen kann bisher lediglich eine besondere Attrak-
tivität der Organisationsform oder des „Modells“ Bürgerstiftung abgeleitet werden; tatsäch-
liche Erfolge oder ein besonderer Wirkungsgrad von Bürgerstiftungen lassen sich daraus nicht 
ableiten. Insofern lässt sich angesichts der hohen medialen und politischen Aufmerksamkeit 
gegenüber Bürgerstiftungen die Gefahr erkennen, dass Bürgerstiftungen eine Hybris entwickeln, 
die nicht ihren bisherigen Möglichkeiten entspricht, und dass Bürgerstiftungen somit auch von 
anderen Akteuren überschätzt werden. Dies gilt insbesondere auch vor dem Hintergrund der 
starken Konzentration der Vermögen von Community Foundations in den USA, die Anlass gibt, 
die Vermögenssituation auch für Bürgerstiftungen in Deutschland näher zu untersuchen.  
Insgesamt wird erkennbar, dass ein besonderer Forschungsbedarf zu Bürgerstiftungen besteht. 
Da es ein Grundraster, ein Untersuchungsmodell oder Kriterien zur Leistungsmessung von 
Bürgerstiftungen bisher nicht gibt, gilt es mit dieser Schwierigkeit konstruktiv umzugehen und 
im Weiteren ein eigenes methodisches Design für die vorliegende Untersuchung zu entwickeln.  
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V. Operationalisierung und Anlage der empirischen Untersuchung 
 
Im Mittelpunkt dieses Kapitels steht die Erläuterung der Anlage der empirischen Untersuchung. 
Anknüpfend an die grundsätzlichen forschungskonzeptionellen Überlegungen aus Kapitel I.3 
und aufbauend auf die aus der Literaturanalyse gewonnenen Erkenntnisse erfolgen die 
Operationalisierung der Untersuchungsfragen (Kapitel V.1) sowie die Erläuterung der metho-
dischen Zugänge der empirischen Untersuchung (Kapitel V.2). Wie bereits eingangs der Arbeit 
dargelegt, soll die Untersuchung aufgrund der Vielschichtigkeit des Forschungsgegenstandes 
und der explorativen Anlage mittels eines kombinierten Einsatzes verschiedener Erhebungs-
techniken bearbeitet werden. Auf diese Weise wird eine breite empirische Absicherung der 
Arbeitsergebnisse angestrebt. 
 
1. Operationalisierung der Untersuchungsfragen  
Entscheidend für die Operationalisierung einer Untersuchungsfrage ist es, dass sie in untersuch-
bare, also methodisch abprüfbare Teilaspekte „zerlegt“ werden kann (vgl. Flick 2006: 68). Es 
geht darum, die wesentlichen Begriffe der Untersuchungsfrage so zu präzisieren und spezifi-
zieren, dass sie in der Praxis auch tatsächlich mit Erhebungsinstrumenten erfasst werden 
können. Die Operationalisierung der Untersuchungsfrage und die Wahl der in Frage kommen-
den und möglichen Strategien der Informationsgewinnung stehen also in gegenseitiger 
Abhängigkeit. 
1.1 Beiträge von Bürgerstiftungen 
Die erste forschungsleitende Frage dieser Untersuchung lautet: Welchen Beitrag leisten Bürger-
stiftungen zur Entwicklung von Stadt und Region? Angesichts der explorativen Anlage der 
Untersuchung soll auf diese Weise eine erste kritische Inventur der Wirklichkeit von Bürger-
stiftungen unternommen werden. Um dies konkreter zu fassen und um das Suchfeld für das 
Aufdecken der Realitäten und Potenziale von Bürgerstiftungen für die Entwicklung von Stadt 
und Region näher zu bestimmen, lässt sich die Forschungsfrage dahingehend präzisieren, dass 
zu fragen ist:  
• Inwieweit,  
• bei was und  
• wie können Bürgerstiftungen an der Entwicklung von Stadt und Region mitwirken, und  
• welche Funktionen können sie mit diesen Beiträgen übernehmen?  
Damit ergeben sich vier Untersuchungsdimensionen, die erkundet werden sollen und – wie die 
bisherige Erfassung und Betrachtung von Stiftungen zeigt – die auch tatsächlich betrachtet 
werden können. Möglich ist die Untersuchung  
• der Leistungsfähigkeit,  
• der Leistungsinhalte,  
• der Art und Weise der Leistungserbringung von Bürgerstiftungen sowie 
• eine Einordnung der den Beiträgen innewohnenden Funktionen.  
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Diese Untersuchungsdimensionen und die daran anschließenden Fragen helfen, die 
Untersuchungsfrage weiter aufzuschlüsseln und somit das Feld aufzuschließen157. 
• Leistungsfähigkeit: Die Leistungsfähigkeit von Bürgerstiftungen knüpft bei den für die 
Stiftungstätigkeiten zur Verfügung stehenden Ressourcen an (vgl. Kapitel III.1.3) und ist als 
Potenzialdimension zu verstehen. Zu betrachten sind in erster Linie die finanziellen 
Ressourcen, also das Stiftungsvermögen, die Spendeneinnahmen und die Ausgaben der 
Stiftungen, sowie darüber hinaus auch die personellen und infrastrukturellen Ressourcen. 
Anhand der Leistungsfähigkeit lässt sich eine Aussage darüber treffen, inwieweit 
Bürgerstiftungen in der Lage sind, Beiträge zur Entwicklung von Stadt und Region zu leisten.  
• Leistungsinhalte: Mit der Untersuchung der Beiträge bzw. inhaltlichen Leistungen soll 
ermittelt werden, in welchen thematischen Feldern Bürgerstiftungen Beiträge zu leisten 
beabsichtigen und in der Praxis in geförderten und selbst durchgeführten Projekten 
tatsächlich erbringen. Zu untersuchen sind die in den Stiftungssatzungen festgelegten Stif-
tungszwecke sowie die bisherigen Aktivitäten von Bürgerstiftungen (vgl. Kapitel III.2). Für 
diese Inhaltsdimension ist zu fragen: In welchen Themenbereichen wollen Bürgerstiftungen 
aktiv werden und was sind Schwerpunkte ihrer tatsächlichen Stiftungstätigkeiten?  
• Art und Weise der Leistungserbringung: Bei der Frage nach der Art und Weise der 
Leistungserbringung von Bürgerstiftungen geht es darum, Klarheit über das „wie“ der 
Bürgerstiftungsarbeit zu schaffen; dies stellt die Prozessdimension dar. Dies ist möglich über 
das Erforschen der Tätigkeitsdimensionen und der Tätigkeitstypologien von Bürger-
stiftungen, also dem Überprüfen, ob Bürgerstiftungen ihren Zweck selbst verwirklichen, ob 
sie die Erträge des Stiftungsvermögens Dritten zur Verfügung stellen oder ob sie in einer Art 
„Mischform“ tätig sind (vgl. Kapitel III.3.1 und III.3.2).  
• Leistungsbeurteilung bzw. Einordnung der Funktionen: Aufgrund des beschriebenen 
Messbarkeitsdefizits bei Stiftungen fällt es schwer, sowohl den Mitarbeitern und den Stiftern 
einer Bürgerstiftung als auch den Bürgern und der Gesellschaft in nachvollziehbarer Art und 
Weise die Tätigkeit einer Stiftung und den dadurch generierten gesellschaftlichen Nutzen 
aufzuzeigen (vgl. Kapitel III.3.3). Trotzdem kann eine solche „Leistungsbeurteilung“ über 
ein Anknüpfen an die Stiftungsfunktionen als Hilfsindikator für das Output der Stiftungs-
tätigkeiten im Rahmen der Untersuchung vorgenommen werden. Für diese Ergebnis-
dimension ist zu fragen: Welche Funktionen können die Beiträge von Bürgerstiftungen im 
Rahmen der Stadtentwicklung übernehmen?  
Mit Hilfe dieser vier Untersuchungsdimensionen soll versucht werden, Realitäten und Potenziale 
der Bürgerstiftungen und ihrer Handlungen und Aktivitäten zu beschreiben.  
                                                 
157  Laut Duden kann unter einem Beitrag grundsätzlich verstanden werden die „Mitwirkung, Arbeit, Leistung als 
Anteil, mit dem sich jemand bei der Gestaltung, Verwirklichung von etwas beteiligt“. Über das Verb beitragen 
erschließt sich, dass man „einen Beitrag zu einer Sache leisten, bei etwas mithelfen“ kann (Duden 1999: 511 f.). 
Da in beiden Definitionen wie auch an anderer Stelle (vgl. z. B. Brockhaus 1998: 266) die Begriffe „Leistung“ 
und „leisten“ immer wieder zentral sind und sich das Wort Leistung im Hinblick auf die vier 
Untersuchungsdimensionen sprachlich besser ausdifferenzieren lässt, wird im Folgenden für die 
Untersuchungsdimensionen der Begriff Leistung anstelle des Begriffs Beitrag verwendet. 
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1.2 Kooperationen von Bürgerstiftungen 
Die zweite forschungsleitende Frage dieser Untersuchung lautet: Welche Rolle spielen Koopera-
tionen für die Arbeit von Bürgerstiftungen? Diese Frage nimmt Bezug auf die Erkenntnis, dass 
räumliche Entwicklung im Spannungsfeld vieler Akteure stattfindet und dass diese Akteure Stadt 
und Region oft gemeinsam entwickeln und gestalten. Überdies knüpft die Frage an die zuneh-
mende Bedeutung von Kooperationen für Stiftungen an. Kooperation wird im Rahmen der 
Untersuchung verstanden als freiwillige, nicht formell definierte oder gesetzlich vorgegebene 
Zusammenarbeit von Bürgerstiftungen mit anderen eigenständigen Akteuren, um gemeinsam 
ein Problem zu lösen oder ein gemeinsames Ziel zu erreichen (vgl. Kapitel III.3.4). Um auch 
diese Frage weiter aufzuschlüsseln, lässt sich die Forschungsfrage dahingehend präzisieren, dass 
zu fragen ist: 
• Warum kooperieren Bürgerstiftungen und was sind die Ziele der Kooperationen? 
• Wer sind die Kooperationspartner von Bürgerstiftungen?  
• Wie (in welchen Formen) wird kooperiert? 
• Was sind Inhalte und Projekte, bei denen Bürgerstiftungen kooperieren? 
Im Rahmen der Untersuchung interessieren also Stellenwert, Akteure, Formen und Inhalte der 
Kooperationen, die Bürgerstiftungen eingehen. Im Einzelnen werden als Untersuchungs-
dimensionen betrachtet:  
• Stellenwert und Ziele von Kooperationen: Kooperationen können aus verschiedenen Grün-
den erfolgen und sie können verschiedenen Zielen und Zwecken dienen. Gefragt werden 
soll im Hinblick auf die Kooperationen von Bürgerstiftungen: Was sind Motive für 
Bürgerstiftungen, mit anderen Akteuren zusammenarbeiten, und welche Kooperationsziele 
spielen für Bürgerstiftungen eine Rolle?  
• Kooperationspartner: Bei dem Erkunden der Kooperationspartner von Bürgerstiftungen 
interessiert, wer die wesentlichen Partner von Bürgerstiftungen vor Ort sind. Arbeiten 
Bürgerstiftungen eher mit Partnern aus „ihrem“ Sektor, also mit Stiftungen, Vereinen oder 
Verbänden zusammen? Oder suchen sie auch die Zusammenarbeit mit öffentlichen 
Akteuren und Akteuren aus der Wirtschaft?  
• Kooperationsformen: Angesichts der Vielfalt und Verschiedenheit der Bürgerstiftungen und 
ihrer Stiftungszwecke liegt nahe, dass die Kooperationsformen sehr unterschiedlich sein 
können. Daher gilt es danach zu fragen, welche Kooperationsformen überhaupt von 
Bürgerstiftungen „angewendet“ werden und ob sich dabei bestimmte Präferenzen im 
Hinblick zum Beispiel auf Merkmale der Verbindlichkeit erkennen lassen.  
• Kooperationsprojekte: Bei der Erkundung der Kooperationsprojekte geht es darum, Inhalte, 
Projekte und „Gegenstände“ der Zusammenarbeit von Bürgerstiftungen mit anderen 
Akteuren zu erkunden. Auf diese Weise soll festgestellt werden, ob Kooperationen zum 
Beispiel abhängig sind von bestimmten Themenfeldern oder von besonderen Vermögens-
situationen von Bürgerstiftungen. 
Über die zunächst isoliert betrachteten Untersuchungsdimensionen hinaus soll in einer Art 
Gesamtschau versucht werden, bestimmte Kooperationsmuster oder -typen zu identifizieren, 
um die Komplexität der Ergebnisse zu reduzieren und so einen Beitrag zur weiterführenden 
Konzept- und Theoriebildung zu leisten.  
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2. Anlage der Untersuchung  
Um Erkundungen zu den vorstehenden Forschungsfragen vornehmen zu können, bedarf es der 
Wahl geeigneter Erhebungsinstrumente, die – um dem Zweck der Exploration gerecht zu 
werden – sowohl eine breite als auch eine vertiefende Informationsgewinnung ermöglichen. 
Wie in den vorstehenden Ausführungen dargelegt, liegen bisher nur wenig empirisch basierte 
Daten und Erkenntnisse über Bürgerstiftungen vor (vgl. Kapitel IV.3.3). Dies ist darauf 
zurückzuführen, dass Bürgerstiftungen erstens eine vergleichsweise noch „junge“ Erscheinung 
in Deutschland sind, dass zweitens eine systematische Erfassung zum Beispiel durch 
Organisationen wie die Initiative Bürgerstiftungen oder den Verein Aktive Bürgerschaft gerade 
erst begonnen wurde, und dass es drittens kein nationales Stiftungsverzeichnis in Deutschland 
gibt, in dem zum Beispiel „Grunddaten“ zu Bürgerstiftungen zusammengetragen werden. 
Somit liegen bisher nur wenige Daten vor, die für die Beantwortung der Forschungsfragen als 
Sekundärmaterialien herangezogen werden können.  
Daten zum Vermögenswachstum und zu Fördertätigkeiten von Bürgerstiftungen werden 
sowohl von der Initiative Bürgerstiftungen als auch vom Verein Aktive Bürgerschaft erfasst. 
Dabei erweisen sich die Daten des Vereins Aktive Bürgerschaft sowohl in quantitativer als auch 
in methodischer Hinsicht als deutlich umfassender und belastbarer (vgl. Kapitel IV.3.3). Die vom 
Verein Aktive Bürgerschaft durch schriftliche Befragungen erhobenen Daten umfassen Angaben 
zum Gründungsjahr und zum Gründungskapital deutscher Bürgerstiftungen sowie darüber 
hinaus Angaben zum jeweiligen Stiftungskapital inklusive Treuhandvermögen, zu den jährlichen 
Spendeneinnahmen und zu den jährlichen Projektfördersummen. Die Angaben wurden für die 
Jahre 2005 und 2006 erfasst und können auf der Internetseite des Vereins Aktive Bürgerschaft 
eingesehen werden. Diese Daten erscheinen insbesondere für die Analyse der finanziellen 
Leistungsfähigkeit von Bürgerstiftungen geeignet, weil einerseits deren Erhebung methodisch 
hinreichend dokumentiert ist und weil andererseits eine eigene Primärerhebung hierzu als 
schwierig einzuschätzen ist. Dies liegt vor allem daran, dass es sich bei Angaben zu finanziellen 
Ressourcen von Stiftungen oft um „hochsensible“ Daten handelt, zu denen Stiftungen in der 
Regel nur ungern Auskunft geben (vgl. Sprengel 2007: 33). Die Nutzung der Daten des Vereins 
Aktive Bürgerschaft stellt also den ersten Zugang zum Untersuchungsfeld dar. 
Einen zweiten methodischen Zugang erlauben die Satzungen der Bürgerstiftungen, die viele 
Stiftungen auf ihren Internetseiten eingestellt haben. Über die Analyse der in den Satzungen 
festgelegten Stiftungszwecke können Aussagen zu den Leistungsinhalten und über die Analyse 
der Angaben zur Verwirklichung der Stiftungszwecke können zugleich Aussagen zur Art und 
Weise der Leistungserbringung getroffen werden. Da mit Hilfe der Satzungsanalyse aber nur 
„Soll-Angaben“ abgebildet werden können und diese somit gewissermaßen als statisch zu 
betrachten sind, ist darüber hinaus eine eigene Erhebung notwendig, um die tatsächlichen 
Tätigkeiten und Arbeitsweisen von Bürgerstiftungen in der Praxis erfassen zu können.  
Hierfür wurde in einem dritten methodischen Schritt eine schriftliche Befragung von Bürger-
stiftungen in Deutschland durchgeführt, die helfen soll, einen quantitativen Überblick zum 
Forschungsfeld zu erlangen. Um die Ergebnisse qualitativ zu vertiefen, wurden in einem 
abschließenden vierten Schritt in ausgewählten Fallbeispielen Interviews sowohl mit Vertretern 
von Bürgerstiftungen als auch mit Akteuren aus anderen Institutionen, die mit Bürgerstiftungen 
kooperieren, geführt.  
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Insgesamt kommt es in der vorliegenden Arbeit damit zur Kombination unterschiedlicher 
Methoden: Quantitative und qualitative Methoden werden miteinander kombiniert158. Zur 
Kombination von qualitativen und quantitativen Verfahren gibt es unterschiedliche Heran-
gehensweisen, vor allem bezüglich der Reihenfolge (vgl. Mayring 2001). In der vorliegenden 
Arbeit wurde die quantitative Methode (Befragung) vor der qualitativen (Interviews) durchge-
führt. Dadurch konnten die Ergebnisse der quantitativen Erhebungen in die Entwicklung des 
Leitfadens für die qualitativen Interviews eingehen. Gleichzeitig dienten die qualitativen Ergeb-
nisse der Validierung und Veranschaulichung der quantitativen Ergebnisse. Es handelt sich also 
einerseits um einen „Vertiefungsansatz“ (vgl. Mayring 2001), da die qualitative Phase zur 
Vertiefung der quantitativen Ergebnisse genutzt werden konnte, andererseits um einen 
„Triangulationsansatz“ (vgl. Kapitel I.3), also die Betrachtung derselben Fragestellungen mittels 
unterschiedlicher methodischer Ansätze. 
2.1 Analyse der Vermögensdaten von Bürgerstiftungen  
Das von dem Verein Aktive Bürgerschaft im Internet geführte und öffentlich zugängliche 
Verzeichnis der deutschen Bürgerstiftungen stellt den ersten Zugang zum Untersuchungsfeld 
dar. Mit Hilfe dieser Daten ist es möglich, eine Analyse der finanziellen Leistungsfähigkeit von 
Bürgerstiftungen vorzunehmen.  
Ziel des Vereins Aktive Bürgerschaft ist es, mit Hilfe des Verzeichnisses die Entwicklung der 
deutschen Bürgerstiftungslandschaft transparent darzustellen. Für die Erstellung des Verzeich-
nisses bezieht der Verein Aktive Bürgerschaft seine Kontakte zu Gründungsinitiativen und 
Bürgerstiftungen, die Berichte über Bürgerstiftungen in der bundesweiten und regionalen Presse 
sowie die Daten der offiziell zugänglichen Stiftungsdatenbanken einzelner Bundesländer ein159. 
Als Bürgerstiftungen werden solche Stiftungen im Verzeichnis der Aktiven Bürgerschaft geführt, 
deren Satzungen den zehn Merkmalen von Bürgerstiftungen entsprechen (vgl. Kapitel IV.1.1). 
Die Zusammenstellung der Stiftungsdaten zu Vermögen, Spenden und Ausgaben basiert auf 
unterschiedlichen Quellen, stammt aber mehrheitlich von den Bürgerstiftungen selbst. Dafür 
wurden in den Jahren 2006 und 2007 alle Bürgerstiftungen kontaktiert und um Auskunft zu 
diesen Daten gebeten. Bei denjenigen Bürgerstiftungen, die keine Auskunft gaben, wurde auf 
entsprechende Publikationen, Selbstdarstellungen oder Pressemitteilungen zurückgegriffen. Um 
Überschätzungen der Vermögen zu vermeiden, wurden in Zweifelsfällen die niedrigeren 
Angaben als Datengrundlage verwendet (vgl. Polterauer/Philipp 2007: 10).  
                                                 
158 Diese Kombination ist in den Sozialwissenschaften nicht unumstritten: Während einige Autoren durch eine 
Integration von qualitativen und quantitativen Methoden den größten Erkenntnisgewinn erwarten (vgl. Mayring 
2001, Rost 2003), befürchten andere einen Qualitätsverlust aufgrund des „Strategieverschnitts“ (vgl. Witt 
2001). Letztendlich sollte jedoch die Forschungsfrage über die Wahl der Methoden entscheiden (vgl. Mayring 
2001). Diese legt in der vorliegenden Arbeit die Verknüpfung von qualitativen und quantitativen Methoden 
nahe. So eignen sich zur Erhebung eines Überblicks zum Forschungsfeld quantitative Methoden. Bei der 
Erhebung von konkreten Beiträgen und Kooperationen wurden qualitative Methoden eingesetzt, um die 
Beiträge und Kooperationen anhand von Praxisfällen prüfen und beurteilen zu können.  
159 Vgl. zur Erstellung des Verzeichnisses und zur Auswahl der darin geführten Bürgerstiftungen ausführlich 
Polterauer/Philipp 2007. 
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Die Angaben des Verzeichnisses beziehen sich auf 
• das Gründungsvermögen, 
• das Stiftungskapital zum 31.12.2005 und 31.12.2006, 
• die Spendeneinnahmen in den Jahren 2005 und 2006 sowie auf  
• die Ausgaben in den Jahren 2005 und 2006 
der erfassten Bürgerstiftungen. Zum Stiftungskapital werden das Barvermögen, zweckgebun-
dene Fonds und das von den Bürgerstiftungen verwaltete Treuhandvermögen unselbständiger 
Stiftungen gezählt. Nicht berücksichtigt sind hingegen die von den Bürgerstiftungen verwal-
teten selbständigen Stiftungen oder etwaige Immobilienvermögen. 
Als Datengrundlage für die vorgenommene Untersuchung der Leistungsfähigkeit dienen die 
insgesamt 174 bis zum 31.12.2006 gegründeten Bürgerstiftungen, die im Verzeichnis des 
Vereins Aktive Bürgerschaft zum Stand 31.07.2007 geführt wurden. Dieser Zeitraum wurde 
ausgewählt, da auf diese Weise die ersten zehn Jahre Bürgerstiftungen in Deutschland von 
1996 bis 2006 betrachtet werden können160. Da alle weiteren Untersuchungsschritte auf dem 
Verzeichnis des Vereins Aktive Bürgerschaft aufbauen, bezieht sich somit der gesamte 
Betrachtungszeitraum dieser Untersuchung auf Bürgerstiftungen, die zwischen Ende 1996 und 
Ende 2006 gegründet wurden.  
2.2 Analyse der Stiftungssatzungen 
Über zwei Methoden lassen sich Aussagen über das, was Stiftungen tun, treffen: Die erste 
Methode ist die Erfassung der beabsichtigten Stiftungszwecke und die Erfassung der 
beabsichtigten Möglichkeiten der Zweckverwirklichung über die Analyse von Stiftungs-
satzungen. Die zweite Methode ist die Befragung von Stiftungen im Hinblick auf die 
tatsächlichen Stiftungsaktivitäten und die tatsächlichen Wege der Zweckverwirklichung in der 
Praxis (vgl. Sprengel 2001: 54). 
Um erste Aussagen über die Stiftungszwecke bzw. die Leistungsinhalte und die Möglichkeiten 
der Zweckverwirklichung bzw. die Art und Weise der Leistungserbringung treffen zu können, 
wurde eine Analyse der Satzungen von Bürgerstiftungen vorgenommen. Ausgehend von den 
174 Bürgerstiftungen, die bis zum 31.12.2006 gegründet wurden, erfolgte über das Verzeichnis 
des Vereins Aktive Bürgerschaft, über die Internetseiten der Bürgerstiftungen und die direkte 
Anfrage bei den Bürgerstiftungen eine Recherche der jeweiligen Stiftungssatzungen161. 
Insgesamt konnten auf diese Weise 155 von 174 und damit knapp 90 Prozent der Bürger-
stiftungssatzungen ermittelt werden162. Dabei lag die Mehrzahl der Satzungen in digitaler Form 
vor. Ein Dutzend der Bürgerstiftungssatzungen wurde auf dem Postwege zugesandt und lag in 
schriftlicher Form vor. Besonderer Wert wurde bei der Recherche der Satzungen darauf gelegt, 
dass möglichst die aktuell gültige Satzung ermittelt bzw. vorgelegt wurde.  
                                                 
160 Genau genommen handelt es sich um den Zeitraum vom Anerkennungsdatum der Stadt Stiftung Gütersloh, dem 
29.11.1996, bis zum 31.12.2006. 
161 Alle Bürgerstiftungen, von denen die Satzungen weder über das Verzeichnis des Vereins Aktive Bürgerschaft 
noch über die Internetseiten der Bürgerstiftungen ermittelt werden konnten, wurden per E-Mail angeschrieben 
und um das Zusenden der Satzungen gebeten.  
162 Die restlichen 19 Satzungen konnten auch nach einer weiteren Kontaktaufnahme nicht ermittelt werden. Dabei 
handelte es sich mehrheitlich um relativ junge Bürgerstiftungen, die in den Jahren 2005 oder 2006 gegründet 
wurden, vereinzelt auch um solche, die in den Jahren 2002 oder 2004 gegründet wurden. 
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Die Satzungen wurden sodann analysiert hinsichtlich 
• der Stiftungszwecke, um Aussagen zur Frage der Leistungsinhalte („was“) ermitteln zu 
können, sowie hinsichtlich 
• der Tätigkeitsdimensionen und der Tätigkeitstypen,  
um Aussagen zur Art und Weise der Leistungserbringung („wie“) ermitteln zu können.  
Darüber hinaus wurden die Satzungen – und hierbei vor allem die Satzungspräambeln – erkun-
det nach Aussagen zur Reichweite der Stiftungstätigkeit, zu möglichen Hinweisen auf die 
Bedeutung von Kooperationen sowie zu Hinweisen auf konkrete Themenfelder oder Schwer-
punkte bei der angestrebten (Mit-)Entwicklung der jeweiligen Stadt oder Region.  
2.3 Schriftliche Befragung von Bürgerstiftungen 
Um Aussagen über die tatsächlichen Stiftungsaktivitäten und die tatsächlichen Wege der 
Zweckverwirklichung von Bürgerstiftungen zu erlangen, wurde im Anschluss an die Satzungs-
analyse eine schriftliche Befragung von Bürgerstiftungen durchgeführt.  
Dabei wurde auf die aktuelle Adressliste aus dem Verzeichnis des Vereins Aktive Bürgerschaft 
zurückgegriffen, und die Fragebögen wurden an die dort angegebenen Ansprechpartner 
versandt. Die Grundgesamtheit für die Befragung bildeten die 155 Bürgerstiftungen, von denen 
die Stiftungssatzungen für die Satzungsanalyse ermittelt werden konnten. 
Der eingesetzte Fragebogen umfasste neun Seiten mit 40, bis auf wenige Ausnahmen, 
geschlossenen Fragen163. Die Gliederung des Fragebogens erfolgte in die Bereiche „Angaben zur 
Bürgerstiftung und Organisationsstruktur“, „Tätigkeitsbereiche und Arbeitsweise“ sowie „Ko-
operationen mit anderen Akteuren“164. Der Fragebogen wurde vor dem endgültigen Versand 
einem Pretest unterzogen, der vor allem bei der Klärung und Schärfung der Verständlichkeit 
und Eindeutigkeit der Fragestellungen half165.  
Die Feldphase der Untersuchung – Verschickung der Fragebögen sowie telefonische und 
schriftliche Nachfassaktion per E-Mail – erfolgte von Ende Oktober 2007 bis Anfang Januar 
2008. Bis Januar 2008 gingen 95 auswertbare Fragebögen ein166. Bezogen auf die 155 
versandten Fragebögen liegt die Rücklaufquote somit bei 61,3 Prozent. Für eine postalische 
Befragung ist dies eine erfreulich hohe Rücklaufquote. Nicht selten werden bei dieser 
Erhebungsform Rücklaufquoten von 30 Prozent oder weniger erzielt (vgl. Zimmer/Hallmann 
2005: 6).  
                                                 
163 Der Fragebogen und das Anschreiben zur Befragung befinden sich im Anhang. 
164 Es wurde darauf verzichtet, mit Hilfe des Fragebogens Daten zum Beispiel zum Gründungsvermögen oder zur 
Anzahl der Erststifter der Bürgerstiftungen abzufragen und so möglicherweise die Daten aus dem Verzeichnis des 
Vereins Aktive Bürgerstiftungen noch einmal zu „verifizieren“. Dieser Verzicht erfolgte um eine 
Antwortverweigerung aufgrund dieser oftmals „sensiblen“ Daten zu vermeiden. Außerdem konnte auf diese 
Weise der zeitliche Aufwand für die Beantwortung der Fragen deutlich reduziert werden.  
165 Der Pretest wurde mit den Geschäftsführern zweier Bürgerstiftungen durchgeführt, die nicht in der 
Grundgesamtheit der 155 angeschriebenen Bürgerstiftungen enthalten waren. Dabei handelte es sich um zwei 
von Geldinstituten initiierte Bürgerstiftungen, die lediglich wegen des fehlenden Merkmals der Unabhängigkeit 
nicht im Bürgerstiftungsverzeichnis des Vereins Aktive Bürgerschaft geführt werden.  
166 Zwei weitere Fragebögen gingen so spät ein, dass sie für die Auswertung nicht mehr berücksichtigt werden 
konnten. Überdies schickten drei Bürgerstiftungen ihre Fragebögen unausgefüllt zurück und erklärten, dass sie 
grundsätzlich nicht an Befragungen teilnehmen würden, weil sie ihre Arbeit ausschließlich ehrenamtlich 
erbrächten und der Aufwand der Bearbeitung für sie zu hoch sei.  
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Um über den quantitativen Rücklauf hinaus Aussagen zu den Antwortqualitäten der Befra-
gungsergebnisse treffen zu können, ist es erforderlich, bestimmte Gütekriterien der Befragungs-
ergebnisse zu prüfen (vgl. Schnell/Hill/Esser 1999: 285).  
Gründungsjahr der 
Bürgerstiftungen 
Anzahl Bürgerstiftungen 
gesamt [n=155] 
Anzahl zurückgesandter 
Fragebögen [n=95] 
1996 1 1 
1997 1 1 
1998 3 2 
1999 7 4 
2000 11 7 
2001 8 5 
2002 19 12 
2003 17 11 
2004 27 16 
2005 33 18 
2006 28 18 
Abbildung 13:  Absoluter Rücklauf der Fragebögen nach Gründungsjahren  
(Quelle: eigene Darstellung) 
 
Dabei zeigt sich, dass die Beantwortung der Fragebögen von Bürgerstiftungen aus allen Grün-
dungsjahren von 1996 bis 2006 – also von „jungen“ wie von „alten“ Bürgerstiftungen – 
erfolgte (vgl. Abbildung 13).  
Bundesland 
Anzahl Bürgerstiftungen 
gesamt [n=155] 
Anzahl zurückgesandter 
Fragebögen [n=95] 
Nordrhein-Westfalen 48 28 
Baden-Württemberg 33 15 
Niedersachsen 27 17 
Bayern 18 9 
Hessen 8 2 
Thüringen 5 2 
Rheinland-Pfalz 3 3 
Mecklenburg-Vorpommern 3 2 
Brandenburg 1 1 
Schleswig-Holstein 2 2 
Berlin 2 1 
Sachsen 2 2 
Sachsen-Anhalt 1 1 
Hamburg 1 1 
Bremen 1 1 
Abbildung 14:  Absoluter Rücklauf der Fragebögen nach Bundesländern  
(Quelle: eigene Darstellung) 
 
Betrachtet man darüber hinaus den Rücklauf der Fragebögen nach Bundesländern, so haben 
sich Bürgerstiftungen aus allen Bundesländern – mit Ausnahme des Saarlandes (vgl. Kapitel 
IV.3.1) – an der Befragung beteiligt. Dabei spiegeln die absoluten Zahlen der zurückgesandten 
Fragebögen die Gesamtverteilung von Bürgerstiftungen in den Bundesländern gut wider167.  
                                                 
167  Darüber hinaus weichen zum Beispiel auch die durchschnittlichen Stiftungsvermögen des Jahres 2006 der 
befragten Bürgerstiftungen nur geringfügig von den diesbezüglichen Stiftungsvermögen aller Bürgerstiftungen 
ab.  
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Die Antwortenden aus den Bürgerstiftungen waren zu knapp zwei Drittel (64,9 Prozent) 
Mitglieder der Stiftungsgremien (Vorstände oder Beiräte). Ein weiterer Teil der Befragten gab 
an, in Funktion einer hauptamtlichen (8,5 Prozent) oder ehrenamtlichen (18,1 Prozent) 
Geschäftsführung oder in einer anderen ehrenamtlichen Funktion, beispielsweise als „Projekt-
koordinator“ oder „ehrenamtlicher Mitarbeiter ohne Amt“, zu antworten (7,4 Prozent). Nur 
eine Minderheit (1,1 Prozent) antwortete in Funktion einer hauptamtlichen Mitarbeit, die nicht 
zur Geschäftsführung zugeordnet wurde. Die große Mehrheit der Befragten (83,2 Prozent) gab 
an, bereits seit Gründung oder sogar schon vor der Gründung der jeweiligen Stiftung für diese 
zu arbeiten bzw. ehrenamtlich tätig zu sein. Rund 8,4 Prozent der Befragten sind ein bis zwei 
Jahre und weitere 8,4 Prozent der Befragten sind mit einem zeitlichen Abstand von mehr als 
drei Jahren zur Stiftung dazu gestoßen. Insgesamt kann somit davon ausgegangen werden, 
dass die Antwortenden in hohem Maße mit der Thematik und den Tätigkeiten und Projekten 
„ihrer“ Bürgerstiftung vertraut sind und dass auf dieser Grundlage von einer guten Qualität der 
Befragungsergebnisse auszugehen ist.  
Über die erfreulich hohe Rücklaufquote hinaus kann also auch im Hinblick auf weitere 
Merkmale des Rücklaufs von einem guten Abbild der gesamten Bürgerstiftungslandschaft in 
Deutschland ausgegangen werden.  
2.4 Untersuchung von Fallbeispielen 
Um die Befragungsergebnisse qualitativ vertiefen und anhand von Praxisbeispielen nachvoll-
ziehen zu können, wurden anschließend in ausgewählten Fallbeispielen Interviews sowohl mit 
Vertretern von Bürgerstiftungen als auch mit Vertretern öffentliche Akteure, die mit Bürger-
stiftungen kooperieren, geführt. In den betrachteten Praxisbeispielen richtete sich der Fokus 
gezielt auf die Zusammenarbeit mit öffentlichen Akteuren, da diesen zum Gelingen von 
Kooperationsprozessen eine wesentliche Bedeutung zukommt, und gerade der Akteurs-
konstellation Bürgerstiftung und Kommune immer wieder besonderes Interesse entgegen-
gebracht wird.  
Bei der Auswahl der Fallbeispiele kamen zunächst nur solche Bürgerstiftungen in Frage, die 
mindestens schon seit drei Jahren bestehen und sowohl fördernd als vor allem auch operativ 
tätig sind, und von denen somit anzunehmen war, dass sie bereits über hinreichend auswert-
bare Projekte und „Beiträge“ als auch über die notwendige Erfahrung in der Zusammenarbeit 
mit anderen Akteuren verfügen. Diese Kriterien für einen „guten Informanten“ (Flick 2006: 
110) wurden als notwendig erachtet, um entsprechende Stiftungsprojekte sowie die bisherigen 
Kooperationsbeziehungen zu den jeweiligen Akteuren untersuchen zu können.  
Im weiteren Auswahlprozess wurden anhand der Befragungsergebnisse dann solche Bürger-
stiftungen ausgewählt, bei denen einerseits eine große Fülle an bereits verwirklichten Projekten 
erkennbar war und bei denen andererseits eine insgesamt hohe Kooperationsoffenheit und  
-freudigkeit festzustellen war; dies bezog sich auf die Häufigkeit der Kooperationen, die Vielfalt 
und Verschiedenheit der Kooperationspartner sowie auf die Ausführlichkeit der Antworten zum 
Thema Kooperation bei den offenen Fragen des Fragebogens. Damit wurde der Strategie des 
Intensitäts-Samplings gefolgt, mit der Fallbeispiele nach der Intensität ausgewählt werden, mit 
der die interessierenden Eigenschaften, Prozesse, Erfahrungen etc. in ihnen gegeben sind bzw. 
vermutet werden. Dabei werden die Fälle mit der größten Intensität gewählt (vgl. Flick 2006: 
109). 
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Als Fallbeispiele ausgewählt wurden auf diese Weise die Bürgerstiftung Lörrach, die Stiftung 
Bürger für Münster sowie die Stadt Stiftung Gütersloh. In jedem Fallbeispiel wurden jeweils 
mindestens ein Vertreter der Bürgerstiftung sowie ein Vertreter der beteiligten öffentlichen 
Akteure befragt. Aufgrund der vorhandenen Projektdokumentationen konnten die jeweiligen 
Interviewpartner in den Bürgerstiftungen bzw. Stadtverwaltungen selbst ausgewählt und 
entsprechende Kontakte hergestellt werden.  
Die Formulierung der Interviewleitfragen wurde aus den beiden Forschungsfragen und den 
Ergebnissen aus den vorangehenden Untersuchungsschritten abgeleitet. Die Fragen betrafen 
die jeweiligen Projekte und Kooperationen der Bürgerstiftungen. Gewählt wurde die Form eines 
sogenannten problemzentrierten Interviews unter Zuhilfenahme eines Interviewleitfadens. 
Dabei kamen sowohl offene als auch geschlossene Fragen zum Einsatz. Während offene Fragen 
die Befragten zum Erzählen anregen sollten, war es Ziel der geschlossenen Fragen, eindeutige 
Antworten zu provozieren. Bei offenen Fragen kann der Befragte die Form der Antwort selbst 
bestimmen, bei geschlossenen Fragen wird eine bestimmte Auswahl an Antworten (z. B. ja oder 
nein) vorgegeben. Offene Fragen dienen vor allem der Erkundung unbekannten Terrains, 
geschlossene Fragen erzeugen hingegen klare Antworten, schließen jedoch weitere Ausfüh-
rungen aus. Durch die Verknüpfung von offenen und geschlossenen Fragen sollten einerseits 
die Antworten der geschlossenen Fragen in einen Kontext eingeordnet werden können und 
andererseits ein „Maßstab“ konstruierbar werden, der es erlaubt, die Bedeutungen der auf 
offene Fragen gegebenen Antworten beurteilen und gewichten zu können.  
Insgesamt wurden im Frühjahr 2008 sieben168 Interviews mit einer Dauer von eineinhalb bis 
zweieinhalb Stunden geführt. Die Interviews fanden auf Wunsch der Befragten in ihrer 
jeweiligen Dienststelle bzw. Privatwohnung statt. Die Interviews wurden auf Tonband aufge-
nommen und anschließend verschriftlicht. Die Auswertung erfolgte entlang der vorstehend 
genannten Untersuchungskategorien der beiden Forschungsfragen. Für die Fallbeispiele wurden 
neben den Interviews darüber hinaus weitere Materialien wie Satzungen, Jahresberichte oder 
Projektflyer der Organisationen zu Hilfe genommen, um die jeweiligen Beispiele analysieren und 
dokumentieren zu können.  
 
 
 
                                                 
168 In einem Fallbeispiel wurden aufgrund der Projektkonstellation zwei Vertreter öffentlicher Akteure befragt.  
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VI. Beiträge von Bürgerstiftungen  
zur Entwicklung von Stadt und Region 
 
Bürgerstiftungen sind mittlerweile seit gut zehn Jahren auf unterschiedlichen räumlichen 
Ebenen in Quartier, Stadt und Region tätig. Während der normative Merkmalkatalog dazu, was 
Bürgerstiftungen sind und was sie tun können, bereits relativ ausführlich beschrieben ist (vgl. 
Kapitel IV.1.1), geht es im Folgenden darum, anhand der Praxis Realitäten und Potenziale der 
Beiträge von Bürgerstiftungen für die Entwicklung von Stadt und Region zu beschreiben.  
Dabei interessieren vor allem die Fragen, über welche Leistungsfähigkeit Bürgerstiftungen 
verfügen (Kapitel VI.1), was Themen und Inhalte ihrer Aktivitäten sind (Kapitel VI.2), auf 
welche Art und Weise Bürgerstiftungen tätig sind (Kapitel VI.3) und welche Funktionen diesen 
Aktivitäten und Beiträgen im Ergebnis zugeschrieben werden können (Kapitel VI.4). Um über 
diese Fragen zu einer ersten Bestandsaufnahme des Status Quo der Bürgerstiftungsaktivitäten 
zu kommen, ist das Suchfeld bewusst breit angelegt und basiert insbesondere auf einer 
quantitativen Befragung von knapp einhundert Bürgerstiftungen. Die Ergebnisse werden 
abschließend in einem Zwischenfazit zusammengefasst (Kapitel VI.5). 
 
1. Leistungsfähigkeit von Bürgerstiftungen 
Für die Untersuchung der Beiträge und Leistungen von Bürgerstiftungen muss der Blick 
zunächst auf deren Leistungsfähigkeit gerichtet werden. Allein aus dem großen Interesse und 
der wachsenden Zahl an Bürgerstiftungen auf eine „hohe“ Leistungsfähigkeit von 
Bürgerstiftungen zu schließen, wäre gewiss verfehlt. Im Gegenteil: Vielmehr ist zu klären, ob 
möglicherweise auch die Ressourcen von Bürgerstiftungen so ungleich verteilt sind, wie es für 
Stiftungen allgemein der Fall ist, und demnach auch die Leistungsfähigkeit von Bürgerstiftungen 
verschiedenartig ausfällt.  
Als Maß für die Leistungsfähigkeit von Bürgerstiftungen sind in erster Linie die finanziellen 
Ressourcen, also das Stiftungsvermögen, die Spendeneinnahmen und die Ausgaben der 
Stiftungen, sowie darüber hinaus die personellen und infrastrukturellen Ressourcen zu 
betrachten. Anhand einer Bestandsaufnahme dieser Ressourcen lässt sich eine Aussage dazu 
treffen, welche Voraussetzungen Bürgerstiftungen mitbringen, um Beiträge zur Entwicklung 
von Stadt und Region zu leisten. Es geht im Folgenden also darum, die finanziellen Realitäten 
und Potenziale von Bürgerstiftungen sichtbar zu machen.  
1.1 Finanzielle Ressourcen 
Bei der Betrachtung der finanziellen Ressourcen von Bürgerstiftungen können das Gründungs-
vermögen, die Höhe der aktuellen Vermögen, die jährlichen Spendeneinnahmen sowie die 
jährlichen Ausgaben von Bürgerstiftungen differenziert betrachtet werden. Möglich ist diese 
Untersuchung der finanziellen Leistungsfähigkeit von Bürgerstiftungen mit Hilfe der Daten aus 
dem Verzeichnis der deutschen Bürgerstiftungen, das von dem Verein Aktive Bürgerschaft 
geführt wird (vgl. Kapitel V.2.1).  
Leistungsfähigkeit nach Gründungsvermögen 
Betrachtet man als Potenzial zunächst das Startkapital, mit dem Bürgerstiftungen gegründet 
werden, so zeigen sich drei wesentliche Befunde. Erstens wird deutlich, dass das durchschnitt-
liche Gründungsvermögen von Bürgerstiftungen in den letzten zehn Jahren tendenziell 
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angestiegen ist (vgl. Abbildung 15). Bürgerstiftungen werden also mit immer höheren Anfangs-
vermögen gegründet. Für den Zeitraum von 1996 bis 2006 liegt das durchschnittliche Grün-
dungsvermögen bei 187.925 Euro. Die deutlich höheren durchschnittlichen Gründungsver-
mögen in den Jahren 2000 und 2003 sind auf einzelne Neugründungen mit einem sehr hohen 
Gründungsvermögen zurückzuführen.  
Gründungsjahr 
Summe des Gründungs-
kapitals (in Euro) 
Durchschnittliches 
Gründungskapital (in Euro) 
Durchschnittliche Anzahl 
Erststifter je Bürgerstiftung 
1996  1.022.583  1.022.583  1 
1997  52.000  52.000  31 
1998  260.000  86.666  43 
1999  453.534  64.791  46 
2000  2.712.700  246.609  43 
2001  861.921  107.740  43 
2002  2.844.589  142.229  40 
2003  5.052.817  315.801  62 
2004  4.167.313  154.344  68 
2005  6.347.530  186.692  43 
2006  4.848.693  173.167  71 
Abbildung 15:  Entwicklung der durchschnittlichen Gründungsvermögen und der Anzahl an Erststiftern von 
Bürgerstiftungen im Zeitraum von 1996-2006  
(Quelle: eigene Darstellung; Datenbasis: Bürgerstiftungsverzeichnis des Vereins Aktive Bürgerschaft, 
Stand: 30.07.2007, n=144) 
Für Hellmann (2006a: 7) ist der Anstieg des durchschnittlichen Gründungsvermögens ein 
Hinweis darauf, dass der Bekanntheitsgrad und das Vertrauen in die Institution Bürgerstiftung 
zunehmen: „Immer höhere Summen werden einer neu gegründeten Bürgerstiftung von ihren 
Stiftern zur Verfügung gestellt, ohne dass sie dies durch ihre gute Arbeit bereits ‚verdient’ 
hätte“. Demnach profitieren neu gegründete Bürgerstiftungen ganz offensichtlich von einer 
unmittelbaren Vorbildfunktion der bereits bestehenden Bürgerstiftungen. Diese These lässt sich 
tatsächlich zum Beispiel anhand der Daten für das Bundesland Nordrhein-Westfalen stützen: 
Hier gibt es bundesweit die meisten Bürgerstiftungen, die wiederum das höchste durchschnitt-
liche Gründungsvermögen aufweisen169 (vgl. Aktive Bürgerschaft 2006: 21, Aktive Bürgerschaft 
2007: 25). 
Diese Beobachtung kann darüber hinaus um die These ergänzt werden, dass der Anstieg des 
durchschnittlichen Gründungsvermögens zumindest zu einem Teil auch ein Resultat der 
Stiftungssteuerrechtsreform aus dem Jahr 2000 ist, bei der der Gesetzgeber insbesondere auch 
die Förderung der Idee der Bürger- oder Gemeinschaftsstiftung vor Augen hatte (vgl. Kapitel 
IV.3.1). Es liegt nahe, dass die Auswirkungen der darin enthaltenen steuerlichen Anreize erst 
nach einigen Jahren, also frühestens etwa ab den Jahren 2001 und 2002 spürbar und beobacht-
bar werden können. 
Mit dem zweiten Befund muss der vorgenannte erste Befund jedoch teilweise relativiert werden. 
Die Häufigkeitenverteilung der Gründungsvermögen der Bürgerstiftungen zeigt nämlich, dass 
nur einige wenige Bürgerstiftungen „groß“ starten und ihre Arbeit mit einem relativ hohen 
Startkapital beginnen können. Die Mehrheit der Bürgerstiftungen startet dagegen eher „klein“ 
                                                 
169  Darüber hinaus kann auch die leicht ansteigende durchschnittliche Anzahl an Erststiftern als ein Beleg für den 
steigenden Bekanntheitsgrad und das wachsende Vertrauen in Bürgerstiftungen interpretiert werden. 
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und wird mit einem relativ niedrigen Grundkapital ausgestattet: Mehr als die Hälfte der 
Bürgerstiftungen (54,8 Prozent) verfügt zu Beginn ihrer Tätigkeit über ein Stiftungskapital von 
„lediglich“ 25.000 bis 100.00 Euro. Daraus kann gefolgert werden, dass es vielen Bürger-
stiftungsbewegten und -interessierten also offensichtlich zunächst darum geht, „ihre“ Bürger-
stiftung überhaupt erstmal zu gründen, um dann mit Dienstleistungsangeboten für potenzielle 
Stifter sowie mit ersten Projekten Zustiftungen und Spenden einzuwerben. Demnach ist die 
finanzielle Leistungsfähigkeit von Bürgerstiftungen, gemessen an ihren Gründungsvermögen 
und den daraus resultierenden Erträgen von nur wenigen tausend Euro, in den ersten Jahren 
relativ gering einzuschätzen.  
Mit dem dritten Befund in Bezug auf die Gründungsvermögen muss auf deutliche regionale 
Unterschiede hingewiesen werden, nach denen Bürgerstiftungen in den alten Bundesländern 
mit einem deutlich höheren Startkapital ausgestattet werden als ihre „Schwesterstiftungen“ in 
den neuen Bundesländern: So beträgt das durchschnittliche Gründungsvermögen der ost-
deutschen Bürgerstiftungen im Zeitraum von 1996 bis 2006 deutlich unterdurchschnittlich nur 
67.796 Euro, während es in den westdeutschen Bürgerstiftungen mit 195.415 Euro knapp drei-
mal so hoch war (Gesamtdurchschnitt: 187.925 Euro). Dies kann mit großer Wahrscheinlichkeit 
darauf zurückgeführt werden, dass die Stiftungsidee in Ostdeutschland historisch bedingt 
insgesamt noch immer nicht so verbreitet ist wie in Westdeutschland (vgl. Kapitel III.2.1) und 
auch die Vermögenssituation der ostdeutschen Bevölkerung immer noch nicht mit der der 
westdeutschen Bevölkerung vergleichbar ist.  
Diese drei Befunde geben erste Hinweise auf die Struktur der Leistungsfähigkeit von Bürger-
stiftungen. Gleichwohl sind diese Ergebnisse insofern nur begrenzt aussagekräftig, da es ja 
gerade eines der Ziele von Bürgerstiftungen ist, Spenden und vor allem eben auch weiteres 
Stiftungskapitel einzuwerben, in dem sie sich potenziellen Stifterinnen und Stiftern als 
Dienstleister anbieten. Stiftungen erblicken also nicht als „fertige Vermögensgebilde“ die Welt, 
sondern das Vermögenswachstum ist eines ihrer wesentlichen Ziele. Insofern gilt es, im 
Folgenden die jeweils aktuellen Vermögen und im Weiteren dann auch die Einnahmen- und 
Ausgabenstruktur der Bürgerstiftungen näher zu untersuchen.  
Leistungsfähigkeit nach aktuellen Stiftungsvermögen 
Bei der Analyse der Leistungsfähigkeit nach aktuellen Stiftungsvermögen von Bürgerstiftungen 
lassen sich die Ergebnisse in vier wesentlichen Befunden zusammenfassen. Betrachtet wurden 
für dafür die Daten aus dem Verzeichnis des Vereins Aktive Bürgerschaft zu den Stiftungs-
vermögen in den Jahren 2005 und 2006170.  
Als erster Befund lässt sich feststellen: Das Gesamtstiftungskapital von Bürgerstiftungen ist in 
den letzten Jahren angestiegen. So lässt sich für das Jahr 2005 für 102 Bürgerstiftungen ein 
Gesamtstiftungskapital von 43,0 Millionen Euro ermitteln, so dass das Gesamtvermögen für 138 
Bürgerstiftungen auf rund 58 Millionen Euro171 hochgerechnet werden kann. Für das Jahr 2006 
lässt sich bei 135 Bürgerstiftungen ein Gesamtstiftungskapital von 57,8 Millionen Euro 
ermitteln, so dass für die insgesamt 174 Bürgerstiftungen von einem Gesamtvermögen von 
                                                 
170  Für die Analyse wurde eine eigene Auswertung der Daten vorgenommen, da der Verein Aktiv Bürgerschaft seine 
Auswertung immer nur zum „ungeraden“ Termin im August eines Jahres vornimmt und sich somit keine 
Ergebnisse für das aktuelle Kalenderjahr darstellen lassen. 
171  Während sich mit Hilfe der einfachen Hochrechnung eine Gesamtsumme von 58,2 Millionen Euro berechnen 
lässt, ergibt die nach der Verteilung in den Vermögensklassen gewichtete und damit etwas realistischere 
Hochrechnung einen Wert von 57,5 Millionen Euro.  
126 Beiträge von Bürgerstiftungen zur Entwicklung von Stadt und Region 
 
rund 73,5 Millionen Euro172 ausgegangen werden kann. So erfreulich der Anstieg des Gesamt-
stiftungskapitals um über 15 Millionen Euro auf den ersten Blick jedoch auch erscheinen mag – 
das Vermögen aller Bürgerstiftungen ist damit „lediglich“ in etwa proportional zur Anzahl der 
Bürgerstiftungen angewachsen.  
Doch selbst diese Aussage ist insofern tendenziell irreführend, weil sich das Vermögenswachs-
tum bei einzelnen Bürgerstiftungen sehr unterschiedlich gestaltet. Dies zeigt unter anderem ein 
Blick auf die Entwicklung der einzelnen Vermögensklassen173 (vgl. Abbildung 16). Dabei wird 
erkennbar, dass der prozentuale Anteil „kleiner“ Bürgerstiftungen um knapp zwei bzw. fünf 
Prozent zurückgegangen ist, während der Anteil größerer Stiftungen um jeweils rund vier 
Prozent gestiegen ist. Dieses Sinken der kleinen Vermögensklassen deutet auf ein internes 
Wachstum von Stiftungsvermögen hin, also ein Wachstum, das nicht allein auf neu gegründete 
Bürgerstiftungen zurückzuführen ist, sondern durch Zustiftungen174 erzielt wird. Es gibt also 
zunehmend mehr Stiftungen mit einem Vermögen von 250.000 Euro bis 1 Millionen Euro, der 
Anteil der Bürgerstiftungen mit einem Vermögen von einer Millionen Euro und mehr bleibt 
gleich.  
Die Betrachtung der Bürgerstiftungsvermögen weist aber nicht nur auf ein unterschiedliches 
Vermögenswachstum von Bürgerstiftungen hin, vielmehr sind auch die Vermögen an sich 
bereits sehr unterschiedlich verteilt.  
Insofern ist der zweite wichtige Befund: Die Vermögen von Bürgerstiftungen sind stark konzen-
triert. Die bereits bei der Analyse der Gründungsvermögen gemachte Beobachtung, dass es 
viele kleine Bürgerstiftungen mit niedrigen Vermögen gibt und nur wenige große Bürger-
stiftungen mit höheren Vermögen, bestätigt sich also auch bei der Betrachtung der Stiftungs-
vermögen für die Jahre 2005 und 2006. 
In Zahlen lässt sich diese Konzentration wie folgt ausdrücken: Während allein die zehn kapital-
stärksten Bürgerstiftungen mit über 30 Millionen Euro rund 41,8 Prozent des Gesamtvermögens 
aller Bürgerstiftungen verwalteten, verfügte die Mehrheit der Bürgerstiftungen sowohl im Jahr 
2005 (62,7 Prozent) als auch im Jahr 2006 (55,6 Prozent) über ein Vermögen von weniger als 
250.000 Euro (vgl. ähnlich Hellmann 2007: 8). 
Ähnliche Aufschlüsse vermittelt auch der Blick auf die durchschnittlichen Stiftungsvermögen 
und die Mediane: So betrug das durchschnittliche Stiftungsvermögen im Jahr 2005 zwar 
421.590 Euro, der Median lag hingegen aber bei lediglich 160.200 Euro. Im Jahr 2006 betrug 
das durchschnittliche Stiftungsvermögen 428.753 Euro, der Median lag bei 193.900 Euro. 
                                                 
172  Auch für das Jahr 2006 deutet sich bei einer einfachen Hochrechnung der Stiftungsvermögen eine leichte 
Überschätzung an: Während sich mit Hilfe der einfachen Hochrechnung eine Gesamtsumme von 74,5 Millionen 
Euro berechnen lässt, ergibt die nach Vermögensklassen gewichtete Hochrechnung einen Wert von 72,4 
Millionen Euro.  
173  Wie unterschiedlich das Wachstum von Bürgerstiftungen ausfällt, zeigt darüber hinaus auch der Blick auf den 
durchschnittlichen Vermögenszuwachs bei solchen Bürgerstiftungen, die mindestens schon seit drei Jahren oder 
länger bestehen: So reicht das durchschnittliche Vermögenswachstum von nur gut 500 Euro pro Jahr bei einer 
seit vier Jahren bestehenden Bürgerstiftung bis hin zu maximal 390.000 Euro pro Jahr bei einer zum Zeitpunkt 
der Untersuchung seit sieben Jahren bestehenden Bürgerstiftung. Das durchschnittliche Vermögenswachstum 
liegt bei 50.951 Euro – allerdings hat mehr als die Hälfte der Bürgerstiftungen ein Vermögenswachstum von 
deutlich unter 20.000 Euro pro Jahr.  
174  Zustiftungen sind Vermögenswerte, die weitere Stifter – also nicht zwingendermaßen nur der oder die Erststifter 
– der Stiftung zuwenden, um das Grundstockvermögen zu erhöhen. 
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Stiftungsvermögen 2002
a
 
(n=43) 
2005  
(n=102) 
2006  
(n=135) 
 unter 100.000 Euro  30,2 %  28,4 %  26,7 % 
 100.000-249.999 Euro  32,6 %  34,3 %  28,9 % 
 250.000-499.000 Euro  16,3 %  14,7 %  18,6 % 
 500.000-1 Mio. Euro  9,3 %  13,7 %  17,0 % 
 über 1 Mio. Euro  11,6 %  8,8 %  8,8 % 
    
durchschnittl. Stiftungsvermögen -- 421.590 Euro 428.753 Euro 
Median -- 160.200 Euro 193.900 Euro 
a) Quelle: Initiative Bürgerstiftungen/Website Bürgerstiftungen der Bertelsmann Stiftung  
Abbildung 16:  Verteilung der Vermögensklassen von Bürgerstiftungen in 2005 und 2006
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(Quelle: eigene Darstellung; Datenbasis: Bürgerstiftungsverzeichnis  
des Vereins Aktive Bürgerschaft, Stand: 30.07.2007) 
Will man auf diesen Erkenntnissen aufbauend Bürgerstiftungen von ihrem Vermögen her in 
Typen- oder Größenklassen einteilen und charakterisieren, so lässt sich gut die Hälfte aller 
Bürgerstiftungen als „kleine“ Bürgerstiftungen mit einem Vermögen von weniger als 250.000 
Euro bezeichnen, gut ein Drittel (35,6 Prozent) kann als „mittelgroße“ Bürgerstiftung mit einem 
Vermögen von 250.000 Euro bis 1 Million Euro bezeichnet werden, und knapp jede zehnte 
Bürgerstiftung (8,8 Prozent) verfügt als „große Bürgerstiftung“ über ein Vermögen von mehr 
als 1 Million Euro.  
Anknüpfend an die unterschiedlichen Vermögen und Vermögenszuwächse ist natürlich von 
Interesse, welches nun diejenigen Bürgerstiftungen sind, die den höchsten Vermögenszuwachs 
verzeichnen können. Hierauf lassen sich mit dem dritten wesentlichen Befund zwei relativ 
eindeutige Antworten geben: Zum einen weisen die Finanzdaten der Bürgerstiftungen darauf 
hin, dass das Anbieten von Dienstleistungen für Stifter über die Verwaltung von Treuhand-
stiftungen ein überdurchschnittlich hohes Wachstum befördert. Während der durchschnittliche 
jährliche Kapitalzuwachs bei Bürgerstiftungen ohne Treuhandstiftungen rund 68.403 Euro 
beträgt, liegt er bei Bürgerstiftungen mit Treuhandstiftungen mit rund 148.708 Euro mehr als 
doppelt so hoch. Auch Hellmann (2007: 8), die für diese Frage die Gegenüberstellung von 
Startkapital und aktuellem Stiftungsvermögen analysiert, macht diesbezüglich eine ähnliche 
Beobachtung: „Die Bürgerstiftungen ohne Treuhandvermögen konnten ihr Kapital im 
Durchschnitt seit Gründung knapp verdoppeln, die Bürgerstiftungen mit Treuhandvermögen 
hingegen mehr als verfünffachen“. 
Zum anderen zeigt sich, dass auch für Bürgerstiftungen offensichtlich gilt: Wer hat, dem wird 
gegeben. So haben die „mittelgroßen“ und vor allem die „großen“ Bürgerstiftungen, die über 
ein sowieso schon vergleichsweise hohes Stiftungskapital verfügen, eine deutlich höhere relative 
Wachstumsrate als Bürgerstiftungen, die über ein Vermögen von 50.000 bis 250.000 Euro 
verfügen. Weitere mögliche Faktoren und Zusammenhänge, die Einfluss auf die Entwicklung 
des Stiftungsvermögens haben könnten – wie zum Beispiel die Anzahl der Stifter, die Größe des 
Einzugsgebietes oder eine eher fördernde oder eher operative Tätigkeit von Bürgerstiftungen – 
lassen sich nicht feststellen.  
                                                 
175  Mit der hier vorgenommenen Einteilung der Stiftungsvermögen arbeitete die Initiative Bürgerstiftungen auch in 
ihrer „Märzumfrage“ im Jahr 2002. In den weiteren Jahren wurden jedoch immer wieder andere (beliebige) 
Vermögenseinteilungen vorgenommen, so dass sie für einen weiteren Vergleich nicht herangezogen werden 
können.  
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Dagegen bestätigt ein vierter Befund in Bezug auf die aktuellen Stiftungsvermögen die bereits 
bei den Gründungsvermögen festgestellten regionalen Unterschiede zwischen Bürgerstiftungen 
in den alten und neuen Bundesländern. Demnach ist nicht nur das Gründungsvermögen der 
ostdeutschen Bürgerstiftungen, sondern auch das aktuelle Stiftungsvermögen im Jahr 2006 
deutlich niedriger als as der westdeutschen Bürgerstiftungen: Mit 471.672 Euro ist das 
durchschnittliche Stiftungsvermögen der Bürgerstiftungen in den westdeutschen Bürgerstif-
tungen annähernd doppelt so hoch wie das der Bürgerstiftungen in den ostdeutschen Bürger-
stiftungen, das rund 244.754 Euro beträgt176. Dies bestätigt die Beobachtungen von Hinter-
huber und Hoelscher (2005: 9), die auf Basis in einer vergleichenden Untersuchung der 
Bürgerstiftungen in Herten, Berlin, Stuttgart, Hannover sowie Barnim-Uckermark und Jena 
bilanzieren: „Der Ost-West-Vergleich ergab deutliche Unterschiede zwischen den Bürger-
stiftungen in alten und neueren Bundesländern. Die (...) Schwierigkeit vieler Bürgerstiftungen, 
das Stiftungskapital nennenswert zu erhöhen, ist im Osten besonders ausgeprägt“, wobei sie 
diese Schwierigkeiten vor allem auf eine geringere Wirtschaftskraft des Umfeldes der 
Bürgerstiftungen zurückführen.  
Leistungsfähigkeit nach Spendeneinnahmen  
Da Bürgerstiftungen explizit auf Vermögenswachstum angelegt sind, sind Zustiftungen, 
Vermögenswachstum und Spenden für Bürgerstiftungen wichtig und ein wesentliches Ziel ihrer 
Arbeit. Spenden gehen im Gegensatz zu Zustiftungen nicht in das Grundstockvermögen, 
sondern in den laufenden Haushalt ein, unterliegen dem Gebot der zeitnahen Mittelver-
wendung und müssen einem bestimmten Vorhaben oder konkreten Förderzweck zugeordnet 
werden. Durch Spenden lassen sich also unmittelbar Fördervorhaben oder eigene Projekte und 
Beiträge finanzieren.  
Anhand der vorliegenden Daten des Bürgerstiftungsverzeichnisses lässt sich ermitteln, dass die 
Spendeneinnahmen der Bürgerstiftungen im Jahr 2005 im Durchschnitt 33.349 Euro betrugen. 
Im Jahr 2006 lagen die Spendeneinnahmen je Bürgerstiftung bei durchschnittlich 29.725 Euro. 
Im Jahresvergleich sind die durchschnittlichen Spendeneinnahmen der Bürgerstiftungen also um 
rund zehn Prozent und somit durchaus deutlich zurückgegangen.  
Höhe der Spendeneinnahmen  
je Bürgerstiftung 
2005  
(n=88) 
2006  
(n=112) 
 bis 5.000 Euro 21,6 % 25,9 % 
 bis 10.000 Euro 17,0 % 21,4 % 
 bis 20.000 Euro 28,4 % 16,1 % 
 bis 50.000 Euro 13,6 % 21,4 % 
 bis 100.000 Euro 11,4 % 6,3 % 
 bis 200.000 Euro 4,5 % 6,3 % 
 über 200.001 Euro 3,5 % 2,6 % 
   
durchschnittliche Spendeneinnahmen  33.349 Euro  29.725 Euro 
Median  11.700 Euro  11.200 Euro 
Spannweite  150 bis 414.100 Euro  250 bis 262.096 Euro 
Abbildung 17:  Spendeneinnahmen von Bürgerstiftungen in 2005 und 2006 nach Größenklassen 
(Quelle: eigene Darstellung; Datenbasis: Bürgerstiftungsverzeichnis  
des Vereins Aktive Bürgerschaft, Stand: 30.07.2007) 
                                                 
176  Bei der Betrachtung der Mediane ist die Abweichung noch auffälliger: Während der Median der 
Stiftungsvermögen in den westdeutschen Bürgerstiftungen im Jahr 2006 bei 249.432 Euro lag, betrug er für die 
ostdeutschen Bürgerstiftungen lediglich 75.091 Euro.  
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Eine Erklärungsmöglichkeit für diesen Rückgang ist, dass im Vergleich zum Jahr 2006 
tendenziell eine Zunahme kleinerer Spenden bis zu einer Höhe von 10.000 Euro festzustellen ist, 
während gleichzeitig Spendeneinnahmen in den Größenklassen über 50.000 Euro leicht 
zurückgegangen sind (vgl. Abbildung 17). Der festgestellte Rückgang der durchschnittlichen 
Spendeneinnahmen von 2005 auf 2006 kann also zumindest zu einem Teil auf den Rückgang 
„größerer“ Spendeneinnahmen zurückgeführt werden. Dieses Ergebnis ist jedoch insofern 
überraschend, weil die durchschnittliche Spendenhöhe – zieht man für eine Bewertung dieser 
Entwicklung die Angaben aus dem Deutschen Spendenmonitor für die Jahre 2005 und 2006 
hinzu – nach dem allgemeinen Trend von 2005 auf 2006 um rund zehn Prozent angestiegen ist, 
und das Gesamtspendenaufkommen trotz einer rückläufigen Zahl an Spendern annähernd stabil 
geblieben ist (vgl. TNS-Infratest 2007).  
Daher muss als Erklärung auch angeführt werden, dass sich auch bei Bürgerstiftungen 
Spendeneinnahmen aufgrund einzelner Ereignisse von einem Jahr auf das andere stark 
verändern können177 und dass die rückläufigen Entwicklung des Spendenaufkommens von 
Bürgerstiftungen im Jahr 2006 letztlich nur eine Momentaufnahme abbildet. Eine weiter-
gehende Analyse oder gar eine Prognose ist aufgrund des erst kurzen Erhebungszeitraumes 
jedoch ganz sicher noch nicht möglich.  
Deutlich sicherer lässt sich hingegen feststellen, dass sich auf Basis der Ergebnisse eine ungleiche 
Verteilung der Spendeneinnahmen zeigt und sich der bereits festgestellte Trend der 
Konzentration der Leistungsfähigkeit bestätigen lässt. So hat im Jahr 2006 knapp die Hälfte der 
Bürgerstiftungen (47,3 Prozent) Spendeinnahmen von bis zu 10.000 Euro erhalten, wobei ein 
Viertel der Bürgerstiftungen sogar nur bis zu 5.000 Euro Spendeneinnahmen verzeichnete. 
Gleichzeitig konnten gerade einmal 15 Prozent der Bürgerstiftungen Spendeneinnahmen von 
mehr als 50.000 Euro verbuchen. Wie unterschiedlich die Spendeneinnahmen bei den 
Bürgerstiftungen ausfallen, zeigt auch deren Spannweite, die von 250 Euro bis hin zu rund 
262.000 Euro reicht.  
Schließlich zeigen sich auch bei den Spendeneinnahmen die bereits zuvor festgestellten 
regionalen Unterschiede zwischen Bürgerstiftungen in den alten und neuen Bundesländern: 
Beliefen sich die durchschnittlichen Spendeneinnahmen in den westdeutschen Bürgerstiftungen 
im Jahr 2006 im Durchschnitt auf 32.628 Euro, so konnten die ostdeutschen Bürgerstiftungen 
lediglich Spenden in Höhe von durchschnittlich 14.397 Euro sammeln. Darin spiegelt sich ganz 
offensichtlich der allgemeine Trend wider, dass Bürger in Westdeutschland spendenfreudiger 
sind als Bürger in Ostdeutschland, wobei sich diese Schere zwischen West und Ost auf Basis 
allgemeiner Daten des Spendenmonitors 2006 offenbar allmählich zu schließen beginnt (vgl. 
TNS-Infratest 2007). 
Leistungsfähigkeit nach Förderausgaben 
Neben der Struktur der Vermögen und der Einnahmen können vor allem die jährlichen 
Ausgaben als ein wesentliches Maß für die Leistungsfähigkeit von Stiftungen herangezogen 
werden (vgl. Sprengel 2001: 38). Das Budget, das Stiftungen für ihre Fördervorhaben und 
eigenen Projekte ausgeben können, setzt sich vor allem zusammen aus den Erträgen des 
                                                 
177  Dies verdeutlicht sehr anschaulich das Beispiel der Bürgerstiftung Dresden: Diese startete anlässlich des 
Elbehochwassers im Jahr 2002 eine regionale und teilweise sogar bundesweite Spendenaktion mit dem Slogan 
„Helfen macht stolz“, in deren Rahmen die Bürgerstiftung 1,6 Millionen Euro Spendengelder einnehmen konnte 
(vgl. Ripp 2004: 477 f.). In den Folgejahren konnten diese Rekordeinnahmen nicht mehr erreicht werden. So 
betrugen die Spendenaufnahmen zum Beispiel im Jahr 2005 414.100 Euro und im Jahr 2006 „nur“ noch 29.500 
Euro.  
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Stiftungsvermögens, Spendeneinnahmen sowie gegebenenfalls Einnahmen aus Benefizveran-
staltungen und aus der Verwaltung von Unterstiftungen und Fonds. 
Im Jahr 2005 haben Bürgerstiftungen für „fremde“ und eigene Projekte durchschnittlich 32.754 
Euro ausgegeben. Bei mehr als der Hälfte der Bürgerstiftungen (56,2 Prozent) betrugen die 
Förderausgaben jedoch maximal 20.000 Euro und jede fünfte Bürgerstiftung konnte sogar nur 
vergleichsweise kleine Summen von bis zu 5.000 Euro aufwenden.  
Für das Jahr 2006 können zwar durchschnittlich höhere Förderausgaben in Höhe von 37.070 
Euro ermittelt werden, dafür konnten in diesem Jahr allerdings fast zwei Drittel der 
Bürgerstiftungen nicht mehr als 20.000 Euro aufwenden, und jede vierte Bürgerstiftung konnte 
nur kleine Summen von bis zu 5.000 Euro aufwenden. Gleichzeitig hat sich im Jahr 2006 aber 
auch der Anteil der Bürgerstiftungen erhöht, die für mehr als 100.000 Euro gemeinnützige 
Projekte fördern und durchführen konnten (vgl. Abbildung 18).  
Teilt man, ähnlich wie bei der Analyse der Stiftungsvermögen, Bürgerstiftungen von ihrem 
Ausgaben her in Typen- oder Größenklassen ein, so lassen sich bezogen auf das Jahr 2006 
annähernd zwei Drittel (62,5 Prozent) aller Bürgerstiftungen als „kleine“ Bürgerstiftungen mit 
Ausgaben von bis zu 20.000 Euro bezeichnen, gut ein Viertel (27,9 Prozent) kann als 
„mittelgroße“ Bürgerstiftung mit Ausgaben von 20.000 Euro bis 100.000 Euro bezeichnet 
werden, und knapp jede zehnte Bürgerstiftung (9,6 Prozent) kann als „große Bürgerstiftung“ 
mehr als 100.000 Euro pro Jahr ausgeben.  
 
Förderausgaben 
2005  
(n=73) 
2006  
(n=104) 
bis 5.000 Euro 21,9 % 27,9 % 
bis 10.000 Euro 20,6 % 13,4 % 
bis 20.000 Euro 13,7 % 21,2 % 
bis 50.000 Euro 26,0 % 15,4 % 
bis 100.000 Euro 11,0 % 12,5 % 
bis 200.000 Euro 4,1 % 6,7 % 
über 200.001 Euro 2,7 % 2,9 % 
   
durchschnittliche Förderausgaben  32.754 Euro  37.070 Euro 
Median  17.900 Euro  14.077 Euro 
Spannweite  500 bis 251.000 Euro  700 bis 361.000 Euro 
Abbildung 18:  Förderausgaben von Bürgerstiftungen in 2005 und 2006 nach Größenklassen 
(Quelle: eigene Darstellung; Datenbasis: Bürgerstiftungsverzeichnis  
des Vereins Aktive Bürgerschaft, Stand: 30.07.2007) 
Implizit steht hinter dieser Einteilung die Vermutung, dass es einen Zusammenhang gibt 
zwischen der Höhe der Stiftungsvermögen und der Höhe der Ausgaben. Überprüft man diesen 
Zusammenhang anhand der Daten, so bestätigt sich diese Annahme tatsächlich. Demnach sind 
die Ausgaben von Bürgerstiftungen umso höher, je höher ihr Stiftungsvermögen ist (vgl. 
Abbildung 18): Bürgerstiftungen mit einem Vermögen von bis zu 100.000 Euro haben im Jahr 
2006 durchschnittlich Ausgaben in Höhe von rund 10.600 Euro getätigt, Bürgerstiftungen mit 
einem Vermögen von mehr als 1 Million Euro hatten mehr als zehnmal so hohe Ausgaben für 
gemeinnützige Projekte. Auch wenn dies auf den ersten Blick naheliegend und folgerichtig 
erscheint, muss darauf verwiesen werden, dass Gewinne aus dem Stiftungsvermögen ja eben 
nur eine von vielen Quellen sein können, um die Ausgaben zu bestreiten. 
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Vermögensklassen in 2006 durchschnittliche Ausgaben in 2006 
 unter 100.000 Euro  10.651 Euro 
 100.000 bis 249.999 Euro  20.167 Euro 
 250.000 bis 499.999 Euro  30.796 Euro 
 500.000 bis 1 Mio. Euro  34.810 Euro 
 über 1 Mio Euro  112.175 Euro 
Abbildung 19:  Zusammenhang von Vermögen und Ausgaben im Jahr 2006 
(Quelle: eigene Darstellung; Datenbasis: Bürgerstiftungsverzeichnis  
des Vereins Aktive Bürgerschaft, Stand: 30.07.2007, n=104) 
Darüber hinaus gehören knapp 70 Prozent der Stiftungen aus dem kleinsten Vermögensseg-
ment auch zu den beiden kleinsten Ausgabengruppen. Insofern gilt also auch für Bürgerstif-
tungen das, was allgemein für Stiftungen festgestellt werden kann: „Je kleiner des Vermögen, 
desto mehr ist die Stiftung bei ihren Ausgaben Gefangene des Vermögens; und je größer das 
Vermögen, desto mehr ist die Stiftung Herrin ihrer Ausgaben“ (Sprengel 2001: 42). 
Alter der Bürgerstiftung 
Anzahl der 
Bürgerstiftungen 
durchschnittliche 
Ausgaben in 2005 
 1 Jahr alt 7  9.879 Euro 
 2 Jahre alt 16  11.464 Euro 
 3 Jahre alt 12  15.236 Euro 
 4 Jahre alt 16  27.236 Euro 
 5 Jahre alt 6  47.798 Euro 
 6 Jahre alt 7  35.280 Euro 
 7 Jahre alt und älter 7  106.829 Euro 
Abbildung 20:  Zusammenhang der Ausgaben und des Alters von Bürgerstiftungen im Jahr 2005 
(Quelle: eigene Darstellung; Datenbasis: Bürgerstiftungsverzeichnis des Vereins Aktive Bürgerschaft, 
Stand: 30.07.2007, n=71) 
Nimmt man neben dem Stiftungsvermögen auch das Alter der Bürgerstiftungen als Bezugs-
größe für die Ausgaben, so zeigt sich auch hier ein relativ eindeutiger Trend. Danach steigen die 
Ausgaben einer Bürgerstiftung mit zunehmendem Alter an. Mit gewisser Vorsicht kann also auf 
Basis der Daten zu den Ausgaben der Bürgerstiftungen gefolgert werden: Je älter eine 
Bürgerstiftung ist, umso finanziell leistungsfähiger ist sie178. Von einem kontinuierlichen oder 
linearen Anstieg der Förderausgaben kann dabei jedoch nicht ohne weiteres ausgegangen 
werden, da es ähnlich wie bei den Spendeneinnahmen auch solche Bürgerstiftungen gibt, die in 
einem Jahr relativ hohe Ausgaben tätigen und im Folgejahr deutlich weniger, manchmal sogar 
nicht einmal mehr die Hälfte des Vorjahres für gemeinnützige Projekte ausgeben können179.  
 
                                                 
178  Problematisch ist diese Beobachtung vor allem für die Startphase von Bürgerstiftungen einzuschätzen, wenn mit 
meist noch geringer Kapitalausstattung sowohl erste Projekte finanziert werden sollen als auch Mittel für die 
Verwaltung und den Vermögensaufbau aufgebracht werden müssen: Fauser und Wierth (2001: 22 f.) betonen, 
dass es gerade in der Startphase einer Bürgerstiftung von großer Bedeutung ist, erste Projekte voranzutreiben. 
Dies sei wichtig, da die Bürgerstiftung vor allem mit eigener Projektarbeit und Fördermittelvergabe in der 
Öffentlichkeit präsent sein könne und so die Chancen am höchsten stünden, weitere Zustifter und engagierte 
Bürger für die Arbeit der Stiftung zu gewinnen. 
179  Um diese Entwicklung einer weiteren Plausibilitätsprüfung zu unterziehen, müsste eine Untersuchung anhand 
der Ausgabenentwicklung einzelner Bürgerstiftungen über mehrere Jahre erfolgen. Die bisher vorliegenden 
Daten lassen dies aber noch nicht zu. 
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Art der Vermögen/Einnahmen/Ausgaben 
Bürgerstiftungen in 
Westdeutschland (n=93) 
Bürgerstiftungen in 
Ostdeutschland (n=11) 
Durchschnittliches Gründungsvermögen 1996-2006  195.415 Euro  67.796 Euro 
Durchschnittliches Stiftungsvermögen 2006  471.672 Euro  244.754 Euro 
Durchschnittliche Spendeinnahmen 2006  32.628 Euro  14.937 Euro 
Durchschnittliche Ausgaben 2006  38.066 Euro  27.798 Euro 
Abbildung 21:  Gegenüberstellung der Daten zur finanziellen Leistungsfähigkeit von  
Bürgerstiftungen in Ost- und Westdeutschland (Quelle: eigene Darstellung;  
Datenbasis: Bürgerstiftungsverzeichnis des Vereins Aktive Bürgerschaft, Stand: 30.07.2007) 
Schließlich, und dies überrascht angesichts der vorhergehenden Ergebnisse nicht mehr, zeigt 
sich auch bei den Förderausgaben, dass westdeutsche Bürgerstiftungen im Jahr 2006 mit 
durchschnittlich 38.066 Euro höhere Ausgaben tätigen konnten als Bürgerstiftungen in Ost-
deutschland mit durchschnittlich 27.798 Euro. Die Ergebnisse für Bürgerstiftungen in Ost-
deutschland beziehen sich allerdings durchweg auf eine vergleichsweise niedrigere Fallzahl als 
die Ergebnisse für Bürgerstiftungen in Westdeutschland. 
Folgerungen 
Was lässt sich nun mit Blick auf das Potenzial und die Leistungsfähigkeit von Bürgerstiftungen 
festhalten? Ausgehend von der Analyse der aktuellen Stiftungsvermögen lässt die starke 
Konzentration sowohl der Vermögen als auch des Vermögenswachstums auf eine starke 
Konzentration der Leistungsfähigkeit von Bürgerstiftungen schließen. Es gibt einige wenige 
„potente“ Bürgerstiftungen, die über eine vergleichsweise „gute“ Leistungsfähigkeit verfügen, 
die Mehrheit der Bürgerstiftungen ist von ihrer Vermögens- und Ausgabenstruktur jedoch eher 
als klein zu bezeichnen. Für die Mehrheit der Bürgerstiftungen ist es voraussichtlich ein langer 
Weg zu einem Eigenkapital, bei dessen Höhe man davon ausgehen kann, dass daraus sowohl 
Projekte als auch personelle Ressourcen finanziert werden können. Bürgerstiftungen können 
demnach eher als eine langfristige Investitionsanlage in die Zukunft von Städten und Regionen 
verstanden werden, die es erst noch weiter auszubauen gilt und deren Erträge vor allem 
künftigen Generationen zugute kommen werden. Bisher jedenfalls lassen die meisten Bürger-
stiftungsvermögen nur geringe Förder- und Projektsummen erwarten, was sich auch in der 
starken Konzentration der Förderausgaben widerspiegelt. Die Leistungsfähigkeit von 
Bürgerstiftungen dürfte derzeit jedenfalls kaum größer, sondern eher deutlich geringer ausfallen 
als die Finanzkraft zum Beispiel von Vereinen180. Daher muss bei allen mit Bürgerstiftungen 
                                                 
180  Ein Vergleich der finanziellen Leistungsfähigkeit von Bürgerstiftungen mit der Finanzkraft anderer Nonprofit-
Organisationen ist angesichts der Tatsache, dass Wissenschaft und Forschung Nonprofit-Organisationen lange 
Zeit nur geringe Aufmerksamkeit entgegengebracht haben (vgl. Kapitel II.3.2), kaum möglich und redlich. 
Überdies beziehen sich die vorhandenen ökonomischen Daten zu Nonprofit-Organisationen meist auf einzelne 
Sektoren (z. B. Gesundheitswesen, Bildung und Forschung, Umwelt- und Naturschutz) und lassen keine 
Rückschlüsse auf die Finanzkraft einzelner Arten von Nonprofit-Organisationen zu (vgl. Badelt 1999: 27 ff.). 
Untersuchungen, die für einen Maßstab bzw. eine Einordnung der finanziellen Leistungsfähigkeit von 
Bürgerstiftungen herangezogen werden könnten, sind folglich kaum auszumachen. Will man einen solchen 
Maßstab um der Anschaulichkeit willen trotzdem bemühen, so lässt sich bei aller Unsicherheit des Vergleichs und 
der unterschiedlichen Maßstabsebenen sagen, dass die Finanzkraft von Bürgerstiftungen derzeit etwa einem 
Viertel der Finanzkraft von lokal tätigen Vereinen beträgt. Ausgangspunkt hierfür ist die von Zimmer und 
Hallmann errechnete Finanzkraft von 635 lokal tätigen Münsteraner Vereinen in Höhe von insgesamt rund 95 
Millionen Euro (Zimmer/Hallmann 2004: 13), also rund 149.600 Euro je Verein. Zum Vergleich: Die 
Gesamtausgaben aller 174 Bürgerstiftungen lassen sich bei einer optimistischen Hochrechnung der 
durchschnittlichen Ausgaben für das Jahr 2006 von rund 37.000 Euro je Bürgerstiftung auf insgesamt rund 6,5 
Millionen Euro beziffern.  
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verbundenen Hoffnungen und bei allem Optimismus im Hinblick auf deren zukünftige 
Entwicklung vor überzogenen Erwartungen gewarnt werden. 
Daher ist davon auszugehen, dass die geringen Kapitalerträge in der Praxis zunächst noch über 
einige Zeit durch Spenden ergänzt werden müssen, weil die Vermögen von Bürgerstiftungen 
häufig gerade zu Beginn noch sehr niedrig sind. Allerdings zeigt sich bei den Spenden-
einnahmen, dass auch hier die vermögenden und „größeren“ Bürgerstiftungen bessere Karten 
haben als die sowieso eher noch „kleinen“ Bürgerstiftungen.  
Positiv gewendet kann die Leistungsfähigkeit vor dem Hintergrund der Entwicklung des 
Stiftungssektors generell sowie durch die Erwartung von großen Vermögenswerten, die durch 
Erbschaften weitergereicht werden, aber eigentlich nur größer werden. Außerdem verfügen 
Bürgerstiftungen nicht allein über finanzielle Ressourcen, mit denen sie zum Gemeinwesen 
beitragen können. Im Zuge der Förderung von bürgerschaftlichem Engagement mobilisieren sie 
auch personelle Kapazitäten und den zeitlichen Einsatz für das Gemeinwesen. Diese personellen 
Ressourcen sollen im Folgenden näher untersucht werden.  
1.2 Personelle Ressourcen 
Als ein weiteres Maß für die Leistungsfähigkeit von Bürgerstiftungen können auch ihre perso-
nellen Ressourcen herangezogen werden. Diese Betrachtung liegt vor allem deshalb nahe, weil 
sich die gestiegene wirtschaftliche Relevanz des gesamten Dritten Sektors zwar vor allem auf 
dem Arbeitsmarkt bemerkbar macht, die große Mehrheit der Stiftungen aber weder über voll- 
noch teilzeitbeschäftigte Mitarbeiter verfügt und überwiegend ehrenamtlich geleitet wird bzw. 
in ihren Projekten mit ehrenamtlich Tätigen arbeitet (vgl. Kapitel III.3.2). Unterschieden werden 
muss bei der Betrachtung der personellen Ressourcen also zwischen einer hauptamtlichem und 
einer ehrenamtlichem „Potenzialdimension“.  
Leistungsfähigkeit nach hauptamtlich Beschäftigten 
Nimmt man die Beschäftigten als Indikator für die Größe und Leistungsfähigkeit von Bürger-
stiftungen, so ist nur eine Minderheit der Bürgerstiftungen als groß zu bezeichnen. Die Frage 
„Waren in Ihrer Bürgerstiftungen im Jahr 2006 hauptamtliche Mitarbeiter beschäftigt?“ wurde 
von 24,2 Prozent der befragten Bürgerstiftungen bejaht. Also verfügt nur knapp jede vierte 
Bürgerstiftung über hauptamtlich Tätige. Hierunter sind alle Beschäftigten mit einem formalen 
Arbeitsverhältnis, also Vollzeitarbeitskräfte, Teilzeitbeschäftigte sowie Honorarkräfte und 
Inhaber von Minijobs zu verstehen. Damit zeichnet sich die Bürgerstiftungslandschaft durch 
eine insgesamt geringe Professionalität aus, die in etwa vergleichbar ist mit der Beschäftigungs-
struktur von Vereinen181. 
Differenziert man die Beschäftigtenzahlen in Voll-, Teilzeit- und sonstige Beschäftigungs-
verhältnisse, so wird erkennbar, dass nur eine Minderheit der Bürgerstiftungen bisher die 
Möglichkeit hat, Vollzeitpersonal zu beschäftigen: Rund 6,3 Prozent der Stiftungen verfügen 
über Vollzeitbeschäftigte, 13,7 Prozent über Teilzeitbeschäftigte und weitere 13,7 Prozent über 
geringfügig Beschäftigte. Sonstige Beschäftigungsformen werden nur selten genutzt: Rund 
2,1 Prozent der Bürgerstiftungen beschäftigen Honorarkräfte, und 1,1 Prozent der Bürger-
stiftungen gaben an, „sonstige Beschäftigte“ (zum Beispiel junge Menschen im Freiwilligen 
Sozialen Jahr oder Zivildienst) zu beschäftigen.  
                                                 
181  Auch hierfür kann als Vergleichsmöglichkeit die Untersuchung von Zimmer und Hallmann zur Münsteraner 
Vereinslandschaft herangezogen werden: Demnach verfügen in Münster 27 Prozent der Vereine über 
hauptamtlich Tätige, was auf eine ähnliche Beschäftigtenstruktur wie bei Bürgerstiftungen hinweist (vgl. 
Zimmer/Hallmann 2005: 15). 
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Beschäftigungsarten Anteil in 2006 
Vollzeitbeschäftigte  6,3 % 
Teilzeitbeschäftigte  13,7 % 
geringfügig Beschäftigte  13,7 % 
Honorarkräfte  2,1 % 
sonstige Beschäftigungsverhältnisse  1,1 % 
Abbildung 22:  Beschäftigungsverhältnisse in Bürgerstiftungen im Jahr 2006 
(Quelle: eigene Darstellung; Datenbasis: eigene Erhebung, n=95) 
Bei den 23 Bürgerstiftungen, die ihre Beschäftigtenstruktur aufgeschlüsselt haben, waren im 
Stichjahr 2006 insgesamt 50 bezahlte Kräfte tätig, wobei gerade bei den vermögenden 
Bürgerstiftungen deutlich wird, dass diese oft zwei oder sogar drei hauptamtliche Mitarbeiter 
beschäftigen können: So verteilen sich die insgesamt elf hauptamtlich Beschäftigten auf sechs 
Bürgerstiftungen. Insofern kann für Bürgerstiftungen ähnlich wie für Stiftungen allgemein von 
einer starken Beschäftigungskonzentration ausgegangen werden, da wenige „große“ bzw. 
vermögende Stiftungen die große Mehrheit des in Stiftungen tätigen Personals beschäftigen. 
Diese gehen dabei von einer mindestens gleichbleibenden, durchaus aber auch steigenden 
Beschäftigtenentwicklung aus: So schätzt etwas mehr als die Hälfte (56,5 Prozent) der 
Bürgerstiftungen mit Personal, dass die Beschäftigtenzahlen in den nächsten zwei Jahren gleich 
bleiben werden, und gut ein Drittel (34,8 Prozent) dieser Bürgerstiftungen geht davon aus, dass 
die Beschäftigtenentwicklung sogar zunehmen wird. Nur eine Minderheit (8,7 Prozent) war 
weniger positiv gestimmt und rechnet mit einem Rückgang der Beschäftigung. Außerdem zeigt 
sich, dass alle Bürgerstiftungen, die Personal beschäftigen, überwiegend operativ tätig sind.  
Ein relativ enger Zusammenhang wird darüber hinaus bei der Beschäftigungsintensität und der 
Finanzstärke von Bürgerstiftungen erkennbar. Setzt man die hauptamtlich Beschäftigten in 
Bezug zum Stiftungsvermögen, so zeigt sich, dass Bürgerstiftungen umso eher hauptamtliches 
Personal einstellen, je höher das Stiftungsvermögen ist182. So ist zum Beispiel das Durchschnitts-
vermögen der Bürgerstiftungen mit hauptamtlichen Beschäftigten mit 1,13 Millionen Euro mehr 
als doppelt so hoch wie das Durchschnittsvermögen aller Bürgerstiftungen, welches im Jahr 
2006 bei rund 430.000 Euro lag. Mit knapp zwei Dritteln (65,2 Prozent) weisen Bürger-
stiftungen mit hauptamtlichen Beschäftigten mehrheitlich ein überdurchschnittlich hohes 
Stiftungsvermögen auf, wobei es allerdings auch vereinzelt Bürgerstiftungen gibt, deren 
Vermögen zwischen 50.000 und 100.000 Euro beträgt und die trotzdem hauptamtliches 
Personal beschäftigen. Bei diesen finanzschwächeren Bürgerstiftungen finden sich aber weniger 
Vollzeitbeschäftigte, sondern vor allem flexible Beschäftigungsverhältnisse, angefangen von der 
Teilzeitarbeit bis hin zur Beschäftigung auf Honorarbasis. 
Was ist aus diesen Beschäftigtenzahlen nun zu schließen? Zunächst einmal bestätigt sich die 
Beobachtung von Schomacher (2005: 131), dass es Bürgerstiftungen aufgrund ihrer 
beschränkten Finanzmittel nicht bzw. nur sehr eingeschränkt möglich ist, hauptamtliche 
Mitarbeiter einzustellen. Walkenhorst (2007: 22) zufolge ist genau dies das Dilemma vieler 
Bürgerstiftungen: „Einerseits sollen die begrenzten finanziellen Mittel in konkrete Projekte 
                                                 
182  Gleichwohl kann an dieser Stelle keinerlei Aussagen darüber getroffen werden, ob die Stellen bei den 
Bürgerstiftungen aus den jeweiligen Vermögen oder aber, zumindest anteilig oder zeitweise, auch von anderen 
Organisationen wie zum Beispiel Unternehmen, anderen Stiftungen oder Geldinstituten finanziert werden. Dies 
ist aufgrund von Beobachtungen zum Beispiel für die Bürgerstiftungen in Gütersloh, Hannover und Dresden (vgl. 
Groß 2004: 34, Schomacher 2001: 61, Wolf 2000: 131) durchaus für eine größere Anzahl von Bürgerstiftungen 
und vor allem für die finanzschwächeren Bürgerstiftungen anzunehmen.  
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fließen, andererseits braucht die Stiftung als eine auf Wachstum angelegte Institution ein 
ausreichendes organisatorisches und personelles Fundament. Der Versuch beide Ziele mit-
einander in Einklang zu bringen, gleicht in der Praxis häufig der Quadratur eines Kreises“ (vgl. 
ähnlich Fauser/Wierth 2001: 22 f.).  
Dabei ist die mit Hilfe der Befragung ermittelte unmittelbare Beschäftigungswirksamkeit von 
Bürgerstiftungen sogar noch niedriger, als auf Basis der Angaben der Initiative Bürgerstiftungen 
bisher angenommen werden konnte: Diese ermittelte in ihrer Märzumfrage 2003, dass rund ein 
Drittel aller Bürgerstiftungen über hauptamtliches Personal verfüge, und in ihrer Märzumfrage 
2004 wurden sogar 49,1 Prozent bzw. absolut 26 Bürgerstiftungen bilanziert, die über 
hauptamtliches Personal verfügten183 (vgl. Website Bürgerstiftungen der Bertelsmann Stiftung 
sowie Walkenhorst 2004b: 91). 
Andererseits muss jedoch auch festgehalten werden, dass die unmittelbare Beschäftigungs-
wirksamkeit von Bürgerstiftungen trotz ihres erst jungen Bestehens und ihrer überwiegend 
knappen Vermögensverhältnisse größer ist als bei Stiftungen allgemein: Während Strachwitz 
(2001: 139) schätzt, dass nur jede zehnte Stiftung bezahlte Arbeitsplätze stellt184, ist es bei 
Bürgerstiftungen gegenwärtig immerhin fast jede vierte Stiftung.  
Diese Tatsache ist möglicherweise vor allem Erfahrungen aus den USA und Kanada geschuldet, 
nach denen Bürgerstiftungen, die frühzeitig Hauptamtliche eingestellt haben, in der Regel einen 
schnelleren Vermögenszuwachs verzeichnen konnten: „Daher gehen auch immer mehr 
deutsche Bürgerstiftungen dazu über, zu einem möglichst frühen Zeitpunkt hauptamtliche 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einzustellen“ (Walkenhorst 2004b: 90 f.).  
Die große Mehrheit der Bürgerstiftungen, rund 75 Prozent, arbeitet jedoch ohne hauptamtlich 
Beschäftigte und wird ehrenamtlich geleitet bzw. arbeitet in ihren Projekten mit ehrenamtlich 
Tätigen. Dies stützt im Umkehrschluss die These, dass Bürgerstiftungsarbeit in hohem Maße 
ehrenamtlich geleistet wird. Die unter Umständen sehr zeitintensive Projektarbeit muss 
demnach überwiegend durch Freiwillige bzw. Zeit- und Ideenstifter realisiert werden. 
Leistungsfähigkeit nach freiwilligen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern  
Im Hinblick auf die ehrenamtliche „Potenzialdimension“ ergibt sich, dass in den befragten 
Bürgerstiftungen 2.247 Personen entweder als Funktionsträger in Leitungspositionen oder 
freiwillige Mitarbeiter in verschiedenen Arbeitsbereichen der Bürgerstiftungen unentgeltlich 
engagiert sind. Insofern waren im Jahr 2006 pro Bürgerstiftung im Durchschnitt etwa 23 
Personen freiwillig, das heißt ohne ein bezahltes Beschäftigungsverhältnis, tätig.  
Da im Rahmen der Untersuchung auch danach gefragt wurde, wie viele Personen die 
ehrenamtlichen Leitungsgremien bzw. die Vorstände, Stiftungsräte und Kuratorien der Stiftung 
umfassen und wie viele Bürger über die Gremien hinaus freiwillig engagiert sind, ist es möglich, 
zwischen dem Personenkreis, der Leitungs- und Führungsaufgaben übernimmt, und jenen 
Engagierten zu differenzieren, die auf andere Weise in die Alltagsarbeit der Bürgerstiftung 
                                                 
183  Dabei wurden allerdings weder genaue Angaben zur Erhebungsmethodik gemacht noch zwischen Vollzeit- und 
Teilzeitbeschäftigungsverhältnissen unterschieden. 
184  Für die im Jahr 2004 im Rahmen der Stifterstudie der Bertelsmann Stiftung untersuchten 574 Stiftungen ergibt 
sich zwar eine Beschäftigungswirksamkeit von 18 Prozent (vgl. Timmer 2005a: 103), doch auch diese liegt damit 
immer noch unter dem Wert, der für die Bürgerstiftungen ermittelt wurde.  
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eingebunden sind. Bei den befragten Bürgerstiftungen waren in 197 Stiftungsgremien185 1.228 
Personen eingebunden. Ein Gremium besteht also im Durchschnitt aus sechs Personen.  
Anzahl an Freiwilligen Anteil in 2006 
 keine Freiwilligen  8,5 % 
 1 bis 5 Freiwillige  25,4 % 
 6 bis 10 Freiwillige  23,9 % 
 11 bis 20 Freiwillige  16,9 % 
 mehr als 20 Freiwillige  25,3 % 
  
Durchschnitt 15,7 
Median 10 
Abbildung 23:  Anzahl an Freiwilligen in Bürgerstiftungen im Jahr 2006 nach Größenklassen (ohne 
Gremienmitglieder) (Quelle: eigene Darstellung; Datenbasis: eigene Erhebung, n=71) 
Umgekehrt heißt das, dass mit rund 1.000 Personen noch einmal fast genauso viele Freiwillige 
in anderen Bereichen, also außerhalb der Bürgerstiftungsgremien, tätig sind. Dabei lassen sich 
sowohl Bürgerstiftungen mit kleinen ehrenamtlichen Teams von bis zu fünf Freiwilligen 
identifizieren als auch solche, die über einen Mitarbeiterstab von 10, 20 oder sogar über 50 
Ehrenamtlichen verfügen186. Die Ergebnisse zeigen also: Freiwilliges Engagement in Bürger-
stiftungen erschöpft sich keinesfalls in Gremienarbeit, die Bürgerstiftungen sind vielmehr eine 
Basis für unterschiedliche Formen der Mitarbeit und verfügen über deutlich mehr freiwillige 
Mitarbeiter als es Stiftungen allgemein tun187.  
Angesichts der Tatsache, dass Bürgerstiftungen für sich beanspruchen, „allen Bürgern ihrer 
Region die Möglichkeit zu geben, sich an den Projekten zu beteiligen“ (vgl. Merkmalkatalog 
des Bundesverbandes in Kapitel IV1.1), müssen die ermittelten Freiwilligenzahlen jedoch noch in 
den Kontext anderer Untersuchungen gesetzt werden: So konnte sowohl in einer eigenen 
Untersuchung (Wolf 2000) als auch in einer Untersuchung von Schomacher (2001) nachge-
wiesen werden, dass sich in Bürgerstiftungen überwiegend solche Personen engagieren, die 
bereits in anderen Vereinen oder Initiativen ehrenamtlich tätig sind188. Insofern darf die Mobilisi-
erung und Förderung von „neuem“ Bürgerengagement durch Bürgerstiftungen nicht über-
schätzt werden. Dies bestätigt auch die Untersuchung von Hinterhuber und Hoelscher: 
„Außerdem ist es den Bürgerstiftungen bisher kaum gelungen, breite Kreise der Bevölkerung in 
die Arbeit der Stiftungen einzubinden und damit ihren Charakter einer „Stiftung von Bürgern 
für Bürger“ zu stärken. (...) Entsprechend schwer fällt es den meisten Bürgerstiftungen bisher, 
eine führende Rolle im Gemeinwesen einzunehmen“ (Hinterhuber/Hoelscher 2005: 8). Und 
weiter stellen sie im Hinblick auf die Gremienbesetzung der von ihnen untersuchten 
Bürgerstiftungen fest: „Als Ergebnis kristallisierte sich eine äußerst homogene Gruppe heraus, 
die akademisch gebildet ist, über ein gesichertes Einkommen verfügt und zahlreiche Werte und 
Ansichten teilt“ (Hinterhuber/Hoelscher 2005: 7). 
                                                 
185  Darin eingerechnet sind Stiftungsvorstände als Exekutivorgan, Stiftungsräte bzw. Stiftungsbeiräte als 
Kontrollorgan sowie beratende Kuratorien, deren Mitglieder häufig eine Beratungsfunktion für die 
Bürgerstiftungen übernehmen.  
186 „Spitzenreiter“ im Hinblick auf die ehrenamtlichen Mitarbeiter ist die Bürgerstiftung Berlin. Für diese sind allein 
über 220 Ehrenamtliche einmal in der Woche für ein bis zwei Stunden als Lesepaten in Grundschulen freiwillig 
engagiert. Freiwilligenteams von mehr als 50 Ehrenamtlichen bilden allerdings die Ausnahme.  
187  So ermittelte Timmer (2005a: 103) für die im Rahmen der Stifterstudie untersuchten Stiftungen, dass 15 Prozent 
der Stiftungen über gar keine freiwilligen Mitarbeiter, 73 Prozent über Freiwilligenteams von 1-5 Ehrenamtlichen 
und nur 12 Prozent über Freiwilligenteams von sechs Ehrenamtlichen oder mehr verfügten.  
188  Vgl. ähnlich auch Fischbach 2005: 158. 
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Dies ist ein Hinweis darauf, dass die in dem Begriff Bürgerstiftung implizierte Gleichung „Bürger 
= Alle“ als normatives Maß für Bürgerstiftungen sicherlich relativiert werden muss. Realistisch 
betrachtet sind Bürgerstiftungen eine Organisationsform, in der sich vor allem „Eliten“ aus 
verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen in moderner Form organisieren, um für die Belange 
des Gemeinwesens Verantwortung zu übernehmen – sei es mit Geld, Zeit oder Wissen. Darüber 
hinaus ist zu bedenken, dass ehrenamtliche Tätigkeiten, vor allem solche, die besondere 
Qualifikationen und „Führungsqualitäten“ erfordern, nicht von allen Bewohnerinnen und 
Bewohnern geleistet werden können (vgl. Fischbach 2005: 153, Wolf 2000: 151).  
Und dennoch: Bürgerschaftliches Engagement als freiwillig geleistete, unentgeltliche Arbeit ist 
eine wichtige Ressource für die Mehrheit der Bürgerstiftungen und ist in quantitativer Hinsicht – 
zumindest annäherungsweise – mit dem freiwilligen Engagement in Vereinen vergleichbar: 
Während in Vereinen durchschnittlich etwa 21 Personen189 freiwillig engagiert sind, konnte für 
Bürgerstiftungen ein Durchschnittswert von etwa 23 Personen pro Bürgerstiftung ermittelt 
werden. Dies unterstreicht die Bedeutung der Ehrenamtlichkeit und des freiwilligen 
Engagements für die Mehrheit der Bürgerstiftungen.  
Insgesamt bleibt als Ergebnis der Befragung hinsichtlich der Beschäftigungsstruktur und der 
ehrenamtlichen Struktur von Bürgerstiftungen festzuhalten: Die Mehrheit der Bürgerstiftungen 
kommt bisher ohne Hauptamtliche aus und die derzeit vorhandenen hauptamtlichen 
Ressourcen sind konzentriert auf eher vermögende Bürgerstiftungen. Umgekehrt heißt das, dass 
Bürgerstiftungen bisher vor allem ehrenamtlich getragen werden und das Engagement über die 
reine Gremienarbeit hinaus geht. Bürgerstiftungen sind damit in personeller Hinsicht nicht 
leistungsfähiger, aber auch nicht leistungsschwächer als Vereine einzuschätzen. Es ist allerdings 
wichtig zu betonen, dass dies Bürgerstiftungen in ihrer Gesamtheit betrifft. Lokal oder regional 
kann die Leistungsfähigkeit von Bürgerstiftungen, auch im Vergleich zu Vereinen, durchaus sehr 
unterschiedlich sein.  
1.3 Infrastrukturelle Ressourcen 
Neben der Frage, wer die Arbeit in einer Bürgerstiftung leistet, ist es für Bürgerstiftungen 
wichtig zu klären, wo bzw. dass sie überhaupt Räumlichkeiten für ihre Arbeit finden (vgl. 
Lehfeldt 2004: 245). Dies ist aus zwei Gründen bedeutsam: Zum einen zeigen Erfahrungen aus 
anderen Ländern, „dass das Wachstum einer Bürgerstiftung eng mit der Professionalität ihrer 
Geschäftsstelle verknüpft ist. Der Grund hierfür liegt unter anderem darin, dass Professionalität 
Vertrauen bei den Stiftern erweckt“ (Schmied 2002: C4). Daher sollte, so Schmied, möglichst 
früh damit begonnen werden, Gelder oder Sachmittel für die Ausstattung einer Geschäftsstelle 
einzuwerben. Zum anderen ist es für Bürgerstiftungen wichtig, „räumliche Kristallisations-
punkte“ für die Zeitstifter zu finden, also für diejenigen Bürgerinnen und Bürger, die sich in 
Projekten, Arbeitskreisen oder für andere Aufgaben in und für Bürgerstiftungen engagieren 
(vgl. Becker/Wolf 1999: 62). Und letztlich lässt sich eine Bürgerstiftung auch erst dann in einer 
Stadt „verorten“ und wird für die Bürger „sichtbar“, wenn sie sich auch räumlich in einer Stadt 
niederlässt190.  
                                                 
189  Diese Zahl bezieht sich noch einmal auf die Untersuchung „Vereine in Münster“ von Zimmer und Hallmann 
(2005: 19). 
190  Die Bedeutung, die Geschäftsstellen für Bürgerstiftungen beigemessen wird, zeigt sich zum Beispiel auch in 
einem Wettbewerb der Initiative Bürgerstiftungen, in dessen Rahmen im Jahre 2002 ein Betrag in Höhe von 
185.000 Euro zur Förderung von Geschäftsstellen gemeinnütziger Stiftungen vergeben wurde.  
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In der Praxis zeigt sich, dass bereits eine Mehrheit von Bürgerstiftungen eine Geschäftsstelle 
bezogen hat: Im Jahr 2006 verfügten zwei Drittel aller Bürgerstiftungen (66,3 Prozent) über 
eine öffentlich zugängliche Geschäftsstelle. Immerhin 17,5 Prozent der Bürgerstiftungen gaben 
an, bereits über „eigene“ Räumlichkeiten zu verfügen191. Der Mehrheit der Bürgerstiftungen 
werden Räumlichkeiten jedoch von anderen Organisationen zur Verfügung gestellt: Die Räuml-
ichkeiten werden überwiegend von Geldinstituten (25,4 Prozent), öffentlichen Verwaltungen 
(25,4 Prozent) oder Unternehmen (15,9 Prozent) bereitgestellt. Weitere 15,8 Prozent haben 
Räumlichkeiten an „sonstigen Orten“ gefunden, zum Beispiel in Räumlichkeiten anderer 
Stiftungen, eines Unternehmerverbandes, eines Vereins für Regionalentwicklung oder eines 
Agenda 21-Vereins.  
Hinsichtlich der langfristigen Finanzierung der Geschäftsstelle zeigt sich ein geteiltes Bild: Für ein 
Viertel der Stiftungen ist die Finanzierung der Geschäftsstelle nur bis Ende des Jahres 2008 
gesichert, und für ein weiteres Viertel der Stiftungen ist die Finanzierung derzeit auf maximal 
fünf Jahre befristet bis zum Jahre 2012. Immerhin knapp die Hälfte der Bürgerstiftungen (46,5 
Prozent) geht jedoch von einer unbefristeten Finanzierung der Geschäftsstelle aus.  
Diejenigen Bürgerstiftungen, die zum Zeitpunkt der Befragung noch über keine eigene 
Geschäftsstelle verfügten, sind zumeist jüngere Stiftungen, die in den Jahren 2005 und 2006 
gegründet wurden. Bisher plant von diesen Stiftungen etwa jede fünfte (21,2 Prozent), 
innerhalb der nächsten zwei Jahre eine Geschäftsstelle einzurichten.  
Vor diesem Hintergrund kann von insgesamt guten Voraussetzungen für die Stiftungsarbeit und 
die Leistungsfähigkeit der Bürgerstiftungen ausgegangen werden – auch, und das darf natürlich 
nicht übersehen werden, wenn damit noch keinerlei Aussage über die Größe, Ausstattungs-
qualität oder Lage der Räumlichkeiten getroffen werden kann.  
2.  Beiträge und inhaltliche Leistungen von Bürgerstiftungen 
Was nun genau machen Bürgerstiftungen? Was sind Themen und Inhalte der Beiträge, die 
Bürgerstiftungen in Quartier, Stadt und Region leisten, und wie kommen die Projekte und 
Projektideen zustande? Knüpfen Bürgerstiftungen an konkrete Probleme in ihren Städten und 
Regionen an, oder sind Bürgerstiftungen eher nach dem „Gießkannenprinzip“ tätig? Antworten 
auf diese Fragen nach den inhaltlichen Realitäten und Potenzialen von Bürgerstiftungen lassen 
sich zunächst über die Erfassung und Analyse der Stiftungszwecke von Bürgerstiftungen treffen. 
Diese können dann im Weiteren hinsichtlich der tatsächlich verfolgten Zwecke mit Hilfe der 
Befragungsergebnisse näher konkretisiert werden.  
2.1  Stiftungszwecke nach Satzungen 
Die Analyse der Satzungszwecke von Bürgerstiftungen zeigt folgendes Bild: Die große Mehrheit 
der Bürgerstiftungen hat sich – in dieser Reihenfolge – den Themen Kinder und Jugend (90,3 
Prozent), Kunst und Kultur (89,7 Prozent) sowie Bildung und Erziehung (86,5 Prozent) 
verschrieben. Fast drei Viertel aller Bürgerstiftungen benennt darüber hinaus die Altenhilfe (74,2 
Prozent) sowie den Natur- und Umweltschutz als Stiftungszwecke (73,5 Prozent), und auch der 
Landschafts- und Denkmalschutz (60,0 Prozent) wird von mehr als jeder zweiten Bürgerstiftung 
gefördert.  
                                                 
191  Für diese Stiftungen ist davon auszugehen, dass die Räumlichkeiten entweder über Immobilien zum 
Stiftungsvermögen gehören oder dass sie Räumlichkeiten anmieten und diese bereits selbst aus den Erträgen 
oder aus Spenden finanzieren können.  
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Weitere häufige Stiftungszwecke von Bürgerstiftungen sind Sport (49,0 Prozent), Wissenschaft 
und Forschung (47,1 Prozent), Internationales und Völkerverständigung (43,2 Prozent), 
Brauchtum und Heimatpflege (41,9 Prozent) sowie die Förderung des Gesundheitswesens (38,7 
Prozent).  
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Abbildung 24:  Stiftungszwecke nach Satzungen der Bürgerstiftungen in 2006, Angaben in Prozent 
(Quelle: eigene Darstellung; Datenbasis: eigene Erhebung, n=155, Mehrfachnennungen möglich) 
Eine vergleichsweise untergeordnete Rolle spielen allgemein mildtätige Zwecke192 (23,9 
Prozent), Soziale Dienste193 (17,4 Prozent), die Integration von benachteiligten Gruppen wie 
Flüchtlingen, Aussiedlern oder Behinderten (14,8 Prozent) und der Tierschutz (10,3 Prozent), 
der immerhin noch von jeder zehnten Bürgerstiftung als Stiftungszweck benannt wird. Noch 
seltener finden sich in den Satzungen die Stiftungszwecke Religion und Kirche (7,1 Prozent), 
                                                 
192  Der Begriff „mildtätige Zwecke“ ist in der Abgabenordnung (AO) festgelegt. Mildtätige Zwecke sind 
Tätigkeiten, die darauf gerichtet sind, bedürftige Personen selbstlos zu unterstützen. Bedürftig in diesem Sinne 
sind Personen, die infolge ihres körperlichen, geistigen oder seelischen Zustandes auf die Hilfe anderer 
angewiesen sind oder deren Einkünfte (Bezüge) bestimmte gesetzlich festgelegte Grenzen nicht übersteigen (vgl. 
§ 53 AO). 
193  Als „Soziale Dienste“ werden unter anderem Einrichtungen und Organisationen bezeichnet, die in 
gesundheitlichen und sozialpflegerischen Bereichen tätig sind. Soziale Dienste sind beispielsweise ambulante 
Krankenpflegestationen, Familienpflegestationen, Nachbarschaftshilfen, und Mahlzeitendienste. 
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Kriminalprävention (5,8 Prozent), Verbraucherschutz (4,5 Prozent) sowie Gleichberechtigung 
(1,3 Prozent), die damit gewissermaßen zu Randthemen werden194.  
Die Zweckvielfalt der Bürgerstiftungen variiert von sehr wenigen Zwecken bis zu einer sehr 
breiten Zweckpalette. Durchschnittlich widmet sich eine Bürgerstiftung 7,8 Zwecken, wobei die 
Spannweite von zwei bis fünfzehn Stiftungszwecken reicht. Die Gruppe der Bürgerstiftungen, 
die weniger als fünf Stiftungszwecke verfolgt, ist mit 14,4 Prozent relativ klein. Dagegen 
benennt mehr als die Hälfte der Bürgerstiftungen (54,3 Prozent) in ihren Satzungen acht 
Stiftungszwecke oder mehr, und knapp ein Drittel (31,4 Prozent) benennt sogar mehr als zehn 
Stiftungszwecke.  
Einige Bürgerstiftungen, wie zum Beispiel die Parchimer Bürgerstiftung, weisen in ihren 
Satzungen darauf hin, dass die Stiftungszwecke nicht in gleichem Maße und nicht gleichzeitig 
verwirklicht werden müssen und dass die Zweckverwirklichung abhängig ist von den 
finanziellen Möglichkeiten. Außerdem findet sich in einigen Satzungen ein Hinweis auf die 
Priorität der zu fördernden Zwecke195. 
Bei einigen der älteren Bürgerstiftungen kann darüber hinaus festgestellt werden, dass diese ihre 
Satzungen hinsichtlich der Zwecke im Laufe der Jahre erweitert haben: Während in der ersten 
Fassung der Satzung der Stadt Stiftung Gütersloh sechs Stiftungszwecke aufgelistet wurden 
(vgl. Becker/Wolf 1999: 77 f.), finden sich in der Satzung aus dem Jahr 2006 vier weitere 
Zwecke: die Förderung der Altenhilfe, des Umwelt- und Landschaftsschutzes, des Sports sowie 
der Verständigung zwischen Menschen unterschiedlicher Nationen und Kulturen. Das Tätig-
keitenspektrum von Bürgerstiftungen ist also nicht unwiderruflich auf bestimmte, meist sowieso 
schon breite Stiftungszwecke festgelegt, sondern kann durchaus auch an aktuelle Themen, die 
sich möglicherweise aus lokalen Notwendigkeiten ergeben, angepasst und erweitert werden.  
Vergleicht man die Verteilung der Stiftungszwecke von Bürgerstiftungen mit den insgesamt für 
Stiftungen ermittelten Zweckbereichen, so ergibt sich ein tendenziell ähnliches Bild der 
beabsichtigen Tätigkeiten; der Vergleich ist jedoch insofern nur bedingt aussagekräftig, da die 
Stiftungszwecke für die hier betrachteten Mehrzweckstiftungen anders erfasst bzw. 
zusammengefasst wurden als für Bürgerstiftungen. Dennoch lassen sich zwei Abweichungen 
relativ eindeutig erkennen: Zum einen fördern Bürgerstiftungen im Vergleich zu anderen Mehr-
zweckstiftungen (vgl. Sprengel/Ebermann 2007: 64) insgesamt deutlich mehr Stiftungszwecke. 
Zum anderen, und dies ist für die vor allem lokal und regional tätigen Bürgerstiftungen nicht 
weiter überraschend, ist der Stellenwert von „Wissenschaft und Forschung“ bei 
Bürgerstiftungen deutlich niedriger als bei Stiftungen insgesamt.  
Über die Zweckverteilung hinaus können die Satzungen – und dies ist für die Fragestellung 
dieser Untersuchung sehr wesentlich – Auskunft darüber geben, inwieweit die Entwicklung von 
Stadt und Region für Bürgerstiftungen explizit eine Rolle spielt. Dies lässt sich insbesondere aus 
den vielen Stiftungen vorangestellten Präambeln herauslesen. In diesen Satzungspräambeln, die 
gewissermaßen die „Missionen“ der Bürgerstiftungen beinhalten, wird bei knapp der Hälfte der 
Bürgerstiftungen (48,4 Prozent) Bezug auf die Stadt und Region genommen und erklärt, dass 
                                                 
194  Darüber hinaus fanden sich in den Satzungen vereinzelt auch besondere Stiftungszwecke, wie zum Beispiel die 
Förderung der Seeschifffahrt durch die Bürgerstiftung Wesermarsch. Derartige Einzelfälle wurden für die 
Auswertung jedoch nicht weiter berücksichtigt.  
195  Vgl. z. B. die Satzung der Bürgerstiftung Braunschweig: „Solange das Stiftungsvermögen nicht mehr als (...) Euro 
beträgt, sollen nur die in (...) genannten Stiftungszwecke verfolgt werden.“  
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die Bürgerstiftungen die jeweilige Stadt und Region entwickeln und mitgestalten wollen. 
Formulierungen dafür sind zum Beispiel: 
• „Die Bürgerstiftung will Mitverantwortung für die Gestaltung und Entwicklung ihrer Stadt 
übernehmen.“ (Bürgerstiftung Lörrach) 
• „Die Stiftung will Mitverantwortung übernehmen für Projekte…, die zu einer positiven 
Weiterentwicklung der Region beitragen.“ (Bürgerstiftung Unna) 
• „Dem Gemeinwohl dauerhaft verpflichtet, bietet die Stiftung den Nährboden und den 
Raum, Gemeinsinn und Bürgerengagement neu zu erkennen, zu erfahren und unsere Stadt 
als attraktiven Standort zu entwickeln.“ (Gemeinschaftsstiftung Mein Augsburg) 
• „Sie [die Bürgerstiftung] will dazu beitragen, dass Achim eine lebenswerte Stadt bleibt und 
sich nachhaltig und zukunftsweisend weiter entwickelt.“ (Bürgerstiftung Achim) 
Neben diesen Hinweisen in den Satzungspräambeln, erklären einige Bürgerstiftungen die 
Entwicklung von Stadt und Region sogar als einen ihrer Stiftungszwecke:  
• „Zweck der Stiftung ist die Initiierung, Durchführung und Unterstützung von Maßnahmen 
zur Förderung von (…) Umwelt-, Landschafts- und Denkmalschutz sowie [die] weitere 
Stadtentwicklung von Eppstein.“ (Bürgerstiftung Eppstein) 
• „Bevorzugt werden Vorhaben unterstützt, welche nach Art und Nutzungsziel eine 
dauerhafte Aufwertung des Lebensraumes ‚Stadt’ bewirken, indem sie stadtgestaltende und 
soziale Anliegen ausgewogen berücksichtigen.“ (Gemeinschaftsstiftung Mein Augsburg) 
• „Vorrangig gefördert werden Projekte für Kinder und Jugendliche, Senioren, Kulturarbeit, 
Stadtentwicklung und Stadtökologie sowie sozial Benachteiligte.“ (Bürgerstiftung 
Zukunftsfähiges München) 
Als ein wesentlicher Befund der Satzungsanalyse lässt sich damit festhalten: Knapp die Hälfte 
der Bürgerstiftungen will von ihrem Selbstverständnis her Stadt und Region „bewahren“, 
„fördern“, „mitgestalten“ oder „weiter entwickeln“. Somit gilt für Bürgerstiftungen also ganz 
besonders das, was Hilbk Stiftungen allgemein zuschreibt, nämlich dass sie nicht nur helfen und 
heilen, sondern auch aktiv gestalten wollen (vgl. Kapitel III.2.2). Nicht ganz jede zehnte 
Bürgerstiftung (9,0 Prozent) stellt dabei zudem einen Bezug zu einer nachhaltigen Entwicklung 
von Stadt und Region her bzw. macht eine nachhaltige Stadtentwicklung zu einem ihrer 
Aufgabenfelder:  
• „Die Stiftung orientiert sich dabei an der Vision einer nachhaltigen Stadtentwicklung.“ 
(Freiburger Bürgerstiftung) 
• „Die Bürgerstiftung Erfurt will eine nachhaltige Entwicklung der Stadt Erfurt unterstützen. 
(…) Sie sieht sich hierbei in der Region verankert, insbesondere in Partnerschaft zu den 
Bürgerstiftungen der Nachbarkommunen und den Prozessen der lokalen Agenda 21.“ 
(Bürgerstiftung Erfurt) 
• „Die Bürgerstiftung Zukunftsfähiges München orientiert sich in ihrer Arbeit an der Vision 
einer nachhaltigen Stadtentwicklung. (…) Zweck der Stiftung ist insbesondere die 
Förderung von Aktivitäten und Projekten zur „nachhaltigen“ Entwicklung im 
Wirkungsbereich der Landeshauptstadt München.“ (Bürgerstiftung Zukunftsfähiges 
München) 
• „Zweck der Stiftung ist die Organisation oder finanzielle Förderung und Unterstützung von 
Maßnahmen in Bezug auf dringliche ökologische, soziale und entwicklungspolitische Fragen 
(…) sowie die Förderung des Agenda 21-Dialoges in Diepholz.“ (Agenda 21-Stiftung 
Diepholz) 
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Eine nachhaltige Entwicklung von Stadt und Region wird unabhängig von dem Alter oder dem 
Vermögen als Ziel oder Zweck der Stiftungen erklärt. Außerdem zeigt sich, dass nicht nur 
Bürgerstiftungen, die im Kontext eines lokalen Agenda 21-Prozesses initiiert bzw. als 
Organisationsform zur Verstetigung der Agenda 21-Prozesse gewählt wurden, sondern auch 
Stiftungen, die eher aus einer kulturellen oder sozialen Initiative heraus entstanden sind, ihr 
Wirken in den Zusammenhang einer nachhaltigen Entwicklung der Gesellschaft stellen196.  
Insgesamt lässt sich festhalten, dass die Entwicklung von Stadt und Region als eine Grund-
einstellung von Bürgerstiftungen auszumachen ist, die vor allem darin ihren Ausdruck findet, 
dass sie bei einem Teil der Bürgerstiftungen den Weg nicht nur in die Satzungspräambeln, 
sondern teilweise sogar bis in die Stiftungszwecke hinein gefunden hat.  
Doch bei aller noch so genauen Analyse der Stiftungssatzungen ist klar, dass es sich hierbei 
zunächst lediglich nur um „Papier“ handelt, auf dem die Ziele bzw. die Ansprüche der 
Stiftungen erklärt werden. Aussagen über die Wirklichkeit der Bürgerstiftungen, also wie und in 
welchem Rahmen die Zwecke tatsächlich verfolgt werden, sind mit Hilfe dieser Daten, nicht 
möglich und erschließen sich nur über die durchgeführte Befragung der Bürgerstiftungen, deren 
Ergebnisse im Folgenden dargelegt werden197.  
2.2 Tatsächlich geförderte und verwirklichte Stiftungsprojekte 
Die Ergebnisse der Bürgerstiftungsbefragung hinsichtlich ihrer tatsächlichen Tätigkeiten198 im 
Jahr 2006 zeigen einige Abweichungen von der Verteilung der Stiftungszwecke, wie sie sich aus 
den Stiftungssatzungen ergeben. Die Stiftungswirklichkeit sieht also anders aus als die 
beabsichtigten Ziele und Zwecke. Allerdings ist dies nicht weiter überraschend, weil die 
Zweckvielfalt, wie gezeigt, eines der wesentlichen Merkmale von Bürgerstiftungen ausmacht. Es 
ist daher naheliegend, dass Bürgerstiftungen nicht alle Stiftungszwecke gleichzeitig und 
gleichgewichtig verfolgen und aufgrund unterschiedlichen Know-hows oder unterschiedlicher 
Problemlagen thematische Schwerpunkte setzen.  
Bei der Rangliste der geförderten Projekte standen im Jahr 2006 die Themen Kinder und Jugend 
(68,4 Prozent) sowie Bildung und Erziehung (51,6 Prozent) auf den ersten Plätzen. Da mehr als 
jede zweite Bürgerstiftung in diesen Bereichen tätig war, lassen sich diese Themen deutlich als 
Haupttätigkeitsschwerpunkte von Bürgerstiftungen bezeichnen.  
 
                                                 
196  Vgl. ähnlich die Ergebnisse von Valentin (2004: 3), die auf der Grundlage einer Befragung von 48 
Bürgerstiftungen und 20 Gründungsinitiativen ermittelte, dass 94 Prozent der Befragten eine inhaltliche 
Verbundenheit mit der Idee der Nachhaltigkeit für Bürgerstiftungen erklärten. Vgl. zur Frage der Bedeutung von 
Bürgerstiftungen für eine nachhaltige Stadtentwicklung auch die laufende Arbeit von Valentin (2007).  
197  Wichtig ist die Untersuchung der tatsächlich realisierten Zwecke vor allem auch deshalb, weil bei einigen 
Bürgerstiftungssatzungen ganze Passagen insofern „auffällig“ sind, als dass sie offenbar aus anderen Satzungen 
übernommen wurden. Ein derartiges Übernehmen von vorhandenen Satzungen, bei dem durchaus auch 
Anpassungen und Ergänzungen auszumachen sind, ist gerade auch deshalb naheliegend, weil die sogenannten 
Support-Organisationen für Bürgerstiftungen (vgl. Vilain 2006) häufig auch bei der Formulierung der Satzungen 
behilflich sind und teilweise sogar auf entsprechende „Mustersatzungen“ verweisen (vgl. zum Beispiel 
Bertelsmann Stiftung 2000: 405 ff.)  
198  Die Fragen lauteten: „In welchen Tätigkeitsbereichen hat Ihre Stiftung im Jahr 2006 Projekte gefördert?“ bzw. 
„In welchen Tätigkeitsbereichen hat Ihre Stiftung im Jahr 2006 Projekte durchgeführt?“. Aufgrund der Inhalte 
einiger Projekte ist naheliegend, dass diese grundsätzlich mehreren Tätigkeitsbereichen zugeordnet werden 
können (vgl. Schomacher 2005: 134). Aus den Fragebögen wurde jedoch eine klare Zuordnung erkennbar, nur 
in sehr wenigen Ausnahmefällen zeigten sich Unsicherheiten bei der thematischen Zuordnung.  
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Abbildung 25:  Stiftungszwecke nach tatsächlich geförderten und durchgeführten Projekten der Bürgerstiftungen in 
2006, Angaben in Prozent 
(Quelle: eigene Darstellung; Datenbasis: eigene Erhebung, n=95, Mehrfachnennungen möglich) 
Ein gutes Drittel der Bürgerstiftungen förderte im Jahr 2006 Projekte im Bereich Kunst und 
Kultur (37,9 Prozent), und immerhin gut jede fünfte Bürgerstiftung vergab Fördermittel für 
Projekte im Bereich „Sozialer Dienste“ (22,1 Prozent) und für Vorhaben im Bereich der 
Altenhilfe (21,1 Prozent).  
Auffällig ist, dass Themenbereiche wie Natur- und Umweltschutz sowie Landschafts- und Denk-
malschutz nur von knapp jeder zehnten Bürgerstiftung (jeweils 9,5 Prozent) gefördert wurden, 
obwohl diese Themen gemessen an der Häufigkeitsverteilung der Stiftungszwecke einen 
deutlich höheren Stellenwert einnehmen. Ähnlich deutlich ist dieser Unterschied zwischen 
„Anspruch“ und „Realität“ beim Themenbereich Wissenschaft und Forschung ausgeprägt: 
Wissenschaftliche oder Forschungsprojekte werden nur von einer Minderheit der Bürger-
stiftungen (2,1 Prozent) gefördert.  
Eine ähnliche Verteilung der Tätigkeitsschwerpunkte zeigt sich bei den operativen Projekten, die 
von Bürgerstiftungen im Jahr 2006 durchgeführt wurden. Auch bei den selbst durchgeführten 
Projekten stehen die Themenbereiche Kinder und Jugend (35,8 Prozent) sowie Bildung und 
Erziehung (29,5 Prozent) mit Abstand auf den ersten Plätzen. Sowohl die absoluten Zahlen der 
selbst durchgeführten Projekte als auch die prozentualen Anteile liegen insofern niedriger als bei 
den geförderten Projekten, da insgesamt betra  chtet derzeit mehr Bürgerstiftungen fördernd als 
operativ tätig sind (vgl. Kapitel VI.1.3).  
Eine Analyse der Häufigkeitenverteilung ergibt, dass jede fünfte Bürgerstiftung Projekte in den 
Themenfeldern Kunst und Kultur (20,0 Prozent) durchgeführt hat, gefolgt von Projekten im 
Bereich der Altenhilfe (13,7 Prozent), des Natur- und Umweltschutzes sowie der Integration 
 geförderte Projekte
 operative Projekte
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(jeweils 9,5 Prozent). Eher nur vereinzelt widmeten sich Bürgerstiftungen Projekten, die den 
Bereichen Landschafts- und Denkmalschutz (4,2 Prozent), Gesundheitswesen oder der 
Brauchtum- und Heimatpflege (jeweils 3,2 Prozent) zuzuordnen sind.  
Themenbereich 
Ausgaben für Förderprojekte 
(n=54) 
Ausgaben für operative 
Projekte (n=40) 
Kinder und Jugend  728.824 Euro  457.211 Euro 
Bildung und Erziehung  412.731 Euro  337.210 Euro 
Kunst und Kultur  287.967 Euro  124.539 Euro 
Altenhilfe  113.088 Euro  84.950 Euro 
Natur- und Umweltschutz  18.450 Euro  91.600 Euro 
Integration   52.800 Euro  24.700 Euro 
allg. mildtätige Zwecke  54.100 Euro  21.722 Euro 
Landschafts- und Denkmalschutz  30.200 Euro  179.801 Euro 
Gesundheitswesen  102.890 Euro  92.250 Euro 
Brauchtum- und Heimatpflege  37.426 Euro  7.050 Euro 
Internationales  16.950 Euro  300 Euro 
Sport  25.020 Euro  0 Euro 
Soziale Dienste  90.260 Euro  0 Euro 
Religion und Kirche  3.100 Euro  0 Euro 
Kriminalprävention  36.250 Euro  0 Euro 
Wissenschaft und Forschung   2.500 Euro  0 Euro 
Tierschutz  0 Euro  0 Euro 
Verbraucherschutz  0 Euro  0 Euro 
Gleichberechtigung  0 Euro  0 Euro 
Sonstiges  0 Euro  232.500 Euro 
Abbildung 26:  Gesamtausgaben von Bürgerstiftungen nach Themenbereichen in 2006,  
differenziert nach Ausgaben für Förderprojekte und operative Projekte  
(Quelle: eigene Darstellung; Datenbasis: eigene Erhebung) 
Analysiert man die Tätigkeiten der Bürgerstiftungen nach den Ausgaben in den jeweiligen 
Bereichen, stehen auch bei dieser Betrachtung die Themenbereiche Kinder und Jugend, Bildung 
und Erziehung sowie Kunst und Kultur an vorderster Stelle. Fasst man die Ausgaben in diesen 
Bereichen sowohl für die geförderten als auch für die operativen Projekte zusammen, so 
machen die Ausgaben für diese drei Schwerpunktbereiche fast zwei Drittel (61,4 Prozent) der 
Gesamtausgaben von Bürgerstiftungen im Jahr 2006 aus199. 
Eine differenzierte Betrachtung der Tätigkeiten und Projekte von Bürgerstiftungen ergibt sich 
jedoch, wenn man die Ausgaben auf die jeweilige Anzahl der Projekte bezieht, die gefördert 
oder von Bürgerstiftungen selbst durchgeführt wurden. Bei einer solchen Betrachtung fällt 
insbesondere der Tätigkeitsbereich Kinder und Jugend zurück, weil die durchschnittlichen 
Ausgaben für die Jugendprojekte mit 2.548 Euro für geförderte Projekte bzw. 10.391 Euro für 
operative Projekte niedriger liegen als zum Beispiel die Ausgaben für Projekte im Bereich des 
Gesundheitswesens.  
                                                 
199  Insgesamt zeigt sich, dass für operative Projekte von Bürgerstiftungen – im Vergleich zu den auf Basis der Daten 
des Vereins Aktive Bürgerschaft ermittelten Angaben – durchschnittlich höhere Ausgaben getätigt wurden als für 
die Förderung externer Projekte und Vorhaben. So betrugen die durchschnittlichen Ausgaben für Förderprojekte 
im Jahr 2006 rund 37.270 Euro, für operative Projekte hingegen 41.345 Euro. Die durchschnittlichen 
Förderausgaben im Jahr 2006 insgesamt betrugen etwa 37.070 Euro (vgl. Kapitel VI.2.1 sowie zur Analyse der 
Tätigkeitsweisen von Bürgerstiftungen Kapitel VI.2.3). 
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 Durchschnittliche Ausgaben für Förderprojekte   Durchschnittliche Ausgaben für operative Projekte  
1 Gesundheitswesen 10.289 Euro  1 Landschafts- und Denkmalschutz 59.934 Euro 
2 Kriminalprävention 6.042 Euro  2 Gesundheitswesen 15.375 Euro 
3 Bildung und Erziehung 5.033 Euro  3 Natur und Umwelt 11.450 Euro 
3 Landschafts- und Denkmalschutz 5.033 Euro  4 Kinder und Jugend 10.391 Euro 
5 Kunst und Kultur 4.799 Euro  5 Kunst und Kultur 7.356 Euro 
6 Altenhilfe 4.712 Euro  6 Altenhilfe 7.079 Euro 
7 Soziale Dienste 3.610 Euro  7 Bildung und Erziehung 6.362 Euro 
8 Kinder und Jugend 2.548 Euro  8 Integration 4.117 Euro 
9 Sport 2.275 Euro  9 Brauchtum- und Heimatpflege 1.410 Euro 
10 Brauchtum- und Heimatpflege 2.202 Euro  10 Allgemein mildtätige Zwecke 426 Euro 
11 Natur und Umwelt 1.845 Euro  11 Internationales 300 Euro 
12 Integration 1.553 Euro  12 Sport 0 Euro 
13 Wissenschaft und Forschung  1.250 Euro  12 Soziale Dienste 0 Euro 
14 Internationales 1.130 Euro  12 Religion und Kirche 0 Euro 
15 Religion und Kirche 775 Euro  12 Kriminalprävention 0 Euro 
16 Allgemein mildtätige Zwecke 338 Euro  12 Wissenschaft und Forschung  0 Euro 
17 Tierschutz 0 Euro  12 Tierschutz 0 Euro 
17 Verbraucherschutz 0 Euro  12 Verbraucherschutz 0 Euro 
17 Gleichberechtigung 0 Euro  12 Gleichberechtigung 0 Euro 
Abbildung 27:  Durchschnittliche Ausgaben von Bürgerstiftungen nach Themenbereichen in 2006,  
differenziert nach Ausgaben für Förderprojekte und operative Projekte  
(Quelle: eigene Darstellung; Datenbasis: eigene Erhebung) 
Gerade offensichtlich kostenintensive Vorhaben im Bereich des Gesundheitswesens sowie im 
Bereich des Landschafts- und Denkmalschutzes rücken bei dieser Betrachtung sehr weit nach 
vorne. Für diese Themenbereiche gilt, dass Projekte des Gesundheitswesens sowie des 
Landschafts- und Denkmalschutzes zwar vergleichsweise selten gefördert werden, aber relativ 
hohe Projektsummen von Bürgerstiftungen bezogen haben.  
Insgesamt lässt sich bilanzieren: Erstens verfolgen Bürgerstiftungen unabhängig von ihrer 
finanziellen Ausstattung eine breite Palette an Zwecken. Dabei gibt es keine Bürgerstiftung, die 
exakt das Gleiche macht wie eine andere.  
Zweitens bildeten die Themen Kinder und Jugend, Kunst und Kultur sowie Bildung und 
Erziehung sowohl bei den geförderten als auch bei den operativen Projekten die Tätigkeits-
schwerpunkte von Bürgerstiftungen im Jahr 2006. Für die Mehrheit der Bürgerstiftungen hat 
gerade das Thema Kinder und Jugend eine große Rolle gespielt. Viele Bürgerstiftungen haben in 
der Jugendförderung ihren ersten Tätigkeitsschwerpunkt gesetzt. Dies gilt gerade für „junge“ 
Bürgerstiftungen und wird durch Kappe (2004: 387) anhand der Erfahrungen der Bürgerstiftung 
Hannover unterstrichen: „Den meisten Menschen ist es unmittelbar einsichtig, dass eine 
Förderung von jungen Menschen eine sinnvolle Investition in die Zukunft unserer Gesellschaft 
ist“, begründet er die Beliebtheit dieses Themenschwerpunktes von Bürgerstiftungen.  
Drittens wird anhand der Erfahrung der Bürgerstiftung Hannover beispielhaft deutlich, dass die 
Themenauswahl nicht immer nur von dringlichen Problemen und Inhalten geleitet sein muss, 
sondern gerade in der Startphase einer Bürgerstiftung auch Themen überwiegen können, die 
sich medienwirksam gut „verkaufen“ lassen und die im Hinblick auf die Öffentlichkeitsarbeit 
und den weiteren Vermögensaufbau attraktiv erscheinen (vgl. Spallek 2004: 412 f.). Dies führt 
zu der Frage, wie Bürgerstiftungen überhaupt ihre Themen identifizieren. Lassen sich die 
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Bürgerstiftungen eher vom „Bauchgefühl“, von stiftungsstrategischen Gesichtspunkten oder 
von konkreten Problemen und Schwierigkeiten in Stadt und Region leiten?  
Wie kommen Projekte von Bürgerstiftungen zustande? 
Die Förderprojekte von Bürgerstiftungen beruhen auf Anträgen anderer Organisationen an die 
jeweilige Bürgerstiftung. Diese Anträge können teilweise formlos an die Bürgerstiftungen 
gerichtet werden, viele Bürgerstiftungen haben für die Antragstellung jedoch mittlerweile einen 
Katalog von Förderkriterien erstellt. Diese Förderrichtlinien, die vielfach auf den Internetseiten 
von Bürgerstiftungen zur Verfügung gestellt werden, regeln Inhalte bzw. Themen sowie Art 
und Weise der möglichen Förderungen, so zum Beispiel die Dauer der Förderung oder die 
möglichen Antragsteller (vgl. Schomacher 2005: 135). Nach den Kriterien in den Förder-
richtlinien200 werden vor allem solche Projekte, Vorhaben oder Einrichtungen von Bürger-
stiftungen gefördert, die  
• dem Satzungszweck der Bürgerstiftung entsprechen, 
• Modell- oder Vorbildcharakter haben,  
• nachhaltig und zukunftsweisend sind,  
• innovative Ansätze zeigen, 
• ein hohes Maß an bürgerschaftlicher Eigeninitiative und Selbstverantwortung erkennen 
lassen, 
• Anstöße und Anregungen in der Gesellschaft geben, 
• als Hilfe zur Selbsthilfe angelegt sind oder Betroffene aktiv beteiligen, 
• die Phantasie, Originalität und Ideenreichtum erkennen lassen. 
Um noch mehr Klarheit für mögliche Antragsteller zu schaffen, formulieren einige 
Bürgerstiftungen in ihren Förderrichtlinien auch einen „Negativkatalog“. Demnach sind 
Ausschlusskriterien für eine Förderung zum Beispiel: 
• Personalkosten und laufende Kosten, 
• kommerzielle Veranstaltungen und Fundraising-Aktivitäten, 
• Einzelpersonen, 
• politische Gruppierungen, 
• Großprojekte mit entsprechendem Finanz- oder Kapitalbedarf, 
• Kapitalaufbau von Vereinen und Stiftungen, 
• Feste, Fahrten, Jubiläen, Konzerte, Publikationen sowie bereits abgeschlossene Projekte, 
• Projekte außerhalb der jeweiligen Stadt und Umgebung, 
• die Förderung über einen längeren Zeitraum. 
Zum Teil werden explizit auch solche Projekte ausgeschlossen, die zu den „öffentlichen 
Pflichtaufgaben einer Stadt“ gehören, ohne dass Art oder Inhalte dieser Aufgaben jedoch näher 
definiert würden. In einigen Fällen wird auch darauf hingewiesen, dass die Förderung einen 
maximalen Betrag nicht oder nur in Ausnahmefällen übersteigen darf.  
Bei der Auswahl operativer Projekte gibt es, folgt man der Literatur, zunächst eine Gruppe von 
Bürgerstiftungen, die sich einen strategischen Arbeitsschwerpunkt gesetzt haben, um Gelder 
gezielt einzusetzen (vgl. Schomacher 2005: 134). Diese Bürgerstiftungen haben mitunter sehr 
konkrete Vorstellungen und Kriterien zur Projektauswahl und dafür eine Reihe von Kriterien 
aufgestellt, die etwa Fragen der Akzeptanz, Effizienz, Innovation, Nachhaltigkeit, „Lücke“ oder 
                                                 
200  Vgl. hierzu zum Beispiel die Förderrichtlinien der Bürgerstiftungen Achim, Bielefeld, Gütersloh und Hamburg. 
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der möglichen Hilfe zur Selbsthilfe betreffen (vgl. z. B. Rollin 2004: 454 ff.). Becker (2005: 202) 
macht allerdings gänzlich gegensätzliche Beobachtungen und stellt fest, dass es auch solche 
Bürgerstiftungen gibt, die „angespornt von dem Gedanken, Gutes zu tun, spontan und intuitiv 
an die Projektarbeit bzw. Projektauswahl“ herangegangen sind.  
Während sich diese beiden Gruppen bei der Auswahl also zwischen den Polen intuitiver 
Spontaneität und klarer Zielstrebigkeit bewegen, lassen sich anhand der Befragung vier weitere 
Muster identifizieren, anhand derer die Projekte von Bürgerstiftungen zustande kommen201:  
• Etwa jede dritte Bürgerstiftung (29,5 Prozent) nutzt für Anregungen zu eigenen Projekten 
Ideenwettbewerbe. Ein Beispiel dafür ist der Ideenwettbewerb der Bürgerstiftung Dresden, 
der unter das Motto „Stiften Sie eine Idee“ gestellt wurde, um auf diese Weise Anregungen 
von Bürgern für mögliche Projektideen zu erhalten (vgl. z. B. Ripp 2004: 435 f.). Es kann 
beobachtet werden, dass diese Ideenwettbewerbe oft an den Beginn der Bürgerstiftungs-
tätigkeit gestellt werden, und sie zeugen davon, dass die Bürger gleich mit der Idee der 
Bürgerstiftung und ihrer breiten Verankerung in der Bevölkerung vertraut gemacht und so 
der Blick der Bürgerstiftung für die wesentlichen Interessen und Bedürfnisse der Bürger 
geschärft werden soll. Möglich ist darüber aber auch das Sammeln von Ideen für 
Förderprojekte.  
• Genauso häufig wie Bürgerstiftungen Ideenwettbewerbe einsetzen, gucken sie sich 
Projektideen auch von anderen ab202: 29,5 Prozent der befragten Bürgerstiftungen gaben 
an, sogenannte „Best Practices“ anderer Bürgerstiftungen zu nutzen. Ob derartige Projekte 
dadurch allerdings immer an lokalen Problemen ansetzen, kann dabei nicht gesagt werden, 
aber auch für diese Art der Ideen- und Projektfindung wird gelten, dass es sich gerade in der 
Anfangsphase von Bürgerstiftungen lohnt, aus den Erfahrungen anderer zu lernen.  
• Bei der Ideenfindung für eigene Projekte spielen auch andere vor Ort tätige Akteure für 
Bürgerstiftungen eine wichtige Rolle: So erklärten die befragten Bürgerstiftungen, dass ihre 
Projekte zum Teil auf Anregungen von Vereinen (28,4 Prozent), Stadtverwaltungen (14,7 
Prozent), Lokalpolitikern (11,6 Prozent) und Unternehmen (5,3 Prozent) zurückzuführen 
seien. Damit nehmen Bürgerstiftungen Bezug auf die Erkenntnisse und das Wissen anderer 
lokaler Akteure in Stadt und Region.  
• Eine relativ kleine Gruppe von Bürgerstiftungen (8,4 Prozent) führt schließlich eigene 
„Bedarfsanalysen“ oder „need-studies“ durch. Aus eigenen systematischen Analysen sollen 
so konkrete Projektmaßnahmen abgeleitet werden. Derartige „need-studies“ sind bisher vor 
allem für Bürgerstiftungen in Großbritannien bekannt (vgl. Weber 2004: 175). Becker 
(2005: 211) sieht für Bürgerstiftungen die Chance, mit Hilfe derartiger Bedarfsanalysen zum 
Beispiel an Berichten der sozialen Stadterneuerung und Stadtteilentwicklung anzuknüpfen. 
Dass dies tatsächlich möglich ist und in der Praxis bereits Anwendung findet, zeigt das 
Beispiel der Gründungsinitiative „Bürgerstiftung Prenzlauer Berg“, welche den Prozess und 
die Projekte der Stadterneuerung nach dem Ende der Stadtteilförderung aus dem Programm 
„Soziale Stadt“ fortsetzen will (vgl. Website Bürgerstiftung Prenzlauer Berg).  
                                                 
201  Die Frage lautete: „Sofern Sie operativ tätig sind: Wie kommen ihre Projekte zustande?“ (vgl. Fragebogen im 
Anhang). 
202  Beispielhaft verweist Hellmann (2007: 9) auf den „Bürger-Brunch“ der Bürgerstiftung Braunschweig, bei dem im 
Jahr 2007 rund 10.000 Menschen in der Braunschweiger Innenstadt gemeinsam frühstückten. An nur einem Tag 
wurde ein Reinerlös von 43.000 Euro für die Projektförderung erzielt, gleichzeitig wurde der Bekanntheitsgrad 
der Bürgerstiftung auch überregional gesteigert. Aufgrund des Erfolgs haben andere Bürgerstiftungen zum 
Beispiel in Ahrensburg, Salzgitter und Bielefeld das Modell übernommen. Allerdings handelt es sich bei diesem 
Projekt weniger um ein inhaltliches Vorhaben, als vielmehr um ein Fundraising-Projekt.  
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Folgerungen  
Was zeigen die Tätigkeiten der Bürgerstiftungen nun im Hinblick auf die Beiträge und 
Leistungen von Bürgerstiftungen in und für Stadt und Region? Zunächst einmal: Die 
Entwicklung von Stadt und Region als Stiftungszweck wird in den Stiftungsstatistiken nicht 
explizit benannt; dies war aufgrund der bisherigen Erkenntnisse zum Zusammenhang von 
Stiftung und Stadt aber auch nicht anders zu erwarten (vgl. Kapitel III.2). Gleichwohl lässt sich 
für eine ganze Reihe von Bürgerstiftungen ein Selbstverständnis erkennen, nach dem knapp die 
Hälfte ihre Stadt und Region mitgestalten und mitentwickeln will. Inhaltliche Schwerpunkte von 
Bürgerstiftungen liegen in den Bereichen Kinder und Jugend, Bildung und Erziehung sowie 
Kunst und Kultur. Aber auch Themenbereiche, die wie Natur- und Umweltschutzprojekte oder 
Landschafts- und Denkmalschutzprojekte eher einen Bezug zur Stadt- und Regionalentwicklung 
erkennen lassen, spielen eine beachtliche Rolle, vor allem bei Betrachtung der Tätigkeiten von 
Bürgerstiftungen nach ihren Ausgaben.  
Zwar können weder über die Satzungsanalyse noch über die Befragung vertiefte Aussagen über 
konkrete Bezüge oder konkrete Stadtentwicklungsprojekte gemacht werden. Dennoch lässt sich 
anhand einer Reihe von in der Befragung angegebenen Projektnamen203 erkennen, dass diese 
einen deutlichen Bezug zu stadtentwicklungsbezogenen Inhalten und Aufgaben aufweisen. 
Beispielhaft können hier genannt werden: 
• Quartiersmanagement und Integration 
• Aktion Stadtmarketing 
• Umbau eines Bauwagens zum Jugendtreff 
• Umbau „Alte Drahtzieherei“ in Kultur- und Veranstaltungszentrum 
• Umweltprojekt „Wiesionen“ 
Insgesamt bleibt festzuhalten, dass Bürgerstiftungen in ihrem Vermögen zwar hochkonzentriert 
erscheinen, aber bei der Verwirklichung ihrer Ziele unabhängig von ihrer finanziellen 
Ausstattung eine breite Palette an Zwecken verfolgen und dabei deutliche Bezüge zu 
Aufgaben- und Handlungsfeldern der Stadtentwicklung Region erkennbar werden. 
3. Art und Weise der Leistungserbringung von Bürgerstiftungen 
Während durch die Beschreibung der Stiftungszwecke und der geförderten bzw. selbst 
durchgeführten Projekte bereits die Inhalte der Bürgerstiftungstätigkeiten betrachtet wurden, 
geht es im Folgenden darum zu klären, auf welche Weise Bürgerstiftungen ihre Leistungen 
erbringen oder, um im Sprachduktus der Stiftungen zu bleiben, auf welche Weise sie ihre 
Zwecke verwirklichen. Hierfür können zum einen die Tätigkeitsdimensionen von Bürgerstiftun-
gen aus den Stiftungssatzungen herausgearbeitet werden, da die Beschreibung der Wege zur 
Erreichung des Stiftungszwecks wesentlicher Bestandteil der Stiftungssatzungen ist. Zum 
anderen können aus den Satzungen und aus der Befragung Aufschlüsse darüber erzielt werden, 
inwieweit Bürgerstiftungen eher operativ, fördernd oder in Mischformen tätig sind.  
3.1 Tätigkeitsdimensionen von Bürgerstiftungen  
Die Analyse der Tätigkeitsdimensionen ermöglicht einen ersten Zugang, um Aussagen zu 
Aspekten der Tätigkeiten der Bürgerstiftungen in Deutschland zu treffen. Um eine Vergleich-
                                                 
203  Die Frage lautete: „Benennen Sie bitte bis zu drei aktuelle Projekte, bei denen Sie mit anderen Akteuren 
kooperieren“ (vgl. Fragebogen im Anhang). Siehe für eine Auswahl der genannten Projekten auch Kapitel VII.4. 
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barkeit zu anderen Untersuchungen zu ermöglichen, wurden insgesamt fünf Kategorien204 
zugrunde gelegt, anhand derer eine Analyse der Satzungen und damit eine grobe Übersicht 
über die Tätigkeiten von Bürgerstiftungen möglich ist; diese wurden um eine sechste Kategorie, 
die sich der Bedeutung von Kooperationen für die Tätigkeiten von Bürgerstiftungen widmet, 
ergänzt. 
Bei der Analyse der insgesamt 155 Satzungen zeigt sich, dass alle Bürgerstiftungen die Möglich-
keit der Projektförderung und damit der fördernden Tätigkeit für die Zweckverwirklichung 
vorsehen; vier von fünf Bürgerstiftungen (79,1 Prozent) wollen nicht nur Projekte, sondern 
gegebenenfalls auch andere Institutionen fördern. Fast alle Bürgerstiftungen (94,1 Prozent) 
sehen grundsätzlich aber auch die operative Tätigkeit ihrer Stiftung in eigenen Projekten vor. 
Geht man nach der Zweckverwirklichung, so spielen die Vergabe von Stipendien und Preise für 
Bürgerstiftungen eine eher untergeordnete Rolle – obwohl gerade diese Stiftungstätigkeit in der 
Öffentlichkeit oft besondere Aufmerksamkeit erfährt205. 
Tätigkeitsform Anteil in 2006 
Förderung von Projekten Dritter  100,0 % 
Durchführung eigener Projekte  94,1 % 
Förderung von Institutionen/Einrichtungen  79,1 % 
Vergabe von Stipendien  51,6 % 
Verleihung Preise  30,0 % 
Förderung von Kooperationen mit Dritten 51,0 % 
Abbildung 28:  Tätigkeitsformen von Bürgerstiftungen gemäß ihrer Satzungen 
(Quelle: eigene Darstellung; Datenbasis: eigene Erhebung, n=155) 
Verglichen mit den Tätigkeitsbereichen aller Stiftungen (vgl. Sprengel 2001: 71 ff.) zeigen sich 
zwei Auffälligkeiten: Erstens ist bei Bürgerstiftungen die Nennung von Eigenprojekten als 
Möglichkeit der Zweckverwirklichung höher als bei Stiftungen insgesamt (vgl. Kapitel III.5.1). 
Zweitens fällt darüber hinaus auf, dass jede zweite Bürgerstiftung (51,0 Prozent) explizit auch 
Kooperation als Möglichkeit der Zweckverwirklichung festgeschrieben hat. Hinweise auf 
Kooperationen als Möglichkeit der Zweckverwirklichung sind bei Stiftungen allgemein in dieser 
Häufigkeit bisher noch nicht bekannt. Da die Kooperationen von Bürgerstiftungen jedoch in 
Kapitel VII vertieft werden, folgt eine weitere Auseinandersetzung hiermit erst später.  
Die Erfassung der Tätigkeitsdimensionen über die Stiftungssatzungen ist jedoch nur bedingt 
hilfreich, die Art und Weise der Leistungserbringung von Bürgerstiftungen näher zu 
beschreiben, da Bürgerstiftungen breite Zwecke verfolgen und dementsprechend auch viele 
mögliche Tätigkeitsweisen in ihre Satzungen aufnehmen. Insofern kann hier nur von einer 
breiten Palette an Tätigkeitsweisen gesprochen werden, die von Bürgerstiftungen ausgeschöpft 
werden kann. Aussagen darüber, welche Tätigkeitsformen Bürgerstiftungen in der Praxis 
tatsächlich bzw. in welchem Umfang und in welcher Häufigkeit verfolgen, sind auf diese Weise 
nicht möglich.  
                                                 
204  Sprengel (2001: 71) betrachtet insgesamt sieben Tätigkeitsformen. Die Form der Anstaltsförderung und der 
Personenförderung wurden für die Untersuchung jedoch außen vorgelassen, weil sie sich auf die spezifischen 
Stiftungsformen Anstaltsträgerstiftung und Familienstiftung beziehen.  
205  Eine mögliche Zweckverwirklichung über „Personenförderung“ und das Betreiben eigener „Anstalten“, wie sie 
für Stiftungen allgemein von Relevanz sind, wurde in keiner der untersuchten Satzungen explizit genannt. Diese 
Möglichkeiten der Zweckverwirklichung bzw. Tätigkeitsdimensionen sind damit von Bürgerstiftungen jedoch 
nicht ausgeschlossen, sondern mutmaßlich zum Beispiel in den Bereichen Projektförderung, Stipendien oder 
Preise enthalten. 
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3.2 Tätigkeitstypen bei Bürgerstiftungen 
Analysiert man die Satzungen der Bürgerstiftungen im Hinblick auf die Tätigkeitstypologien 
„operativ“ und „fördernd“, so ist die Mehrheit der Bürgerstiftungen (94,1 Prozent) sowohl 
fördernd als auch operativ tätig. Nur eine Minderheit (5,9 Prozent) ist ausschließlich fördernd 
tätig.  
Diesen eher „theoretischen“ Zahlen können tatsächliche Werte gegenübergestellt werden, die 
sich aus der Befragung der Bürgerstiftungen ergeben. Demnach war im Jahr 2006 knapp ein 
Drittel der Bürgerstiftungen (31,0 Prozent) ausschließlich fördernd tätig, knapp zwei Drittel 
(63,0 Prozent) waren in Mischform, also sowohl fördernd als auch operativ tätig, und eine 
kleine Gruppe von Bürgerstiftungen (6,0 Prozent) war ausschließlich operativ tätig.  
Tätigkeitstyp 
Bürgerstiftungen  
(in 2006) 
zum Vergleich: Stiftungen insgesamt 
(Sprengel 2001: 12) 
fördernd  31 % 66 % 
operativ  6 % 21 % 
Mischform  63 % 13 % 
Abbildung 29:  Verteilung der Tätigkeitstypen von Bürgerstiftungen  
(Quelle: eigene Darstellung; Datenbasis: eigene Erhebung, n=95) 
Da sich über die in der Befragung gemachten Angaben zum Ausgabeverhältnis erkennen lässt, 
ob die Bürgerstiftungen, die in Mischform tätig sind, tendenziell eher fördernd oder operativ 
tätig sind, lässt sich relativ klar erkennen, dass insgesamt zwei Drittel der Bürgerstiftungen (65,5 
Prozent) überwiegend bis ausschließlich fördernd sind und ein Drittel (34,5 Prozent) 
überwiegend bis ausschließlich operativ tätig ist. Im Vergleich zu sonstigen Stiftungen in 
Deutschland ergibt sich damit, dass Bürgerstiftungen deutlich häufiger eigene Projekte 
durchführen als Stiftungen in ihrer Gesamtheit.  
Was lässt sich aus diesen Befunden im Hinblick auf die Frage nach den Beiträgen von 
Bürgerstiftungen für die Entwicklung von Stadt und Region ableiten? Zunächst erstmal ist es 
hilfreich, das Begriffspaar „operativ“ und „fördernd“ trotz der nicht ganz sauberen „Über-
setzung“ (vgl. Kapitel III.5.2) durch die Begriffe „mittelbar“ und „unmittelbar“ auszutauschen. 
Dann lässt sich sagen, dass zwei Drittel der Bürgerstiftungen eher mittelbare und ein Drittel eher 
unmittelbare Beiträge für die Entwicklung von Stadt und Region leisten.  
Dieses Bild lässt sich mit Hilfe der Satzungspräambeln insofern noch weiter fortentwickeln, als 
dass man sagen kann, dass sich Bürgerstiftungen in eine Gruppe mittelbar tätiger „Diens-
tleister“ („Hilfe zur Selbsthilfe“) und in eine Gruppe unmittelbar tätiger „Gestalter“ einteilen 
lassen: So finden sich in den Satzungen der überwiegend fördernd tätigen Bürgerstiftungen 
tendenziell häufiger Formulierungen wie die der Bürgerstiftung Oberndorf – „Sie will Hilfe zur 
Selbsthilfe und Unterstützung für Hilfsbedürftige geben“ – als in Satzungspräambeln von 
Bürgerstiftungen, die hauptsächlich oder ausschließlich eigene Projekte durchführen. Umge-
kehrt verweisen diese wiederum häufiger darauf, dass sie, wie zum Beispiel die Bürgerstiftung 
Lörrach, „Mitverantwortung für die Gestaltung und Entwicklung ihrer Stadt übernehmen“ 
wollen.  
Bezieht man in diese Betrachtung darüber hinaus die Häufigkeitenverteilung der Stiftungs-
zwecke mit ein, so lässt sich, etwas zugespitzt formuliert, erkennen, dass fördernde Stiftungen 
bzw. die „Dienstleister“ gewissermaßen als „Gemischtwarenladen“ (Fischbach 2003: 49) 
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arbeiten, also vergleichsweise mehr Zwecke gleichzeitig verfolgen, während operative Stiftun-
gen bzw. die „Gestalter“ eher Schwerpunkte bei ihren Tätigkeiten legen und insgesamt ver-
gleichsweise weniger Zwecke gleichzeitig verfolgen.  
Allerdings gibt dieses Bild nur eine grobe Tendenz wider und bildet die möglichen Pole der 
fördernden und operativen Stiftungen ab. Gerade weil die Mehrheit der Bürgerstiftungen 
sowohl fördernd als auch operativ tätig ist, ist klar, dass es sowohl fließende Übergänge bei 
diesen Gruppen gibt als auch solche Bürgerstiftungen, die sich in keines dieser Bilder richtig 
einpassen lassen. So zeigt sich nämlich zum Beispiel auch, dass es Stiftungen gibt, die 
mutmaßlich wegen der knappen Finanzmittel vorerst „nur“ fördernd tätig sind, und umgekehrt 
betonen auch eine Reihe der eher operativ-gestaltenden Bürgerstiftungen, dass sie für andere 
Organisationen „Hilfe zur Selbsthilfe“ leisten wollen.  
Weil das so gezeichnete Bild der Differenzierung zwischen mittelbar und unmittelbar tätigen 
Bürgerstiftungen aber zur Assoziation eher „aktiver“ und eher „passiver“ Bürgerstiftungen 
führen kann, muss einem Missverständnis vorgebeugt werden: Durch fördernde Tätigkeiten 
von Bürgerstiftungen können durchaus ebenso wichtige und wertvolle Leistungen erbracht 
werden wie durch operative Tätigkeiten. Die Art und Weise der Leistungserbringung bei 
fördernden Bürgerstiftungen ist aber offenbar eine andere, da der Schwerpunkt mehr auf der 
Dienstleistungsfunktion liegt, welche aber für andere Akteure, die an der Entwicklung von Stadt 
und Region beteiligt sind, ebenfalls sehr bedeutsam sein kann: „Bürgerstiftungen können in 
Zeiten leerer Kassen nicht als Hauptträger einspringen, aber sie erschließen neue Möglichkeiten. 
Bürgerstiftungen sind für soziale Organisationen nicht nur als direkte Finanzierungsquelle 
interessant. Soziale Einrichtungen können auch davon profitieren, dass Bürgerstiftungen die 
Öffentlichkeit bündeln und projektbezogen Spenden einwerben“ (Hellmann 2006b: 8/4.4). 
4.  Funktionen der Bürgerstiftungstätigkeiten 
Die Tätigkeiten bzw. Beiträge und Leistungen von Stiftungen zu messen und damit in 
nachvollziehbarer Art und Weise den durch Stiftungen generierten gesellschaftlichen Nutzen zu 
beurteilen ist, wie gezeigt (vgl. Kapitel III.3.3), ein relativ schwieriges Unterfangen. Dies gilt 
auch für die Tätigkeiten von Bürgerstiftungen.  
Annäherungsweise ist eine „Leistungsbeurteilung“ jedoch über ein Anknüpfen an die Funk-
tionen von Stiftungen möglich. Dabei geht es jedoch nicht um eine Beurteilung oder Messung 
im Sinne ökonomischer Konzepte oder zum Beispiel auf ordinalen, nominalen oder metrischen 
Skalen, sondern um eine Leistungsbeschreibung der Tätigkeiten von Bürgerstiftungen. Im Sinne 
einer Ergebnisdimension ist zu fragen: Welche Funktionen können Bürgerstiftungen mit ihren 
Beiträgen übernehmen? 
Wie erläutert, werden Stiftungen in der Literatur verschiedene Funktionen zugeschrieben (vgl. 
Kapitel III.3.3). Unzweifelhaft ist, dass auch Bürgerstiftungen all diese Funktionen grundsätzlich 
erfüllen können, und so wird verschiedentlich zum Beispiel die Ergänzungsfunktion, Inno-
vationsunktion oder Dienstleistungsfunktion von Bürgerstiftungen beschrieben und diskutiert 
(vgl. z. B. Schomacher 2005: 143, Hinterhuber 2005: 185). Anhand dieser analytisch herge-
leiteten Funktionen soll im Folgenden gefragt werden, wie Bürgerstiftungen ihre bisherigen 
Tätigkeiten und Leistungen selbst sehen und verorten. 
Die Befragungsergebnisse geben dabei allerdings nur Aufschluss über eine Selbsteinschätzung 
von Bürgerstiftungen. Eine objektive Beurteilung der Stiftungsfunktionen lässt sich daraus nicht 
herleiten. Dennoch sind durch die Selbstcharakterisierung der Bürgerstiftungen ein besseres 
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Einschätzen ihres Selbstverständnisses und ihrer Tätigkeiten sowie Aufschlüsse darüber möglich, 
wie Bürgerstiftungen als kommunale Akteure gerne wahrgenommen und verstanden werden 
möchten.  
4.1 Substitutions- und Stabilisierungsfunktion von Bürgerstiftungen  
Für die Ergänzungsfunktion von Stiftungen wurde vorgeschlagen, diese in eine Substitutions- 
und Stabilisierungsfunktion zu differenzieren (vgl. Kapitel III.3.3). Daher wurde im Rahmen der 
Befragung zum einen im Hinblick auf die Substitutionsfunktion danach gefragt, ob Bürger-
stiftungen Aufgaben übernommen haben, die sonst oder bisher von öffentlichen Akteuren 
unterstützt wurden. Im Hinblick auf die Stabilisierungsfunktion wurde dagegen gefragt, ob 
Bürgerstiftungen soziale Interessen, Gruppen oder Projekte unterstützt haben, denen öffentliche 
oder andere Akteure nicht helfen konnten.  
Substitutionsfunktion von Bürgerstiftungen  
Von einer Substitutionsfunktion von Stiftungen ist zu sprechen, wenn Ressourcen substi-
tuierend wirken, also bisher von anderen Akteuren wahrgenommen wurden und als wichtig 
empfundene Aufgaben von Stiftungen übernommen werden.  
Eine Übernahme von Leistungen, die bisher öffentliche Akteure geleistet haben, lehnen Bürger-
stiftungen mehrheitlich ab. Dies deutet sich tendenziell bereits in der Analyse der Bürger-
stiftungssatzungen an, in denen sich eine ganze Reihe von Bürgerstiftungen klar positioniert: 
„Die Bürgerstiftung soll keine Aufgaben übernehmen, die zu den kommunalen Pflichtaufgaben 
gehören“ (Satzung der Bürgerstiftung Remseck)206. Zu betonen ist dabei allerdings, dass 
„lediglich“ die Übernahme von Pflichtaufgaben ausgeschlossen wird – Aufgaben also, zu denen 
eine Stadt oder Gemeinde durch Bundes- oder Landesgesetz gesetzlich verpflichtet ist207. Die 
Übernahme freiwilliger öffentlicher Aufgaben – wie zum Beispiel der Betrieb von kulturellen 
Anlagen oder von Sporteinrichtungen – wird von den Bürgerstiftungen hingegen explizit nicht 
ausgeschlossen.  
Gleichwohl ist davon auszugehen, dass Bürgerstiftungen auch die Übernahme freiwilliger 
öffentlicher Aufgaben mehrheitlich ablehnen – oder zumindest ihre Tätigkeiten so nicht 
charakterisiert wissen wollen. Fast zwei Drittel (60,7 Prozent) der befragten Bürgerstiftungen 
glauben nicht, dass ihre Bürgerstiftung Aufgaben übernommen hat, die bisher von öffentlichen 
Akteuren unterstützt wurden. Ein gutes Drittel (39,3 Prozent) sieht eine solche Charak-
terisierung ihrer Tätigkeiten jedoch als durchaus zutreffend an.  
Stehen letztgenannte Bürgerstiftungen kommunalen bzw. öffentlichen Akteuren nun grund-
sätzlich aufgeschlossener gegenüber als andere? Oder finden sich in den Gremien dieser 
Bürgerstiftungen eher Vertreter aus der Lokalpolitik oder der kommunalen Verwaltung, so dass 
dadurch – im Sinne einer Lückenbüßerfunktion – ein „Abschieben“ oder „Übertragen“ ehemals 
öffentlicher Aufgaben auf Bürgerstiftungen besonders naheliegt? Beides kann sehr deutlich 
verneint werden. Weder zeigen sich bei diesen Bürgerstiftungen überdurchschnittlich häufige 
Kooperationen mit öffentlichen Akteuren noch sind die Gremien dieser Stiftungen überdurch-
schnittlich stark und häufig mit Vertretern aus Kommunalverwaltung und Politik besetzt. 
Bürgerstiftungen, die einräumen, ehemals öffentliche Aufgaben übernommen oder weiter-
                                                 
206  Vgl. ähnlich zum Beispiel die Satzungen der Bürgerstiftungen in Lörrach und Bergisch Gladbach sowie der Stadt 
Stiftung Gütersloh. 
207  Dazu zählen zum Beispiel die Bauleitplanung, die Abwasserbeseitigung, die Schulentwicklungsplanung, der 
Katastrophenschutz oder die Anlage und der Unterhalt von Friedhöfen. 
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geführt zu haben, sind auch im Hinblick auf andere Charakteristika wie Stiftungsvermögen, 
Förderausgaben öder Förderzwecke als „durchschnittlich“ zu bezeichnen.  
Gemutmaßt werden kann vielmehr, dass die Reflexion über die eigenen Tätigkeiten und das 
Verhältnis von Bürgerstiftungen zum Staat und zu öffentlichen Akteuren bei einigen 
Bürgerstiftungen noch am Anfang steht, und es daher fast schon reflexartig abgelehnt und 
bestritten wird, in irgendeiner Form (ehemals) öffentliche Aufgaben übernommen zu haben. 
Darauf deuten auch die Beobachtungen von Schomacher für die Bürgerstiftung Dresden hin. So 
wolle die Bürgerstiftung Dresden von ihrem Selbstverständnis her zwar keinen Ersatz für 
staatliche Leistungen bieten, aber „dennoch besteht in Dresden die Tendenz, dass Projekte, die 
von der Stadt aufgrund ihrer Prioritätensetzung nicht gefördert oder gestrichen werden, von der 
Bürgerstiftung unterstützt werden“ (Schomacher 2001: 79 f.).  
Stabilisierungsfunktion von Bürgerstiftungen 
Wenn auch eine Leistungsübernahme öffentlicher Aufgaben mehrheitlich abgelehnt wird, so ist 
doch der Großteil der Bürgerstiftungen davon überzeugt, eine stabilisierende Funktion 
wahrzunehmen. Eine solche Ergänzung bzw. Entlastung öffentlicher, aber auch privater Akteure 
ist denkbar, indem Bürgerstiftungen dort fördern und selbst tätig werden, wo der Staat und 
andere Akteure nicht fördern können oder wollen. Knapp drei Viertel (74,2 Prozent) der 
befragten Bürgerstiftungen stimmen der Aussage zu, dass ihre Bürgerstiftung soziale Interessen 
oder Projekte unterstützt hat, denen öffentliche Akteure oder andere Organisationen nicht 
helfen konnten. Lediglich neun Prozent der befragten Bürgerstiftungen sind der Meinung, dass 
auch eine solche Charakterisierung ihrer Tätigkeiten nicht zutrifft, wobei auffällig ist, dass diese 
Gruppe ausnahmslos sowohl eine Beschreibung ihrer Tätigkeiten im Sinne einer 
Substitutionsfunktion als auch im Sinne einer Stabilisierungsfunktion ablehnt.  
Letztlich ist aber wohl die Frage und Diskussion der Substitutions- und der Stabilisierungs-
funktion mehr eine „Ansichtssache“ und vor allem auch davon abhängig, was unter einer 
öffentlichen Aufgabe verstanden wird und ob in der Diskussion zwischen Pflichtaufgaben und 
freiwilligen Aufgaben unterschieden wird. Wenn öffentliche Aufgaben Angelegenheiten sind, 
deren Erledigung einen Großteil der an einem Ort lebenden Menschen betrifft und „an deren 
Erfüllung ein gesteigertes Interesse der Gemeinschaft besteht“ (Badura 2005: 234), warum 
sollten Bürgerstiftungen, die ja erklärtermaßen ihre Städte und Regionen mitgestalten und 
mitentwickeln wollen, derartige Aufgaben nicht übernehmen?  
Denn nicht zuletzt gilt in diesem Zusammenhang: Ausgehend von der eingeschränkten 
finanziellen Leistungsfähigkeit von Bürgerstiftungen ist schwerlich anzunehmen, dass 
Bürgerstiftungen – selbst in thematischen Teilbereichen – in vollem Umfang die Aufgaben 
übernehmen und leisten können, die ehemals durch öffentliche Akteure wahrgenommen 
wurden. Insofern stehen Bürgerstiftungen sowieso nicht in der Gefahr, als Lückenbüßer agieren 
zu müssen oder so wahrgenommen zu werden. Damit spricht aber noch lange nichts dagegen, 
dass Bürgerstiftungen ehemals öffentliche Aufgaben übernehmen – oder sich darüber 
abstimmen, wie ehemals öffentliche Aufgaben in Kooperation mit anderen Akteuren oder allein 
durch die Bürgerstiftung weitergeführt werden können.  
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4.2 Innovationsfunktion von Bürgerstiftungen  
Wie beschrieben wird Stiftungen auch eine Innovationsfunktion zugeschrieben, weil sie als 
zivilgesellschaftliche Akteure „aufgrund ihrer flexiblen Entscheidungsstrukturen sehr frühzeitig 
auf den veränderten Bedarf bestimmter Bevölkerungsgruppen reagieren und ein entsprechen-
des Angebot an Leistungen bereitstellen“ (Arnold 1998: 239) können. Dementsprechend wird 
auch für Bürgerstiftungen davon ausgegangen, dass sie grundsätzlich in der Lage sind, 
risikoreich angesehene Initiativen zu unterstützen und innovative Projekte zu fördern, die der 
Staat oder Markt beispielsweise aufgrund ihrer Neuartigkeit nicht unterstützen kann bzw. will 
(vgl. Hinterhuber 2005: 185).  
Die Frage, ob Bürgerstiftungen tatsächlich neue Ideen und Innovationen entwickelt und 
angestoßen haben, die vorher weder von öffentlichen Akteuren noch von anderen Vereinen 
oder Unternehmen gefördert wurden, lässt sich mit Hilfe der Befragung der Bürgerstiftungen 
nur schwer klären. Über die Befragung kann im Grunde genommen nur eine Selbsteinschätzung 
der Bürgerstiftungen gewonnen werden. Dabei zeigt sich, dass mit gut zwei Drittel (67,4 
Prozent) eine Mehrheit von der „Innovationskraft“ ihrer Bürgerstiftung durchaus überzeugt ist. 
Knapp jede fünfte Bürgerstiftung (19,1 Prozent) äußert sich zu dieser Frage zurückhaltend und 
13,5 Prozent sehen die bisherigen eigenen Tätigkeiten noch nicht als innovativ an – hierunter 
fallen allerdings überwiegend noch sehr junge Bürgerstiftungen. 
Können Bürgerstiftungen aber wirklich „Neues“ bewirken? Die Befragungsergebnisse lassen 
aufgrund der überwiegend geschlossenen Struktur des Fragebogens hierzu keine weiteren 
Aufschlüsse zu. Aus der Literatur lässt sich aber erkennen, dass es durchaus Projekte gibt, die 
durch Bürgerstiftungen einen maßgeblichen Anstoß und eine entscheidende Anschub-
finanzierung erhalten haben. Hierzu zählt zum Beispiel das von der Bürgerstiftung Dresden 
mitinitiierte „Erich Kästner Museum“, das zwar schon einige Jahre zuvor in Planung war, aber 
letztlich erst durch die Bürgerstiftung realisiert werden konnte: „Zum 100. Geburtstag des eng 
mit Dresden verbundenen Schriftstellers sollte diese Lücke geschlossen werden, wozu sich die 
Stadt seit Jahren außerstande sah“ (Ripp 2004: 436 f.). Während es die Bürgerstiftung hier 
schaffte, als neuer Akteur und über einen „neuen“ Weg des Fundraisings mit „200 Filzhüten 
für ein Erich Kästner Museum“ ein Projekt in die Praxis zu überführen, wurde durch die 
Bürgerstiftung Hamburg dem neuartigen Modellprojekt „Hot Schrott-Band“ entscheidende 
Starthilfe gegeben. Die „Hot Schrott-Band“ wurde als musikpädagogisches Projekt im Rahmen 
der Jugend- und Sozialarbeit für die Hamburger Hochhaussiedlung Osdorfer Born entwickelt 
und aufgebaut und konnte als erfolgreiches Projekt der Prävention von Jugendkriminalität nach 
gut fünf Jahren in die Selbständigkeit entlassen werden (vgl. Rollin 2004: 451 ff.). Auch die 
Auszeichnungen von Bürgerstiftungsprojekten im Rahmen verschiedener Wettbewerbe geben 
einen weiteren Hinweis darauf, dass es Bürgerstiftungen gelingen kann, erfolgreich neue 
Projekte, Modelle und Ideen auszuprobieren, die für ihren Vorbildcharakter ausgezeichnet 
werden208.  
                                                 
208  Wenn man die Auszeichnungen der Initiative Bürgerstiftungen und des Vereins Aktive Bürgerschaft, bei denen 
grundsätzlich sowieso nur Bürgerstiftungen ausgezeichnet werden, außer Acht lässt, so wurden allein im 
Frühjahr 2008 die Bürgerstiftungen Blankenhain (1. Platz beim nationalen Förderpreis „Jugend & Zukunft“ der 
Hamburg-Mannheimer-Stiftung), die Bürgerstiftung Ratzeburg (Landessieger beim bundesweiten Wettbewerb 
„Teilhabe und Integration von Migrantinnen und Migranten durch bürgerschaftliches Engagement“ der Stiftung 
Bürger für Bürger 2008) und die Bürgerstiftung Barnim-Uckermark (Ausgewählter Ort im bundesweiten 
Wettbewerb „365 Orte im Land der Ideen 2008“) für ihre modellhafte und vorbildliche Projektarbeit 
ausgezeichnet.  
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Dennoch formuliert Schomacher (2005) Zweifel, ob der Innovationsanspruch der Bürger-
stiftungen in der immer noch überwiegend frühen Phase ihrer Entwicklung und aufgrund der 
noch limitierten Ressourcen auch schon in ihrer Projektarbeit zum Tragen kommt. Angesichts 
der begrenzten Leistungsfähigkeit von Bürgerstiftungen (vgl. Kapitel VI.1) werden jedenfalls 
unangemessene Erwartungen geweckt, wenn Bürgerstiftungen als Innovatoren oder „Reform-
motor[en]“ (Walkenhorst 2004a: 17) bezeichnet werden. Überdies sollte man sich nicht dem 
Trugschluss hingeben, dass ein Projekt, das von der „neuen“ Organisationsform Bürgerstiftung 
gefördert oder durchgeführt wird, auch selbst neu oder innovativ ist, nur weil damit einfach 
etwas „Neues“ oder etwas „Besseres“ assoziiert wird. 
Die Frage, ob Bürgerstiftungen tatsächlich innovativ tätig sind, ist also schwer zu beurteilen. 
Wichtig ist aber für die Erkenntnis im Hinblick auf das Wirken von Bürgerstiftungen im 
kommunalen Kontext: Bürgerstiftungen wollen innovativ tätig sein. Bürgerstiftungen wollen aus 
ihrem Selbstverständnis heraus neue Wege und Lösungen suchen – möglicherweise auch dort, 
wo es zwar schon bestehende Projektideen gibt, diese aber bisher nicht in die Praxis umgesetzt 
und realisiert werden konnten. 
4.3 Dienstleistungsfunktion von Bürgerstiftungen 
Als eine weitere Funktion von Bürgerstiftungen wird ihre Rolle als Dienstleister für Stifter, 
Spender und andere Stiftungen beschrieben (vgl. Kapitel III.1.2 sowie z. B. Schlüter 2000: 
182 ff.). Eine Bürgerstiftung versteht sich nach diesem Ansatz als Dienstleister, der Spendern 
und Zustiftern hilft, ihre philanthropischen Interessen zu verwirklichen. Dafür werden zum 
Beispiel verschiedene Unterstiftungen oder Fonds für Stifter und Spender angeboten – in den 
USA und Großbritannien wird dafür der Begriff „Donor Services“ verwendet. Die Dienst-
leistungs-funktion von Bürgerstiftungen ist ein Merkmal, mit dem sich Bürgerstiftungen sowohl 
gegen klassische Stiftungen, aber auch gegen Vereine, Spendenparlamente und sonstige 
intermediäre Organisationen abgrenzen lassen. Diese Funktion ist gerade deshalb wichtig, weil 
sie dem Aufbau des Stiftungsvermögens dient und damit als eine wesentliche Grundlage für die 
Leistungsfähigkeit von Bürgerstiftungen angesehen werden kann. Das Konzept der „Donor 
Services“ hat Schlüter (2000: 182) zufolge entscheidenden Anteil an der erfolgreichen 
Entwicklung von Bürgerstiftungen in den USA.  
Fragt man die deutschen Bürgerstiftungen nach der Erfüllung dieser Dienstleistungsfunktion, so 
ist ein Viertel der Bürgerstiftungen (25,6 Prozent) davon überzeugt, dass es ihnen gelungen ist, 
sich als Dienstleister für Stifter zu etablieren. Dabei scheint dies eine durchaus realistische 
Selbsteinschätzung zu sein: So sind sowohl das Durchschnittsvermögen dieser Stiftungen mit 
814.915 Euro (alle Bürgerstiftungen: 451.042 Euro) als auch die Spendeneinnahmen im Jahr 
2006 mit 67.153 Euro (alle Bürgerstiftungen: 29.725 Euro) überdurchschnittlich hoch. Auch die 
Zahl der durchschnittlich von diesen Stiftungen verwalteten Treuhandstiftungen liegt mit acht 
Stiftungen (8,2) doppelt so hoch wie die Zahl der durchschnittlich verwalteten Treuhand-
stiftungen aller Bürgerstiftungen. Allerdings zeigt sich auch, dass diese Stiftungen allesamt 
mindestens schon seit fünf Jahren bestehen und sich nur eine diese Bürgerstiftungen in 
Ostdeutschland befindet.  
Insgesamt weisen die Befragungsergebnisse und die Finanzdaten der untersuchten Bürger-
stiftungen darauf hin, dass das Anbieten von Dienstleistungen für Stifter ein überdurch-
schnittlich hohes Wachstum befördert. Diese Funktion bezieht sich dabei zwar nicht direkt auf 
die Tätigkeiten und Projekte der Bürgerstiftungen, sie stellt aber offensichtlich eine wichtige 
Grundlagenfunktion für die Ressourcen und die Leistungsfähigkeit von Bürgerstiftungen dar. 
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Insofern könnte man zugespitzt sagen: Traditionell wurden Stiftungen gegründet, um Geld 
auszugeben – Bürgerstiftungen werden dagegen (auch) gegründet, um Geld einzuwerben.  
Im Hinblick auf die hier betrachtete Ergebnisdimensionen von Bürgerstiftungen und die damit 
verbundenen Funktionen lässt sich somit resümieren: Welche Sichtweise auch immer einge-
nommen wird, es ist unstrittig, dass Bürgerstiftungen (freiwillige) öffentliche Aufgaben über-
nehmen und in Bereichen tätig werden können, in denen sonst typischerweise die öffentliche 
Hand tätig ist. Die analytischen Funktionen – Stabilisierungs-, Substitutions-, Innovations- und 
Dienstleistungsfunktion – helfen, wichtige Hinweise auf die Beiträge von Stiftungen und auf ihr 
Selbstverständnis geben zu können. Von ihrem Selbstverständnis her betrachten sich Bürger-
stiftungen als das, was Nonprofit-Organisationen in ihrem wesentlichen Kern ausmacht: als 
multifunktionale Organisationen, die sehr unterschiedliche Aufgaben und damit auch unter-
schiedliche Anforderungen unter einem Dach vereinen. Gleichwohl liegt eine empirische und 
systematische Untersuchung der Frage, wie zutreffend diese analytischen Funktionen von 
Stiftungen sind, bisher noch nicht vor und kann auch mit Hilfe der Befragung nicht geleistet 
werden. 
5. Zusammenfassung und Zwischenfazit 
In diesem Kapitel wurde mit Hilfe verschiedener methodischer Zugänge der Versuch unter-
nommen, Realitäten und Potenziale von Bürgerstiftungen für die Entwicklung von Stadt und 
Region zu beschreiben. Obwohl sich Bürgerstiftungen im Einzelnen stark voneinander unter-
scheiden, hat die Studie eine Reihe von Trends und Gemeinsamkeiten an den Tag gebracht. 
Selbst wenn angesichts der Dynamik des Untersuchungsgegenstandes Bürgerstiftung nur eine 
Momentaufnahme abgebildet werden kann, haben einige Ergebnisse grundsätzliche Annahmen 
und Kenntnisse über Stiftungen bestätigt, eine Reihe von Ergebnissen stellt aber auch gänzlich 
neue Erkenntnisse über Bürgerstiftungen dar. Zusammenfassend lassen sich folgende Ergebnisse 
festhalten: 
1. Leistungsfähigkeit: Allgemein werden mit Stiftungen häufig sehr große Vermögenswerte 
assoziiert, insbesondere im Hinblick darauf, dass nur die Erträge aus dem Kapital für die 
Stiftungsarbeit verwendet werden dürfen. Die Analyse der finanziellen Ressourcen von 
Bürgerstiftungen offenbart für diese allerdings eine starke Konzentration sowohl der 
Vermögen als auch des Vermögenswachstums und lässt auf eine starke Konzentration 
der Leistungsfähigkeit von Bürgerstiftungen schließen: Nur ein vergleichsweise kleiner 
Anteil an Bürgerstiftungen (8,8 Prozent) verfügt über ein Kapital von mehr als 1 Millio-
nen Euro. Dagegen arbeitet mehr als die Hälfte der Bürgerstiftungen (55,6 Prozent) mit 
den Erträgen eines Kapitals von weniger als 250.000 Euro, und auch die Spenden-
einnahmen belaufen sich bei 47,3 Prozent der Bürgerstiftungen auf maximal 10.000 
Euro pro Jahr. Bisher lassen die finanziellen Ressourcen von Bürgerstiftungen daher nur 
geringe Förder- und Projektsummen erwarten, was sich auch in der starken Konzen-
tration der Förderausgaben widerspiegelt. Insofern muss bei allen mit Bürgerstiftungen 
verbundenen Hoffnungen und bei allem Optimismus im Hinblick auf die zukünftige 
Entwicklung vor überzogenen (finanziellen) Erwartungen an Bürgerstiftungen gewarnt 
werden. Bürgerstiftungen sind eher als eine langfristige Investitionsanlage in die Zukunft 
der Städte und Region zu betrachten, deren Erträge vor allem künftigen Generationen 
zugute kommen können. Die Vermögensverteilung macht aber auch deutlich, dass es 
bei Bürgerstiftungen um mehr als „nur“ ums Geld geht. Bürgerschaftliches Engagement 
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als freiwillig geleistete, unentgeltliche Arbeit ist eine wichtige Ressource für die Mehrheit 
der Bürgerstiftungen und ist in quantitativer Hinsicht – zumindest annäherungsweise – 
mit dem freiwilligen Engagement in Vereinen vergleichbar. Dies unterstreicht die Bedeu-
tung der Ehrenamtlichkeit und des freiwilligen Engagements für die Mehrheit der 
Bürgerstiftungen.  
2. Leistungsinhalte bzw. Beiträge und inhaltliche Leistungen: Bürgerstiftungen verfolgen 
unabhängig von ihrer finanziellen Ausstattung eine breite Palette an Zwecken. Die 
Themen Kinder und Jugend, Kunst und Kultur sowie Bildung und Erziehung bildeten 
sowohl bei den geförderten als auch bei den operativen Projekten die Tätigkeitsschwer-
punkte von Bürgerstiftungen im Jahr 2006. Darüber hinaus verfolgen sie ein weites 
Spektrum an weiteren Zwecken, die Bezüge zu Themenfeldern der Stadtentwicklung 
erkennen lassen. Insgesamt lässt sich festhalten, dass die Entwicklung von Stadt und 
Region als eine Grundeinstellung von Bürgerstiftungen auszumachen ist, die vor allem 
darin ihren Ausdruck findet, dass sie bei einem Teil der Bürgerstiftungen den Weg nicht 
nur in die Satzungspräambeln, sondern teilweise sogar bis in die Stiftungszwecke hinein 
gefunden hat. Eine Vielzahl von Bürgerstiftungen will Stadt und Region „bewahren“, 
„fördern“, „mitgestalten“ oder „weiter entwickeln“. Bürgerstiftungen wollen also nicht 
nur helfen und heilen, sondern vor allem auch gestalten. Ihr inhaltliches Potenzial ist 
dabei groß und dynamisch zugleich. 
3. Art und Weise der Leistungserbringung: Insgesamt zwei Drittel der Bürgerstiftungen 
(65,5 Prozent) sind überwiegend bis ausschließlich fördernd und ein Drittel der 
Bürgerstiftungen (34,5 Prozent) ist überwiegend bis ausschließlich operativ tätig. Im 
Vergleich zu sonstigen Stiftungen in Deutschland ergibt sich damit, dass Bürger-
stiftungen deutlich häufiger eigene Projekte durchführen als Stiftungen in ihrer 
Gesamtheit. Übersetzt man das Begriffspaar „operativ“ und „fördernd“ trotz der 
beschriebenen Schwierigkeiten durch die Begriffe „mittelbar“ und „unmittelbar“, dann 
lässt sich sagen, dass zwei Drittel der Bürgerstiftungen eher mittelbare und ein Drittel 
eher unmittelbare Beiträge für die Entwicklung von Stadt und Region leisten. 
Bürgerstiftungen lassen sich also in eine Gruppe mittelbar tätiger „Dienstleister“ und in 
eine Gruppe unmittelbar tätiger „Gestalter“ einteilen. 
4. Leistungsbeurteilung bzw. Einordnung der Funktionen: Bereits die Analyse der Leis-
tungsinhalte von Bürgerstiftungen zeigt, dass Bürgerstiftungen grundsätzlich (freiwillige) 
öffentliche Aufgaben übernehmen und in Bereichen tätig werden können, in denen 
sonst typischerweise die öffentliche Hand tätig ist. Die betrachteten analytischen Funk-
tionen – Stabilisierungs-, Substitutions-, Innovations- und Dienstleistungsfunktion – 
helfen, wichtige Hinweise auf die Beiträge von Stiftungen und auf ihr Selbstverständnis 
geben zu können: Sie verstehen sich als multifunktionale Organisationen mit verschie-
denen Aufgaben und Fähigkeiten.  
Nimmt man ein wenig Abstand von den Zahlen und Ergebnissen, so lässt sich mit Blick auf das 
Wirken von Bürgerstiftungen festhalten: Gerade weil die Innovationspotenziale von Staat und 
Markt vielfach als erschöpft angesehen werden, liegt das Potenzial von Bürgerstiftungen nicht 
zuletzt darin, dass sie als noch „unverbrauchte Akteure“ jenseits von Staat und Markt betrach-
tet werden können, auf die viele Hoffnungen und Erwartungen projiziert werden können. Auch 
wenn allzu euphorische Erwartungen diesbezüglich nicht zuletzt aufgrund der eingeschränkten 
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finanziellen Ressourcen gebremst werden müssen, sind Bürgerstiftungen dennoch in der Lage, 
multifunktional tätig zu sein und vor allem willens und offenbar hoch motiviert, gestaltend tätig 
zu werden. Insofern ist der häufig auf die Frage der finanziellen Leistungsfähigkeit von Bürger-
stiftungen verengte Fokus zu weiten und der Blick auf die multifunktionalen Tätigkeiten von 
Bürgerstiftungen zu lenken.  
Wie genau die „unverbrauchten“ Bürgerstiftungen nicht nur in der Breite wirken, sondern 
erstens in Zusammenarbeit mit anderen und zweitens in ganz konkreten Beispielen vor Ort als 
Akteure der Stadtentwicklung in Aktion treten können, soll im Weiteren untersucht werden 
(vgl. Kapitel VII und VIII).  
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VII. Kooperationen von Bürgerstiftungen in Stadt und Region  
 
Im Mittelpunkt dieses Kapitels steht die Erkundung und Verortung von Bürgerstiftungen als 
neue Akteure im kommunalen Umfeld. Dies dient der Beantwortung der Frage, wie Bürger-
stiftungen mit anderen Akteuren bei ihren Tätigkeiten und Beiträgen zur Entwicklung von Stadt 
und Region zusammenarbeiten. Dabei interessieren vor allem die Fragen, welchen Stellenwert 
Kooperationen für Bürgerstiftungen haben und welche Ziele diese haben (Kapitel VII.1), wer 
die Kooperationspartner von Bürgerstiftungen sind (Kapitel VII.2), wie und in welchen Formen 
Bürgerstiftungen mit anderen Akteuren zusammenarbeiten (Kapitel VII.3) und was – beispiel-
haft – Inhalte und Projekte sind, in denen Bürgerstiftungen mit anderen Akteuren zusammen-
arbeiten (Kapitel VII.4). Ziel ist es, auf diese Weise den Status Quo der Kooperationsstrukturen 
von Bürgerstiftungen zu erkunden und das Potenzial zu ermitteln, das Bürgerstiftungen als 
Akteure und Partner der Stadtentwicklung bieten. Um die Komplexität der Ergebnisse zu 
reduzieren, sollen diese in einer Art Gesamtschau geordnet werden, indem der Versuch einer 
Typenbildung unternommen wird (vgl. Kapitel VII.5). Die wesentlichen Befunde der Erkundung 
werden abschließend zusammengefasst (Kapitel VII.6). 
 
1. Notwendigkeit, Stellenwert und Ziele der Kooperationen von Bürgerstiftungen 
In Ausschnitten der bisherigen Diskussion über Bürgerstiftungen zeigt sich immer wieder, dass 
Kooperationen eine wichtige Rolle für Bürgerstiftungen zugeschrieben wird. So empfiehlt zum 
Beispiel deCourcy Hero (1999: 205) vor dem Hintergrund der Erfahrungen von Community 
Foundations in den Vereinigten Staaten, dass Bürgerstiftungen, die sich in der Aufbauphase 
befinden, „Koalitionen auf lokaler Ebene begründen“ sollten, um gemeinsam mit anderen 
Akteuren neue Lösungen für Herausforderungen auf städtischer Ebene finden zu können. Auch 
Walkenhorst (2005: 124) rät Bürgerstiftungen bei der Aufstellung ihres Geschäftsplanes zu 
fragen: „Bei welchen Themen und Projekten kann die Bürgerstiftung mit welchen Partnern 
zusammenarbeiten?“. Dass Partner und Kooperationen nicht nur in Ratgebern und 
Empfehlungen, sondern auch in der Praxis von Bürgerstiftungen eine wichtige Rolle spielten 
macht Ripp (2004: 440 f.) für die Bürgerstiftung Dresden deutlich: „Die Bürgerstiftung richtet 
ihr Augenmerk (…) insbesondere auf die (…) Kooperation von Wirtschaft und Kultur“ sowie 
auf die „Gründung von Netzwerken und Kooperationen mit bestehenden Einrichtungen zum 
Erzielen von Synergieeffekten“. Während Ripp damit schon die Frage der Partner und des 
„wer“ berührt, gilt es vorab jedoch erst noch genauer zu klären, was die Motive und Ziele für 
Bürgerstiftungen sind, mit anderen Akteuren zusammenarbeiten.  
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Motive und Gründe für Kooperationen und ihre Effekte 
Kooperation als Folge der 
inhaltlichen Breite der 
Stiftungstätigkeiten 
• „Wir haben viele Projekte. (…) Kooperationen helfen (…) beim Abgleich 
von Aktivitäten zur Findung und Wahrung eines Alleinstellungsprofils“ 
• „Wir können (…) und müssen das Rad nicht immer neu erfinden“ 
Kooperation zur 
Verbesserung und 
Bündelung von Ressourcen 
• „Vernetzungen öffnen Ressourcen“ 
• „Bündelung von Ressourcen, gegenseitige Stärkung“ 
• „Unterstützung durch Finanzen und Ressourcen“ 
• „Know How Transfer, Kräftebündelung“ 
• „Partner bringen neue, ergänzende Ressourcen ein, zum Beispiel 
Fachwissen, Personalkapazität, Finanzen“ 
• „Kooperation ist sehr wichtig, weil sie bei gemeinsamen 
Interessen/Anliegen die „Schlagkraft“ erhöht“ 
Kooperation zur Steigerung 
der Akzeptanz 
• „Kooperation (…) bringt breite Akzeptanz in der Bevölkerung“ 
• „größere Breitenwirkung und Akzeptanz“ 
• „Um die notwendige Akzeptanz auf der regional tätigen Ebene zu 
bekommen, ist eine Kooperation mit anderen Akteuren und 
Projektpartnern unerlässlich“ 
• „Steigerung des Bekanntheitsgrades, Vertrauensaufbau“ 
• „Breitenwirkung auch in Bezug auf Spender“ 
Kooperation als 
Anstoßfunktion 
• „Kooperation ist (…) wichtig als Ideengeber für Projekte“ 
• „Ideenaustausch, Hinweise auf neue Projekte“ 
• „Ideenfindung“ 
• „Kooperation (…) ist wichtig für Ideenentwicklung“ 
Kooperation als 
Selbstverständnis der 
Bürgerstiftungen 
• „Stärkt das „Wir“-Gefühl“ 
•  „Gemeinsamkeit macht stark“  
• „Vertrauensaufbau“ 
• „Verbesserung der Transparenz des Stiftungshandelns“ 
•  „Kooperation ist (…) Teil des Selbstverständnisses der Bürgerstiftung“ 
• „Aufbau von Vertrauen in der Bevölkerung“ 
Abbildung 30: Motive und Gründe von Kooperationen und ihre Effekte (eigene Darstellung) 
Kooperation als Folge der inhaltlichen Breite der Stiftungstätigkeiten 
Bereits die Vielfalt und die Verschiedenheit der inhaltlichen Stiftungszwecke und Tätigkeiten 
von Bürgerstiftungen (vgl. Kapitel VI.2.2) legen nahe, dass Bürgerstiftungen die Fülle dieser 
Aufgaben nicht alleine bewältigen können. Dass sich eine – zumal in der Regel noch meist 
junge – Organisation wie die Bürgerstiftung gleichzeitig mit Kinder-, Jugend-, Kultur-, Gesund-
heits-, Umwelt- und Denkmalschutzprojekten befassen kann, ist kaum anzunehmen. Die Breite 
der Stiftungszwecke führt, wie gezeigt, immer wieder zu inhaltlichen Schwerpunktsetzungen 
der einzelnen Bürgerstiftungen und im weiteren zu der Frage, wie das Wissen und die Kompe-
tenzen anderer Akteure in die Arbeit mit eingebunden werden können: „Wir glauben, dass es 
soviel Know-how in Vereinen, Selbsthilfegruppen und anderen ehrenamtlichen Institutionen 
gibt (wie Schulen, Kindergärten usw.), dass wir das Rad nicht neu erfinden müssen“, erklärt 
einer der Bürgerstiftungsvertreter im offenen Teil des Fragebogens (FB 115). Die bewusst 
beabsichtigte inhaltliche Breite der Stiftungszwecke von Bürgerstiftungen als eines ihrer 
wesentlichen Merkmale (vgl. Kapitel IV.1.1) liefert also den ersten Grund für die Notwendigkeit 
von Kooperationen.  
Kooperation zur Verbesserung und Bündelung von Ressourcen 
Kooperationen von Bürgerstiftungen sind zweitens vor allem in ihren bisher knappen fachlichen, 
zeitlichen und finanziellen Ressourcen bzw. Strukturen bedingt (vgl. Kapitel VI.1). Daher ist es 
ein wesentliches Motiv und eine Notwendigkeit für Bürgerstiftungen, diese Ressourcen über 
Kooperationen mit anderen Partnern zu verbessern.  
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Dies kommt bei der großen Mehrheit der befragten Bürgerstiftungen immer wieder zum 
Ausdruck und macht fast die Hälfte aller Antworten auf die offene Frage zum Stellenwert von 
Kooperationen aus. So erläutert einer der Befragten: „Kooperationen haben einen sehr hohen 
Stellenwert. Nur gemeinsam können wir vor Ort auch größere Aufgaben lösen. Die Partner 
bringen neue, ergänzende Ressourcen ein, zum Beispiel Fachwissen, Personalkapazität, 
Finanzen. Nur so können langfristig und auch nachhaltig Projekte umgesetzt werden“ (FB 245). 
Und mit der Antwort eines anderen Befragten lässt sich daran anknüpfen: „Teilweise ist die 
Kooperation mit anderen Akteuren in der Verwirklichung von Projekten unerlässlich, da die in 
der Stiftung tätigen Ehrenamtlichen dies fachlich und zeitlich nicht leisten könnten“ (FB 133). 
„Eine enge Kooperation mit den Projektpartnern“ wird von zahlreichen Befragten als 
„unabdingbar“ (FB 203) oder „unverzichtbar“ (FB 156, 172, 222) angesehen, und führt zu 
einer „Verbesserung der Transparenz des Stiftungshandelns und der finanziellen und perso-
nellen Ressourcen“ (FB 101).  
Kooperation zur Steigerung der Akzeptanz 
Kooperationen können drittens auch dafür genutzt werden, um die Akzeptanz von 
Bürgerstiftungen in der Region zu fördern: „Um die notwendige Akzeptanz auf der regional 
tätigen Ebene zu bekommen, ist eine Kooperation mit anderen Akteuren und Projektpartnern 
unerlässlich“ (FB 214). Kooperationen können demnach – je nach „Reputation“ des Partners – 
auch dabei helfen, die Vermittelbarkeit eines Projektes in der Öffentlichkeit zu steigern und 
somit mittelbar auch die öffentliche Wahrnehmung von Bürgerstiftungen zu verbessern. Tritt 
beispielsweise eine Bürgerstiftung mit einer jugend- bzw. bildungspolitischen Forderung nach 
mehr Nachmittagsbetreuung von Schülern allein auf, kann zunächst eine gewisse Skepsis 
anderer Akteure ob der Kompetenz der Bürgerstiftung vorhanden sein. Vereinbart die Stiftung 
jedoch eine Partnerschaft mit weiteren Trägern der Jugend- oder Bildungsarbeit und erarbeiten 
diese zusammen einen konkreten Problemlösungsvorschlag, kann dies die Glaubwürdigkeit des 
Projektvorhabens erhöhen und zu einer stärkeren Beachtung führen. 
Kooperation als „Anstoßfunktion“ 
Im Sinne einer Anstoßfunktion helfen Kooperationen viertens auch, neue Ideen für Bürger-
stiftungen zu finden. Im Austausch und in der Diskussion mit anderen Akteuren können Initial-
zündungen für neue Projekte, aber auch für Verbesserungen bestehender Projekte entstehen. 
Der Transfer von Ideen und Lösungen kann sich aber auch auf Abläufe oder Handlungen 
innerhalb der Bürgerstiftungen beziehen.   
Kooperation als Selbstverständnis der Bürgerstiftungen 
Fünftens schließlich sind Kooperationen für Bürgerstiftungen auch von ihrem Selbstverständnis 
her notwendig und zentral. Ausgehend von dem wesentlichen Merkmal der Unabhängigkeit 
können Bürgerstiftungen Akteure aus unterschiedlichen „Sphären“ zusammenbringen und eine 
Art Vermittlungs- und Brückenbauerfunktion einnehmen: „Im Idealfall stellt die Bürgerstiftung 
ein unabhängiges Forum in der Mitte der lokalen Gesellschaft dar, bildet eine Schnittstelle von 
Kommune, Unternehmen und Bürgerschaft und bietet ein Forum für bürgerschaftliches 
Engagement. Gerade die Unabhängigkeit verleiht ihr diese besondere Brückenfunktion“ 
(Hoelscher 2007). 
Dieses Selbstverständnis zeigt sich in vielen Präambeln zu Stiftungssatzungen sowie in vielen 
Selbstdarstellungen von Bürgerstiftungen. So erklärt zum Beispiel die Bürgerstiftung Zukunfts-
fähiges München in ihrer Satzung: „Besonderes Augenmerk ist auf die partnerschaftliche 
Zusammenarbeit mit wichtigen Gruppen der Stadtgesellschaft, mit kommunalen Einrichtungen 
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der Stadtverwaltung sowie auf eine angemessene Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger zu 
legen“209. Das Verständnis, selbst als Partner in Stadt und Region aktiv zu sein, prägt auch die 
Mission der Bürgerstiftung Hannover: „Die Bürgerstiftung ist Partner (…) für Bürger, Unter-
nehmen und Organisationen in unserer Region Hannover, die einen nachhaltigen und gemein-
schaftsorientierten Beitrag leisten wollen“. Und die Bürgerstiftung Hamburg widmet ihren 
Kooperationen und Partnern sogar eine eigene Rubrik auf ihrer Internetseite und erklärt dort, 
dass sie insbesondere mit Unternehmen, anderen Institutionen oder Stiftungen kooperiere, die 
sich im Bereich „Kinder und Jugend“ engagieren. 
Basierend auf diesem Selbstverständnis gibt es eine ganze Reihe von Bürgerstiftungen, die, 
ähnlich wie zum Beispiel die Bürgerstiftung Coesfeld, laut den Satzungen ihre Zweckverwirk-
lichung unter anderem erreichen wollen über eine „Förderung der Kooperation zwischen Orga-
nisationen und Einrichtungen, die ebenfalls diese Zwecke verfolgen“. Knapp die Mehrheit der 
Bürgerstiftungen (51,0 Prozent) trifft dazu eine explizite Aussage bzw. hat Kooperation als 
Möglichkeit der Zweckverwirklichung festgeschrieben. Kooperationen sind bei Bürgerstiftungen 
also häufig unmittelbar in der Satzung als Mittel zur Zweckverwirklichung festgeschrieben, und 
dies lässt sich – im Vergleich zu Satzungen anderer Stiftungen – sowohl grundsätzlich als auch 
in der Häufigkeit als besonderes Charakteristikum feststellen210.  
Da die Satzungen aber auch diesbezüglich nur eine Absichtserklärung sind und die Zusammen-
arbeit mit anderen nur als mögliches Handeln vorgeben, kann erneut nur die Befragung von 
Bürgerstiftungen Aufschluss über den tatsächlichen Stellenwert von Kooperationen geben. Und 
hier zeigt sich: Zu der Frage nach dem Stellenwert von Kooperationen mit anderen Akteuren 
und Projektpartnern für die Arbeit von Bürgerstiftungen machten 70,5 Prozent aller Befragten 
zum Teil ausführliche Angaben. Im Ergebnis zeigt sich, dass Kooperationen ein überwiegend 
hoher bis sehr hoher Stellenwert beigemessen wird: Über drei Viertel der Antwortenden stufen 
den Stellenwert „sehr hoch“ oder „sehr wichtig“ (25,8 Prozent) oder zumindest „hoch“ oder 
„wichtig“ ein (54,8 Prozent). Mit anderen Worten: Das einfache Bild von Stiftungsarbeit „hier 
die Stiftungen – dort die Destinatäre“ gilt für Bürgerstiftungen nicht. Stattdessen misst die 
große Mehrheit von Bürgerstiftungen einer Kooperation mit den Geldempfängern bzw. den 
Partnern in eigenen Projekten große Bedeutung bei.  
Gleichwohl bewertet immerhin noch knapp jede fünfte Bürgerstiftung (19,4 Prozent) den 
Stellenwert von Kooperationen als „niedrig“ oder „untergeordnet“. Dabei ist besonders auffäl-
lig: Als „niedrig“ werden Kooperationen überwiegend von den Bürgerstiftungen eingestuft, die 
noch vergleichsweise jung und noch im Aufbau begriffen sind und die zugleich überwiegend 
fördernd tätig sind. Bei diesen Stiftungen scheint in der Aufbauphase also zunächst erst einmal 
eine Beschäftigung „mit sich selbst“ stattzufinden und der Blick auf andere Akteure und 
mögliche Partner noch nicht nahezuliegen.  
                                                 
209  Vgl. ähnlich zum Beispiel auch die Satzung der Bürgerstiftung Biberach. 
210  So zeigt eine Satzungsauswertung von zehn zufällig ausgewählten Stiftungen, dass lediglich die Deutsche 
Bundesstiftung Umwelt in ihren der Satzung beigefügten Förderrichtlinien darauf hinweist, dass sie auch solche 
Projekte fördert, „die durch Kooperationen zwischen Wissenschaft, Wirtschaft und Bildung Ergebnisse aus 
Forschung und Technik schneller umsetzen“ sind. In allen anderen Stiftungssatzungen ist ein Hinweis auf 
Kooperationen nicht gegeben. In die zufällige Auswahl einbezogen wurden die Satzungen der Bertelsmann 
Stiftung, Volkswagen Stiftung, Stiftung Lebendige Stadt, Stiftung Standortsicherung Kreis Lippe, Nordrhein-
Westfalen-Stiftung Naturschutz, Heimat- und Kulturpflege, Stiftung Industriedenkmalpflege und 
Geschichtskultur, Stiftung Weimarer Klassik, Stiftung Äußere Neustadt Dresden, Stiftung Umwelt und 
Entwicklung Nordrhein-Westfalen und der Deutschen Bundesstiftung Umwelt.  
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Dieses Bild kippt jedoch mit zunehmendem Bestehen bzw. zunehmender Dauer der Tätigkeiten 
von Bürgerstiftungen. Diejenigen Bürgerstiftungen, die ebenfalls überwiegend fördernd tätig, 
aber dafür schon seit drei Jahren oder länger in ihrer Stadt oder Region aktiv sind, erklären zum 
Beispiel: „Bei der Förderung fremder Projekte ist eine enge Kooperation mit den Projektpartnern 
unabdingbar“ (FB 203). Und: „Die erste Frage ist immer: mit wem können wir 
zusammenarbeiten? Vielleicht, weil wir noch so klein sind?“ (FB 248). 
Je älter die Bürgerstiftungen, desto eher kooperieren sie 
Offensichtlich wird somit eine Bedeutungszunahme von Kooperationen, die abhängig ist vom 
Alter der Bürgerstiftungen. Dies zeigt sich noch deutlicher bei den operativ tätigen Bürgerstif-
tungen: Während Bürgerstiftungen, die seit etwa drei bis fünf Jahre bestehen, den Stellenwert 
von Kooperationen als „hoch“ oder „wichtig“ einschätzen, bezeichnen Bürgerstiftungen, die 
schon mehr als fünf Jahre tätig sind, den Stellenwert überwiegend als „sehr hoch“ oder „sehr 
wichtig“. Deutlich wird dies in Einschätzungen wie  
• „Der Stellenwert ist sehr hoch. Die satzungsgemäßen Ziele der Stiftung können nur in 
Kooperation mit anderen angepackt werden“ (FB 253, Bürgerstiftung bestehend seit 1999); 
• „Einen sehr hohen [Stellenwert], da sie neben der finanziellen Stärkung unserer Projekte vor 
allem die fachliche Sachkompetenz erhöhen (FB 234, Bürgerstiftung bestehend seit 1999); 
• „Kooperation ist die Kernstrategie. Wir sehen uns als Motor, wir bringen die Leute 
zusammen, wir vernetzen, sind Katalysator, Inkubator und Antreiber. Wir führen Beteiligte 
in den Dialog und finden die Kümmerer in der Stadt (...)“ (FB 206, Bürgerstiftung bestehend 
seit 2001). 
Gerade in der letzten Aussage wird erkennbar, dass Bürgerstiftungen in Kooperationen nicht 
nur eine passive Rolle, sondern das sie auch eine aktive Gestaltungsrolle einnehmen können 
und wollen.  
Fördert ihr noch oder kooperiert ihr schon? So ließe sich in leichter Zuspitzung die Tendenz for-
mulieren, nach der die Bedeutung von Kooperation mit zunehmendem Alter bzw. zunehmen-
dem Erfahrungsschatz von Bürgerstiftungen wächst. Da dies bemerkenswerterweise für 
„kleine“ wie für „große“ Stiftungen gilt, bedeutet das, dass die mögliche Annahme, Koopera-
tionen verlören tendenziell an Bedeutung, je höher das Stiftungskapital oder die Ausgaben von 
Bürgerstiftungen sind, nicht zutrifft.  
Höhere oder wachsende finanzielle Ressourcen führen nicht zwangsläufig dazu, dass Bürgerstif-
tungen unabhängiger und weniger an Kooperationen interessiert sind. Vielmehr ist anzu-
nehmen, dass möglicherweise irgendwann ein Perspektivenwechsel eintritt, der dazu führt, dass 
Bürgerstiftungen nicht mehr nur selbst nach Kooperationspartnern suchen, sondern dass sie 
zunehmend selbst als Kooperationspartner für andere attraktiv werden.  
Vielfältige Kooperationsziele 
Welche Kooperationsziele werden von Bürgerstiftungen verfolgt? Ausgehend von den 
Befunden zum Stellenwert von Kooperationen interessiert, welche Ziele Bürgerstiftungen bei der 
Zusammenarbeit mit anderen Akteuren verfolgen. Welche Kooperationsziele spielen für 
Bürgerstiftungen derzeit die größte Rolle? Geht es eher um die Verbesserung der finanziellen 
Ressourcen, damit „größere“ Projekte durchgeführt werden können, oder geht es eher um das 
gemeinsame Entdecken, Entwickeln und Umsetzen von Projektideen? 
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Die Befragungsergebnisse zeigen, dass es Bürgerstiftungen vor allem um Letzteres geht: Für 
nahezu alle Bürgerstiftungen ist es wichtig, Unterstützung für die Umsetzung von Projekten zu 
finden sowie die Ideen und das Know-how anderer Akteure zum Zwecke der Ideenfindung, der 
Entwicklung von Konzepten und zum Austausch über Projektideen zu nutzen.  
Durch Kooperationen erhalten Stiftungen also Zugang zu Informationen, die bereits bei anderen 
Akteuren vorhanden sind. Gleichzeitig ist davon auszugehen, dass auch die Analyse und Diskus-
sion von bestimmten Themen bei der „richtigen“ Projektumsetzung helfen, so dass Koopera-
tionen Bürgerstiftungen vor allem bei der Entwicklung der Ressourcen Ideen und Wissen 
weiterhelfen. 
Ziele der Kooperation „oft“ bis „sehr oft“ 
Unterstützung bei der Projektumsetzung  100,0 % 
Ideenfindung für Projekte  94,4 % 
Entwicklung von Konzepten für die Projektumsetzung  88,8 % 
Austausch über Projektideen  83,3 % 
Verbesserung der infrastrukturellen Ressourcen  77,7 % 
Verbesserung der finanziellen Ressourcen  72,2 % 
Verbesserung der personellen Ressourcen  66,6 % 
Abbildung 31: Kooperationsziele von Bürgerstiftungen in 2006 (eigene Darstellung) 
Übersehen werden darf aber nicht, dass Kooperationen zugleich auch für die Verbesserung der 
finanziellen, personellen und infrastrukturellen Ressourcen von Bürgerstiftungen eine große 
Rolle spielen. Dabei steht an erster Stelle die Verbesserung der infrastrukturellen Ressourcen, so 
dass sich Bürgerstiftungen durch die Zusammenarbeit mit Partnern beispielsweise eine 
verbesserte Büro- oder Materialausstattung versprechen.  
Dies unterstreicht noch einmal den insgesamt hohen Stellenwert von Kooperationen für Bürger-
stiftungen, den einer der Befragten zusammenfasst als „Netzwerk aufbauen, Synergien nutzen, 
Arbeitsteilung leisten“ (FB 247). 
2.  Kooperationspartner von Bürgerstiftungen 
Mit dem hohen Stellenwert der Kooperationsbeziehungen von Bürgerstiftungen gewinnt die 
Frage an Interesse, wie sich Bürgerstiftungen als neuartige Akteure im kommunalen Kräftefeld 
einfügen und wer die Partner von Bürgerstiftungen sind. Welches Bild zeigt sich in der Praxis? 
Lässt sich der überwiegend als hoch bekundete Stellenwert von Kooperationen anhand der 
tatsächlichen Kooperationsstrukturen von Bürgerstiftungen bestätigen? Wer sind die Partner 
von Bürgerstiftungen? Arbeiten Bürgerstiftungen eher mit Akteuren aus „ihrem“ Sektor 
zusammen, also mit Stiftungen, Vereinen oder Verbänden? Oder suchen sie auch die 
Zusammenarbeit mit öffentlichen Akteuren oder Akteuren des Marktes? 
Kooperationen von Bürgerstiftungen in Stadt und Region 167 
 
Im Rahmen der Befragung wurde erhoben, wie oft Bürgerstiftungen schon einmal mit Akteuren 
aus den Bereichen Staat211, Markt212 und Drittem Sektor213 kooperiert haben (sehr oft, oft, 
gelegentlich, noch nie). Kooperation wurde im Rahmen der Befragung definiert als freiwillige, 
nicht formell definierte oder gesetzlich vorgegebene Zusammenarbeit von Bürgerstiftungen mit 
anderen eigenständigen Akteuren, um gemeinsam ein Problem zu lösen oder ein gemeinsames 
Ziel zu erreichen. Diese Definition betont neben der Freiwilligkeit, der Eigenständigkeit der 
Partner und nicht gesetzlich vorgeschriebenen Zusammenarbeit vor allem das gemeinsame 
Zielverständnis, um ein Projekt zu realisieren. Im Mittelpunkt steht also ein gemeinsames Projekt 
oder eine gemeinsame Problemlösung, und nicht zum Beispiel das „einseitige“ Einkaufen von 
Dienstleistungen zum Beispiel einer Eventagentur, die gegen Honorar die Verleihung eines 
„Bürgerpreises“ einer Stiftung durchführt, oder gar eine über ein Projekt hinausgehende Fusion 
oder ein Zusammenschluss von Nonprofit-Organisationen (vgl. Kapitel III.3.4). 
Kooperationsaktivitäten bestehen bei (fast) allen Bürgerstiftungen 
In fast allen Bürgerstiftungen sind Kooperationsbeziehungen existent. Knapp 97,9 Prozent der 
Bürgerstiftungen gaben an, dass sie bereits einmal mit einem anderen Akteur zusammen-
gearbeitet haben, so dass eine insgesamt hohe Kooperationsaktivität bilanziert werden kann214. 
Lediglich 2,1 Prozent gaben an, dass die bisher noch mit keinem anderen Partner zusammen-
gearbeitet haben215.  
Bei den Kooperationspartnern ist eine breite Vielfalt der Akteure feststellbar: So arbeiten Bürger-
stiftungen zum Beispiel mit Stadt- und Gemeindeverwaltungen, Vereinen und Verbänden, 
Kirchen und Religionsgemeinschaften, Wirtschaftsunternehmen, Kammereinrichtungen, 
Schulen, Kindergärten und Kindertagesstätten, Service-Clubs, Kultur- und Theatereinrichtun-
gen, Freiwilligenagenturen, Musikschulen, Kunstschulen, Senioren-Einrichtungen und Weiter-
bildungseinrichtungen zusammen. Kooperationen sind also in der Pluralform zu benutzen: 
Bürgerstiftungen kooperieren mit vielen verschiedenen Akteuren und sie kooperieren häufig 
auch innerhalb eines Projektes mit mehreren Partnern.   
So reicht die Spannweite der Anzahl an Partnern, mit denen Bürgerstiftungen zusammen-
arbeiten, von ein bis dreißig Partnern pro Projekt. Durchschnittlich befinden sich vier (3,92) 
weitere Partner bei Kooperationen von Bürgerstiftungen mit im Boot. Dabei überwiegen aber zu 
zwei Drittel (66,7 Prozent) kleine Projektgemeinschaften mit ein bis drei Partnern, in knapp 
einem Drittel der Projekte sind vier bis zehn Partner beteiligt und nur in einer Minderheit von 
vier Prozent der Projekte sind es mehr als 10 Partner, die gemeinsam mit der Bürgerstiftung ein 
Projekt durchführen.  
                                                 
211  Für die öffentlichen Akteure wurde die Kooperation abgefragt für Stadt- und Gemeindeverwaltungen, städtische 
Gesellschaften, Kreisverwaltungen sowie Institutionen auf Ebene von Regierungsbezirken, Ländern, des Bundes 
und der EU. Zu öffentlichen Akteuren wurden zudem politische Parteien und Vereinigungen gezählt.  
212 Die Betrachtung der Akteure des Marktes erfolgte differenziert für Geldinstitute, private Unternehmen, den 
Einzelhandel sowie Kammervereinigungen von Industrie- und Handel sowie des Handwerks.  
213  Für Akteure des Dritten Sektors wurden Kooperationen abgefragt für Kirchen und Religionsgemeinschaften, 
Vereine, Verbände und Initiativen, Stiftungen mit Sitz in der jeweiligen Stadt oder Region und bundesweit tätige 
Stiftungen.  
214  Damit sind die Kooperationsaktivitäten von Bürgerstiftungen auch im Vergleich relativ hoch. So ermittelte 
Corsmeyer (2005: 98) für Denkmalschutzstiftungen, dass von diesen bisher „nur“ rund zwei Drittel 
Kooperationen mit anderen Partnern eingegangen seien. 
215  Dabei handelte es sich allerdings um noch sehr „junge“ Stiftungen, welche erst im Jahr 2006 gegründet wurden 
und somit bisher noch wenig oder noch gar nicht fördernd oder operativ tätig waren. 
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Damit wird klar: Was sich in den Befragungsergebnissen auf den ersten Blick wohlgeordnet als 
„Tandem“ – als Zusammenarbeit zweier Akteursgruppen – darstellt, ist in der Praxis ein 
vielfältiges Miteinander verschiedenster Akteure aus Staat, Markt und Drittem Sektor. Es ist also 
sowohl von einer Vielfalt als auch von einer Verschiedenheit der Kooperationen zu sprechen.  
Stadt- und Gemeindeverwaltungen sind die häufigsten Partner von Bürgerstiftungen 
Betrachtet man die Befragungsergebnisse differenziert nach den jeweiligen Akteuren, so zeigt 
sich, dass Stadt- und Gemeindeverwaltungen die häufigsten Kooperationspartner von Bürger-
stiftungen sind. Deutlich mehr als jede zweite Bürgerstiftung (58,4 Prozent) gab an, „oft“ bis 
„sehr oft“ mit Kommunal- oder Stadtverwaltungen zusammen gearbeitet zu haben. Ein 
knappes Viertel der Bürgerstiftungen (23,6 Prozent) hat sogar „sehr oft“ mit Gemeinde- oder 
Stadtverwaltungen zusammen gearbeitet, ein gutes Drittel (34,8 Prozent) bezeichnete die 
Häufigkeit der Zusammenarbeit mit „oft“ und knapp ein weiteres Drittel der Bürgerstiftungen 
(30,3 Prozent) kooperierte immerhin noch „gelegentlich“ mit Stadt- und Gemeindeverwal-
tungen.  
Kooperationen von Bürgerstiftungen mit... „oft“ bis „sehr oft“ 
Stadtverwaltung  58,4 % 
Vereine, Verbände, Initiativen  54,7 % 
Geldinstitute  45,2 % 
Private Unternehmen  39,3 % 
Einzelhandel  16,5 % 
Stiftungen mit Sitz in der Region  13,1 % 
Stiftungen mit Sitz außerhalb der Region  11,9 % 
Politische Parteien und Vereinigungen  3,8 % 
Abbildung 32:  Kooperationspartner von Bürgerstiftungen  
(Quelle: eigene Darstellung; Datenbasis: eigene Erhebung) 
Dieses Ergebnis ist in seiner Eindeutigkeit zunächst überraschend. Diskutiert wurde bisher 
nämlich immer wieder ein Konkurrenz- oder Spannungsverhältnis von Bürgerstiftungen gegen-
über Kommunen. So bewertet Becker (2005: 195) das Verhältnis von öffentlicher Hand und 
Bürgerstiftungen als „kein stets harmonisches“, und auch Sachs berichtet vor dem Hintergrund 
der Erfahrungen der Initiative Bürgerstiftungen, dass Kommunen in der Anfangsphase einer 
Bürgerstiftung oft Unterstützer, gleichzeitig aber „oft auch die schwierigste Gruppe unter den 
Akteuren oder gar konkurrierende Mitbewerber“ seien216 (Sachs 2007: 16). Auch Hoelscher 
(2007) sieht – zumindest für einen Teil der Bürgerstiftungen – die Tendenz, dass sich viele 
Bürgerstiftungen bewusst von der Stadt abgrenzten, um private Stifter und Spender durch eine 
allzu große „Nähe“ zur öffentlichen Hand nicht zu verschrecken.  
Ausgehend von der Kooperationshäufigkeit von Bürgerstiftungen mit Stadt- und Gemeinde-
verwaltungen scheint das Verhältnis jedoch eher kooperativ geprägt zu sein. Dies bestätigt sich 
auch in der Beurteilung dieser Partnerschaften: Eine große Mehrheit der Bürgerstiftungen 
berichtet, dass das Verhältnis „weitgehend“ oder „voll und ganz“ durch Vertrauen geprägt war 
(88,9 Prozent). Eine ähnliche große Anzahl an Bürgerstiftungen (81,9 Prozent) bescheinigt den 
Stadt- und Gemeindeverwaltungen darüber hinaus „weitgehend“ oder „voll und ganz“ 
                                                 
216  Das Konkurrenzverhältnis von Bürgerstiftungen und Kommunen beschreiben zum Beispiel auch Wimmer (2004: 
115 ff.) und Petry (2005: 19). 
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fachliche Kompetenz bei den Kooperationen. Eine Konkurrenzsituation konnte nur eine 
Minderheit von 7,1 Prozent „weitgehend“ und von 17,1 Prozent „teilweise“ ausmachen. 
Damit erhalten Kooperationen von Bürgerstiftungen mit Stadt- und Gemeindeverwaltungen im 
Vergleich zu den Kooperationen mit anderen Akteuren durchweg die positivste Beurteilung.  
In der Gesamtschau machen die Ergebnisse deutlich, dass es der Mehrheit der Bürgerstiftungen 
wichtig ist, das fachliche Know-how von Stadtverwaltungen in ihre Arbeit mit einzubeziehen 
und sie bei ihren Projekten zu beteiligen. Bezieht man hierzu die Ergebnisse anderer Unter-
suchungen ein, ist dies auch naheliegend: Aus den Erfahrungen erfolgreicher Engagement-
förderung ist nämlich bekannt, dass gerade kommunalpolitische Akteure eine Schlüsselrolle 
spielen, wenn es darum geht, bürgerschaftliches Engagement zu unterstützen und engage-
mentfreundliche Rahmenbedingungen vor Ort zu schaffen (vgl. z. B. Bogumil/Vogel 1999, 
Roß/Klie 2002: 120 ff.). Auch die Erfahrungen in Kommunen des CIVITAS-Projekts bestätigen 
eine wichtige Rolle der Kommunen für eine nachhaltige Engagementförderung und verweisen 
darauf, dass Stadt- und Gemeindeverwaltungen wichtige Partner sind, damit über Koopera-
tionen neue Aktivitäten zustande kommen (vgl. Pröhl/Sinning/Nährlich 2002). Daher dürfte es 
für Bürgerstiftungen wichtig sein, dass ihre Projekte und Aktivitäten in die kommunale 
Entwicklung integriert sind und von zentralen Akteuren in den Stadt- und Gemeindeverwal-
tungen unterstützt werden. 
Zurückhaltende Zusammenarbeit mit politischen Parteien und Vereinigungen 
Zu den zentralen Akteuren in den Kommunen gehören neben den Stadt- und Gemeindeverwal-
tungen auch politische Parteien und Vereinigungen. Diese spielen im Gegensatz zu den Stadt- 
und Gemeindeverwaltungen für Bürgerstiftungen jedoch keine große Rolle, wenn es um 
Kooperationen geht. Für lediglich 16,7 Prozent der Bürgerstiftungen spielen politische Parteien 
und Vereinigungen „gelegentlich“ eine Rolle als Kooperationspartner. Hierin spiegelt sich 
offenbar ein deutliches Misstrauen von Bürgerstiftungen gegenüber der Politik wider, für 
parteipolitische Interessen herangezogen und „missbraucht“ zu werden. Dies machen die 
Befragten auch im offenen Teil des Fragebogens deutlich: So betont ein Bürgerstiftungsvertreter 
eine „Distanz zur Politik, denn Politiker vereinnahmen gerne für ihre persönlichen Ziele“ (FB 
160), und ein anderer macht klar: „Eine Zusammenarbeit mit Parteien lehnen wir ab“ (FB 
192)217.  
Gleichwohl zeigt sich, dass es offenbar durchaus auch sinnvolle Berührungspunkte zwischen 
Politikern und Bürgerstiftungen geben kann. So erklären 11,6 Prozent der Bürgerstiftungen, ihre 
Projekte seien auf Anregung von Lokalpolitikern zustande gekommen. Damit ist der Anteil der 
Anregungen von Lokalpolitikern zwar niedriger als der Anteil der Anregungen von Vereinen 
(28,4 Prozent) und aus den Reihen der Stadt- und Gemeindeverwaltungen (14,7 Prozent). 
Lokalpolitiker sind aber immer noch mehr als doppelt so oft Ideen- und Impulsgeber wie zum 
Beispiel Akteure aus Unternehmen (5,3 Prozent).  
Die Unterstützung aus der Lokalpolitik ist also dort, wo sie der Bürgerstiftung helfen kann und 
nicht vereinnahmend wirkt, durchaus willkommen. Dies bestätigen auch die Erfahrungen von 
Sachs (2007: 18): „Oft kommt der erste Impuls zur Gründung einer Bürgerstiftung von 
Politikern, Abgeordneten oder Bürgermeistern. Klug ist, wenn sie bei der Gründung helfen, sich 
aber dann zurückziehen, um aus der Bürgerstiftung die Plattform zu machen, die sie aufgrund 
ihrer Definition ist: eine Stiftung von Bürgern für Bürger“. Ähnlich berichtet auch Hoelscher 
                                                 
217  Ähnliche Hinweise finden sich auch in einzelnen Bürgerstiftungssatzungen. So betont zum Beispiel die 
Bürgerstiftung Lebensraum Aachen, „unabhängig von Parteipolitik“ zu handeln. 
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(2007) für die Stuttgarter Bürgerstiftung: „Die Stuttgarter Bürgerstiftung entstand im Umfeld 
des Oberbürgermeisters, der heute Schirmherr ist. Hier profitierte die Stiftung von mehreren 
matching funds der Stadt und konnte auf diese Weise ihr Kapital kräftig erhöhen.“218  
Es zeigt sich also, dass die Nähe zu Politikern auch Vorteile bieten kann, etwa wenn sie ihre 
Kontakte zu wichtigen Multiplikatoren in die Wagschale werfen können. Tendenziell gilt aber: 
Kontakt und Nähe zu Lokalpolitikern und Amtsträgern wird gesucht und „geduldet“ – Nähe zu 
Parteipolitik wird eher gemieden.  
Lokalbezug der Kooperationspartner ist wichtig 
Bei einer weiteren Aufschlüsselung der Zusammenarbeit mit öffentlichen Akteuren zeigt sich, 
dass der Lokalbezug eine wichtige Rolle spielt. Während etwa jede fünfte Bürgerstiftung (20,3 
Prozent) noch „oft“ bis „sehr oft“ mit städtischen Gesellschaften (z. B. Wohnungsbaugesell-
schaften, Ver- und Entsorgungsbetriebe) zusammenarbeitet, und etwa jede zehnte Bürger-
stiftung (10,3 Prozent) Kreisverwaltungen als Partner hat, nimmt die Kooperationshäufigkeit 
von Bürgerstiftungen mit Institutionen und Ministerien der Länder (7,3 Prozent) und des 
Bundes (1,3 Prozent) noch weiter ab. Mit Institutionen der Europäischen Union sind Bürger-
stiftungen bisher offenbar nur „gelegentlich“ (5,3 Prozent) und in Einzelfällen in Berührung 
gekommen219.  
Es gilt also offenbar die Tendenz: Je weiter die institutionelle Ebene räumlich entfernt liegt, 
desto seltener findet damit eine Kooperation statt. Umgekehrt ist daraus zu schließen: Der 
Lokalbezug von Kooperationspartnern hat für Bürgerstiftungen offenbar eine große Bedeutung 
– nicht nur für die Sichtbarkeit von Kooperationsergebnissen vor Ort, sondern mutmaßlich auch 
für lokales Fachwissen. Dies gilt nicht nur im Hinblick auf die öffentlichen Akteure, sondern 
sicherlich auch für die überwiegend lokal tätigen Vereine und Verbände in den Kommunen 
sowie für Stiftungen, die in der jeweiligen Region einer Bürgerstiftung ihren Sitz haben.  
Mehr als die Hälfte der Bürgerstiftungen kooperiert mit Vereinen 
Ebenfalls sehr wichtige Kooperationspartner für Bürgerstiftungen sind zivilgesellschaftliche 
Akteure wie Vereine, Verbände und Initiativen. Etwas mehr als jede zweite Bürgerstiftung (54,7 
Prozent) gab an, „oft“ bis „sehr oft“ mit Vereinen und Verbänden zusammengearbeitet zu 
haben. Knapp ein weiteres Drittel der Bürgerstiftungen (32,6 Prozent) kooperierte immerhin 
noch „gelegentlich“ mit Vereinen, Verbänden und Initiativen. 
Ähnlich wie bei den öffentlichen Akteuren werden auch diese Kooperationen überwiegend 
positiv beurteilt: Eine große Mehrheit der Bürgerstiftungen berichtet, dass das Verhältnis „weit-
gehend“ oder „voll und ganz“ durch Vertrauen geprägt war (92,0 Prozent). Rund drei Viertel 
der Bürgerstiftungen (74,3 Prozent) bescheinigt den Vereinen darüber hinaus „weitgehend“ 
oder „voll und ganz“ fachliche Kompetenz bei den Kooperationen. Ein Konkurrenzverhältnis 
scheint hier jedoch etwas ausgeprägter zu sein: Dieses wird von 8,1 Prozent „weitgehend“ und 
von 32,4 Prozent immerhin noch „teilweise“ ausgemacht. Naheliegend ist dabei, dass ein 
                                                 
218  Die Idee von „Matching Funds“, der Spendenvervielfachung, ist in Deutschland noch nicht weit verbreitet, stößt 
bei Bürgerstiftungen jedoch auf großes Interesse. Es werden zwei Varianten unterschieden: Eine Person oder 
Institution stellt unter der Bedingung, dass sich noch andere Personen oder Institutionen in mindestens gleicher 
Höhe beteiligen, einen großen Förderbetrag in Aussicht. Oder eine Person oder Institution sagt zu, jeden 
gespendeten Betrag (bis zu einer bestimmten Höhe) durch eine eigene Spende zu verdoppeln, zu verdreifachen 
usw.  
219  Für die Kooperationen mit Institutionen der Länder, des Bundes und der EU ist davon auszugehen, dass diese 
überwiegend nur Formen der Gemeinschaftsfinanzierung von Projekten betreffen.  
Kooperationen von Bürgerstiftungen in Stadt und Region 171 
 
Konkurrenzverhältnis vor allem bei der Frage der Mittelbeschaffung besteht: „Bürgerstiftungen 
geraten in der Aufbauphase leicht in Gefahr, als Konkurrenten um knappe Mittel betrachtet und 
von etablierten Einrichtungen des Dritten Sektors behindert zu werden“ (Petry 2005: 21). Von 
einer „Behinderung“ kann angesichts der überwiegend positiven Bewertung allerdings nicht 
ausgegangen werden. 
Wie aus den aufgeführten Projekten von Bürgerstiftungen und Vereinen ersichtlich wird (vgl. 
Kapitel VII.4), sind Vereine für Bürgerstiftungen aber nicht nur als direkte Geldempfänger und 
„ausführendes Organ“ interessant: „Neben der Förderung sozialer Organisationen durch 
Bürgerstiftungen gibt es verschiedene Arten von Projektpartnerschaften, die über eine rein 
finanzielle Förderung hinausgehen. (...) Diese Art der Kooperation wird von vielen Bürgerstif-
tungen der reinen Förderung vorgezogen und strategisch verfolgt. Wenn soziale Organisatio-
nen Bürgerstiftungen mit ins Boot holen, ergeben sich oftmals Synergieeffekte in Bezug auf die 
Finanzierung, das Know-how, die Inhalte sowie die Öffentlichkeitsarbeit“ (Hellmann 2006b: 
8/4.3). Bürgerstiftungen können also als Lobby für gemeinnützige Vereine, Verbände und 
Initiativen fungieren und als solche ein Partner für soziale Organisationen sein. 
Kooperationen von Stiftungen untereinander sind vergleichsweise selten 
Ein etwas unerwartetes Ergebnis ist, dass Bürgerstiftungen vergleichsweise selten mit anderen 
Stiftungen zusammen arbeiten. Während Corsmeyer (2005: 98) bei der Betrachtung der 
Zusammenarbeit von Denkmalschutzstiftungen zu dem Ergebnis kommt, dass diese am 
häufigsten untereinander kooperieren, haben „reine“ Stiftungskooperationen für Bürgerstif-
tungen bisher nur einen untergeordneten Stellenwert. Nur etwa jede zehnte Bürgerstiftung 
arbeitet mit anderen Stiftungen zusammen, wobei allerdings auch hier Stiftungen mit Sitz in 
derselben Region (13,1 Prozent) häufiger als Kooperationspartner in Frage kommen als 
Stiftungen, die landes- oder bundesweit tätig sind (11,9 Prozent).  
Ein besonders häufiger und in den konkreten Kooperationsprojekten immer wieder genannter 
Partner von Bürgerstiftungen ist dabei die gemeinnützige Hertie-Stiftung. Diese hat im Jahr 
2002 das „START-Schülerstipendienprogramm“ ins Leben gerufen, das begabte und engagierte 
Schüler mit Migrationshintergrund finanziell und ideell fördert. Im Rahmen dieser lokal 
ausgerichteten Stipendienprogramme arbeiten mittlerweile neun Bürgerstiftungen mit der 
gemeinnützigen Hertie-Stiftung zusammen220. Weitere explizite Nennungen von Stiftungs-
partnern beziehen sich auf lokal tätige Stiftungen sowie besonders auch auf Volksbanken- und 
Sparkassenstiftungen.  
Die Wirtschaft als Partner von Bürgerstiftungen 
Kooperationspartner von Bürgerstiftungen aus dem privatwirtschaftlichen Bereich sind vor allem 
Geldinstitute. Rund 45 Prozent der Bürgerstiftungen gaben an, mit Geldinstituten „oft“ oder 
„sehr oft“ zusammenzuarbeiten. Damit stehen Volksbanken, Sparkassen und andere Banken 
gemessen an der Häufigkeit der Kooperationen an dritter Stelle, was angesichts der Tatsache, 
dass eine ganze Reihe von Bürgerstiftungen mit Unterstützung von Geldinstituten gegründet 
wurde und viele Bürgerstiftungen auch ihre Geschäftsstellen in Geldinstituten haben (vgl. 
Kapitel IV.3.1), nicht weiter überrascht. Aufgrund der Tätigkeitsschwerpunkte dieser Koopera-
tionspartner ist davon auszugehen, dass Bürgerstiftungen mit Geldinstituten vor allem bei 
gemeinschaftlich finanzierten Projekten zusammenarbeiten und das Know-How und der 
Austausch über Projektideen und deren Umsetzung eine untergeordnete Rolle spielen.  
                                                 
220  Die gemeinnützige Hertie-Stiftung hat für das Projekt mittlerweile eine eigenständige START-Stiftung gGmbH 
gegründet (vgl. Website Start-Stiftung).  
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Inhaltliche Impulse sind von Geldinstituten dagegen kaum zu erwarten, wie auch Nährlich 
(2005: 63) bezweifelt: „Neben dem Fehlen originärer Stellen, die bei den Banken (...) 
kompetente Ansprechpartner für gesellschaftliches Engagement sind, sind es insbesondere das 
zeitintensive operative Tagesgeschäft der Banken und die spezifischen unternehmensinternen 
Herausforderungen (...), welche die zeitlichen Ressourcen einer Kooperationen eng limitieren“. 
Gleichwohl kann eine Unterstützung von Geldinstituten insofern naheliegen, da zum Beispiel 
gerade Genossenschaftsbanken als Unternehmen, die historisch als wirtschaftliche Selbsthilfe-
einrichtungen entstanden sind, „der Idee der Bürgerstiftung ganz besonders verbunden sind“221 
(Nährlich 2005: 57).   
Eine Zusammenarbeit zwischen Bürgerstiftungen und privaten Unternehmen der Wirtschaft 
findet immer noch relativ häufig und bei etwas mehr als einem Drittel (39,3 Prozent) aller 
befragten Bürgerstiftungen „oft“ bis „sehr oft“ statt. Kooperationen mit Unternehmen errei-
chen aber nicht den Stellenwert wie Kooperationen mit Akteuren des öffentlichen oder gemein-
nützigen Sektors. Dies zeigt sich auch daran, dass Unternehmen mit 5,3 Prozent bisher nur 
relativ selten Ideen- und Impulsgeber für Projekte von Bürgerstiftungen waren. Insofern ist der 
bisherigen Beziehung von Bürgerstiftungen und unternehmerischem Engagement keine große 
Bedeutung beizumessen. Angesichts der gegenwärtig unter den Stichworten „Corporate Social 
Responsibility“ und „Coporate Citizenszhip“ stark zunehmenden Diskussion um soziales unter-
nehmerisches Engagement (vgl. z. B. Backhaus-Maul 2004) ist jedoch davon auszugehen, dass 
sich derartige Partnerschaften in Zukunft immer häufiger anbahnen werden und entsprechende 
„passende“ Engagementkonzepte – wie zum Beispiel das „corporate giving“ oder „corporate 
volunteering“222 – gesucht und weiter ausgebaut werden.  
Die Kooperationsbeziehungen sind institutionell geprägt 
Maßgeblichen Einfluss auf die Kooperationsbeziehungen bzw. -richtungen haben sowohl 
institutionelle Verbindungen einer Bürgerstiftung als auch die Strukturen der Gremienbesetzung 
von Bürgerstiftungen.  
Bürgerstiftungen mit… 
Kooperation mit 
Stadtverwaltung 
„oft“ bis „sehr oft“ 
Kooperation mit 
Geldinstitut 
„oft“ bis „sehr oft“ 
... einer Geschäftsstelle in Räumlichkeiten einer  
Stadt- oder Kreisverwaltung (n=11) 
63,6 % 44,4 % 
... Gremienmitgliedern, die hauptberuflich in einer 
Stadt- oder Kreisverwaltung tätig sind (n= 44) 
64,1 % 39,5 % 
... einer Geschäftsstelle in Räumlichkeiten  
eines Geldinstitutes (n= 16) 
21,4 % 53,8 % 
... Gremienmitgliedern, die hauptberuflich in einem 
Geldinstitut tätig sind (n=55) 
48,0 % 41,7 % 
Gesamt (n=95) 58,4 % 45,2 % 
Abbildung 33:  Kooperationsbeziehungen von Bürgerstiftungen in Abhängigkeit von institutionellen Verbindungen  
(Quelle: eigene Darstellung; Datenbasis: eigene Erhebung) 
                                                 
221  So ist zum Beispiel im Jahr 2004 das Engagement der Volksbank Hellweg für die Bürgerstiftung Hellweg-Region 
mit dem Deutschen Corporate-Citizenship-Preis „Freiheit und Verantwortung“ der Spitzenverbände der 
deutschen Wirtschaft und der Wirtschafts-Woche ausgezeichnet worden (vgl. Nährlich/Hellmann 2007).  
222  „Corporate Giving“ ist der Oberbegriff für Unternehmensspenden. Er umfasst zum Beispiel das Überlassen, 
Spenden oder Zustiften von Geld oder Sachmitteln, sowie das kostenlose Überlassen oder Spenden von 
Unternehmensleistungen. Als „Corporate Volunteering“ werden „betriebliche Freiwilligenprogramme“ 
verstanden, in deren Rahmen sich Mitarbeiter eines Unternehmens für gemeinnützige Zwecke engagieren und 
dafür teilweise freigestellt werden.  
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So kooperieren beispielsweise Bürgerstiftungen, denen eine Geschäftsstelle in Räumlichkeiten 
einer Stadt- oder Kreisverwaltung zur Verfügung gestellt wird oder in deren Gremien 
Mitarbeiter aus diesen Verwaltungen ehrenamtlich mitarbeiten, häufiger mit öffentlichen 
Akteuren als solche, die eher durch eine institutionelle oder persönliche Nähe zu zum Beispiel 
Geldinstituten geprägt sind – und umgekehrt. Dabei zeigt sich allerdings, dass Bürgerstiftungen 
sich eher durch eine Nähe zu Geldinstitute auszeichnen als durch eine Nähe zu Kommunal-
verwaltungen, mit denen sie insgesamt deutlich häufiger kooperieren. 
Fazit: Ohne Partner geht es für Bürgerstiftungen nicht 
Im Hinblick auf die Kooperationspartner ist insgesamt zu bilanzieren: Die Befragungsergebnisse 
zeigen, dass die Bedeutung von Kooperationen für Bürgerstiftungen nicht nur theoretischer, 
sondern auch praktischer Natur ist: Insgesamt geben weit über 90 Prozent der befragten 
Bürgerstiftungen an, schon einmal mit anderen Kooperationspartnern zusammengearbeitet zu 
haben. Mehr als jede zweite Bürgerstiftung hat schon „oft“ bis „sehr oft“ mit Stadt- und 
Gemeindeverwaltungen sowie mit Vereinen kooperiert. Mit anderen Worten: Die Kooperation 
mit anderen Institutionen inner- und außerhalb der Stadt hat sich zu einem bewährten 
Instrument entwickelt, um mit vergleichsweise geringen finanziellen Mitteln und überwiegend 
Ehrenamtlichen Stadt und Region zu bewahren, zu fördern, mitzugestalten oder weiterzuent-
wickeln. 
3.  Formen der Kooperationen von Bürgerstiftungen  
Angesichts der Vielfalt und Verschiedenheit der Akteure liegt nahe, dass die Formen Koopera-
tionen sehr unterschiedlich sein können. Anknüpfend an die verschiedenen Kooperationsformen 
von Stiftungen (vgl. Kapitel III.3.4) wurden im Rahmen der Befragung fünf Kooperationsformen 
betrachtet und deren Häufigkeit und Bedeutung abgefragt. Als Formen Kooperationen wurden 
zugrunde gelegt:  
• Informationsaustausch als einfachste Form der Kooperation zwischen zwei oder mehr 
Akteuren, 
• Arbeitskreise als zumeist zeitlich befristete Zusammenarbeit mit dem Ziel der gemeinsamen 
Erforschung, Diskussion und Erarbeitung von Lösungsvorschlägen für ein gesellschaftliches 
Problem,  
• die Durchführung gemeinsamer Projekte durch Einbringen unterschiedlicher Ressourcen wie 
Zeit, Ideen, Know-how, Geld- und Sachmittel, die in der Regel noch keiner schriftlichen 
Festlegung bedarf,  
• die Gemeinschaftsfinanzierung von Projekten, die im Regelfall eine ausdrückliche 
Festlegung der gegenseitigen Rechte und Pflichten in der Kooperation erfordert und als 
gezieltes einmaliges Zusammenwirken bei der finanziellen Abwicklung eines Projekts zu 
verstehen ist, 
• die gemeinsame Gründung und finanzielle Ausstattung einer Einrichtung zum Beispiel im 
Sozial- oder Kulturbereich, die im Regelfall eine Kooperation über mehrere Jahre mit sich 
bringt und die verbindlichste Form der Kooperation darstellt.  
Die verschiedenen Formen der Zusammenarbeit helfen, Aussagen über die organisatorische 
Komplexität sowie die Institutionalisierungsgrade und -formen der Kooperationen zu treffen. 
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Informationsaustausch steht an erster Stelle 
Bei den befragten Bürgerstiftungen steht an erster Stelle der Kooperationsformen der informelle 
Austausch, der für zwei Drittel der befragten Bürgerstiftungen oft bis sehr oft eine wesentliche 
Form der Zusammenarbeit ist. Knapp die Hälfte der Bürgerstiftungen führt ihre Projekte oft bis 
sehr oft gemeinsam mit anderen durch, für ein Drittel hat auch die Gemeinschaftsfinanzierung 
von Projekten als Kooperationsform eine Bedeutung.  
Kooperationsform „oft“ bis „sehr oft“ 
Informationsaustausch  68,2 % 
Durchführung gemeinsamer Projekte  44,6 % 
Gemeinschaftsfinanzierung  30,1 % 
Arbeitskreise  22,1 % 
Gründung von Einrichtungen  5,6 % 
Abbildung 34:  Kooperationsbeziehungen von Bürgerstiftungen in der Praxis 
(Quelle: eigene Darstellung; Datenbasis: eigene Erhebung, n=84) 
Etwa jede fünfte Bürgerstiftung arbeitet mit anderen Akteuren in Form von Arbeitskreisen 
zusammen. Dort, wo Bürgerstiftungen konkrete Angaben zu ihren lokalen oder regionalen 
Zusammenschlüssen machten, finden sich die häufigsten Nennungen zumeist bei lokalen oder 
regionalen „Bündnissen“, „Initiativkreisen“ oder „Kompetenzkreisen“ von Stiftungen, die sich 
um den Gedanken- und Erfahrungsaustausch zu Themen wie Stiftungsrecht oder Fundraising 
austauschen223. Bleiben Stiftungen in Zusammenschlüssen demnach am liebsten unter sich?  
Das Suchen nach dem Erfahrungsaustausch zu Stiftungsthemen ist für viele der mit dem Thema 
Stiftungen mitunter wenig vertrauten „Bürgerstiftler“ zwar ein wichtiges Thema, aber nicht das 
einzige, da sich viele weitere Zusammenschlüsse erkennen lassen. Diese beziehen sich 
thematisch vor allem auf solche Arbeitsgruppen, die die Schwerpunkte der Stiftungstätigkeiten 
widerspiegeln, und heißen zum Beispiel „Arbeitskreis Jugendarbeit“ (FB 245), „Arbeitskreis 
Schule und Beruf“ (FB 223), „Lokales Bündnis für Familie“ (FB 227) oder „Runder Tisch Kultur“ 
(FB 131). Auffällig aber auch hier: In derartigen Bündnissen, Arbeitskreisen und Netzwerken 
sind vorrangig bis ausschließlich die „älteren“ Bürgerstiftungen vertreten.  
Die gemeinschaftliche Gründung von Einrichtungen spielt bisher ebenfalls eine deutlich unter-
geordnete Rolle bei den Kooperationsformen von Bürgerstiftungen. Das gemeinsame Gründen 
und Ausstatten von Jugendbildungseinrichtungen, Museen oder Freiwilligenagenturen sind 
wenige, wenn auch sicherlich beachtenswerte Einzelfälle. Ebenso selten ist – möglicherweise 
noch – zum Beispiel das Errichten von sozialen und kulturellen Zentren, wie beispielsweise der 
„Rohrmeisterei Schwerte“, der „Gempthalle“ oder dem „Förderturm Bönen“, da dies sicherlich 
auch von finanziellen Mitteln abhängig ist. Bei diesen Einrichtungen handelt es sich aber 
insofern um Sonderfälle, da diese Bürgerstiftungen für ihre Einrichtungen nicht nur mit anderen 
Akteuren zusammenarbeiten, sondern als Träger gewissermaßen selbst „Produkt“ dieser 
Kooperation sind (vgl. z. B. Bäcker 2004, Boll 2006).  
                                                 
223  Derartige lokale oder Regionale Zusammenschlüsse von Stiftungen finden sich zum Beispiel in Westfalen-Lippe, 
Braunschweig, Hannover, Düsseldorf oder Stuttgart (vgl. Michel 2007).  
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Von Kreativkooperationen… 
Die Bandbreite an Kooperationsformen weist auf unterschiedliche Intensitäten der Koopera-
tionen hin. Es zeigt sich, dass bei Bürgerstiftungen tendenziell die „einfacheren“ und weniger 
verbindlichen Kooperationen derzeit die größte Bedeutung haben. Ergänzt man nämlich die 
isolierte Betrachtung der verschiedenen Kooperationsformen um eine Analyse der Mehrfach-
nennungen, so zeigt sich folgender Befund: In 94,4 Prozent der Kooperationen von Bürger-
stiftungen vollzieht sich die Zusammenarbeit über mehr als zwei Kooperationsformen und in 
80,9 Prozent der Kooperationen über mehr als drei Kooperationsformen.  
Damit zeigt sich zweierlei: Erstens finden in der Praxis verschiedene Kooperationsformen alter-
nativ oder komplementär zueinander Einsatz. Zweitens findet sich gerade bei jüngeren Bürger-
stiftungen besonders häufig die „Kombination“ bzw. das gleichzeitige Verfolgen der Koopera-
tionsformen „Informationsaustausch“ und „Arbeitskreise“. Diese Kooperationsformen können 
als informations- und kommunikationsorientierte Kooperationen oder auch als „Kreativkoopera-
tionen“ typisiert werden. Kreativkooperationen umschreiben einen Kooperationsbereich, in 
welchem das Suchen nach Projektideen und innovativen Problemlösungen im Vordergrund 
steht.  
Die weiteren Kooperationsformen „Durchführung gemeinsamer Projekte“, „Gemeinschafts-
finanzierung“ und „Gründung von Einrichtungen“ können als handlungsorientierte bzw. 
„operative Kooperationen“ charakterisiert werden. Operative Kooperationen finden sich vor 
allem bei schön älteren Bürgerstiftungen.  
…zu handlungsorientierten Kooperationen 
Begreift man die einzelnen Kooperationsformen nicht nur als Kooperationstyp, sondern auch die 
Kooperation selbst als Prozess, so ist über die Betrachtung des Alters der Bürgerstiftungen 
ersichtlich, dass Kreativkooperationen (Informationsaustausch und Arbeitskreise) sowohl als 
eigene Kooperationsform als auch als Phase oder Entwicklungsstufe eines Kooperations-
prozesses verstanden werden können. Das heißt, dass sich an eine Phase informations- und 
kommunikationsorientierter Kooperation eine Phase handlungsorientierter (operativer) 
Kooperation anschließen kann – oder anders: Kreativkooperationen können sich zu handlungs-
orientierten Kooperationen entwickeln bzw. solche auslösen. Vor dem Hintergrund der noch 
vielen „jungen“ Bürgerstiftungen scheint für die Zukunft eine weitere Zunahme handlungs-
orientierter Kooperationen von Bürgerstiftungen wahrscheinlich.  
Kooperationen auch über Stiftungsgremien und „lokale Eliten“ 
Was sich über die Analyse der Kooperationsformen jedoch noch nicht erschließt und worauf in 
mehreren Antworten im offenen Teil des Fragebogens aufmerksam gemacht wird, ist, dass 
Bürgerstiftungen auch über informelle Kooperationen lokaler Führungskräfte „kooperieren“ 
(vgl. dazu allgemein Heinz 2006: 153). Gemeint ist damit, dass Gremienmitglieder aus den 
Bürgerstiftungen zum Beispiel Kontakt halten zu einflussreichen Vertretern der Wirtschaft oder 
ihrer Verbände sowie zu den Spitzen aus kommunaler Politik und Verwaltung. Diese 
„Kooperationen“ beruhen auf den persönlichen Beziehungen der Beteiligten, die – wie zum 
Beispiel bei der Bürgerstiftung Hannover (vgl. Schubert et al 2001: 181 ff.) – Schlüsselstellungen 
in lokalen Elitennetzwerken innehaben und so als Brückenakteure fungieren können. 
„Kooperationen“ oder Partnerschaften dieses Typs sind jedoch in der Regel nicht für die 
Realisierung konkreter Projekte zuständig, sondern fungieren eher als „Türöffner“ für neue 
Netzwerke oder Sponsorenwerbung. Außerdem werden damit eher die Netzwerke und 
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Beziehungen von Personen und weniger die Kooperationen der Organisation Bürgerstiftung 
betrachtet, so dass dies im Folgenden nicht näher vertieft wird224.  
4.  Inhalte der Kooperationsprojekte  
Bisher haben die Ergebnisse offen gelegt: Kooperationen von Bürgerstiftungen dienen verschie-
denen Zielen und Zwecken, es werden Partner unterschiedlicher „Sphären“ eingebunden und 
auch die Kooperationsformen sind vielfältig. Diese Befunde verdeutlichen die Kooperations-
strukturen von Bürgerstiftungen, sie bleiben aber zunächst noch teilweise abstrakt und 
inhaltslos. Daher wurden im Rahmen der Befragung über die Strukturen der Kooperationen 
hinaus Projekte erhoben, in denen Bürgerstiftungen mit anderen Akteuren vor Ort zusammen-
arbeiten. Gefragt wurde nach aktuellen Projekten, in denen kooperiert wird, und nach den 
jeweiligen Projektpartnern, die daran beteiligt sind.  
Anhand der Nennungen der Bürgerstiftungen lässt sich zunächst eine Reihe der zuvor 
aufgestellten Befunde bestätigen: 
• Die meisten Projekte lassen sich, in Verbindung mit den jeweiligen Zuordnungen der 
Bürgerstiftungen zu den Ausgabenbereichen und den von ihnen verfolgten Stiftungs-
zwecken, den Themenfeldern Kinder und Jugend, Bildung und Erziehung und Kunst und 
Kultur zuordnen. Eine Reihe von Kooperationsprojekten lässt sich aufgrund ihres 
übergreifenden Charakters mehreren Themenbereichen zuordnen, wobei sich auch solche 
Themenfelder auftun, die nach der Analyse der tatsächlichen Stiftungstätigkeiten derzeit 
weniger im Vordergrund stehen. Bürgerstiftungen kooperieren demnach nicht nur in 
„Vorzeigeprojekten“ ihrer thematischen Schwerpunktbereiche, sondern auch in Projekten 
zur Kriminalprävention oder zur Brauchtum- und Heimatpflege.  
• Die Benennung der Projektpartner macht deren Vielfalt deutlich und anschaulich: Bürger-
stiftungen arbeiten in ihren Projekten mit Stadt- und Gemeindeverwaltungen, Landkreisen, 
Kindergärten, Schulen, Wohlfahrtsverbänden, Gesundheitseinrichtungen, Kultureinrichtun-
gen, Bildungseinrichtungen, Vereinen, Bürgerinitiativen, Stiftungen, Geldinstituten, Unter-
nehmen, Industrie- und Handelskammern, Service-Clubs, Medienpartnern und vielen 
weiteren Akteuren zusammen. Dabei sind Akteure aus allen „Sphären“ des Marktes, des 
Staates und des Drittens Sektors zu finden, wobei die häufige Nennung der Stadt- und 
Gemeindeverwaltungen deutlich auffällt und die Bedeutsamkeit dieses Kooperationspartners 
unterstreicht.  
• Die Benennung der Projektpartner in den aktuellen Projekten zeigt außerdem, dass in vielen 
Projekten nicht nur mit einem Partner, sondern mit einer ganzen Reihe von – teilweise 
durchaus unterschiedlichen – Partnern kooperiert wird.   
Erkennbar wird anhand der angegebenen Projekte darüber hinaus, dass sich unter den 
Kooperationsprojekten eine ganze Reihe von Themen und Inhalten findet, die einen deutlichen 
Bezug zu Aufgaben und Handlungsfeldern der Stadtentwicklung aufweisen: So arbeitet eine der 
Bürgerstiftungen mit einer Kulturinitiative zusammen, um eine historische Mühle zu sanieren, 
eine Bürgerstiftung kümmert sich mit mehreren Partnern um das Pflanzen von „Bürger-
                                                 
224  Gleichwohl wäre es allemal eine Untersuchung wert, die Frage der Vernetzung von Bürgerstiftungen und ihrer 
Akteure zum Beispiel im Hinblick auf die Einbindung lokaler Funktions- oder Machteliten näher zu beleuchten, 
um daraus Aufschlüsse über die „Bürger“ der Bürgerstiftungen erlangen zu können. Eine solche Untersuchung 
würde jedoch einen anderen als den hier gewählten methodischen Ansatz erfordern. Eine erste Orientierung 
hierfür könnte zum Beispiel die für die Bürgerstiftung Hannover durchgeführte Netzwerkanalyse sein (vgl. 
Schubert et al 2001: 181 ff.  
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bäumen“, eine andere wiederum legt mit der Stadtverwaltung zusammen einen Naturlehrpfad 
an, und zur Realisierung des Umweltschutzprojektes „Wiesionen“ haben sich eine Bürger-
stiftung, eine Stadtverwaltung und mehrere lokale Vereine zusammen gefunden.  
Insgesamt wurden von 72 Bürgerstiftungen, die zu der Frage nach konkreten Kooperations-
projekten Angaben machten, 158 Projekte benannt. Dabei handelt es sich überwiegend, wie 
man aus den Projektnamen herauslesen kann, um umsetzungsorientierte Kooperationen, wobei 
aus der Tabelle nicht alle Projekte, aber alle Arten von Projekten exemplarisch ersichtlich 
werden.   
Handlungsfeld/Projektname Kooperationspartner 
Kinder und Jugend (gesamt: 39)  
Gesunde Ernährung an Schulen Cafés, Grundschulen, Restaurants, Stadtverwaltung 
Kinderarmut in der Stadt 50 verschiedene Akteure und Vereinigungen 
„Kinder- und Jugendtheater Oskar“ Stadttheater, Schulen  
Kunst und Kultur (gesamt: 27)  
Projekt „Kulturmeile“ Kreismusikschule, Kulturring, Stadtbibliothek, Kirchengemeinde, ... 
Kalkkunst Kirchen, Altenheime, Unternehmen, Stadtverwaltung, ... 
Multikulturelles Schulprojekt MUS-E Städtisches Kulturamt, Yehudi-Menuhin-Stiftung 
Bildung und Erziehung (gesamt: 25)  
Probierwerkstatt für Hauptschüler Hauptschulen, VHS, Arbeitslosenselbsthilfe, Kolping-Bildungswerk 
Bürgerschaftliches Engagement in Schulen Stiftungen, Schulamt, Wohlfahrtsorganisationen, Freiwilligenagentur 
„Traumjobprojekt“ – Hilfe zur Berufssuche Schulen, Betriebe 
Soziales (gesamt: 13)  
Freiwilligentag Caritas, Deutsches Rotes Kreuz, Stadtverwaltung 
Ehrenamtsmesse Vereine, Stadtverwaltung 
Multigenerationenhaus Arbeiterwohlfahrt 
Altenhilfe/Senioren (gesamt: 13)  
Projekt „Seniorenuni“ Stadtverwaltung, Kreisverwaltung, Volksbankstiftung, ... 
Gripsgymnastik städtische Altersheime 
Kunsttherapie für Demenzkranke Altenhilfezentrum 
Integration (gesamt: 12)  
START-Schülerstipendienprogramm  Stadtverwaltung, Hertie-Stiftung, Schulen 
Quartiersmanagement und Integration Stadtverwaltung, Freudenbergstiftung, Wohnungsbaugesellschaft 
Bilderbuchkino für Migranten  Grundschulen, Kindertagesstätten 
Denkmalschutz (gesamt: 9)  
„Ein Stein für die Burg“ Verkehrsverein, Lokalzeitung, Stadtverwaltung 
Erhalt und Sanierung der „Niedermühle“ Kulturinitiative Niedermühle 
Fohlenhof-Renovierung Landratsamt, Gemeinde, Kirche 
Natur- und Umweltschutz (gesamt: 9)  
Umweltprojekt „Wiesionen“ Stadtverwaltung, BUND, Anglerverein, Schulen, ... 
Naturlehrpfad Stadtverwaltung 
Aktion Bürgerbäume Stadtverwaltung, Lokalzeitung, Werbeagentur, Bürgerinitiative 
Brauchtum- und Heimatpflege (gesamt: 6)  
Projekt „Büren kann man spüren“ Heimatverein, Schulen  
Aktion Stadtmarketing Vereine, Stadtverwaltung 
Lokales Geschichtsprojekt Schulen 
Kriminalprävention (gesamt: 5)  
Gewaltfreie Schulen Kinderschutzbund, Schulen  
Projekt „Gewaltprävention“ Schulen 
Projekt „Faustlos“ Kindertagesstätten, Schulen, Stadtverwaltung 
Abbildung 35:  Bürgerstiftungsprojekte und ihre Kooperationspartner nach Handlungsfeldern (Auswahl)  
(Quelle: eigene Darstellung; Datenbasis: eigene Erhebung, n=72, Mehrfachnennungen) 
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Will man die Projekte nach Inhalten ordnen und typisieren, ergeben sich insofern Schwierig-
keiten, da die Projekte sowohl durch inhaltliche als auch durch räumliche Schwerpunkte 
gekennzeichnet sein können. In Anlehnung an eine Typisierung von Heinz (1993: 495 f.) lassen 
sich jedoch drei wesentliche Typen von Kooperationen erkennen: 
• Sektoral ausgerichtete Kooperationen: Im Rahmen dieser Projekte kooperieren Bürger-
stiftungen und ihre Partner innerhalb bestimmter Sektoren bzw. Themenbereiche. 
Entsprechend der Tätigkeitsschwerpunkte von Bürgerstiftungen zählen dazu in erster Linie 
Projekte aus den Bereichen Kinder und Jugend, Bildung und Erziehung, Kunst und Kultur 
oder Integration.  
• Auf bestimmte Gebiete oder Vorhaben begrenzte Kooperationen: Bei diesen Kooperations-
projekten geht es entweder um Vorhaben in bestimmten Stadtteilen im Rahmen von 
Quartiersmanagement oder aber um die Realisierung größerer Vorhaben zur Erneuerung 
oder Umnutzung zum Beispiel alter Industriegebäude. Beispiele hierfür sind der Umbau der 
„Alten Drahtzieherei“ in Wipperfürth oder der „Rohrmeisterei“ in Schwerte zu Kultur- und 
Veranstaltungszentren, aber auch die Sanierung der Sparrenburg in Bielefeld im Rahmen des 
Projektes „Ein Stein für die Burg“ oder die Sanierung der „Niedermühle“ in Büren.  
• Stadtweit relevante Kooperationen: Ziel dieser Art von Kooperationsvorhaben ist nicht die 
Beschäftigung mit Vorhaben einzelner Sektoren oder die Aufwertung einzelner Stadt-
quartiere, sondern die Entwicklungsförderung einer ganzen Stadt. Beispiele dafür sind 
Prozesse des Stadtmarketings oder der Lokalen Agenda 21, an denen auch Bürgerstiftungen 
beteiligt sind. Bei diesen Kooperationen stehen weniger Projekte im Vordergrund, sondern 
zum Beispiel längerfristig angelegt Arbeitskreise. 
Betrachtet man die Kooperationsprojekte über die einzelnen Inhalte und Themenfelder hinaus, 
wird gerade anhand der Beispiele der „Alten Drahtzieherei“ in Wipperfürth (vgl. Boll 2006) 
oder der „Rohrmeisterei“ in Schwerte (vgl. Bäcker 2004) eine Sonderform von Bürgerstiftungen 
erkennbar, nämlich die Bürgerstiftung als Institution zur Schaffung und zum Betrieb von 
Freizeit-, Sozial- und Kultureinrichtungen225. Diese Bürgerstiftungen sind einerseits das Ergebnis 
von Kooperationen zur Realisierung der jeweiligen Einrichtungen, andererseits kooperieren diese 
Bürgerstiftungen nun bei ihren Tätigkeiten selbst. Aufgrund des baulich-räumlichen Bezugs 
stellen sie bei der Betrachtung der Beiträge von Bürgerstiftungen zur räumlichen Entwicklung 
zwar eine besondere Form des Untersuchungsgegenstand dar; aufgrund ihrer Zweck-
begrenztheit und angesichts der Tatsache, dass sich die Erkundungen dieser Arbeit auf die 
Breite der Tätigkeiten von Bürgerstiftungen beziehen, sollen sie im Weiteren aber nicht 
vertiefend untersucht werden.  
5. Versuch einer Typenbildung 
Die bisherige Analyse der Partnerschaften von Bürgerstiftungen bietet einen Überblick zum 
Stellenwert der Kooperationen sowie zu Kooperationszielen, -formen und -partnern von 
Bürgerstiftungen. Um einschätzen zu können, inwieweit Bürgerstiftungen insgesamt als Akteur 
und als Partner für die Entwicklung von Stadt und Region tätig sind, bedarf es jedoch einer 
Zusammenführung der bisher isoliert betrachteten Teilergebnisse. Mit Hilfe einer solchen 
Gesamtschau lässt sich eine strukturierende Ordnung in die Kooperationsaktivitäten von 
                                                 
225  Bürgerstiftungen, die speziell für einen solchen Zweck gegründet wurden, finden sich zum Beispiel auch in 
Lengerich („Gempthalle“), Bönen („Förderturm Bönen“) oder in Much („Waldfreibad Much“). 
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Bürgerstiftungen bringen, die Vielfalt der Ergebnisse reduzieren und ein deutlich anschaulicheres 
Bild der Kooperationen vermitteln226.  
Unter Bezugnahme auf die Aussagen zum Stellenwert von Kooperationen, die seitens der 
Befragten angegebenen Kooperationsprojekte und die Intensität der Zusammenarbeit lässt sich 
eine Typisierung von Bürgerstiftungskooperationen vornehmen. Die Intensität der Zusammen-
arbeit wurde dabei abgleitet aus den Kooperationsformen, Kooperationszielen und der Anzahl 
und den Häufigkeiten der Zusammenarbeit mit unterschiedlichen Kooperationspartnern.  
Der nachfolgenden typologischen Betrachtungsweise von Bürgerstiftungskooperationen liegt 
somit eine synoptische Verknüpfung und Rückkopplung von aggregierten statistischen und 
nicht aggregierten sowie sprachlichen Aussagen zu den zuvor genannten Aspekten zugrunde. 
Der auf diese Weise gewonnene „Gesamteindruck“ ist also die eigentliche Folie, auf der die 
Typisierung vollzogen wird. Die vorgenommene Typisierung muss von daher als über den 
engeren statistischen Auswertungsrahmen hinausgehende, primär inhaltlich-qualitative Inter-
pretation der Untersuchungsdaten begriffen werden227. 
Die Typisierung dient dabei nicht der Bewertung einzelner Kooperationen oder einzelner 
Bürgerstiftungen228, sondern der analytischen Abgrenzung verschiedener Kooperationstypen 
und sie bietet sich als weitere Orientierungshilfe bei der Erkundung und Beschreibung des 
Untersuchungsfeldes Bürgerstiftungen an. Da in der konkreten Kooperationspraxis fließende 
Übergänge zwischen den skizzierten Kooperationstypen bestehen, versteht sich die vorgenom-
mene Typisierung nicht als strenges „Klassifikationssystem“, sondern sie soll vielmehr der 
Einordnung und schematischen Beschreibung empirisch vorfindbarer Fälle dienen.  
Im Rahmen der Typisierung lassen sich drei Kooperationstypen von Bürgerstiftungen unter-
scheiden: kooperationszurückhaltende, kooperationsinteressierte und kooperationsfreudige 
Bürgerstiftungen (vgl. Abbildung 36).  
Charakterisiert man die Partnerschaften von Bürgerstiftungen anhand persönlichkeitsbezogener 
Merkmale, so könnte man sagen, dass dem eher schüchternen, unerfahrenen und intro-
vertierten Kooperationstypus ein selbstbewusster, erfahrener und gestaltender Kooperations-
typus gegenübersteht, wobei sich der kooperationsinteressierte und „aufgeschlossene“ Typus in 
etwa „mittig“ platzieren lässt. Dies stellt zwar ohne Frage ein sehr vereinfachendes Bild dar, 
aber die besondere Eigenheit von Typologien ist es nun einmal, dass bei ihnen der Vorteil der 
Anschaulichkeit meist mit dem Nachteil der Vereinfachung einhergeht.  
 
                                                 
226  Trotz des bei der Befragung erzielten guten Rücklaufs muss jedoch eingeräumt werden, dass aufgrund des bisher 
erst relativ kurzen Bestehens von Bürgerstiftungen von gesicherten Kooperationserfahrungen noch keine Rede 
sein kann.  
227 Für die Typisierung wurden in einem iterativen Vorgehen verschiedene Suchmuster und -richtungen 
„ausprobiert“. Die dabei zugrunde gelegten Suchkriterien bezogen sich u. a. auf das Alter der Bürgerstiftungen, 
finanzielle Ressourcen, personelle Ressourcen, fördernde oder operative Tätigkeit sowie die Art und Häufigkeit 
der Kooperationspartner und -formen.  
228  Dieser Hinweis ist vor allem aufgrund der vorab verdeutlichten Kritik an den „regulierenden“ Gütesiegeln für 
Bürgerstiftungen zu betonen (vgl. Kapitel IV.1.1).  
180 Kooperationen von Bürgerstiftungen in Stadt und Region 
 
 
Kooperationstyp/ 
Kriterien 
kooperations-
zurückhaltend 
kooperations-
interessiert 
kooperations- 
freudig 
Anzahl  
der Kooperationspartner 
niedrig 
(Durchschnitt: 2,2) 
mittel bis hoch 
(Durchschnitt: 3,8) 
hoch bis sehr hoch 
(Durchschnitt: 4,1) 
Verschiedenheit  
der Kooperationspartner 
wenige Partner über-
wiegend aus einem 
Sektor 
viele Partner aus  
allen Sektoren 
sehr viele Partner aus 
allen Sektoren 
Verschiedenheit  
der Kooperationsformen 
überwiegend 
Kreativkooperationen 
Kreativ- und operative 
Kooperationen 
Kreativ- und operative 
Kooperationen 
Stellenwert  
der Kooperation 
„niedrig“/„gering“ „hoch“/„wichtig“ 
„sehr wichtig“/ 
„zentral“ 
Alter  
der Bürgerstiftungen 
1-3 Jahre 
(Durchschnitt: 1,4) 
2-6 Jahre 
(Durchschnitt: 3,2) 
3-10 Jahre 
(Durchschnitt: 6,3) 
Vermögen  
der Bürgerstiftungen 
im Durchschnitt  
95.000 Euro 
im Durchschnitt  
180.000 Euro 
im Durchschnitt  
520.000 Euro 
Art und Weise der 
Leistungserbringung 
überwiegend  
fördernd 
fördernd und  
operativ 
überwiegend 
operativ 
beschäftigtes Personal 
in den Bürgerstiftungen 
(fast) ausnahmslos ohne 
hauptamtliches Personal 
vereinzelt Personal, 
überwiegend auf Teil-
zeit- oder Honorarbasis 
vereinzelt Personal 
sowohl in Teilzeit als 
auch in Vollzeit 
Abbildung 36: Typisierung von Bürgerstiftungen nach ihren Kooperationsaktivitäten (Quelle: eigene Darstellung) 
Kooperationszurückhaltende Bürgerstiftungen  
Der kooperationszurückhaltende Bürgerstiftungstyp misst der Zusammenarbeit mit anderen 
Partnern nur einen geringen Stellenwert bei; nur vereinzelt wird der Stellenwert als „wichtig“ 
eingestuft. Sowohl die Anzahl der Kooperationspartner als auch die Häufigkeit der Zusammen-
arbeit mit anderen Akteuren ist relativ niedrig. Bei den Formen der Zusammenarbeit überwiegen 
die informations- und kommunikationsorientierten Kooperationen, also die Zusammenarbeit 
zum bilateralen Informationsaustausch oder in Arbeitskreisen: „Gedanken und Erfahrungs-
austausch ist sicherlich vor allem für noch junge Stiftungen nützlich. Allerdings ist natürlich auch 
eine gewissen Konkurrenzsituation da: jede Stiftung versucht Spendengelder zu bekommen“ 
(FB 220). Die damit angesprochene Konkurrenzsituation zu anderen Organisationen sehen 
Bürgerstiftungen dieses Typs tendenziell eher als solche, die als kooperationsinteressiert oder 
kooperationsfreudig eingeordnet werden können. Insgesamt bleibt der Kooperationsgedanke 
jedoch auch hier relativ niedrig. 
Es fällt auf, dass diesem Typus vor allem – allerdings nicht ausschließlich – junge Bürgerstiftun-
gen zuzurechnen sind, die sich noch in einer Art Startphase befinden. Bezogen auf die 
Vermögen dieser Bürgerstiftungen lässt sich feststellen, dass in dieser Gruppe solche Bürger-
stiftungen überwiegen, die mit einem vergleichsweise geringen Stiftungskapital gestartet sind. 
Gleichwohl lassen sich vereinzelt auch solche Bürgerstiftungen ausmachen, die relativ gut 
ausgestattet an den Start gegangen sind – Ausnahmen bestätigen die Regel. Differenziert nach 
der Art und Weise der Leistungserbringung finden sich bei diesem Typus überwiegend fördernd 
tätige Bürgerstiftungen: „Unsere Bürgerstiftung fördert Initiativen. Die Kooperation mit anderen 
Akteuren ist nur bedingt wichtig“ (FB 239). Unter den wenigen „älteren“ und als 
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kooperationszurückhaltend zu bezeichnenden Bürgerstiftungen sind allerdings ausnahmslos 
fördernd tätige Bürgerstiftungen zu finden. Außerdem sind die Partnerschaften bei den 
kooperationszurückhaltenden Bürgerstiftungen überwiegend auf ein oder zwei Partner 
bezogen, also wenig differenziert.  
Aufgrund des Alters dieser Bürgerstiftungen ist davon auszugehen, dass sich kooperations-
zurückhaltende Bürgerstiftungen in einer Phase des Aufbaus befinden, in denen sie eher noch 
innenorientiert arbeiten und im Hinblick auf Partnerschaften zurückhaltend agieren. Bei den 
Nennungen zu konkreten Kooperationsprojekten wird deutlich, dass sich Partnerschaften vor 
allem über persönliche Kontakte von Gremienmitgliedern anbahnen.  
Diese Beobachtung deckt sich mit Erfahrungen, nach denen bei einigen Nonprofit-
Organisationen eine Neigung zu informellen Aushandlungen festzustellen ist: „Zentraler 
Bezugspunkt des organisatorischen Handelns in (...) jungen Organisationen ist die Idee (...) des 
Gründungsteams. In dieser Phase herrschen direkte, personenbezogene Kommunikationsstruk-
turen vor. Weitere Kennzeichen sind familienartige Strukturen, Improvisationen und enge Bin-
dung an die eigentliche Aufgabe, den flexiblen Dienst am Klienten“ (Heimerl-Wagner/Meyer 
1999: 211).  
Im Umkehrschluss kann daraus gefolgert werden, dass es in dieser Phase für Bürgerstiftungen 
vor allem darauf ankommt, die Bürgerstiftung im kommunalen Umfeld bekannt zu machen, 
Fragen der Stiftungsorganisation zu klären und das Stiftungsvermögen weiter aufzubauen. So 
erklärt zum Beispiel einer der Befragten: „Wir sind derzeit nur fördernd tätig. [Kooperation] 
Beschränkt sich im Moment noch eher auf Finanzierungsfragen, könnte sich zukünftig ändern, 
da wir überlegen, ein eigenes Projekt zu konzipieren, zu initiieren und umzusetzen. Dafür wären 
Kooperationspartner in erheblichem Maße notwendig“ (FB 221).  
Insgesamt ist die Gruppe der kooperationszurückhaltenden Bürgerstiftungen mit 11,6 Prozent 
die kleinste Gruppe. 
Kooperationsinteressierte Bürgerstiftungen  
Der kooperationsinteressierte Bürgerstiftungstyp bezeichnet die Zusammenarbeit mit anderen 
Partnern mehrheitlich als „wichtig“ bzw. den Stellenwert als „hoch“. Bei den Kooperations-
partnern lässt sich eine zunehmende Heterogenität feststellen und auch die Häufigkeit der 
Kooperationen nimmt zu. Das heißt: Bürgerstiftungen dieses Typus kooperieren nicht mehr nur 
„gelegentlich“ mit ein oder zwei Partnern aus einem Sektor, sondern „gelegentlich“ bis „oft“ 
sowohl mit öffentlichen, privaten wie gemeinnützigen Partnern. Teilweise sind die Koopera-
tionen noch geprägt von einer „eingleisigen“ Orientierung in Richtung eines Kooperations-
partners, sie befinden sich aber anscheinend im Übergang zu einer differenzierten Wahr-
nehmung vielfältiger „Umwelten“ und zu entsprechenden „Beziehungen“. Es werden immer 
mehr Partner ausprobiert – und auch immer mehr Kooperationsformen: Bei den Formen der 
Zusammenarbeit sind neben informations- und kommunikationsorientierten Kooperationen 
(Kreativkooperationen) vermehrt auch handlungsorientierte Partnerschaften zu finden. Über 
dies ist der Konkurrenzgedanke gegenüber anderen Akteuren nur gering ausgeprägt.  
Bürgerstiftungen, auf die diese Charakterisierung zutrifft, sind mehrheitlich zwischen drei und 
sechs Jahren alt. Nimmt man die Vermögen dieser Bürgerstiftungen in den Fokus, so lassen sich 
in dieser Gruppe sowohl vergleichsweise „kleine“ als auch „große“ Organisationen finden. 
Differenziert nach der Art und Weise der Leistungserbringung finden sich bei diesem Typus 
überwiegend operativ tätige Bürgerstiftungen. 
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Die Bürgerstiftungen dieses Typs sind den „Kinderschuhen“ allmählich entwachsen und 
befinden sich in einer Art Integrationsphase im kommunalen Umfeld und auf dem Weg, sich als 
Akteur im kommunalen Kräftefeld zu etablieren. Bei diesen Stiftungen wurde – mutmaßlich 
aufgrund positiver Kooperationserfahrungen – erkannt, dass eine Vernetzung mit der Organisa-
tionsumwelt und die Öffnung ihrer Organisation für die Anschlussfähigkeit gegenüber 
mehreren relevanten „Umwelten“ erforderlich sind und Kooperationen verschiedene Vorteile 
mit sich bringen. Oder in Kurzform: „Kooperation ist wichtig für: 1. Austausch und Ideen-
entwicklung, 2. zur Umsetzung von Projekten und 3. zur Finanzierung von Projekten“ (FB 121).  
Die Gruppe der kooperationsinteressierten Bürgerstiftungen macht mit 68,4 Prozent die mit 
Abstand größte Gruppe der Kooperationstypen aus.  
Kooperationsfreudige Bürgerstiftungen  
Etwa zwanzig Prozent der Bürgerstiftungen lassen sich als „kooperationsfreudige“ Typen 
bezeichnen. Dabei handelt es sich um Bürgerstiftungen, die zum einen fast ausnahmslos 
operativ tätig sind und zum anderen mehrheitlich schon seit mindestens fünf Jahren aktiv sind 
und auch bei den Kooperationspartnern eine Vielzahl an Nennungen aufweisen. Der Stellenwert 
von Kooperationen wird als „sehr hoch“, „sehr wichtig“, oder „unabdingbar“ bewertet.  
Die Erfahrungen mit den bisherigen Kooperationen sind den weiteren Äußerungen zum Stellen-
wert zufolge positiv, und werden teilweise sogar als der „Kern“ der Bürgerstiftungsarbeit 
betrachtet: „Kooperation mit verschiedensten Partnern ist gewissermaßen das Herz (der Motor, 
Antriebskraft) unserer Bürgerstiftungsarbeit“ (FB 155). „Wir sehen uns als Motor, wir bringen 
die Leute zusammen, wir vernetzen, sind Katalysator, Inkubator und Antreiber. Wir führen 
Beteiligte in den Dialog und finden die Kümmerer in der Stadt – wir machen Projekte nicht 
selber, sondern initiieren Projekte. Wir sind Prozessbegleiter und nicht die Experten für 
Projekte“ (FB 206). Bürgerstiftungen dieses Typs sind demnach als „kooperationserfahren“ zu 
bezeichnen, haben aber auch Nachteile erkannt: „In den Anfängen haben wir [mit 
Kooperationen] positive Erfahrungen bei operativen Projekten gemacht. Eventuell negative 
Faktoren sind: Zeitaufwand, Inkompatibilität bei ‚fachlichen’ Voraussetzungen, unterschiedliche 
‚Kulturen’ bei Ehrenamtlichen und Hauptamtlichen“ (FB 251).  
Betrachtet man die Stiftungsvermögen dieser Bürgerstiftungen, so sind diese als überdurch-
schnittlich hoch zu bezeichnen, da durchweg über 500.000 Euro betragen. Dies legt den Schluss 
nahe, dass diese Bürgerstiftungen nicht nur selbst nach Kooperationen und Netzwerken suchen, 
sondern aufgrund ihres Vermögens – und ihrer zumindest vom Alter her wachsenden 
Etablierung im kommunalen Umfeld – zunehmend selbst als Kooperationspartner für andere 
attraktiv sind.  
Ein Konkurrenzdenken gegenüber anderen Akteuren kann bei diesen Bürgerstiftungen nur noch 
sehr selten ausgemacht werden, und vor allem zeigen sich enge Partnerschaften mit 
öffentlichen Akteuren. Unterstellt werden kann daher, dass die Erfahrung mit Kooperationen 
und die Abhängigkeit vieler Projekte von öffentlichen Akteuren viele Bürgerstiftungen gelehrt 
hat, die Sprache der Verwaltung gut zu sprechen und sich das Know-how der öffentlichen 
Akteure zunutze zu machen.  
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Folgerungen 
Bürgerstiftungen lassen sich nach ihren Kooperationsaktivitäten in drei Typen differenzieren. Die 
identifizierten Typgruppen sind unterschiedlich groß und ermöglichen es, empirisch vorfindbarer 
Fälle zu beschreiben und „greifbarer“ zu machen, wobei die Übergänge von einer Typengruppe 
in die andere nicht als stufenartig, sondern eher als fließend zu bezeichnen sind. Man kann 
daher festhalten, dass es sich bei der Zuordnung der Bürgerstiftungen nur um eine idealtypische 
Kategorisierung handelt. Die Realität der Bürgerstiftungen fällt sicherlich differenzierter aus als 
die analytische Folie vorgibt.  
Aus der Typisierung lassen sich drei weitere Erkenntnisse ableiten: Erstens kann mit Hilfe der 
ermittelten Kooperationstypen unterstellt werden, dass Bürgerstiftungen wie Menschen 
bestimmte Lebensphasen durchlaufen. In diesen Phasen bestehen jeweils unterschiedliche 
Kooperationsverhalten der Bürgerstiftungen. In Anlehnung an Glasl und Lievegoed (1993), 
Heimerl-Wagner/Meyer (1999: 211 f.) und Lehfeldt (2004: 246 ff.) lassen sich drei wesentliche 
Phasen identifizieren229: 
• Die Organisationsphase, in der es um den Aufbau sowie eine erste Strukturierung, 
Standardisierung und um die Steuerbarkeit der Bürgerstiftung geht und in der das Thema 
Kooperation noch hinter Themen wie beispielsweise Gremienbesetzung, Ideen- und 
Projektfindung sowie Fundraising zurücktritt. Diese Phase kann auch als Startphase 
bezeichnet werden.  
• Die Integrationsphase, in der auf der Grundlage erster Projekte und „externer“ Anregungen 
Beziehungen zu anderen Akteuren nach und nach aufgebaut werden und Kooperationen 
einen steigenden Stellenwert erhalten. In dieser Phase geht es um die Etablierung der 
Bürgerstiftung.  
• Die Assoziations- oder Vernetzungsphase, in der Kooperationen zunehmend eine zentrale 
Bedeutung beigemessen wird und in der es um den Aufbau vielfältiger Verbindungen zur 
„Organisationsumwelt“ im kommunalen Umfeld geht. Befindet sich eine Bürgerstiftung in 
dieser Phase, so ist davon auszugehen, dass sie sich erfolgreich im kommunalen Umfeld 
etabliert hat und als bedeutsamer Akteur anerkannt wird. 
Die ermittelten Typen und Phasen ermöglichen so einen problemorientierten Zugang zum Feld, 
wenn es darum geht zu prüfen, ob und inwieweit Bürgerstiftungen als Partner für Projekte in 
Frage kommen. Sie helfen, das Verständnis für die Organisation Bürgerstiftung und ihre 
Handlungsmotive und Handlungsmöglichkeiten zu entwickeln.   
Zweitens wird deutlich, dass Kooperationen vor allem auch als Herausforderung an die organi-
satorische Wirklichkeit von Bürgerstiftungen verstanden werden können. Während Bürger-
stiftungen in der Organisationsphase und den ersten Jahren ihres Bestehens noch stark mit dem 
„inneren“ Organisationsaufbau und Fragen des Vermögensaufbaus beschäftigt sind, wird die 
Bedeutung von Partnern erst im Laufe der Jahre als zunehmend wichtiger erkannt und anhand 
einer wachsenden Zahl an Kooperationspartnern in der Praxis erkennbar. Der Entwicklungs- 
und Reifeprozess von Bürgerstiftungen spiegelt sich also in ihren Kooperationsaktivitäten wider. 
Bildlich gesprochen könnte man daher zumindest für operativ tätige Bürgerstiftungen sagen, 
                                                 
229  Glasl und Lievegoed sowie Heimerl-Wagner und Meyer beschreiben über die hier genannten drei Phasen hinaus 
eine vierte organisationale Entwicklungsphase. Dies ist die erste Phase, die sogenannte Pionier- und 
Aufbruchphase (vgl. Heimerl-Wagner/Meyer 1999: 211 f.). Diese kommt an dieser Stelle jedoch insofern nicht 
zum Tragen, da dieser Phase die sogenannten Gründungsinitiativen von Bürgerstiftungen zuzurechnen sind, die 
im Rahmen dieser Untersuchung nicht näher betrachtet wurden. 
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dass sie sich in der „Arena“ und im „Netz“ kommunaler Akteure gewissermaßen von einer 
neuartigen Einzelorganisation zum Knotenpunkt im Netzwerk hin verlagern. Wichtig ist jedoch, 
dem möglichen Missverständnis vorzubeugen, dass Kooperationen einfach nur „mit dem Alter“ 
kommen oder quasi vom Himmel fallen. Dies ist sicherlich eine irrige Annahme, denn gewiss 
müssen Kooperationen natürlich auch gewollt sein und durch praktische Erfahrungen erlernt 
werden. Dass dies dann wiederum von anderen Faktoren, wie zum Beispiel der Personal-
ausstattung, abhängig ist, liegt nahe.  
Gewissermaßen im Umkehrschluss wird damit drittens ersichtlich, dass Bürgerstiftungen von 
anderen Akteuren nicht „überfordert“ werden sollten. Die Kooperationswilligkeit und die 
Kooperationsfähigkeit von Bürgerstiftungen scheinen erst mit den Jahren zu wachsen, und das 
auch nur dann, wenn sie überwiegend operativ tätig sind. Da die Qualität von Partnerschaften 
natürlich auch von der „Reife“ und dem Engagement der Beteiligten abhängig ist, ist es 
wichtig, Bürgerstiftungen in Kooperationen nicht allzu früh und als allzu „ungleichen“ Partner 
einzubinden. Auf diese Weise lassen sich (zu) große Ungleichheiten der Partner vermeiden.  
 
6.  Zusammenfassung und Zwischenfazit 
In diesem Kapitel wurde erkundet, wie sich Bürgerstiftungen als neue Akteure im kommunalen 
Umfeld und im Hinblick auf ihre Zusammenarbeit mit anderen Akteuren der Stadtentwicklung 
verorten lassen. Mit Hilfe der Befragungsergebnisse von fast 100 Bürgerstiftungen konnte so 
der „Status Quo“ der Kooperationsstrukturen von Bürgerstiftungen ermittelt werden. 
Zusammenfassend lassen sich folgende Ergebnisse festhalten: 
1. Stellenwert: Kooperationen von Bürgerstiftungen sind inhaltlich, strukturell und von 
ihrem Selbstverständnis her begründet. Die Kooperation mit anderen Institutionen inner- 
und außerhalb der Stadt hat sich bei einer Reihe von Bürgerstiftungen zu einem 
bewährten Instrument entwickelt, um mit vergleichsweise geringen finanziellen Mitteln 
und überwiegend Ehrenamtlichen Stadt und Region zu fördern oder mitzugestalten. Mit 
zunehmendem Alter von Bürgerstiftungen wächst der Stellenwert von Kooperationen, 
und sie werden von den „erfahrenen“ Bürgerstiftungen überwiegend positiv beurteilt. 
Ausgehend vom Selbstverständnis der Bürgerstiftungen lässt sich erkennen, dass sie sich 
weniger als Konkurrenz zu bestehenden Organisationen vor Ort verstehen, sondern 
vielmehr zu einer Vernetzung gemeinnütziger Aktivitäten beitragen wollen.  
2. Kooperationsformen und Kooperationsprojekte: Die Kooperationen von Bürgerstiftun-
gen sind sowohl hinsichtlich der Ziele, der Formen als auch hinsichtlich der Projektinhalte 
vielfältig. Kooperationen von Bürgerstiftungen dienen verschiedenen Zielen und 
Zwecken, und durch Kooperationen werden insbesondere Wissen und Know-how 
anderer Akteure genutzt, so dass im Weiteren Ideen für Projekte oder Konzepte zu 
deren Umsetzung gemeinsam entwickelt werden. Kooperationen können darüber 
hinaus helfen, die infrastrukturellen, personellen und finanziellen Ressourcen für die 
Arbeit von Bürgerstiftungen zu verbessern. Bei den Kooperationsformen lässt sich eine 
Entwicklung von informations- und kommunikationsorientierten Kreativkooperationen 
hin zu operativen, handlungsorientierten Kooperationen erkennen. Bei den Inhalten der 
Kooperationen ist ebenfalls eine Breite an Themen und Tätigkeitsbereichen erkennbar.  
3. Kooperationspartner: In fast allen Bürgerstiftungen sind Kooperationsbeziehungen 
existent. Knapp 97,9 Prozent der Bürgerstiftungen gaben an, dass sie bereits einmal mit 
einem anderen Akteur zusammengearbeitet haben, so dass eine insgesamt hohe 
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Kooperationsaktivität bilanziert werden kann. Bei den Kooperationspartnern ist wieder-
um eine breite Vielfalt der Akteure feststellbar und Stadt- und Gemeindeverwaltungen 
sind die häufigsten und demzufolge die wichtigsten Partner für Bürgerstiftungen. 
Deutlich mehr als jede zweite Bürgerstiftung hat bereits „oft“ bis „sehr oft“ mit Stadt- 
und Gemeindeverwaltungen zusammengearbeitet. Weitere wichtige Partner sind mit 
Vereinen und Verbänden die Akteure des Dritten Sektors, wobei auch mit Akteuren der 
Wirtschaft durchaus rege Zusammenarbeiten stattgefunden haben.  
4. Kooperationstypen: Bürgerstiftungen lassen sich nach ihren Kooperationsaktivitäten in 
drei Typen differenzieren: In kooperationszurückhaltende, kooperationsinteressierte und 
kooperationsfreudige Bürgerstiftungen. Die identifizierten Typgruppen sind unterschied-
lich groß und ermöglichen es, empirisch vorfindbare Fälle zu beschreiben und „greif-
barer“ zu machen, wobei dies vorrangig für operativ tätige Bürgerstiftungen gilt. Die 
Typen spiegeln in etwa die unterschiedlichen „Lebensphasen“ wider, in denen sich die 
Organisation Bürgerstiftung jeweils befindet: Je älter und „erfahrener“ eine Bürgerstif-
tung ist, desto kooperationsinteressierter und kooperationsfreudiger ist sie – und umge-
kehrt zeigen sich jüngere und überwiegend fördernd tätige Stiftungen eher koopera-
tionszurückhaltend.  
Vor dem Hintergrund dieser Ergebnisse zeigt sich, dass Bürgerstiftungen als selbständige 
Akteure, aber auch als Partner der Stadtentwicklung an der Entwicklung von Stadt und Region 
mitwirken. Die Beiträge von Bürgerstiftungen sind nicht allein von ihren eigenen Ressourcen 
abhängig, sondern ganz wesentlich auch von der Bereitschaft anderer Akteure aus Staat, Markt 
und Drittem Sektor, Bürgerstiftungen zu unterstützen. Mit anderen Worten: Ohne Koopera-
tionspartner geht es für Bürgerstiftungen nicht, und Kooperationen sind für Bürgerstiftungen 
genauso wichtig wie Stifter, Spender sowie Zeit- und Ideenstifter. Insofern gilt das einfache Bild 
von Stiftungsarbeit „hier die Stiftungen – dort die Destinatäre“ für Bürgerstiftungen nicht. Die 
von Sacks beschriebene Rolle von Bürgerstiftungen als „Kooperationspartner und Berater bei 
der Entwicklung von Lösungsansätzen für Probleme des Gemeinwesens“ (vgl. Kapitel IV.1.1) 
lässt sich somit empirisch untermauern.   
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VIII. Beiträge und Kooperationen von Bürgerstiftungen in der Praxis 
 
Während in den vorangegangenen Kapiteln die Beiträge und Kooperationen von Bürgerstif-
tungen in der Breite ermittelt wurden, geht es im Folgenden darum, die Befragungsergebnisse 
anhand von Praxisbeispielen qualitativ zu vertiefen, nachzuvollziehen und zu veranschau-
lichen. Zu diesem Zweck wurden in ausgewählten Fallbeispielen Interviews sowohl mit 
Vertretern von Bürgerstiftungen als auch mit öffentlichen Akteuren, die mit Bürgerstiftungen 
kooperieren, geführt. Für die Analyse der Fallbeispiele wurden über die Interviews hinaus 
weitere Materialien wie zum Beispiel Satzungen, Jahresberichte oder Zeitungsberichte zur Hilfe 
genommen (vgl. Kapitel V.2.4).  
Im Mittelpunkt der Betrachtung steht die Untersuchung von je einem konkreten Einzelprojekt 
von insgesamt drei Bürgerstiftungen. Anhand der Fallbeispiele soll ermittelt werden, wie das 
jeweilige Projekt entstanden ist, welchen Beitrag die Bürgerstiftung zu dem Projekt geleistet 
hat und welche Rolle die Zusammenarbeit mit anderen Akteuren im Rahmen des Projektes 
gespielt hat.  
Als Fallbeispiele ausgewählt wurden das Projekt „Wiesionen“ der Bürgerstiftung Lörrach 
(Kapitel VIII.1), das Projekt „Bürgerbäume“ der Stiftung Bürger für Münster (Kapitel VIII.2) 
sowie das Projekt „Jugendcafé Wasserturm“ der Stadt Stiftung Gütersloh (Kapitel VIII.3). 
Innerhalb der Fallbeispiele werden zunächst die Bürgerstiftung, das Projekt sowie die Akteure 
und ihre Zusammenarbeit dargestellt. Anschließend erfolgt die Analyse der Beiträge der 
jeweiligen Bürgerstiftung und ihrer Rolle in der Kooperation. Für eine Gesamtbetrachtung der 
Fallbeispiele erfolgt abschließend die Zusammenführung der Ergebnisse (Kapitel VIII.4). 
 
1. Das Projekt „Wiesionen“ der Bürgerstiftung Lörrach 
1.1 Profil der Bürgerstiftung Lörrach 
Der Grundstein für die Bürgerstiftung Lörrach wurde im Oktober 1999 gelegt, als 17 Lörracher 
Bürgerinnen und Bürger den Verein „Initiative Bürgerstiftung Lörrach“ gründeten. Anlass für 
die Vereinsgründung gaben ein Symposium zum Thema „150 Jahre Demokratie – nur noch 
konsumieren“ anlässlich des 150. Jahrestages der Badischen Revolution sowie die „Wochen der 
Bürgergesellschaft“ im Jahre des 50jährigen Jubiläums des Grundgesetzes, die seinerzeit unter 
dem Motto „Wir mischen uns ein“ standen. Ziel der Initiatoren und Vereinsgründer war es, 
engagierte Menschen zusammenzuführen und den Verein im Jahre 2002, in dem die Stadt 
Lörrach 900 Jahre alt wurde, in eine Stiftung „übergehen“ zu lassen (vgl. Badische Zeitung 
03.12.1999). Nach knapp zwei Jahren Vorarbeit, in denen bereits kleinere Generationen-
projekte durchgeführt wurden, erfolgte dann im Juli 2002 die Gründung und Anerkennung der 
Bürgerstiftung Lörrach (vgl. Bock et al 2006: 49). 
Das Gründungsvermögen wurde ausschließlich von Privatpersonen gestiftet. Mitgründer der 
Bürgerstiftung wurde der Museumsverein Lörrach. Er stellte sich mit einer Zustiftung unter das 
Dach der Bürgerstiftung. Dem Stiftungsrat gehören derzeit 14 Personen an, darunter zwei 
Architekten, ein Rechtsanwalt, ein Steuerberater, die Vorsitzende des Lörracher Kunst- und 
Kulturfördervereins sowie die Vorstandsvorsitzenden der lokalen Sparkasse und Volksbank. 
Insgesamt kann die Bürgerstiftung Lörrach als unabhängig von der kommunalen Verwaltung, 
von politischen oder anderen Organisationen und von der Dominanz einzelner Stifter 
bezeichnet werden (vgl. BDS 2006: 83, LfU 2005: 22). 
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Bereits im Rahmen ihrer Gründungsaktivitäten war der „Initiative Bürgerstiftung Lörrach“ daran 
gelegen, nicht mit bestehenden bürgerschaftlichen Initiativen zu konkurrieren, sondern 
vorhandene Angebotsstrukturen zu integrieren und gemeinsam neue Möglichkeiten des 
Engagements aufzuzeigen. Die Bürgerstiftung beabsichtigte ein Dach zu bilden, unter das sich 
viele andere stellen konnten. Zudem sollte bei der Konkretisierung der Stiftungszwecke 
durchaus auch die Nähe zur Stadtverwaltung gesucht werden, ohne sich von ihr dominieren zu 
lassen (vgl. Oberbadisches Volksblatt 25.05.2000). 
Von ihrem Selbstverständnis her will die Bürgerstiftung „Mitverantwortung für die Gestaltung 
und Entwicklung ihrer Stadt übernehmen. (…) Die Mittel für diese Mitwirkung sollen durch 
Einwerben von Zustiftungen und Spenden beschafft werden, die dazu dienen, lokale Projekte in 
den Bereichen Jugend und Alter, Kultur, Soziales und Umwelt zu fördern. (…) Sie will die 
Bürgerschaft zu verantwortungsvoller Mitgestaltung ihres demokratisch verfassten Gemein-
wesens anregen“ (Satzung der Bürgerstiftung Lörrach). Vorrangige Unterstützung genießen 
solche Projekte und Initiativen, deren Umsetzung nicht zu den gesetzlichen Pflichten der 
öffentlichen Hand gehören und die auf die Stärkung der Eigeninitiative der Bürger ausgerichtet 
sind. 
Im Jahr 2006 wurden Projekte im Bereich Kinder und Jugend, Soziales sowie im Natur- und 
Umweltschutz sowohl gefördert als auch selbst durchgeführt, wobei die Bürgerstiftung Lörrach 
überwiegend operativ tätig war (vgl. Bürgerstiftung Lörrach 2007). Bezogen auf die Ausgaben 
betrug der Anteil der fördernden Tätigkeit nur knapp 15 Prozent im Jahr 2006.  
Kapital bei Gründung (2002):  118.000 Euro 
Kapital inkl. Treuhandstiftungen am 31.12.2005  248.000 Euro 
Kapital inkl. Treuhandstiftungen am 31.12.2006  536.985 Euro 
Spendeneinnahmen 2005  26.000 Euro 
Spendeneinnahmen 2006  111.000 Euro 
Projektfördersumme 2005  28.000 Euro 
Projektfördersumme 2006  15.000 Euro 
Abbildung 37: Finanzielle Ressourcen der Bürgerstiftung Lörrach 
(Quelle: eigene Darstellung; Datenbasis: Bürgerstiftung Lörrach 2007,  
Bürgerstiftungsverzeichnis der Aktive Bürgerschaft) 
Hinsichtlich ihrer finanziellen Leistungsfähigkeit verfügte die Bürgerstiftung Lörrach zum 
Stichtag 31.12.2006 über ein Stiftungsvermögen von 536.985 Euro, das damit knapp zehn 
Prozent über dem durchschnittlichen Stiftungsvermögen der westdeutschen Bürgerstiftungen 
im Jahr 2006 lag. Die Bürgerstiftung Lörrach konnte im Jahr 2006 Spendeneinnahmen in Höhe 
von 21.000 Euro verbuchen und förderte Projekte in Höhe von 15.000 Euro. Hinzu kamen 
projektgebundene Spenden in Höhe von rund 90.000 Euro. Damit konnte die Bürgerstiftung 
Lörrach im Jahr 2006 mehr als dreimal so viel Spenden akquirieren wie andere Bürgerstiftungen.  
Als überdurchschnittlich sind auch die personellen Ressourcen der Bürgerstiftung Lörrach im 
Jahr 2006 einzuordnen: Mit rund 40 Ehrenamtlichen verfügte die Bürgerstiftung Lörrach über 
vergleichsweise viele freiwillig Engagierte und konnte sich darüber hinaus als eine von wenigen 
Stiftungen auch eine hauptamtliche Mitarbeiterin auf Basis einer geringfügigen Beschäftigung 
leisten.  
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Ein Sanierungsvorhaben wurde zum ersten großen Projekt der Stiftung. Durch die Sanierung 
und Übernahme rettete die Bürgerstiftung das denkmalgeschützte Gebäude „Altes Rathaus 
Stetten“ für die Öffentlichkeit und sparte der Stadt rund 256.000 Euro Sanierungskosten (vgl. 
Bock et al 2006: 50). Weitere Projekte der Bürgerstiftung waren eine „Werkstatt Bürger-
schaftliches Engagement“ in Zusammenarbeit mit der Stadt Lörrach und einigen Lörracher 
Vereinen, die Förderung von Projekten zum Bildungsort Kindergarten, Projekte zur Sprach-
förderung, Integration, Ernährung, Bewegung und ein jährlich ausgelobter „Bürgerpreis“. 
Die Kooperation mit anderen Akteuren wird von Seiten der Bürgerstiftung als „unverzichtbar“ 
bewertet. Im Jahr 2006 lagen sowohl die Kooperationshäufigkeit als auch die Anzahl der 
Kooperationspartner sowie die Verschiedenheit der Kooperationspartner und die Verschieden-
heit der Kooperationsformen über dem Durchschnitt. Insgesamt kann die Bürgerstiftung Lörrach 
damit als eine kooperationsfreudige Bürgerstiftung eingeordnet werden.  
1.2  Kurzbeschreibung 
Das Projekt „Wiesionen – Für eine neue Lebensgemeinschaft zwischen der Stadt Lörrach und 
ihrem Fluss“ ist nach der Sanierung des Alten Rathauses Stetten das zweite „große“ Projekt der 
Bürgerstiftung Lörrach. Im Kern geht es dabei um die Renaturierung des Flusses Wiese im 
Bereich des Lörracher Stadtgebietes.  
Die Wiese ist ein in den Alpen entspringender Mittelgebirgsfluss, verläuft in weiten Teilen in der 
Nähe oder entlang der deutsch-schweizerischen Grenze und mündet bei Basel in den Rhein. 
Durch die zum Zwecke der industriellen Nutzung erfolgte Regulierung der Wiese am Ende des 
19. Jahrhunderts wurde der ehemals frei strömende und wasserreiche Fluss in ein heute 
monotones und artenarmes Gewässer verwandelt und im Stadtgebiet von Lörrach voll 
kanalisiert. Der Fluss verschwand zwischen Hochwasserdämmen und damit aus dem Stadtbild 
und dem Bewusstsein der Bevölkerung. 
 
Abbildung 38: Verlauf der Wiese im Bereich des Lörracher Stadtgebietes (Foto: RegioData Lörrach) 
Mit dem Projekt „Wiesionen“ soll sich dies wieder ändern. Auf einem etwa zwei Kilometer 
langen Flussabschnitt von der Schweizer Grenze bis in Höhe der Stadtmitte von Lörrach soll ein 
neuer attraktiver Lebensraum für Menschen, Tiere und Pflanzen entstehen. Das Projekt dient 
der Aufwertung des Lebensraums Fluss für Natur und Mensch. Die beiden Projektziele sind: 
• Zwischen den Hochwasserdämmen der kanalisierten Wiese soll eine reduzierte Form der 
Auendynamik wiederbelebt werden. Wanderungshindernisse im Fluss sollen beseitigt 
und damit der Weg für die Rückkehr des Lachses und anderer Wanderfische in die 
Wiese geebnet werden.  
• An ausgewählten Stellen soll der Fluss wieder in das städtische Leben integriert werden. 
Die Verbindung von Umweltaspekten und urbanen Erfordernissen soll dabei eine breite 
Öffentlichkeit über die Landesgrenze hinweg für das Thema Gewässerrenaturierung 
sensibilisieren. 
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Das Gesamtprojekt wurde in zunächst vier räumlich und inhaltlich überschaubare Teilprojekte 
aufgeteilt, ein fünftes Teilprojekt kam im Laufe der Planung und Realisierung hinzu. Neben den 
ökologischen Zielen wurde vor allem der jeweils „begreifbare“ städtebauliche, soziale oder 
kommunikative Mehrwert besonders herausgearbeitet, um die Anliegen des Natur- und 
Gewässerschutzes in unterschiedliche Bevölkerungsgruppen zu tragen. Auf diese Weise soll 
erreicht werden, dass einerseits Umwelt- und Naturschützer akzeptierten, dass Fließgewässer im 
urbanen Raum über ihre ökologische Funktion hinaus auch den Nutzungsansprüchen der 
Menschen dienen müssen – und dass andererseits in Bevölkerungsgruppen, die sicher eher 
wenig mit Umweltthemen beschäftigen, Verständnis für die komplexen Zusammenhänge im 
Ökosystem Fluss geweckt wird (vgl. Website Wiesionen). 
 
Abbildung 39: Die fünf Teilprojekte von „Wiesionen“ (Quelle: eigene Darstellung) 
Die Idee zum Projekt „Wiesionen“ wurde vom Lörracher Architekten Gerhard Zickenheiner 
bereits im Jahre 1999 entwickelt. Angeregt durch ein Hochwasserereignis im Februar 1999 
erarbeitete er eine Studie, wie der Flusslauf der Wiese im Stadtgebiet von Lörrach naturnäher 
gestaltet und im weitesten Sinne wieder in die Stadt integriert werden könnte. Die damalige 
Gewässerdirektion Südlicher Oberrhein stellte im Jahr 2002 die grundsätzliche Machbarkeit und 
die Vereinbarkeit der Projektidee mit den Belangen des Hochwasserschutzes fest.  
Von Seiten der Stadt Lörrach und der Lokalpolitik wurde die Idee zwar als reizvoll betrachtet, 
Geld konnte dafür aber nicht in Aussicht gestellt werden. Im Jahre 2004 machte sich dann eine 
kleine Arbeitsgruppe230 daran, aus der Studie ein Projekt zu entwickeln. Sie „erfanden“ ein 
neues Profil, das „Wiesionen“ deutlich von den gängigen Renaturierungsmaßnahmen an 
Flüssen abhob mit dem Ziel, auf diese Weise andere Geldgeber zu gewinnen. Gleichzeitig 
begannen sie ebenfalls unter der Prämisse der Mittelbeschaffung mit dem Aufbau eines 
Netzwerkes zu einer Vielzahl von lokalen Organisationen und Vereinen.  
                                                 
230  Diese Arbeitsgruppe bestand aus dem Architekten und Ideengeber Gerhard Zickenheiner, dem Lörracher 
Stadtbaudirektor, je einer Mitarbeiterin aus dem Fachbereich Stadtplanung und Umwelt und der 
Stadtbaugesellschaft Lörrach sowie dem zuständigen Mitarbeiter aus der Abteilung Umwelt des 
Regierungspräsidiums Freiburg. 
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 1999/2000 Projektidee 
 2002 Machbarkeitsstudie 
 2004/2005 Projektentwicklung 
 Juni 2006 Offizieller Projektbeginn 
 Mai 2007 Baubeginn am Teilprojekt Roßschwemme 
 Juni 2008 Fertigstellung des Teilprojekts Roßschwemme 
 April-Sept. 2008 Trinationale Ausstellung „Alles im Fluss - Tout baigne“ 
Abbildung 40:  Überblick über den Projektverlauf „Wiesionen“ 1999-2008  
(Quelle: eigene Darstellung) 
Auf diese Weise wurde das Projekt an die Bürgerstiftung Lörrach herangetragen, die auf 
Beschluss des Stiftungsrates die Trägerschaft für das Projekt übernahm. „Eingehende und 
intensive Diskussionen ergaben, dass es für unsere Stadt wünschenswert ist, der in einem 
gemauerten Flussbett eingezwängten Wiese auf einer Strecke von etwa 3,5 km natürliche 
Bedingungen zurück zu gewinnen“, so die Vorstandsvorsitzende der Bürgerstiftung, Gisela 
Talke (Talke 2006).  
1.3 Die Akteure und ihre Zusammenarbeit 
Zwei wesentliche Motive gaben der Bürgerstiftung Anlass, sich für das Projekt „Wiesionen“ zu 
engagieren: Zum einen wurde in dem Projekt die Möglichkeit gesehen, das Bürgerengagement 
in der Stadt zu stärken. Zum anderen sah man es als Herausforderung an, als Stiftung Mittel für 
dieses Projekt einzuwerben: „Wir wissen natürlich, dass öffentliche Kassen wenig gefüllt sind. 
Vorhandene Mittel des Landes müssen dem Gewässerbau oder zum Beispiel Hochwasserschutz 
zur Verfügung gestellt werden. Nun schafft ein Gewässer selbstverständlich auch Lebensqualität 
für Menschen. (…) Für die Gestaltung und den Aufbau der Wieseufer, die Pflanzung von 
artgerechten Baum- und Strauchwerk werden wir als Bürgerstiftung vor Ort Aufmerksamkeit 
herstellen und projektbezogene Mittel einwerben“ (Talke 2006).  
Die Bürgerstiftung Lörrach sah die Chance, den Renaturierungsprozess der Wiese und seine 
ökologischen Zielsetzungen in Zielgruppen hineinzutragen und dort zu kommunizieren, die für 
Fachbehörden oder auch „klassische“ Natur- und Umweltschutzorganisationen wie den Bund 
für Umwelt- und Naturschutz Deutschland (BUND) im Allgemeinen schwer erreichbar sind. 
Außerdem sollte durch die Spendenakquisition ein Umweltbewusstsein auf breiter Basis und 
eine hohe Identifikation mit dem Projekt „Wiesionen“ geschaffen werden. Die Bürgerstiftung 
stellte das Projekt für sich daher vor allem unter die Überschrift Umweltbildung und 
Umweltkommunikation.  
Da nicht zuletzt auch der grenzüberschreitende Aspekt des Projekts als reizvoll erachtet wurde, 
weist das Projekt drei zusätzliche, über „klassische“ Renaturierungsmaßnahmen hinausgehende 
Bausteine auf:  
• bürgerschaftliches Engagement,  
• Umweltbildung und Umweltkommunikation sowie 
• grenzüberschreitende Zusammenarbeit. 
Als Projektträgerin machte es sich die Bürgerstiftung zur Aufgabe, vor allem die Finanzierung 
des Projektes sicherzustellen. Dafür entwickelte die Bürgerstiftung im Jahr 2005 die 
Spendenaktion „Wiesemeter“, bei der jeder Bürger das Projekt gewissermaßen Meter um 
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Wiesemeter finanziell unterstützen konnte: Mit 25 Euro für 10 Zentimeter Wiese und mit 250 
Euro für einen ganzen Wiesemeter. Auf diese Weise konnten bis zum Frühjahr 2008 rund 
20.000 Euro eingeworben werden. Darüber hinaus gelang es der Bürgerstiftung Lörrach, 
250.000 Euro von der Deutschen Bundesstiftung Umwelt (DBU) sowie 70.000 Euro von der 
privaten Kurt-Lange-Stiftung für das Projekt einzuwerben.  
 
Abbildung 41:  Die renaturierte Wiese mit Aufenthaltsbereich in Höhe des Initialprojektes  
Roßschwemme (Foto: Arne Bensiek) 
Die weitere Planung und Durchführung des Projektes erfolgte in Kooperation mit einer Vielzahl 
weiterer Akteure. Dazu gehören in erster Linie die fachliche Begleitung durch die Abteilung 
Umwelt des Regierungspräsidiums Freiburg und den Fachbereich Stadtplanung und Umwelt der 
Stadt Lörrach. Neben der fachlichen Betreuung obliegt dem Lörracher Stadtbaudirektor die 
Moderation der Projektbeteiligten, und auch finanziell beteiligt sich die Stadt mit 15.000 Euro 
für Sachkosten sowie 80.000 Euro aus zweckgebundenen Mitteln des Ökokontos der Stadt an 
dem Projekt. Die gesamte Projektentwicklung und Projektbetreuung liegt zentral in den Händen 
einer Mitarbeiterin der städtischen Stadtbau Lörrach GmbH. Diese arbeitet nach eigenen 
Angaben etwa zur Hälfte ehrenamtlich an dem Projekt, zur Hälfte werden ihr Honorarkosten 
aus Mitteln des Ökokontos erstattet.  
Weitere Fachpartner sind der BUND-Regionalverband Hochrhein sowie der Verein „Sozialer 
Arbeitskreis Lörrach e.V.“, der sich vor allem um die sozialen Aspekte des Projektes kümmert 
und unter anderem für die Bewohnerbeteiligung im Teilprojekt „Wiesestrand“ zuständig ist. 
Partner im Sinne von Fördermittelgebern sind die Deutschen Bundesstiftung Umwelt (DBU) 
sowie die Kurt-Lange-Stiftung. Außerdem übernahm die Baden-Württembergische Landes-
umweltministerin im Herbst 2006 die Schirmherrschaft für die Realisierung von „Wiesionen“, 
verbunden mit einer Förderung in Höhe von 100.000 Euro.  
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In einem weiteren Schritt suchten die Projektbeteiligten nach Akteuren, die als Paten für die 
ökologische und „politische“ Qualität des Projektes gewonnen werden konnten: So zeichnete 
die Deutsche Umwelthilfe (DUH) das Konzept von Wiesionen im Frühjahr 2006 als 
„vorbildliches Konzept“ und als „Fließgewässerprojekt des Monats“ aus (Badische Zeitung 
23.02.2006). Bundespolizei, Grenzwacht und Zoll, zuständig für die „Grenzgänger“ an der 
deutsch-schweizerischen Grenze, übernahmen die Patenschaft für die Fischtreppe im Teilprojekt 
„Lachs ohne Grenzen“. Außerdem machte die Patenschaft des Internationalen Rheinkollegs 
„Wiesionen“ zu einem kleinen Baustein des Projekts „Lachs 2020“ der Internationalen 
Kommission zum Schutz des Rheins (IKSR).  
Projektträger Bürgerstiftung Lörrach 
Projektpartner Stadt Lörrach  
Bund für Umwelt- und Naturschutz Deutschland (BUND) 
Sozialer Arbeitskreis Lörrach e.V.  
Regierungspräsidium Freiburg  
Landesregierung Baden-Württemberg 
Deutsche Bundesstiftung Umwelt 
Kurt Lange Stiftung 
Sonstige Beteiligte Angelverein Dreiländereck Lörrach 
Museum am Burghof 
Technisches Hilfswerk (THW) 
Bewohner des Wohngebiets Stetten-West 
mehrere Schulen 
Kriminalpolizei Lörrach 
Schirmherrschaft Tanja Gönner, Umweltministerin Baden Württemberg 
Projektpaten Internationales Rheinkolleg  
Bundespolizei, Zoll und Grenzwacht Schweiz  
Abbildung 42: Projektbeteiligte im Projekt „Wiesionen“ (eigene Darstellung) 
Schließlich versuchten die Initiatoren, durch zum Beispiel kleine Schulklassen- oder Kinder-
gartenprojekte, so viele Menschen wie möglich in das Projekt einzubeziehen, um ihnen auf 
unterschiedliche Weise den eigentlichen Sinn der Renaturierungsmaßnahmen am Fluss nahe-
zubringen. Zu den Akteuren und ehrenamtlichen Helfern von „Wiesionen“ gehören außer den 
bereits genannten Personen und Gruppen Freizeitangler, Naturschützer, Sozialarbeiter, mehrere 
Schulen auch jenseits der Landesgrenzen, Jugendgruppen aller Art und kirchliche Orga-
nisationen. Im Rahmen der Ausstellungsgestaltung wird „Wiesionen“ sogar von der Spuren-
sicherung der Kriminalpolizei Lörrach unterstützt (vgl. Badische Zeitung 23.05.2007, Badische 
Zeitung 15.02.2008).  
Insgesamt kann dem Projekt insofern eine erfolgreiche Umsetzung bescheinigt werden, als dass 
die Projektbeteiligten von einer ausgesprochen guten Resonanz auch außerhalb der natur- und 
umweltorientierten Vereine und Verbände sprechen und das Projekt „Wiesionen“ gut in der 
Bevölkerung verankert sei. Der externe und unabhängige Projektbeobachter Daniel Rüetschi 
(2007: 8) schreibt dazu in einem ersten Zwischenbericht an die Deutsche Bundesstiftung 
Umwelt: „Von Seiten der Autoren der Projektdokumentation wird das Projekt bis jetzt als 
innovativ und wegweisend, sowie als gut durchdacht, sachlich richtig und sinnvoll organisiert 
beurteilt. (…) Die Ausrichtung der Etappen auf unterschiedliche Zielgruppen erhöht die 
politische und gesellschaftliche Akzeptanz. Dies sichert eine breite Finanzierung, die so 
erfolgreich ist, dass die bauliche Umsetzung des Projektes bereits fünf Jahre nach dessen 
privater Initiierung begonnen hat“. 
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1.4 Die Beiträge der Bürgerstiftung und ihre Rolle in der Kooperation  
Die im Rahmen der Fallbeispieluntersuchung geführten Interviews231 wurden im Hinblick auf die 
Fragen, welchen Beitrag die Bürgerstiftung zur Stadtentwicklung bzw. zu diesem Projekt 
geleistet hat und wie sie dabei mit anderen Akteuren kooperiert hat, ausgewertet. Hierzu 
wurden alle relevanten Aussagen verschlagwortet. Aus dieser Verschlagwortung und den 
jeweiligen Interviewkontexten wurden die zentralen Ergebnisse herausgearbeitet (kursiv 
dargestellt) und im Folgenden mit Zitaten belegt.   
1) Der Beitrag der Bürgerstiftung als Arrangeur für das Projekt 
Die Aussagen der Interviewpartner zeigen grundsätzlich ein geschlossenes Bild, nach dem es das 
Projekt „Wiesionen“ ohne die Bürgerstiftung Lörrach gar nicht oder zumindest nicht in der 
geplanten und bisher realisierten Form gegeben hätte. Der Beitrag der Bürgerstiftung wird darin 
gesehen, dass sie einen wesentlichen Beitrag zum Zustandekommen des Projektes geleistet hat. 
Die Bürgerstiftung wird als zentraler Akteur und Arrangeur des Projektes angesehen. „Ohne die 
Bürgerstiftung gäbe es das Projekt nicht. Wir hätten zu der Zeit damals keinen anderen Träger 
gefunden“ (L3). „Ich glaube, das Projekt hätte es nicht gegeben, da die Stadt nicht an die 
Gelder der DBU herangekommen wäre“ (L1). „Wenn es die Bürgerstiftung nicht gegeben 
hätte, wäre wahrscheinlich nur das passiert, was im Rahmen der EU-Wasserrahmenrichtlinie für 
erforderlich erachtet worden wäre. Der ganze städtebauliche Mehrwert wäre nicht passiert, die 
Beschäftigung der Bevölkerung mit dem Fluss wäre nicht passiert. Die Pflicht wäre gemacht 
worden, aber für die Kür wäre kein Geld da gewesen“ (L2).  
2) Der Beitrag der Bürgerstiftung als neutrale Plattform und Katalysator für das Projekt 
Im Zusammenhang mit dem Beitrag der Bürgerstiftung als Arrangeur ist auch die Neutralität der 
Bürgerstiftung als wichtig zu bewerten. Demnach war für das Projekt „Wiesionen“ nicht nur 
entscheidend, dass die Bürgerstiftung als Antragsteller Gelder von der Deutschen Bundes-
stiftung Umwelt akquirieren konnte, sondern vor allem auch, dass sie sich selbst als neutrale 
Plattform versteht und auch so wahrgenommen wird. Auf diese Weise wurde es möglich, dass 
sie das Projekt als Katalysator vorantreiben konnte – oder, im Wortsinne des Katalysators 
formuliert: Sie konnte die „Reaktionsgeschwindigkeit“ so zugunsten des Projektes beeinflussen, 
dass andere Akteure ebenfalls reagierten und die Bürgerstiftung dabei nicht selbst „verbraucht“ 
wurde. „Es soll jeder, der die Idee von einer Arbeit hat, diese einbringen und mitbringen 
können, und man wird dann die Möglichkeiten ausloten, wie diese Projekte auf den Weg 
gebracht werden können“ (L1). „Die Bürgerstiftung ist in keiner Weise besetzt, das ist ein 
unbesetzter Fleck, auf dem alles Mögliche gedeihen kann. Er ist weder links noch grün noch 
sportlich, er ist nichts, aber er kann alles sein. Was immer man auf diese Plattform stellt, es 
findet einen Nährboden, ohne dass der schon irgendwie vorgeprägt wäre. (…) Die 
Bürgerstiftung bietet sich als Plattform an, um Dinge in Bewegung zu bringen, und um (…) 
auch Geld zu bekommen“ (L2). „Dadurch dass das Projekt durch die Bürgerstiftung getragen 
wurde, hatte das Projekt auch ein stark innovatives Moment der Trägerschaft, und dadurch 
waren andere motiviert, mitzumachen“ (L3).  
3) Der Beitrag der Bürgerstiftung als Spendenakquisiteur  
Die Bürgerstiftung Lörrach konnte für das Projekt „Wiesionen“ bisher keinerlei Mittel aus den 
Erträgen des Stiftungsvermögens aufwenden. Doch auch wenn sie aufgrund ihrer begrenzten 
                                                 
231  Es wurde je ein Interview geführt mit der Vorstandsvorsitzenden der Bürgerstiftung Lörrach, der zuständigen 
Projektkoordinatorin bei der städtischen Lörrach Stadtbau GmbH sowie mit der Oberbürgermeisterin der Stadt 
Lörrach. 
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finanziellen Leistungsfähigkeit selbst keine finanziellen Mittel aus ihren Kapitalerträgen zum 
Projekt „Wiesionen“ beisteuern konnte, konnte sie insofern eine Dienstleistungsfunktion für die 
Finanzierung des Projektes übernehmen, indem sie sich maßgeblich um das Einwerben der 
Finanzmittel kümmerte. Diesen Beitrag als „Spendenakquisiteur“ leistete sie zum einen durch 
die Spendenaktion „Wiesemeter“ – „da haben wir inzwischen rund 20.000 Euro gesammelt“ 
(L2) – und zum anderen durch die Antragstellung bei der Deutschen Bundesstiftung Umwelt, 
„bei der die Stadt Lörrach gar keinen Antrag hätte stellen können“ (L1). „Die Bürgerstiftung ist 
unsere Gallionsfigur, sie dient der Spendenakquisition, ist unverzichtbar als Türöffner“ (L2). 
„Wir hätten viele Stiftungsmittel gar nicht bekommen, wenn nur die Stadt etwas investiert 
hätte“ (L3). Die Bürgerstiftung Lörrach leistete in diesem Projekt also nicht als Geld gebende 
Organisation, sondern vor allem als Geld sammelnde Organisation einen wesentlichen Beitrag 
zur Finanzierung des Projektes.  
4) Der Beitrag der Bürgerstiftung als Ermöglicher für Bürgerengagement 
Wie gezeigt, wollen Bürgerstiftungen von ihrem Selbstverständnis her Bürgerengagement in 
ihrer Stadt und Region fördern und ermöglichen (vgl. Kapitel IV.1.1). Dass Bürgerengagement 
bei dem Projekt „Wiesionen“ nicht allein gleichzusetzen war mit finanziellem Engagement und 
mit freiwilligem Engagement in der Bürgerstiftung, hatte für die Bürgerstiftung große 
Bedeutung: „Wir haben uns gefragt; Können wir andere erreichen, die der BUND und andere 
nicht erreichen können? Wie können wir mit dem Projekt mehr Bürger erreichen?“ (L1). Die 
Bürgerstiftung wollte gezielt als Arrangeur für Bürgerengagement tätig werden. Ein Glück für 
die Stiftung war es dabei allerdings auch, dass die ursprünglichen Projektinitiatoren und die 
Projektkoordinatorin der Stadtbau Lörrach dies von Beginn an so mit eingeplant hatten. „Wir 
haben die Teilprojekte so zugeschnitten, dass wir möglichst viele Leute verwickeln, die mit 
Umweltschutz originär überhaupt nichts zu tun haben. (…) Wir formulieren Aufgaben immer 
zugeschnitten auf einen ganz konkreten Zweck und gehen damit zu Leuten, die wir dann in 
ihrem eigenen, ureigensten Kompetenzbereich ansprechen. (…) Das Wichtige war: Man dufte 
was tun für diesen Fluss“ (L2). Meßbar ist das so ermöglichte bürgerschaftliche Engagement 
kaum, die Bedeutung wird aber in einer ganzen Reihe positiver Erfahrungsberichte erkennbar 
(vgl. z. B. Badische Zeitung 17.02.2006, Badische Zeitung 23.05.2007, Badische Zeitung 
15.02.2008). 
5) Der Beitrag der Bürgerstiftung als Moderator, Vermittler und Vernetzer in der Kooperation 
Ihre Neutralität und ihre Rolle als Arrangeur spielten auch in der Zusammenarbeit unter den 
Projektbeteiligten eine wichtige Rolle im Hinblick auf die Leistung der Bürgerstiftung für das 
Projekt. Die Aussagen der Interviewpartner zeigen, dass es der Bürgerstiftung zuzurechnen ist, 
dass sie Akteure für das Projekt zusammenbrachte, vernetzte und moderierte, die sich 
ansonsten möglicherweise eher nicht begegnen. „Leute vom BUND und Leute von der 
Bürgerstiftung würden sich außerhalb dieses Projektes eher unwahrscheinlich an einen Tisch 
setzen und etwas miteinander zu tun haben, und es trifft für andere Konstellationen auch zu, 
also da ist Wiesionen auch eine Plattform, um Leute zusammenzubringen, die nie sonst 
irgendwie Kontakt hätten“ (L2). „Hilfreich war in unserem Projekt (…) auch das Thema 
Grenzüberschreitung – das galt ja nicht nur für den Fluss oder das Projekt ‚Lachs ohne Grenzen’, 
sondern auch für die beteiligten Akteure. (…) Da haben wir sicherlich auch viel vernetzt und 
moderiert“ (L1). Die Vermittlungs- und Vernetzungsfunktion ist dabei jedoch nicht allein und 
unmittelbar der Organisation Bürgerstiftung zuzurechnen, sondern ganz wesentlich der von ihr 
mitgetragenen Mitarbeiterin aus der städtischen Stadtbau-Gesellschaft, die für die 
Bürgerstiftung das Projekt in großen Teilen halb ehrenamtlich, halb hauptamtlich koordinierte. 
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„Ein Erfolgsgeheimnis für das Wiesionen-Projekt war, dass wir immer das Gespür dafür hatten, 
wo wir Dinge verknüpfen konnten. Wir benutzen jeden gnadenlos, den wir in die Finger 
kriegen – aber wir lassen uns umgekehrt auch benutzen. Diese Win-Win-Konstellation ist uns 
immer ganz wichtig: Dass sich niemand ausgenutzt oder ausgebeutet oder instrumentalisiert 
fühlt. (…) Wir gucken immer, dass sie im Gegensatz auch einen Nutzen haben auf einem ganz 
anderen Feld – das muss mit uns und Naturschutz und Bürgerengagement gar nichts zu tun 
haben“ (L2).  
6) Gewinnung der Stadtverwaltung als Partner der Bürgerstiftung 
Von allen Interviewpartnern wird die Kooperation, „die gut funktioniert hat“ (L1), als 
wesentlich und unverzichtbar für den Erfolg des Projektes „Wiesionen“ herausgestellt. Eine 
maßgebliche Rolle spielte dabei die Stadtverwaltung als Partner der Bürgerstiftung im Sinne 
eines Rückhaltes und grundsätzlichen Förderers. Für die Bürgerstiftung war es wichtig, die 
Stadtverwaltung frühzeitig als Partner im Rücken zu wissen. „Wichtig war auch, dass sich die 
Initiatorengruppe frühzeitig die ‚Absolution’ von der Oberbürgermeisterin geholt hat, dass sie 
das Projekt weiterentwickeln können, auch wenn die Stadt kein Geld dazu geben kann“ (L2). 
„Wir wollen keine städtischen Aufgaben übernehmen, aber wir brauchten die Stadt als Partner. 
Ohne die hätten wir das nicht gemacht“ (L1). „Es war zeitweilig darüber geredet worden, ob 
wir eine Bürgschaft brauchen. (…) Wir haben hierüber intensiv mit dem Stiftungsrats-
vorsitzenden diskutiert, ob man sich als Bürgerstiftung dieses Risiko aufladen kann im Hinblick 
auf noch nicht gesicherte Wiesemeter. (…) Wir haben also Rückendeckung gegeben, also wenn 
es Schwierigkeiten gibt, dann wird es auch eine Lösungsmöglichkeit geben“ (L3). Die 
Vertrauensbasis zwischen Bürgerstiftung und Stadtverwaltung kann insgesamt als sehr hoch 
eingeschätzt werden, was sicherlich auch aus der ersten Kooperation zwischen der 
Bürgerstiftung und der Stadt Lörrach für die Sanierung des Rathauses Stetten resultierte (vgl. 
Bock et al 2006: 50). „Die gute Erfahrung mit dem Rathaus Stetten war sicherlich sehr wichtig“ 
(L1).  
7) Gewinnung der Politik als Partner der Bürgerstiftung 
Das Projekt „Wiesionen“ wäre ohne Unterstützung der politischen Parteien nicht realisierbar 
gewesen, weil dafür teilweise Baubeschlüsse durch die Gremien der Stadt erforderlich waren. 
Allein schon aus diesem Grund war es erforderlich, die politischen Parteien als Partner für das 
Projekt zu gewinnen. Allerdings zeigten diese zunächst Zurückhaltung gegenüber dem Projekt, 
weil sie vor allem finanzielle Probleme auf die Stadt zukommen sahen (vgl. Badische Zeitung 
17.02.2006). Große Bedeutung kam daher der Stadtverwaltung zu, als es darum ging, die 
Politik als „Partner“ für das Projekt der Bürgerstiftung zu gewinnen. Bei der Vermittlung spielte 
insbesondere die Oberbürgermeisterin in ihrer Funktion als Verwaltungschefin eine entschei-
dende Rolle, weil sie das Projekt moderierend auch den politischen Parteien vermitteln konnte. 
„Wir haben dieses Projekt so aufgestellt, dass das für die Politik plötzlich sehr interessant schien, 
sich an die Spitze zu setzen. In dem Moment, wo dieses Projekt eine Struktur bekommen hat, 
und die Politiker erkannt haben, dass sie daraus Meriten gewinnen können, da haben sie es 
unter ihre Fittiche genommen“ (L2). Letztlich stimmten dann die politischen Gemeinderats-
fraktionen mit großer Mehrheit den „Wiesionen“ und der Renaturierung der Wiese zu, doch 
hätte die Bürgerstiftung die politischen Parteien allein nur schwer überzeugen können (vgl. 
Badische Zeitung 17.02.2006). „Ohne die Stadt oder ohne die Bürgermeisterin wäre es schon 
ziemlich schwer geworden, alle Fraktionen zu überzeugen“ (L1).  
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8) Klare Rollenverteilung in der Kooperation 
Betrachtet man die Zusammenarbeit unter den beteiligten Akteuren, so zeigt sich sowohl für die 
Bürgerstiftung als auch für die öffentlichen Akteure, dass eine klare Rollenverteilung im Projekt 
vorlag und der Projektarbeit förderlich war. „Die Rollen waren eigentlich immer klar verteilt. 
(…) Da gab es nie irgendwelche Probleme“ (L1). „Die Bürgerstiftung ist Träger des Projektes 
und Repräsentant nach außen. Die Stadt Lörrach trägt dieses Projekt mit im politischen Raum 
und ist immer Ansprechpartner, wenn wir einen starken städtebaulichen Bezug haben. (...) Das 
Regierungspräsidium ist unverzichtbar, wann immer es darum geht, dieses Projekt in 
Umweltbelangen zu rechtfertigen und konkrete Baumaßnahmen zu machen. Der BUND als 
Partner, wenn es um rein ökologische Belange geht, die decken das ganze naturkundliche 
Spektrum ab. Dann haben wir den SAK [Sozialer Arbeitskreis e.V.], die den ganzen sozialen 
Aspekt abdecken. (…) Und dann gibt es noch die Stadtbau“. Dessen Aufgabe ist es, „die Dinge 
ans Laufen zu bringen“ (L2). Sowohl Ergebnis als auch Voraussetzung für die klare Rollen-
verteilung und Kooperation war es, dass die Projektbeteiligten ohne allzu viel Eitelkeiten und 
dem Wunsch nach Selbstdarstellung handelten. „Wir haben so eine Art Partisanentaktik: Es 
steht immer der vorne dran, der der Sache am meisten nützt. (…) Wenn Kontakte über die 
Bürgerstiftung laufen können, zum Beispiel für die Mittelbeschaffung, weil da Kontakte 
bestehen, da steht natürlich voll die Bürgerstiftung vorne dran und alle Mann hinter ihr. Als wir 
gesagt haben, wir brauchen für dieses Projekt einen namhaften Schirmherr oder Schirmherrin, 
die wir in Person von Frau Gönner, der Umweltministerin von Baden-Württemberg ausgeguckt 
haben, da haben wir natürlich die Frau Heute-Bluhm, die Oberbürgermeisterin, vorne 
drangestellt. (…) Und die Speerspitze zur DBU war der BUND“ (L2).  
9) Informelle Zusammenarbeit als Nährboden 
Voraussetzung dafür, dass das Projekt „Wiesionen“ überhaupt entstehen konnte, war es, dass 
die ursprüngliche Initiatorengruppe über einen langen Zeitraum immer wieder in informellen 
Gesprächen dafür sorgte, dass das Projekt nicht in Vergessenheit geriet, und dass sich die 
Bürgerstiftung für diese informellen Gespräche offen zeigte und daran beteiligte. Insofern kann 
die informelle Zusammenarbeit als Nährboden für das Projekt bezeichnet werden, das 
behutsam, aber gezielt vorangetrieben wurde. „Wir sind mit der Bürgerstiftung im Winter 2004 
zusammengekommen, die natürlich selber keine Eigenmittel hat, aber angeboten hatte, 
Spenden zu akquirieren. Da eine Bürgerstiftung Spendenquittungen ausstellen kann, haben wir 
gedacht, dass kann den ein oder anderen ermuntern, zu spenden. (…) Und da die 
Bürgerstiftung sich auch Projekte im Umweltbereich vorgenommen hatte, hat das ganz gut 
zusammengepasst (L2)“.  
Fazit zum Projekt „Wiesionen“ der Bürgerstiftung Lörrach  
Insgesamt lässt sich anhand des Projektes „Wiesionen“ eine Reihe von Beiträgen erkennen, die 
die Bürgerstiftung Lörrach zum Gelingen des Projektes beigesteuert hat. Die Beiträge betreffen 
zum einen ihre Rolle als Spendeneinwerberin, zum anderen ihre Rolle im Bereich der 
Vernetzung und Kooperation. Hilfreich war es hier im Besonderen, dass sie „unbesetzt“ und 
„unverbraucht“ war und sich in die Kooperation moderierend eingebracht hat.  
Tatsächlich lassen sich wenig bis keine Konflikte oder kritische Stimmen zum Projekt und zur 
Kooperation erkennen. Zwar wurde als einziger Akteur der örtliche Anglerverein nicht frühzeitig 
eingebunden („Die haben wir schlicht übersehen. Das darf nicht passieren, aber irgendwie kam 
das so“ (L1)), aber auch diese Gruppe konnte „schnell eingefangen werden“ (L3).  
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Ob die „Wiesionen“ für künftige Projekte und Kooperationen der Bürgerstiftung Lörrach ein 
Vorbild sein können, kann noch nicht gesagt werden. Einerseits hat sich die Bürgerstiftung zwar 
durch das Projekt in das Bewusstsein anderer lokaler Akteure gebracht, andererseits wird sie 
aber durchaus noch vorsichtig dahingehend beäugt, ob sie sich nicht doch zu einem „elitären 
Akteur“ entwickelt. „Man wusste nicht so richtig, was sind denn das für Leute, wieso machen 
die das, können die so was? Es war also nicht die Glaubwürdigkeit oder die Identität der 
Bürgerstiftung, die sich zu dem Zeitpunkt positiv aufgewirkt hat. Heute ist es so, dass jeder (…) 
weiß, das ist die Bürgerstiftung und jetzt haben die auch einen Stellenwert“ (L3). „Die Träger 
der Bürgerstiftung gehören hier zum Bildungsbürgertum, zu einer gewissen Elite. Die Projekte, 
die sie machen, sind aber alles andere als elitär, und so wie jetzt Wiesionen und Folgeprojekte 
im Kindergartenbereich aufgestellt sind, sind die, bisher zumindest, überhaupt nicht elitär. (…) 
Ich sehe in Projekten wie Wiesionen auch die Chance, dass da ein Austausch stattfindet 
zwischen dem Fußvolk und den eher elitären Kreisen der Stadtbevölkerung“ (L2).  
2. Das Projekt „Bürgerbäume“ der Stiftung Bürger für Münster 
2.1 Profil der Stiftung Bürger für Münster 
Die Stiftung Bürger für Münster wurde am 1. Dezember 2004 errichtet. Über 250 Bürger, 
Vereine und Unternehmen trugen 565.000 Euro Grundstockkapital zusammen. Die Stiftung hat 
es sich zum Ziel gesetzt, das bürgerschaftliche Engagement in Münster zu stärken. 
Stiftungszwecke sind die Themen Bildung, Erziehung und Wissenschaft, Jugend- und Altenhilfe, 
Kunst-, Kultur- und Denkmalpflege, Umwelt- und Naturschutz, Tierschutz, Brauchtum und 
Heimatpflege, öffentliche Gesundheitspflege und demokratisches Staatswesen. Der Stiftungs-
gründung vorausgegangen war eine Vorbereitungszeit von etwa einem Jahr, bei der auch die 
Stiftungsverwaltung und der Oberbürgermeister der Stadt Münster eingebunden waren (vgl. 
Westfälische Nachrichten 23.10.2004).  
Dem Vorstand und dem Beirat der Stiftung gehören derzeit zwölf Personen an. Die 
Stiftungsaktivitäten werden im Wesentlichen koordiniert von einem Vorstandsmitglied, das 
hauptberuflich in der Stiftungsverwaltung der Stadt Münster tätig ist. Aus diesem Grund ist die 
Bürgerstiftung bisher auch nur über die Adresse der Stadtverwaltung Münster zu erreichen. 
Dennoch kann auch die Stiftung Bürger für Münster insgesamt als unabhängig von der 
kommunalen Verwaltung, von politischen oder anderen Organisationen bezeichnet werden, da 
eine einseitige Dominanz einzelner Stifter oder der Gremien nicht festzustellen ist.  
Von ihrem Selbstverständnis her will die Bürgerstiftung in Münster „Projekte ermöglichen, die 
das Leben der Menschen in unserer Stadt lebenswerter machen. Gleichzeitig bringen wir durch 
die Auswahl der Projekte, die wir fördern wollen, unsere Wertvorstellungen zum Ausdruck: Wir 
unterstützen Bildung, Kreativität, Toleranz und immer wieder die Mit- und Eigenverantwortung 
unserer Bürger“ (Satzung der Stiftung Bürger für Münster). Die Stiftung will „möglichst viele 
Menschen in Münster begeistern, sich mit Freude für ihre Stadt einzusetzen und gemeinsam die 
Stiftung weiter aufzubauen“ (Website Stiftung Bürger für Münster). 
Die Stiftung war im Jahr 2006, gemessen an ihren Ausgaben, etwa zur Hälfte fördernd und zur 
Hälfte operativ tätig. Hinsichtlich ihrer finanziellen Leistungsfähigkeit verfügte die Stiftung 
Bürger für Münster zum Stichtag 31.12.2006 über ein Stiftungsvermögen von 650.000 Euro; 
das Stiftungsvermögen lag damit um rund 180.000 Euro über dem durchschnittlichen Stiftungs-
vermögen der westdeutschen Bürgerstiftungen im Jahr 2006. Bei den Ausgaben machte sich 
diese vergleichsweise gute Kapitalkraft jedoch kaum bemerkbar: Die Stiftung Bürger für 
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Münster förderte im Jahr 2006 Projekte in Höhe von 36.000 Euro – in etwa die Summe, die alle 
Bürgerstiftung durchschnittlich im Jahr 2006 für ihre gemeinnützigen Aktivitäten ausgaben 
(37.070 Euro).  
Kapital bei Gründung (2004):  565.000 Euro 
Kapital inkl. Treuhandstiftungen am 31.12.2005  573.000 Euro 
Kapital inkl. Treuhandstiftungen am 31.12.2006  650.000 Euro 
Spendeneinnahmen 2005  35.000 Euro 
Spendeneinnahmen 2006  39.000 Euro 
Projektfördersumme 2005  20.000 Euro 
Projektfördersumme 2006  36.000 Euro 
Abbildung 43:  Finanzielle Ressourcen der Stiftung Bürger für Münster 
(Quelle: eigene Darstellung; Datenbasis: Bürgerstiftungsverzeichnis des Vereins 
 Aktive Bürgerschaft) 
Etwas unterdurchschnittlich sind dagegen die personellen Ressourcen der Stiftung Bürger für 
Münster einzuordnen: Mit rund 10 Ehrenamtlichen verfügte die Bürgerstiftung in Münster im 
Jahre 2006 über weniger freiwillig Engagierte als ihre „Schwesterstiftungen“ in anderen 
Städten, in denen über die Gremien hinaus im Durchschnitt rund 23 Freiwillige engagiert waren 
(vgl. Kapitel VI.1.2). Hauptamtliches Personal wird von der Stiftung Bürger für Münster eben-
falls nicht beschäftigt, wohl aber gibt es, wie dargelegt, personelle Unterstützung durch 
Mitarbeiter aus der Stiftungsverwaltung der Stadtverwaltung in Münster.  
Erste fördernde Tätigkeiten bzw. Projekte der Stiftung waren die Verleihung eines Bürger-
preises, mit dem das bürgerschaftliche Engagement in Münster ausgezeichnet wurde, die 
Vergabe von „START-Schülerstipendien“ für begabte Migrantenkinder sowie die Initiierung des 
Projektes „Verantwortung lernen“, in dessen Rahmen Schüler ermutigt werden, Verantwortung 
für die soziale Gestaltung ihres Gemeinwesens zu übernehmen. Alle genannten Projekte 
wurden durch Förderer, Spender und Sponsoren finanziert.  
Die Kooperation mit anderen Akteuren wird von Seiten der Bürgerstiftung als „wichtig“ 
bewertet. Die Förderung der Kooperation zwischen Organisationen und Einrichtungen, die 
ähnliche Zwecke wie die Bürgerstiftung verfolgen, gehört gemäß der Stiftungssatzung explizit 
zu den Möglichkeiten der Zweckerfüllung. Im Jahr 2006 lagen sowohl die Kooperations-
häufigkeit als auch die Anzahl der Kooperationspartner sowie die Verschiedenheit der 
Kooperationspartner und die Verschiedenheit der Kooperationsformen etwa im Durchschnitt 
bzw. leicht über dem Durchschnitt aller untersuchten Bürgerstiftungen. Daher kann die Stiftung 
Bürger für Münster Stiftung als eine sehr kooperationsoffene Bürgerstiftung bezeichnet werden. 
2.2  Kurzbeschreibung  
Als am 18. Januar 2007 der Orkan „Kyrill“ über das Münsterland hinwegzog, hinterließ er 
enorme Schäden in den Baumbeständen der Stadt Münster. Insgesamt wurden im Stadtgebiet 
rund 1.500 Bäume zerstört und beschädigt. Dabei wurden auch rund 200 Winterlinden an der 
Promenade vor dem Münsteraner Schloss entwurzelt oder so stark in ihrer Stabilität 
beeinträchtigt, dass sie gefällt werden mussten. 
Nach den Aufräumarbeiten und der Schadensaufnahme wurde dem verantwortlichen 
städtischen Grünflächenamt schnell klar, dass gerade an der Promenade eine schnelle Wieder-
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aufforstung gewünscht wurde, weil die Promenade und der Platz vor dem Schloss einen 
besonderen Charme sowohl für die Bürger als auch für die Besucher der Stadt Münster 
ausmachen und die Beeinträchtigung des Stadtbildes an dieser Stelle als besonders schmerzhaft 
empfunden wurde.  
Aus diesem Grund entwickelte das Amt für Grünflächen und Umweltschutz der Stadt Münster 
im April einen Flyer, mit dem die Mitarbeiter des Amtes zusammen mit einigen Pressemit-
teilungen für Spenden zur Wiederaufforstung der Promenade unter den Münsteraner Bürgern 
warben. Auf diese Weise wurden im Frühjahr 2007 in wenigen Wochen rund 28.000 Euro an 
die Stadt Münster gespendet, wobei diese Spendenmittel nicht an den Promenadenabschnitt 
vor dem Münsteraner Schloss gebunden waren. Die Spendenbereitschaft ebbte zum Früh-
sommer 2007 jedoch allmählich ab (vgl. Website Amt für Grünflächen und Umweltschutz der 
Stadt Münster).  
Gleichzeitig kam im Frühsommer 2007 eine Bürgerinitiative „Nachbarn für die Promenade“ auf 
die Stiftung Bürger für Münster mit dem Wunsch zu, eine Aktion für die Wiederaufforstung des 
Promenadenabschnittes vor dem Münsteraner Schloss zu unterstützen. Gemeinsam mit dem 
Amt für Grünflächen und Umweltschutz der Stadt Münster wurde daraufhin im Sommer 2007 
die Aktion „Bürgerbäume“ entwickelt.  
 18. Januar 2007 
Der Orkan Kyrill beschädigt rund 1.500 Bäume in Münster, darunter 
rund 200 Bäume an der Promenade vor dem Schloss 
 März 2007 Schadensaufnahme durch das Amt für Grünflächen der Stadt Münster 
 April 2007 Spendenaufruf durch das Amt für Grünflächen der Stadt Münster 
 Sommer 2007 Vorbereitung der „Aktion Bürgerbäume“ 
 Oktober 2007 
Start der „Aktion Bürgerbäume“, Spendenaufruf durch die 
Bürgerstiftung 
 Januar 2008: Beginn der Pflanzung der Bürgerbäume 
 März 2008 
Ratsbeschluss zur Wiederaufforstung des Park Sentmaring aufgrund 
der finanziellen Entlastung durch die Aktion Bürgerbäume 
 März 2008 Pflanzfest an der Promenade vor dem Schloss 
 September 2008 Abschluss der Aktion durch Aufstellen einer Baumpaten-Stiftertafel 
Abbildung 44:  Überblick über den Projektverlauf „Bürgerbäume“ 2007-2008  
(Quelle: eigene Darstellung) 
Die Projektidee war, dass Münsteraner Bürger Baumpatenschaften im Wert von 1.000 Euro je 
Baum übernehmen und auf diese Weise ein Zeichen für ein „lebens- und liebenswertes 
Münster“ (Flyer der Bürgerstiftung Münster) setzen sollten. Für die Neupflanzung wurde ein 
Promenadenabschnitt vor dem Münsteraner Schloss ausgewählt, auf dem 200 Bäume Platz 
finden und in dem wie zur Erstbepflanzung der Promenade gegen Ende des 18. Jahrhunderts 
erneut Winterlinden gepflanzt werden sollten. Die Spendenaktion wurde von Beginn an zeitlich 
begrenzt von Ende Oktober 2007 bis Januar 2008 durchgeführt.  
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Abbildung 45:  Die Spender der „Bürgerbäume“ beim Pflanzfest im März 2008 
(Foto: Gerd Rieger) 
Tatsächlich gelang es bis zum Frühjahr, über diese Aktion sowohl Privatpersonen, Familien und 
Nachbarschaften als auch Vereine, Unternehmen und Parteien als Spender für 200 Bürger-
bäume zu gewinnen. Nachdem der letzte Baum über das Internetauktionshaus „ebay“ verstei-
gert worden war, begann im Januar 2008 die Pflanzung der Bäume. Im März 2008 wurden 
dann alle Spender zu einem Pflanzfest auf die Promenade eingeladen, so dass der Promenaden-
abschnitt nun wieder hergestellt ist (vgl. Westfälische Nachrichten 22.02.2008, Westfälische 
Nachrichten 10.03.2008). 
 
Abbildung 46:  Die neu gepflanzten Bürgerbäume an der Promenade vor dem Münsteraner  
Schloss (Foto: eigene Aufnahme) 
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Gewissermaßen als Nebeneffekt der Aktion „Bürgerbäume“ wurde es möglich, dass die Stadt 
Münster ihre Haushaltsmittel, die für die Wiederaufforstung im Bereich der Promenade 
eingestellt werden sollten, für die Aufforstung des Park Sentmaring einsetzen konnte. Auch 
diese Grünfläche war vom Sturm Kyrill im Januar 2007 schwer beschädigt worden. Da die 
Wiederaufforstung im Bereich der Promenade jedoch bereits durch die von der Bürgerstiftung 
eingeworbenen Spenden in Höhe von 200.000 Euro finanziert werden konnte, beschloss der 
Rat der Stadt Münster im März 2008, die bei der Wiederherstellung der Promenade durch die 
erfolgreiche Aktion Bürgerbäume nicht verausgabten Finanzmittel für die Teilfinanzierung der 
Wiederherstellung des „Park Sentmaring“ einzusetzen (vgl. Westfälische Nachrichten 
06.02.2008, Stadt Münster 2008).  
2.3 Die Akteure und ihre Zusammenarbeit 
Angestoßen wurde die Aktion „Bürgerbäume“ von Anwohnern aus der in unmittelbarer 
Nachbarschaft zur Münsteraner Promenade befindlichen Frauenstraße. Ihr Ziel war es, den 
„grünen Blick“ auf das Münsteraner Schloss, den der Orkan „Kyrill“ zerstört hatte, wieder-
herzustellen. Mit dieser Idee wandte sich die Bürgerinitiative „Nachbarn für die Promenade“ an 
die Stiftung Bürger für Münster, die diese Anregung aufnahm und in der Folgezeit die weiteren 
Partner für die Aktion „Bürgerbäume“ zusammenführte. Motiv der Bürgerstiftung für die 
Projektübernahme war, dass unter den Beteiligten selbst große Betroffenheit über die 
Sturmschäden herrschte, und dass das Thema andererseits als ein Vorhaben angesehen wurde, 
dass aufgrund der besonderen Identität der Münsteraner mit „ihrer“ Promenade durch 
Bürgerengagement zu lösen sei. Daher übernahm die Bürgerstiftung das Projekt federführend, 
organisierte die Projekttreffen und war im späteren Projektverlauf Ansprechpartnerin für die 
Baumpaten von der Reservierung und Buchung bis hin zur Ausstellung von Spendenquittungen.  
Projektträger Stiftung Bürger für Münster 
Projektpartner 
Bürgerinitiative „Nachbarn für die Promenade“  
Agentur X&Y-Design Münster 
Fachpartner Amt für Grünflächen und Umweltschutz der Stadt Münster 
Förderer 
Westfälische Nachrichten 
A-Cappela-Band 6-Zylinder 
Abbildung 47: Projektbeteiligte im Projekt „Bürgerbäume“ (eigene Darstellung) 
Da der erste Spendenaufruf des städtischen Amtes für Grünflächen und Umweltschutz aus dem 
Frühjahr 2007 auch bei der Bürgerstiftung bekannt war, wurde das Amt frühzeitig als Partner 
miteinbezogen. Wesentliche Aufgabe des Amtes für Grünflächen und Umweltschutz war die 
fachliche Unterstützung und Beratung bei der Auswahl der Bäume, die Vorbereitung und 
Durchführung der Pflanzung und die Übernahme der zukünftigen Baum- und Grünflächen-
unterhaltung.  
Aufgrund der vorangegangenen Zusammenarbeit mit einer Münsteraner Werbeagentur konnte 
diese als Partner dafür gewonnen werden, der Aktion „Bürgerbäume“ ein professionelles 
Marketing und Gesicht durch die Konzeption, Gestaltung und Realisierung sämtlicher Kom-
munikationsmittel zu verpassen. Darüber hinaus konnte die Lokalzeitung „Westfälische Nach-
richten“ als Medienpartner für die Aktion mit ins Boot geholt werden. Beide Kommunikations-
partner beteiligten sich an dem Projekt im Sinne eines sozialen unternehmerischen Engage-
ments, durch das der Bürgerstiftung bzw. dem Projekt keinerlei Kosten entstanden. Ähnlich 
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gemeinnützig agierte auch der dritte Kommunikationspartner im Projekt, die Münsteraner  
A-Capella-Band „6-Zylinder“, die die Schirmherrschaft für das Projekt übernahm (vgl. 
Bürgerstiftung Münster 2007, Westfälische Nachrichten 10.03.2008).  
Während die Kooperation zunächst in informeller Form und durch einen Ideenaustausch 
startete, entwickelte sich die Zusammenarbeit weiter hin zu einer handlungsorientierten 
Kooperation zum Zwecke der gemeinsamen Durchführung des Projektes. Die Kooperation war 
dabei von Anfang an zeitlich begrenzt, da klar war, dass die Stadt Münster auch künftig die 
Pflege der neuen Bäume übernehmen würde, wie sie es auch schon vor den Schäden durch den 
Sturm Kyrill im Rahmen der Grünflächenunterhaltung getan hatte. 
2.4 Die Beiträge der Bürgerstiftung und ihre Rolle in der Kooperation  
Auch die im Rahmen der Untersuchung des Fallbeispiels der Stiftung Bürger für Münster 
geführten Interviews232 wurden im Hinblick auf die Fragen, welchen Beitrag die Bürgerstiftung 
zur Stadtentwicklung bzw. zu diesem Projekt geleistet hat und wie sie dabei mit anderen 
Akteuren kooperiert hat, ausgewertet. Hierzu wurden alle relevanten Aussagen verschlag-
wortet. Aus dieser Verschlagwortung und den jeweiligen Interviewkontexten wurden die 
zentralen Ergebnisse herausgearbeitet (kursiv dargestellt) und im Folgenden mit Zitaten belegt.   
1) Der Beitrag der Bürgerstiftung als „professioneller“ Spendenakquisiteur  
Ein wesentlicher Beitrag der Bürgerstiftung kann in ihrer Rolle als Spendenakquisiteur gesehen 
werden. Das Amt für Grünflächen und Umweltschutz der Stadt Münster hatte zur Wieder-
aufforstung der Sturmschäden im Frühjahr 2007 zwar bereits einen Spendenaufruf gestartet. 
Dafür wurde ein einfacher Flyer entwickelt, dessen Ergebnis jedoch nach eigenem Bekunden 
eher eine „hemdsärmlige Sache“ (M2) war. Insofern wurde das Eintreiben privater Spenden 
zwar als Finanzierungsmöglichkeit zur Wiederaufforstung erkannt und eingesetzt, konnte 
jedoch nicht professionell betrieben werden. „Das lief auch in den ersten Tagen und Wochen 
recht gut, da sind 28.000 Euro zusammengekommen. (…) Es hat einige wenige gegeben, mit 
denen haben wir dann pressewirksame Aktionen gemacht, um das noch weiter voranzutreiben. 
Und dann kamen noch ein paar Spenden, aber dann ebbte das ganze doch ab“ (M2). Die 
Stiftung Bürger für Münster wurde dann im weiteren Verlauf und bei der Vorbereitung der 
eigentlichen Spendenaktion „Bürgerbäume“ von Seiten der Stadtverwaltung als Organisation 
angesehen, die das Spendeneinwerben wesentlich besser betreiben konnte: „Das professionelle 
Darstellen, das war für uns ganz wichtig. Außerdem war uns wichtig: Wir wollten die 
Bürgerstiftung in den Vordergrund stellen, nicht die Stadt. Daher ist auf dem Flyer auch kein 
Stadt-Logo drauf. Wir wollten also nicht den Eindruck erwecken, die Stadt sammelt Geld, 
sondern die Bürger tun da etwas. Aus dem Grunde haben wir uns als Amt auch zurückgehalten, 
und wir waren immer nur die Fachberater“ (M2). Wesentliche Aspekte der professionellen 
Spendenakquisition aus Sicht der Bürgerstiftung waren die zeitliche Befristung der Aktion, ein 
klarer räumlicher Bezugspunkt, die Anerkennung der Spender unter anderem beim Pflanzfest 
und ein umfassendes Kommunikations- und Marketingkonzept. „Sehr früh war die 
Entscheidung da, uns auf einen Streckenabschnitt der Promenade zu beschränken – und zwar 
den prominentesten vorm Schloss. Erstens waren dort alle Bäume weg, und zweitens wusste 
man auch, wenn man durchzählte, dass es etwa 200 Bäume würden. Und das war ein 
                                                 
232  Es wurde je ein Interview geführt mit dem für das Projekt „Bürgerbäume“ zuständigen Mitarbeiter für 
Umweltmarketing und Umweltmanagement beim Amt für Grünflächen und Umweltschutz der Stadt Münster 
sowie mit dem innerhalb der Stiftung Bürger für Münster für das Projekt zuständigen Vorstandsmitglied, das 
zugleich hauptberuflich Leiter der Stiftungsverwaltung bei der Stadt Münster ist.  
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überschaubarer Bereich“ (M1). Auch die Würdigung der Spender spielte eine wichtige Rolle: 
„Die Nähe und der Spaß entsteht dadurch, dass man die Spender einlädt dabei zu sein, 
mitzumachen, und auch die Würdigung, die dabei war. (…) Da war es wichtig, dass jeder Name 
einmal vorgelesen wird. Und da haben wir eben diese 20 Minuten eingebaut: Jeder Baumpate 
wurde vorgelesen, mit seiner Baumnummer“ (M1). Insgesamt zeigt sich, dass Beitrag der 
Bürgerstiftung als „professioneller“ Spendenakquisiteur für das Projekt eine entscheidende Rolle 
spielte: „Das einzige Argument, das Projekt zu machen, war, dass es die Bürger wollten, dass 
die sich engagieren wollten. Und da war es eben wenig sexy zu sagen, dann überweist es doch 
aufs städtische Konto“ (M1). Oder anders ausgedrückt: „Ich glaube, es ist für einige Leute 
leichter, Geld in eine Stiftung zu geben, (…) als es der Stadt zu geben. Obwohl wir das Geld ja 
letztlich alles kriegen. Denn wenn alle Gelder da sind, überweist uns die Bürgerstiftung ja die 
200.000 Euro“ (M2)233.  
2) Der Beitrag der Bürgerstiftung als Stimmungsmesser  
Für das Projekt „Bürgerbäume“ war die Bürgerstiftung in Münster das passende Instrument, um 
die Stimmung in der Bevölkerung nicht nur erkennen, sondern auch nutzen zu können: Zum 
einen erkannte die Bürgerstiftung, dass aufgrund der im Jahr 2007 in Münster stattfindenden 
Wettbewerbs „Entente Florale“ grundsätzliche eine große Offenheit in der Bevölkerung für das 
Thema „Grün“ bestand. Zum anderen gelang es ihr, sich diese Offenheit über ihr „Überthema“ 
des bürgerschaftlichen Engagements zunutze zu machen. Zwar hatte auch das zuständige 
städtische Grünflächenamt ein Gespür für die Bürgerinteressen, hätte diese aber nicht auf 
gleiche Weise nutzbar machen können. „Und dann kam Folgendes zustande: Es war ja Entente 
Florale, und wir hatten da schon das Projekt Kräutergarten. (…) Aber da waren auch immer 
welche, die sagten, wir möchten als Bürger gerne auch ein bisschen mehr tun, als Nachbar-
schaft oder so. Und das haben wir dann aufgegriffen. Die Bereitschaft und der Zeitpunkt waren 
einfach da“ (M1). „28.000 Euro, die wir gesammelt hatten, fand ich schon eine ganze Menge 
Geld. Ich weiß nicht, ob wir da weiter gemacht hätten. (…) Aber bei der Stiftung kommt das 
Ehrenamt mit rein, und dazu hat man ein anderes Vertrauen. Bei uns hat man Vertrauen in die 
Fachlichkeit – aber das Engagement bei der Bürgerstiftung, das macht man gerne“ (M2). Der 
Beitrag für das Projekte und der situationsbezogene „Vorteil“ der Bürgerstiftung sind somit 
auch in ihrer Rolle als Stimmungsmesser sowie ihrer als zeitgemäß betrachteten Organisations-
form zu sehen.  
3) Der Beitrag der Bürgerstiftung als Plattform für Ideen und Anliegen der Bürgerschaft 
Das Projekt „Bürgerbäume“ entsprang zunächst der Idee einer Bürgerinitiative. „Die 
Bürgerinitiative aus der Frauenstraße war die treibende Kraft“ (M2). Ihr Anliegen, noch mehr zu 
tun, trug die Bürgerinitiative an die Bürgerstiftung heran, die das Projekt „Bürgerbäume“ dann 
gemeinsam mit weiteren Partnern entwickelte uns ausfeilte. Der Beitrag der Bürgerstiftung für 
das Projekt lag also unter anderem auch darin, dass sie sich als Plattform für Wünsche und 
Bedürfnisse von Bürgern anbot. „Da ist ein Wunsch der Bürger – und damit die Frage, bieten 
wir uns als Vehikel und Plattform an, so dass es realisierbar wird. Das Thema Moderation und 
Plattform hatten wir bis dahin noch nicht. Und da habe ich gesagt, da müssen wir jetzt mal 
dieses Thema spielen, zumal ich das Gefühl hatte, es ist nicht so schwer, Akteure dafür an einen 
Tisch zu bringen“ (M1). 
                                                 
233  Der Grund hierfür liegt darin, dass die Bäume aus rechtlichen Gründen von der Stadt gekauft werden müssen. 
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4) Der Beitrag der Bürgerstiftung als Netzwerker und Brückenbauer 
Für die weitere Entwicklung des Projektes war es wichtig, dass die Bürgerstiftung auf Kontakte 
aus vorherigen Projekten zurückgreifen konnte. Auf diese Weise konnten eine 
Kommunikationsagentur, eine Lokalzeitung und eine lokale A-Capella-Band als Projektpartner 
gewonnen werden. Dies bedeutet nicht, dass das anderen Akteuren möglicherweise nicht auch 
gelungen wäre, wichtig war aber, dass alle Partner in einem gemeinnützigen Sinne in dem 
Projekt mitmachten. „Dann ging es los, die Partner dafür zu gewinnen, zum Beispiel eine 
Agentur, mit der wir vorher schon ein Projekt gemacht hatten. (…) Die fanden die Projektidee 
sehr spannend, und da habe ich gesagt: Was ist mit Eurem Corporate Citizenship, wollt ihr nicht 
dazu kommen? Und da haben sie schnell gesagt, da sind wir dabei. (…) Und auch beim 
Medienhaus Aschendorff, also den Westfälischen Nachrichten, (…) passte das gut in deren 
Corporate Citizenship-Programm (M1)“. „Die Funktion der Bürgerstiftung als Netzwerker war 
wichtig. (…) Es gab zwar Diskussion im Amt, warum das zusammen mit der Bürgerstiftung 
gemacht werden sollte, aber ich habe klar gemacht, dass wir das gar nicht allein schaffen 
können. Wir müssen kooperieren, und die Bürgerstiftung hat einen guten Namen für so etwas, 
die hat gute Zugänge zu einem ganz bestimmten Personenkreis“ (M2). Bei dieser Netzwerk-
arbeit wiederum war wichtig, dass die „Augenhöhe“ zu allen Partnern stimmig war, also nicht 
nur zu den als gemeinnützige Partner gewonnenen Akteuren, sondern auch zur Stadt: „Und 
dann muss man auch auf Augenhöhe arbeiten. Ich kann nicht sagen, die Verwaltung ist der 
Dienstleister für die Bürgerstiftung oder die Bürgerstiftung ist derjenige, der Dinge 
durchpeitscht, die die Verwaltung nicht hinkriegt. (…) Beide Seiten müssen sich als Dienstleister 
verstehen. Die Stadt als Ermöglicher, auch von bürgerschaftlichem Engagement, und ebenso 
auch die Bürgerstiftung: Also nicht nach dem Motto, die Bürgerstiftung weiß, wo es lang geht, 
und die (…) Verwaltung hat nur den Schuss nicht gehört, weil die nicht so nah am Bürger ist“ 
(M1). 
5) Die Kooperation als überschaubares Projekt  
Aus zweierlei Gründen erwies sich die zeitliche Begrenztheit des Projektes „Bürgerbäume“ als 
hilfreich: Zum einen war die zeitliche Befristung für die Akquisition der Spenden bedeutsam, 
und zum anderen konnten sich die Projektbeteiligten so gewissermaßen zwanglos aneinander 
ausprobieren und prüfen, ob die Zusammenarbeit überhaupt grundsätzlich harmoniert. „Das 
hat auch ein bisschen den Sportsgeist herausgefordert, dass kleine Teams oder Belegschaften 
oder Sportvereine gesagt haben: Das schaffen wir. Die eintausend Euro sammeln wir. Denn der 
Zeitrahmen betrug ja nur zwei Monate. (…) Wenn klar ist, wann was zu tun ist, dann gibt das 
auch noch mal einen Schub. Diese Erfahrung hatten wir schon bei der Gründung der 
Bürgerstiftung gemacht, als wir das Startkapital in nur sieben Wochen gesammelt haben. Es ist 
ganz wichtig zu sagen, jetzt geht es los – und dann endet es. Daher hatten wir auch die Aktion 
‚Mein Weihnachtsbaum steht dieses Jahr an der Promenade’“ (M1). „Wichtig war, dass das 
Projekt kurz war und sehr begrenzt war. Dadurch konnten wir als Partner gut mit dazugehen, 
was bei längerfristigen Kampagnen oder Projekten (…) nicht immer gut funktioniert“ (M2).  
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6) Die Bürgerstiftung als Erfüllungsgehilfe für eine „städtische“ Aufgabe 
Die Übernahme von Leistungen, die bisher öffentliche Akteure geleistet haben oder zu den 
Pflichtaufgaben öffentlicher Akteure gehören, lehnen Bürgerstiftungen mehrheitlich ab (vgl. 
Kapitel VI.4.1). Dieser „Reflex“ zeigte sich anfangs auch im Rahmen des Projektes 
„Bürgerbäume“ bei der Bürgerstiftung in Münster: „Wir haben im Vorstand überlegt, was 
können wir machen. Dann kam sehr schnell eine Stimme, die sagte: Das ist eine kommunale 
Aufgabe, und Bürgerstiftungen erfüllen nicht kommunale Aufgaben. (…) Denn wir wussten ja 
zu dem Zeitpunkt, dass ist der prominenteste Abschnitt, der soll in jedem Fall wieder 
aufgeforstet werden“ (M1). Wichtig war für die Bürgerstiftung daher die von ihr eingeforderte 
Zusage, dass ihr Projekt nicht zu Einsparungen führen würde, sondern dass „jeder Bürger-Euro, 
der reinkommt, kein städtisches Geld ersetzt, sondern dass dann die Stadt ihr Geld für andere, 
etwas unpopulärere Stellen ausgibt und die dann auch aufgeforstet werden“ (M1). Auf diese 
Weise wurde es möglich, dass die Stadt Münster ihre Haushaltsmittel, die für die Wiederauf-
forstung im Bereich der Promenade eingestellt werden sollten, für die Aufforstung des „Park 
Sentmaring“ einsetzen konnte. Insofern hat die Bürgerstiftung in Münster in gewisser Weise 
also durchaus eine Aufgabe übernommen, für die eigentlich öffentliche Gelder vorgesehen 
waren und die so eingespart, aber gezielt für einen anderen, ähnlichen Zweck ausgegeben 
werden konnten. „Im Park Sentmaring hätten wir definitiv nichts gemacht. Da haben wir jetzt 
das Glück, dass wir da auch was machen können. (…) Nur vom Marketing her war es wichtig 
zu sagen, spendet für die Promenade vorm Schloss, denn das Geld für den Park Sentmaring 
hätten wir auf diese Weise ganz sicher so nicht bekommen. Wir konnten vor dem Schloss 
einfach etwas anderes geben: Wir konnten den Leuten quasi ihren eigenen Baum geben, so 
dass sie sagen können, das ist jetzt unser Familienbaum oder Betriebsbaum“ (M2).  
Fazit zum Projekt „Bürgerbäume“ der Stiftung Bürger für Münster  
Insgesamt kann das Projekt „Bürgerbäume“ der Stiftung Bürger für Münster als erfolgreich 
bewertet werden, weil durch bürgerschaftliches Engagement und die Kooperation zwischen der 
Bürgerstiftung und den zuständigen Stellen bei der Stadtverwaltung Münster innerhalb 
vergleichsweise kurzer Zeit ein Projekt entwickelt und umgesetzt wurde, das die 
Beeinträchtigung des Stadtbildes durch den Sturm „Kyrill“ heilen und sogar mit einer neuen 
Identität versehen konnte. Die Kooperation wird dabei sowohl von Seiten der Bürgerstiftung als 
auch von Seiten des zuständigen städtischen Amtes als unproblematisch und konstruktiv 
bewertet. „Die Verwaltung hat uns immer gut informiert. Zum Beispiel wenn 
Unvorhergesehenes aufgetaucht ist oder warum der Originalplan der Bäume dann doch nicht 
ganz genau umgesetzt werden konnte, weil Leitungen oder anderes Wurzelwerk im Weg war“ 
(M1). „Die Bürgerstiftung hat viel geleistet. (…) Und bezüglich der Kooperation gab es 
überhaupt keine Probleme, wobei immer klar war, dass die Fachlichkeit bei uns bleiben muss. 
Also auch nicht, dass nachher irgendein Bürger ankommt und sagt, er hätte ein Anrecht darauf, 
dass ein ganz konkreter Baum seiner wäre. Nein, wichtig war: Der Baum gehört am Ende der 
Stadt Münster. Der hat den gesponsert oder geschenkt, aber nicht gepachtet. Der gehört ihm 
nicht“ (M2). 
Gleichwohl muss für das Beispiel der Stiftung Bürger für Münster einschränkend hinzugefügt 
werden, dass es die besondere personelle und strukturelle Verknüpfung der Bürgerstiftung mit 
der kommunalen Stiftungsverwaltung mitunter erschwert, Aktivitäten und Handlungen 
eindeutig der Bürgerstiftung zuzuschreiben. Die Strukturen verschwimmen hier derzeit noch 
stark, und es wird sich erst noch zeigen müssen, inwieweit die Bürgerstiftung breit verankert ist 
und eigenständig arbeiten kann und will.  
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3. Das Projekt „Jugendcafé Wasserturm“ der Stadt Stiftung Gütersloh 
3.1 Profil der Stadt Stiftung Gütersloh  
Die Stadt Stiftung Gütersloh wurde im Dezember 1996 ins Leben gerufen. Sie war die erste 
nach dem Vorbild amerikanischer Community Foundations gegründete Bürgerstiftung in 
Deutschland. Zur Gründung der Stadt Stiftung Gütersloh stellten der Stifter Reinhard Mohn und 
die Bertelsmann AG ein Startkapital in Höhe von zwei Millionen DM zur Verfügung (vgl. Kapitel 
IV.3.1). Sie gilt somit als eine „top-down“ gegründete Bürgerstiftung (vgl. Kapitel IV.3.2). Bis 
zum Ende des Jahres 2006 wuchs das Vermögen der Stadt Stiftung Gütersloh auf rund 3,2 
Millionen Euro an. Die Spendeneinnahmen der Stadt Stiftung Gütersloh beliefen sich für das 
Jahr 2006 auf rund 150.000 Euro; im selben Jahr konnten über 270.000 Euro für gemeinnützige 
Projektarbeit aufgewendet werden (Stadt Stiftung Gütersloh 2007: 15). Finanziert werden diese 
Ausgaben durch Zinsen aus dem Stiftungsvermögen sowie aus Geldspenden, Patenschaften 
oder Sachspenden, die direkt in die Projektarbeit einfließen234. 
Kapital bei Gründung (1996):  1.022.586 Euro 
Kapital inkl. Treuhandstiftungen am 31.12.2005  3.222.590 Euro 
Kapital inkl. Treuhandstiftungen am 31.12.2006  3.218.840 Euro 
Spendeneinnahmen 2005  151.900 Euro 
Spendeneinnahmen 2006  150.928 Euro 
Projektfördersumme 2005  214.900 Euro 
Projektfördersumme 2006  273.216 Euro 
Abbildung 48:  Finanzielle Ressourcen der Stadt Stiftung Gütersloh 
(Quelle: eigene Darstellung; Datenbasis: Stadt Stiftung Gütersloh 2007) 
Insgesamt kann die finanzielle Leistungsfähigkeit der Stadt Stiftung Gütersloh im Vergleich zu 
anderen Bürgerstiftungen somit als sehr gut eingeschätzt werden. Zwar wurde das Ziel, bis zum 
zehnjährigen Jubiläum über ein Stiftungskapital von fünf Millionen Euro (vgl. Stadt Stiftung 
Gütersloh 2001: 3) zu verfügen, nicht erreicht, aber „im Vergleich zu den anderen deutschen 
Bürgerstiftungen zeigt sich, dass die Stadt Stiftung Gütersloh über ein überdurchschnittlich 
hohes Vermögen verfügt. Auch im internationalen Vergleich steht sie gut da“ (Adloff/Becker 
2000: 65). Ähnlich verhält es sich auch mit der personellen Leistungsfähigkeit: Die Stadt 
Stiftung Gütersloh verfügt über zwei als Teilzeitkräfte beschäftigte Mitarbeiter, einen ehren-
amtlich tätigen Geschäftsführer sowie rund 30 Ehrenamtliche, die in Gremien und Projekten für 
die Stiftung tätig sind.  
Im ersten Tätigkeitsbericht der Stadt Stiftung beschreiben die Verantwortlichen die Ziele der 
Stiftung wie folgt: „Wir wollen helfen und Anregungen geben, um die Leistungs- und 
Gemeinschaftsfähigkeit unserer Stadt zu verbessern. (…) Die Tätigkeitsfelder sind im einzelnen: 
Jugendarbeit, Kultur und Bildung, Gesundheit, soziale Hilfe, Stadtmanagement“ (Stadt Stiftung 
Gütersloh 1998: 5 ff.). In der aktuell gültigen Stiftungssatzung werden mittlerweile insgesamt 
zehn Themenfelder genannt, in denen die Stadt Stiftung gemeinnützig tätig werden will. Dazu 
zählen die Bereiche Bildung und Erziehung, Kunst und Kultur, Jugend- und Altenhilfe, Sport, 
Denkmalschutz, Wohlfahrts- und Gesundheitswesen, Umwelt- und Landschaftsschutz, die 
Verständigung zwischen Menschen unterschiedlicher Nationen und Kulturen, Wissenschaft und 
Forschung sowie allgemein mildtätige Zwecke.  
                                                 
234  Vgl. zur Entstehung und Entwicklung der Stadt Stiftung Gütersloh ausführlich z. B. Kaehlbrandt 1997, 
Fauser/Wierth 2000, Timmer 2005b. 
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Im Rahmen dieser Zwecke will die Stadt Stiftung gemeinnützige Vorhaben fördern, die im 
Interesse der Stadt und ihrer Bürger liegen, aber nicht zu den „regulären“ Aufgaben der 
Kommunalverwaltung gehören. Dazu zählt die Unterstützung von in Gütersloh bestehenden 
Einrichtungen, die im Sinne der Stiftungszwecke tätig sind, die Förderung der Kooperation von 
Organisationen, die dieselben Zwecke wie die Stadt Stiftung verfolgen, sowie die Förderung des 
öffentlichen Meinungsaustausches im Bereich der Stiftungszwecke. Der Tätigkeitsbericht der 
Stadt Stiftung weist für das Jahr 2006 insgesamt rund 30 Projekte in fast allen angestrebten 
Tätigkeitsbereichen aus. Dabei ist die Stadt Stiftung überwiegend operativ tätig (vgl. 
Fauser/Wierth 2000: 34 ff., Adloff/Becker 2000: 60 ff.). 
Kooperationen mit anderen Akteuren haben gemäß der schriftlichen Befragung (vgl. Kapitel 
VII.2) einen „sehr hohen Stellenwert“ für die Stadt Stiftung Gütersloh. Nur zusammen mit 
anderen Partnern könnten langfristig und nachhaltig Projekte umgesetzt werden. Diese Aussage 
findet eine Bestätigung durch die mittels der schriftlichen Befragung feststellbare hohe 
Kooperationshäufigkeit und auch durch eine hohe Zahl an Kooperationspartnern: So listet der 
Tätigkeitsbericht der Stadt Stiftung Gütersloh für das Jahr 2006 über 70 Projektpartner auf, 
darunter zum Beispiel Kindergärten, Schulen, Wohlfahrtsverbände, Unternehmen, Unter-
nehmerverbände, Stiftungen, kirchliche Einrichtungen, Vereine oder auch öffentliche Akteure 
wie zum Beispiel die Verwaltungen der Stadt und des Kreises Gütersloh (vgl. Stadt Stiftung 
Gütersloh 2007: 14). Gleichwohl muss allerdings hinzugefügt werden, dass sich das im 
Folgenden betrachtete Fallbeispiel „Jugendcafé Wasserturm“ auf einen Zeitraum bezieht, über 
den nicht bekannt ist, wie der Stellenwert der Kooperation seinerzeit bemessen wurde. Folgt 
man dem zuvor identifizierten organisatorischen Lebensphasen- und Kooperationstypen, so 
befand sich die Stadt Stiftung Gütersloh zum Zeitpunkt des Projektes eher in einer Orga-
nisations- und kooperationszurückhaltenden Phase, in der das Thema Kooperation noch hinter 
Themen wie beispielsweise Gremienbesetzung, Ideen- und Projektfindung sowie Fundraising 
zurücktritt.  
3.2  Kurzbeschreibung 
Inhaltlich hat sich die Stadt Stiftung Gütersloh seit ihrer Gründung zunächst auf die 
Jugendarbeit konzentriert. Dieses Thema bildete über mehrere Jahre den Schwerpunkt ihrer 
Tätigkeiten. Das Projekt „Jugendcafé Wasserturm“ war in diesem Zusammenhang das erste 
„große“ Projekt der Stiftung und erfuhr die höchste finanzielle Unterstützung, die von der 
Stiftung vergeben wurde (vgl. Adloff/Becker 2000: 60).  
Ziel des Projektes war es, einen innerstädtischen Treffpunkt für Jugendliche zu errichten. Das 
Jugendcafé im denkmalgeschützten Wasserturm mitten in der Stadt sollte einerseits Treffpunkt 
für Schüler in Pausen und in der Freizeit werden, andererseits sollte aber auch ein inhaltliches 
Programm mit Informationsveranstaltungen zu den Themen Berufswahl, Drogen, Internet oder 
Toleranz angeboten werden (vgl. Neue Westfälische 15.09.1999, Stadt Stiftung Gütersloh 
2001: 8). Die Stiftung selbst bilanzierte zwei Jahre nach Eröffnung der Einrichtung: „Das 
Jugendcafé Wasserturm erfreut sich auch zwei Jahre nach der Eröffnung größter Beliebtheit bei 
den Jugendlichen in Gütersloh. In Pausen und Freistunden, aber auch in ihrer Freizeit kommen 
junge Leute hierher, um im ‚offenen Treff’ abzuschalten und das Aktionsangebot zu nutzen“ 
(Stadt Stiftung Gütersloh 2002: 11).  
Während das Jugendcafé den Jugendlichen in den ersten Jahren mit festen Öffnungszeiten 
vormittags und am frühen Nachmittag offen stand und „ein Platz für viele Jugendliche, an dem 
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sie sich mit Freunden treffen“ (Westfalen Blatt 16.03.2000) war, mussten das Konzept und die 
inhaltliche Arbeit in der Folgezeit mehrfach überarbeitet werden. Knapp zehn Jahre nach 
Eröffnung ist das Jugendcafé derzeit nur noch an einigen Nachmittagen für gezielte Angebote 
geöffnet oder kann von bestimmten Jugendgruppen, wie zum Beispiel dem Jugendparlament, 
als Räumlichkeit für selbstgesteuerte Jugendarbeit genutzt werden.  
Trotz dieser inhaltlichen Neuausrichtung kann das Projekt „Jugendcafé Wasserturm“ insgesamt 
als ein Zugewinn für die Jugendarbeit in der Stadt Gütersloh bewertet werden. Die Beliebtheit 
und Sinnhaftigkeit des Jugendcafés wurde in den Aussagen mehrerer Jugendlicher bezeugt, 
auch wenn dies möglicherweise nur eine Teilgruppe von Jugendlichen betrifft (vgl. z. B. 
Westfalen Blatt, 11.03.2000, Neue Westfälische 21.03.2000, Neue Westfälische 31.10.2000). 
Darüber hinaus wurde mit dem Umbau des Wasserturms zu einem Jugendcafé ein lange Zeit 
leerstehendes und ungenutztes Denkmal wieder einer sinnvollen Nutzung zugeführt.  
 1997/1998 
 
 
Sanierung des nicht mehr in Betrieb befindlichen und 
leerstehenden Gütersloher Wasserturms durch die 
Stadtwerke Gütersloh GmbH 
 April 1997 
 
Konzept der Arbeitslosenselbsthilfe (ash) zur Einrichtung 
eines Jugendcafés im Gütersloher Wasserturm 
 Juni 1997 
 
Erstes Jugendforum  
der Stadt Stiftung Gütersloh 
 August 1998 
 
 
Mark Wössner spendet 400.000 DM für den Umbau  
des Gütersloher Wasserturms zu einem Jugendcafé und  
1 Millionen DM für den „Wössner-Jugendfonds“ 
 Herbst 1998 
 
 
Verpachtung des Wasserturms durch die Stadtwerke 
Gütersloh GmbH an die Stadt Stiftung Gütersloh zu 
einem symbolischen Betrag von 1 Euro 
 Frühjahr 1999 
 
Umbau des Wasserturms zum Jugendcafé  
durch die Stadt Stiftung Gütersloh 
September 1999 
 
Eröffnung des „Jugendcafé Wasserturm“,  
Betrieb des Cafés durch die Arbeitslosenselbsthilfe (ash) 
 Frühjahr 2000 
 
 
Zuschuss der Stadt Gütersloh zur pädagogischen Arbeit 
der Arbeitslosenselbsthilfe (ash) im Jugendcafé 
Wasserturm 
 Frühjahr 2003 
 
 
Überführung des Jugendcafés Wasserturm in eine ge-
meinnützige „Jugendarbeit Gütersloh GmbH“, Träger 
u.a.: Stadt Stiftung Gütersloh und Stadt Gütersloh 
 Frühjahr 2008 
 
 
Verlängerung des Pachtvertrages zwischen der 
Stadtwerke Gütersloh GmbH und der Stadt Stiftung 
Gütersloh bis zum Jahr 2010 
Abbildung 49: Gütersloher Wasserturm und Überblick über den Projektverlauf „Jugendcafé Wasserturm“ 1997-2008 
(Foto: eigene Aufnahme/eigene Darstellung) 
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3.3 Die Akteure und ihre Zusammenarbeit 
Für das Projekt „Jugendcafé Wasserturm“ gab es zwei Wurzeln bzw. Geburtshelfer: Zum einen 
entwickelte der Verein Arbeitslosenselbsthilfe Gütersloh (ash) unabhängig von der Stadt 
Stiftung Gütersloh im April 1997 ein Konzept, in dem vorgeschlagen wurde, den zu dieser Zeit 
in der Sanierung befindlichen und leer stehenden Gütersloher Wasserturm zu einem Jugendcafé 
umzubauen (vgl. Neue Westfälische 03.10.1997, Die Glocke 16.03.2000). Mit diesem Konzept 
trat die Arbeitslosenselbsthilfe in Kontakt mit dem Land Nordrhein-Westfalen, um hierfür 
Finanzmittel einzuwerben.  
Zum anderen fand im Juni 1997 ein von der Stadt Stiftung Gütersloh organisiertes „Jugend-
forum“ statt, auf dem rund 250 Jugendliche ihre Ansichten zu Themen wie Freizeit und Kultur, 
Sport, Drogenprävention oder Berufswelt diskutierten. Im Rahmen dieses Jugendforums wurde 
von den Jugendlichen das Fehlen eines attraktiven und zentrumsnahen Jugendtreffs beklagt. 
Mit dem Ziel, einen solchen innerstädtischen Treffpunkt für Jugendliche zu schaffen, griff die 
Stadt Stiftung im Anschluss an das Jugendforum das von der Arbeitslosenselbsthilfe entwickelte 
Konzept für ein „Jugendcafé Wasserturm“ auf und entwickelte das Konzept mit der Arbeits-
losenselbsthilfe weiter. Der Umbau zum „Jugendcafé Wasserturm“ wurde dann möglich, als 
Mark Wössner, der damalige Vorstandvorsitzende der Stadt Stiftung, im Jahr 1998 aus Anlass 
seines 60. Geburtstages 420.000 DM an die Stadt Stiftung Gütersloh spendete und zugleich 
einen mit einer Million DM ausgestatteten „Wössner-Jugendfonds“ innerhalb der Stadt Stiftung 
gründete. Aus den Zinsen des Fonds' sollte die künftige Jugendarbeit im Jugendcafé und in 
Gütersloh gefördert werden. Landesmittel wurden daraufhin für die Einrichtung des Jugend-
cafés nicht mehr in Anspruch genommen.  
Projektfinanzierung Stadt Stiftung Gütersloh 
Projektträger 
Arbeitslosenselbsthilfe e.V. (ash): pädagogische Jugendarbeit 
Rundum GmbH: Betrieb des Cafés 
Projektpartner 
Stadtwerke Gütersloh 
Stadt Gütersloh 
Abbildung 50: Projektbeteiligte im Projekt „Jugendcafé Gütersloh“ (eigene Darstellung) 
Überhaupt erst ermöglicht wurde die Realisierung des Projektes durch die Eigentümerin des 
Wasserturms, die Gütersloher Stadtwerke GmbH. Diese stellte der Stadt Stiftung das Gebäude 
ab Herbst 1998 für eine symbolische Pacht von einem Euro pro Jahr zur Verfügung.  
Nach dem durch die Wössner-Spende finanzierten Umbau im Frühjahr 1999 erfolgte am 
14. September 1999 die Eröffnung des Jugendcafés. Der Betrieb des Jugendcafés wurde von 
der Rundum GmbH als Tochter der Arbeitslosenselbsthilfe übernommen, die pädagogische 
Arbeit wurde von der Arbeitslosenselbsthilfe selbst getragen. Zudem wurde der Fachbereich 
Jugend der Stadt Gütersloh bei den weiteren Vorbereitungen des Jugendcafés teilweise fachlich 
miteingebunden.  
Im Frühjahr 2000 kam es dann zu einer Auseinandersetzung über die künftige Finanzierung des 
Jugendcafés bzw. die pädagogischen Arbeit zwischen der Arbeitslosenselbsthilfe, der Stadt 
Stiftung Gütersloh, dem Rat der Stadt Gütersloh sowie der städtischen Verwaltung. Der Streit 
entfachte sich daran, dass die Arbeitslosenselbsthilfe einen Antrag an den Jugendhilfeausschuss 
der Stadt gerichtet hatte mit dem Ziel, die pädagogische Arbeit im „Jugendcafé Wasserturm“ 
jährlich mit 60.000 DM zu bezuschussen.  
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Abbildung 51:  Schlüsselübergabe an die Jugendlichen im Rahmen der Eröffnung des  
„Jugendcafé Wasserturm“ (Foto: Stadt Stiftung Gütersloh) 
In diesem Zusammenhang wurden der Stadt Stiftung und der Arbeitslosenselbsthilfe eine 
eigenmächtige Jugendpolitik vorgeworfen. Es könne nicht sein, so erklärte ein Ratsmitglied 
damals, dass sich die Stadt Stiftung mit dem Erreichten „im Rampenlicht vor der Öffentlichkeit 
schmücke“ und den dafür zuständigen Jugendhilfeausschuss in die Situation bringe, hinterher 
über Sein oder Nichtsein des geschaffenen Angebotes entscheiden zu müssen. Die Einrichtung 
des Jugendcafés sei, so die Kritik zweier Parteien, nie mit den Jugendhilfegremien der Stadt 
abgesprochen worden und sei nicht in die Jugendarbeit der Stadt integriert. Nachdem diese 
Vorwürfe zumindest in Teilen entkräftet werden konnten, beschloss der Rat der Stadt 
Gütersloh, die pädagogische Arbeit zu bezuschussen, nicht zuletzt auch, weil es einen 
offensichtlichen Bedarf an der Jugendarbeit im Wasserturm gegeben habe (vgl. Neue 
Westfälische 10.03.2000, vgl. Neue Westfälische 07.04.2000, Westfalen Blatt 13.03.2000). 
In der Folgezeit wurde die pädagogische Arbeit im „Jugendcafé Wasserturm“ dann auch 
weiterhin von Seiten der Stadt Gütersloh finanziell unterstützt. Im Jahre 2003 erfolgte die Über-
führung des „Jugendcafé Wasserturm“ in eine neue gemeinnützige „Jugendarbeit Gütersloh 
GmbH“ mit mehreren Trägern, darunter die Stadt Stiftung Gütersloh sowie die Stadt Gütersloh. 
Etwa zu diesem Zeitpunkt wurde auch das Konzept für die pädagogische Arbeit überarbeitet 
und noch stärker in die offene Jugendarbeit der Stadt Gütersloh integriert.  
3.4 Die Beiträge der Stadt Stiftung und ihre Rolle in der Kooperation  
Auch die im Rahmen der Fallbeispieluntersuchung in Gütersloh geführten Interviews235 wurden 
im Hinblick auf die Fragen, welchen Beitrag die Bürgerstiftung zur Stadtentwicklung bzw. zu 
diesem Projekt geleistet hat und wie sie dabei mit anderen Akteuren kooperiert hat, 
ausgewertet. Zusätzlich wurden andere Materialien wie Jahresberichte, Zeitungsartikel sowie ein 
                                                 
235  Interviewpartner waren die stellvertretende Geschäftsführerin der Stadt Stiftung Gütersloh sowie der Leiter des 
Fachbereiches Jugend bei der Stadt Gütersloh. 
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Evaluationsbericht236 über die Stadt Stiftung Gütersloh (Adloff/Becker 2000) hinzugezogen. Aus 
den Aussagen in den Interviews und den Befunden aus anderen Quellen wurden Thesen 
gebildet (kursiv dargestellt), die jeweils mit Zitaten belegt werden.  
1) Der Beitrag der Stadt Stiftung als Anwalt und Netzwerker  
Das im Vorlauf des Projektes „Jugendcafé Wasserturm“ durchgeführte Jugendforum der Stadt 
Stiftung Gütersloh diente dazu, die Befindlichkeiten und Bedürfnisse einer bestimmten 
Bewohnergruppe in der Stadt Gütersloh zu identifizieren und einzufangen. Diese Form des 
Stimmungsmessens und der Bedarfsanalyse half der Stiftung, ihre künftigen Projekte an den 
Wünschen und Bedürfnissen der Jugendlichen auszurichten, sinnvolle Richtungen für ihre 
Jugendarbeit zu orten und sich zum „Anwalt“ für die Interessen der Jugendlichen zu machen. 
Einen fachlichen Beitrag konnte die Stiftung zu diesem Zeitpunkt nicht leisten, wohl aber ein 
Zuhören und anschließendes Anstoßen, Moderieren und Vernetzen für weitere Projekte. „Wir 
sind keine Fachleute in allen Gebieten. Was wir eher machen, ist das Vernetzen, fördern, 
zuhören, Leute zusammenbringen. (…) Manche Fachleute wissen manchmal gar nicht, welche 
Spieler es noch im Bereich gibt und wie man was zusammenbringen kann. (…) Wir bemühen 
uns dann, verschiedene Aspekte und verschiedene Partner mit an einen Tisch zu holen. Man 
darf sich da auch nicht verkaufen wie jemand, der alles kann und alles weiß“ (G1). „Die 
Stiftung bringt teilweise einen fachlichen Dialog in die Gänge und hält ihn aufrecht. (…) Ein 
fachlicher Beitrag kann von der Stadt Stiftung in den ganzen unterschiedlichen Bereichen 
eigentlich gar nicht kommen. Er kann dann kommen, wenn die Stadt Stiftung von Fachleuten 
bedient wird oder ein Gutachten erstellt oder Leute vernetzt. (…) Über solche Wege ist ein 
Beitrag möglich“ (G2).  
2) Der Beitrag der Stadt Stiftung als Arrangeur für neue Projekte 
Sowohl im Rahmen der Interviews als auch im Evaluationsbericht zur Arbeit der Stadt Stiftung 
wurde darauf hingewiesen, dass es das Projekt Jugendcafé – und auch eine Reihe von anderen 
Projekten im Bereich der Jugendarbeit – ohne die Stadt Stiftung Gütersloh nicht oder zumindest 
nicht in der Geschwindigkeit oder in dem Umfang gegeben hätte (vgl. Adloff/Becker 2000: 60). 
„Ich glaube, viele Projekte gäbe es ohne die Stadt Stiftung nicht. Oder es hätte sie in dieser 
Geschwindigkeit nicht gegeben“ (G2). Das Anschieben und Arrangieren von Projekten wird 
einerseits positiv bewertet, auch bezogen auf das Jugendcafé Wasserturm. „Die Beschleunigung 
von Projektideen durch Vermittlung und Moderation scheint damit eine wichtige Funktion der 
Stadt Stiftung darzustellen“ (Adloff/Becker 2000: 60). Andererseits ist festzustellen, dass erstens 
ein Anschieben allein für neue Projekte nicht als ausreichend angesehen wird, und dass 
zweitens auch die inhaltliche Einbindung dieser Projekte gewährleistet sein muss. „Es ist nicht so 
sehr geprüft worden, ob sich der Wasserturm unter Jugendarbeitsgesichtspunkten anbietet und 
ob ein Jugendhilfebedarf an dieser Stelle bestand. (…) Richtig wäre gewesen, wenn schon in 
Gütersloh an irgendeiner Stelle Jugendarbeit neu gestaltet werden soll, dass dieses dann auch 
mit anderen abgestimmt wird im Sinne einer Abstimmung oder Vermeidung von Doppel-
angeboten und einer vernünftigen, bedarfsgerechten Versorgung der Jugendlichen in dieser 
Stadt“ (G2). Ein Anschieben um des Anschieben willens oder ein Projekt um des Projekt willens 
reicht nicht aus, wenn dieses dann nach kurzer Zeit sich selbst überlassen wird. „Auch beim 
Thema Dauerfinanzierung hat die Stadt Stiftung gelernt. Sie trat am Anfang an mit dem 
Anspruch, dass sie Dauerfinanzierungen nicht leisten könne. (…) Aber die Erfahrung hat die 
Stadt Stiftung auch machen müssen, dass das nicht geht, nur etwas anzuschieben. (…). Und 
                                                 
236  Adloff und Becker führten hierfür u. a. 15 Interviews mit Personen in Gütersloh, die „in der einen oder anderen 
Weise“ mit der Stadt Stiftung Gütersloh zu tun hatten (vgl. Adloff/Becker 2000: 7).  
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teilweise signalisieren sie auch, dass sie über den Anschub hinaus bereit sind, Teile von der 
Dauerfinanzierung zu übernehmen. Wenn ich Motor in einer Stadt sein will, dann muss ich 
auch irgendwie beim Trampeln mithelfen oder den Sprit stellen oder eine Reparatur über-
nehmen, sonst läuft der Motor nicht auf Dauer. Da kann man nicht nur anschieben wollen“ 
(G2). Dieses gestiegene Problembewusstsein ist auch auf Seiten der Stadt Stiftung auszu-
machen: „Die Stiftung muss flexibel sein. Wir haben anfangs immer ausgeschlossen, wir fördern 
keine städtischen Aufgaben. Aber das verändert sich im Laufe der Zeit, und da muss die 
Stiftung genau hinschauen und sagen, was können oder wollen wir übernehmen, aber ich halte 
es für falsch zu sagen, wir übernehmen gar nichts, wenn es zum Beispiel um Dauer-
finanzierungen geht“ (G1). 
3) Der Beitrag der Stadt Stiftung als Plattform und Dienstleister für „klassisches“ Mäzenatentum  
Anders als in den Beispielen in Münster und Lörrach, bei denen es unter anderem darum ging, 
Spenden von Bürgern für das jeweilige Vorhaben einzuwerben, handelt es sich bei dem Beitrag 
zum Projekt in Gütersloh um eine Dienstleistung der Stadt Stiftung für ein eher „klassisches“ 
mäzenatisches Tun: Die Stadt Stiftung bot sich als Dienstleister und Plattform dafür an, dass 
eine Einzelperson stifterisch tätig werden konnte. Dieses Engagement wäre auch ohne die Stadt 
Stiftung möglich gewesen, aber die Stiftung brachte gewissermaßen Deckel und Topf, also 
Spender und Spendenbedarf, zusammen. „Die eine Idee war von Herrn Wössner, ich möchte in 
Gütersloh etwas für Jugendliche machen. Die andere Sache war, dass aus dem Jugendforum 
(…) das Problem aufgekommen ist, dass man keinen richtigen Treffpunkt hat. (…) Also hatte 
man einen Spender, man hatte die Idee, und man hatte das Gebäude, und hat gedacht: Wir 
bringen das zusammen“ (G1). 
4) Der Beitrag der Stadt Stiftung als „Tonangeber“  
Die Stadt Stiftung hat sich zumindest in der Anfangszeit ihrer Tätigkeit und im Projekt 
„Jugendcafé Wasserturm“ als „Tonangeber“ verstanden. Ziel war es, die Leistungsfähigkeit der 
Stadt zu verbessern und „Stadtmanagement“ zu betreiben. Bezogen auf die Jugendarbeit und 
das Projekt „Jugendcafé Wasserturm“ zeigt sich, dass dadurch eine Art Konkurrenzsituation 
zwischen der Stiftung und der Kommune heraufbeschworen wurde. „Die Stadt Stiftung wollte 
uns zeigen, wie man beteiligen kann. Und davon hatten wir, so meinte die Stadt Stiftung 
offenbar, wenig Ahnung. (...) Es gab da völlig unterschiedliche Herangehensweisen. Es gab die 
Mächtigkeit dieser Stiftung (…) und es gab die Erfahrenen in dieser Stadt, die Jugendarbeit in 
dieser Stadt praktiziert haben. Und das war zunächst erstmal nicht kompatibel, das passte 
nicht“ (G2). Adloff und Becker (2000: 53) fragen daher im Kontext der Leistungsfähigkeit: 
„Welche Kompetenz und Berechtigung hatte die Stadt Stiftung, die Leistungsfähigkeit der Stadt 
Gütersloh zu verbessern?“. Auch das Rollenverständnis gegenüber anderen Akteuren war 
zumindest anfangs mehr durch ein Tonangeben und Profilieren als durch Miteinander und 
Rücksichtnahme geprägt: „Dass die Miete des Wasserturms nur einen symbolischen Euro im 
Jahr beträgt, findet in keinem Bericht Erwähnung. Es würde die Stadt Stiftung nicht in ein 
schlechteres Licht rücken, die Stadtwerke jedoch in ein positiveres“ (Adloff/Becker 2000: 61). 
Gleiches gilt dafür, dass die Idee zum Jugendcafé Wasserturm ursprünglich durch die 
Arbeitslosenselbsthilfe entwickelt wurde, was ebenfalls in keinem Bericht Erwähnung findet.  
5) Kooperation als (Lern-)Prozess 
Das Projekt „Jugendcafé Wasserturm“ und das „Jugendforum“ als maßgebliches Vorläufer-
projekt bieten die Chance, die Zusammenarbeit der Stadt Stiftung Gütersloh und des 
zuständigen Fachbereiches Jugend der Stadt Gütersloh über einen Zeitraum von fast zehn 
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Jahren zu betrachten. Dabei zeigt sich, dass sich das teilweise als Konkurrenzsituation 
wahrgenommene Verhältnis zunehmend zu einer konstruktiven Kooperation entwickelt zu 
haben scheint. Während am Anfang fehlende Kommunikation und Beteiligung zu Problemen im 
Projekt führten, bestehen mittlerweile enge Vernetzungsmuster. „Der Fachbereich Jugend hat 
sehr spät von dem Projekt erfahren. Da war das Projekt bereits so weit gediehen, dass der 
Wasserturm durch die Stadt Stiftung (…) von den Stadtwerken gepachtet worden war und dass 
bereits ein Betreiber durch die Stadt Stiftung gefunden worden war“ (G2). „Man hat dann erst 
sehr spät die Stadt und den Fachbereich Jugend kontaktiert. (…) Erst im Laufe dieses Prozesses 
ging es auch darum, wie wird das eigentlich personell besetzt und auch finanziell getragen“ 
(G1). Nach diesen Schwierigkeiten, die schließlich in Vorwürfen einer eigenmächtigen 
Jugendpolitik der Stadt Stiftung mündeten, haben beide Partner immer mehr zusammen-
gefunden und gehen mittlerweile gegenseitig aufeinander zu. „Das Aufeinanderzugehen 
passiert beidseitig. Es gibt Gespräche, wo die Stiftung auf uns zukommt und uns fragt, ‚wie 
stehen Sie dazu, ist das wichtig’? Und dann sprechen wir miteinander und tauschen uns aus 
(…). Es gibt andere Sachen, wo wir sagen, das kriegen wir aus eigener Kraft nicht finanziert 
oder wir wollen ein neues Projekt ausprobieren – und da ist ein Partner wie die Stadt Stiftung 
genau richtig. (…) Unsere Zusammenarbeit ist sehr instand. Es war ein Lerneffekt sicherlich für 
beide.“ (G2). „Wichtig ist für uns jetzt aufgrund der Erfahrung aus den ersten Jahren, dass wir 
das in Zusammenarbeit mit den städtischen Einrichtungen machen, weil die das Ganze im Auge 
haben und das wollen wir ja auch. Wir wollen ja nichts schaffen, was keiner braucht, sondern es 
muss sich einfügen. Da muss man sich ergänzen. (…) Die Zusammenarbeit mit anderen kann 
sich nur über die Jahre entwickeln“ (G1). 
6) Zusammenarbeit durch strukturelle Vernetzung 
Die Zusammenarbeit zwischen Stadt Stiftung und den jeweils zuständigen Fachbereichen der 
Stadtverwaltung geschieht nicht allein informell oder in projektbezogenen Arbeitskreisen. Trotz 
der Diskussionen um eine möglichst weitestgehende Unabhängigkeit von Bürgerstiftungen 
gegenüber öffentlichen Akteuren hat die Stadt Stiftung über ihre Gremien enge Strukturen zur 
Stadtverwaltung geschaffen: So ist die Bürgermeisterin der Stadt Gütersloh Mitglied im Beirat 
der Stiftung, der Leiter des Fachbereiches Jugend ist seit mittlerweile knapp zehn Jahren als 
„Projektberater“ tätig und der ehemalige Stadtdirektor ist Mitglied des Stiftungsvorstandes, was 
von den Interviewten als großer Vorteil bei der Zusammenarbeit angesehen wird. „Es gibt im 
Grunde fast keine Themen mehr, die wir nicht irgendwie mit der Stadt abstimmen. (…) Die 
Bürgermeisterin ist auch ein wichtiger Partner dabei, da sie ja Mitglied im Beirat ist. (…) Wenn 
man die Projekte durchgeht, sieht man, wie vielfältig die Zusammenarbeit und Vernetzung ist“ 
(G1). 
Fazit zum Projekt „Jugendcafé Wasserturm“ der Stadt Stiftung Gütersloh  
Mit dem Projekt „Jugendcafé Wasserturm“ wurde durch die Stadt Stiftung Gütersloh ein 
Bedürfnis von Jugendlichen in Gütersloh nach einem zentral gelegenen Jugendtreffpunkt 
aufgegriffen. Darüber hinaus wurde mit Hilfe des Projektes ein lange Zeit ungenutztes Denk-
malgebäude wieder einer sinnvollen Nutzung zugeführt. Allerdings wurde das Projekt zu spät 
und dadurch unzureichend in das Gesamtkonzept für die städtische Jugendarbeit eingebunden. 
Zwar wurde das „Jugendcafé Wasserturm“ in den ersten zwei bis drei Jahren nach Eröffnung 
gut von den Jugendlichen angenommen, mittlerweile musste das inhaltliche Konzept jedoch 
mehrfach überarbeitet werden, und das Jugendcafé ist derzeit nur noch für besondere Veran-
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staltungen und Gruppen geöffnet. Insofern kann dem Projekt inhaltlich nur teilweise Erfolg 
bescheinigt werden. Im Hinblick auf den Beitrag der Stadt Stiftung zur Entwicklung der 
Jugendarbeit in der Stadt ist somit fraglich, ob bei der Projektrealisierung allein inhaltliche Ziele 
im Vordergrund standen, oder ob dabei zumindest anfangs auch der Wunsch nach einem 
ersten „großen“ Leuchtturmprojekt und der Profilierung der Stiftung eine gewichtige Rolle 
gespielt haben.  
Insgesamt führt das Beispiel des Projektes „Jugendcafé Wasserturm“ zu einer paradox 
erscheinenden Feststellung: Durch die anfänglich mangelhafte Kommunikation und die daraus 
entstandenen Spannungen zwischen der Stadt Stiftung und der Stadtverwaltung wurde die 
Zusammenarbeit der Akteure zwar anfangs gestört. Die Zusammenarbeit wurde aber offenbar 
nicht dauerhaft gebremst oder beschädigt. Stattdessen wurde die Auseinandersetzung vielmehr 
als Ausgangspunkt für ein aufmerksames Austauschen von Interessen und Aufeinanderzugehen 
genutzt, so dass aus Fehlern gelernt und die Partnerschaft mittlerweile als von beiden Seiten 
nützlich und bereichernd wahrgenommen wird. Es zeichnet sich ab, dass die Stadt Stiftung 
gerade in Erkenntnis ihrer anfänglichen Kommunikationsfehler in ihrer weiteren Arbeit umso 
mehr Wert legt auf eine gewinnbringende und bedachte Kooperation mit anderen Akteuren 
und ihre Beiträge als Netzwerker, Arrangeur, Anwalt und Dienstleister umso mehr mit in den 
Vordergrund ihres Wirkens stellt.  
4. Zusammenführende Diskussion und Zwischenfazit 
Anhand der drei untersuchten Beispielprojekte der Bürgerstiftungen in Lörrach, Münster und 
Gütersloh wird deutlich, dass Bürgerstiftungen in verschiedenen Ausgangssituationen, in 
unterschiedlichen Themenbereichen und auf vielfältige Weise an der Entwicklung von Stadt und 
Region mitwirken. Sie entwickeln Stadt und handeln im Raum. Dies tun Bürgerstiftungen nicht 
allein: Für alle drei Projekte lässt sich feststellen, dass sie ohne eine Kooperation der Bürger-
stiftung mit anderen – hier vor allem öffentlichen – Akteuren nicht hätten realisiert werden 
können.  
Beiträge der Bürgerstiftungen in der Praxis 
In Bezug auf die Leistungsfähigkeit der drei betrachteten Bürgerstiftungen lässt sich festhalten, 
dass sie über mindestens durchschnittliche, überwiegend aber gute und überdurchschnittliche 
finanzielle und personelle Ressourcen verfügen. Daher ließe sich schlussfolgern, dass der Erfolg, 
der den Projekten von Seiten der beteiligten Akteure bescheinigt wird, nicht überrasche. Doch 
genau hier muss vor einem Missverständnis gewarnt werden. Der Erfolg der Projekte ist nicht 
das Ergebnis der jeweiligen finanziellen Leistungsfähigkeiten der Bürgerstiftungen, denn sowohl 
in Lörrach und Münster als auch in Gütersloh sind die Projekte nicht aus den Erträgen des 
Stiftungsvermögens finanziert worden, sondern im Falle von Lörrach und Münster durch das 
Einwerben einer Vielzahl von Spenden bzw. im Falle von Gütersloh durch die Spende einer 
Einzelperson. Daher legen die Ergebnisse zumindest für die drei Fallbeispiele den Schluss nahe: 
Der Erfolg der Aktivitäten und Beiträge von Bürgerstiftungen ist unabhängig von ihren 
finanziellen Ressourcen. Insofern ist das in den (Fach-)Öffentlichkeiten immer wieder 
festzustellende starke „Schielen“ auf die Vermögenswerte oder auf das Vermögenswachstum 
nur bedingt aussagekräftig für das Leistungspotenzial von Bürgerstiftungen, und es verstellt den 
Blick für das, was Bürgerstiftungen über den monetären Aspekt hinaus leisten können und 
wollen.  
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Inhaltlich handelt es sich bei allen drei Beispielen um Projekte, bei denen aktuelle Bedürfnisse 
der Stadtentwicklung aufgegriffen wurden, selbst wenn sie nicht Bestandteil umfassenderer 
strategischer Stadtentwicklungskonzepte in den einzelnen Städten waren. Das „Jugendcafé 
Wasserturm“, die „Wiesionen“ und die „Bürgerbäume“ waren allerdings ebenso wenig „Rand-
themen“ der Stadtentwicklung, sondern sie haben Aufmerksamkeit und große öffentlichen 
Wahrnehmung auf sich gezogen, weil von verschiedener Seite ein Bedarf formuliert wurde. 
Während bei den Beteiligten in Lörrach und Münster Einigkeit über den jeweiligen Handlungs-
bedarf und das jeweils konkrete Vorhaben herrschte, zeigt sich beim Beispiel in Gütersloh, dass 
zwar Einigkeit hinsichtlich des grundsätzlichen Bedürfnisses eines Jugendtreffpunkts bestand, 
die inhaltliche Ausgestaltung und fehlende fachliche Einbindung des Projektes von Seiten des 
befragten öffentlichen Akteurs jedoch bemängelt wurde. Dennoch wird der Erfolg des Projektes 
mittlerweile anerkannt. In Lörrach gelang es im Rahmen des Projektes „Wiesionen“ darüber 
hinaus, das eigentlich relativ „nüchterne“ Thema einer Flussrenaturierung auf vielfältige Weise 
mit unterschiedlichen Themenfeldern der Stadtentwicklung zu verknüpfen. In allen drei 
Beispielen zeigt sich, dass eigene inhaltlich-fachliche Beiträge der Bürgerstiftungen nicht zu 
erwarten sind, eine inhaltliche Einbindung ihrer Arbeit und eine Inbezugnahme zur Arbeit 
anderer Akteure aber gleichwohl gefordert werden.  
Die drei untersuchten Projekte sind operative Projekte, also Projekte, die von der jeweiligen 
Bürgerstiftung weitgehend selbst konzipiert und durchgeführt wurden. Dadurch, dass sich die 
Bürgerstiftungen für die Projekte als Plattform zur Verfügung gestellt und die Projekte 
zusammen mit anderen aktiv durchgeführt haben, wurde es ihnen möglich, ein eigenes Profil zu 
gewinnen. Sie konnten sowohl bestimmte Themen (z. B. Jugend, Umwelt, Bildung) als auch 
bestimmte Rollen (z. B. Arrangeur, Spendenakquisiteur, Moderator) besetzen. Gerade dadurch 
beschränkte sich der Kontakt nicht wie bei einer rein fördernden Tätigkeit auf einen einzelnen 
Destinatär, sondern es war eine Vernetzung mit mehreren Akteuren möglich und erforderlich. 
Auf diese Weise wird der Mehrwert über das Geldgeben hinaus deutlich. Allerdings schaffen 
operative Projekte Probleme eigener Art: Sie binden Ressourcen unter Umständen längerfristig 
als es bei fördernden Tätigkeiten der Fall ist. Sowohl das Beispiel des Jugendcafés in Gütersloh 
als auch das umfangreiche Projekt „Wiesionen“ in Lörrach zeigen, dass sich die Stiftungen aus 
ihren eigenen Projekten nicht einfach wieder zurückziehen können. Operative Projekte können 
also längerfristige Arbeits- und Handlungsprozesse für Bürgerstiftungen auslösen.   
Quer durch alle Fallbeispiele zieht sich, dass Bürgerstiftungen auf verschiedene Weise Beiträge 
zur Entwicklung von Stadt und Region leisten können. Bürgerstiftungen tun viele Dinge 
gleichzeitig, und die Beiträge der Bürgerstiftungen erschöpfen sich nicht in der Finanzierung und 
Förderung gemeinnütziger Projekte bzw. im „Scheckausfüllen“. Im Zentrum des jeweiligen 
Stiftungshandelns stehen nicht das Vermögen und seine Erträge, sondern die Stiftungs- und die 
jeweilige Projektidee. Im Einzelnen können Bürgerstiftungen über das Geldgeben und das damit 
verbundene Fördern von Projekten hinaus Beiträge leisten als  
• Geldsammler, indem sie die Organisation Stiftung gezielt einsetzen, um private Spenden für 
Projekte zur Entwicklung von Stadt und Region zu sammeln und um dadurch auch eine 
Identifikation der Spender mit dem Projekt zu erreichen. Überdies können sie die 
Organisation Stiftung auch dahingehend einsetzen, um an Fördermittel von Organisationen 
zu kommen, die für öffentliche oder private Akteure nicht erreichbar sind; 
• Dienstleister für Spender und Stifter, indem sie den Belangen von Spendern und Stiftern 
dienen und diese bei der Suche nach geeigneten Projekten unterstützen; 
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• Stimmungsmesser und Sprachrohr, indem sie sich entwickelnde oder neu entstehende 
Bedürfnisse lokaler Akteure aufspüren, die Interessen bündeln und diese in Projekte 
übersetzen; 
• Arrangeur, indem sie sich als neutrale, unverbrauchte und nicht (partei-)politisch festgelegte 
Plattform für die Realisierung von Projektideen verschiedener lokaler Akteure anbieten und 
dabei als Katalysator die Reaktionsgeschwindigkeiten zugunsten der Projektrealisierung 
begünstigen; 
• Vermittler und Moderator, indem sie ihre unabhängige und unverbrauchte Struktur nutzen, 
um verschiedenartige Akteure miteinander in Verbindung, ins Gespräch und zum 
gemeinsamen Handeln zu bringen; 
• Ermöglicher für Bürgerengagement, indem sie Projekte so zuschneiden, dass sie viele Bürger 
und Zielgruppen ansprechen und zu freiwilligem Engagement bewegen; 
• Träger sozialer oder kultureller Einrichtungen, indem sie über ihre Rolle als Arrangeur 
hinaus nicht nur das Projekt ans Laufen bringt, sondern sich auch längerfristig für 
Infrastruktureinrichtungen Ressourcen zur Verfügung stellt.  
Betrachtet man die Ergebnisdimension der Aktivitäten der drei Bürgerstiftungen im Sinne einer 
„Leistungsbeurteilung“, so lässt sich im Hinblick auf die Funktionen und deren beabsichtigter 
Veranschaulichung festhalten: Die untersuchten Projekte als „Innovationen“ zu bezeichnen 
erscheint als etwas zu hoch gegriffen. „Originalität“ wäre wohl eher ein Begriff, der dem 
Anspruch und der Realität der untersuchten Projekte und Bürgerstiftungen näher kommt. Bei 
allen drei Bürgerstiftungen stand nicht im Vordergrund, Innovationen zu erschaffen, sondern 
neue Projekte, Verfahren und Konzepte zu entwickeln und zu erproben. In diesem Sinne über-
nehmen Bürgerstiftungen die Funktion von Begleitern von Veränderungsprozessen und sind 
Akteure der Veränderung. 
Insbesondere das Beispiel der „Wiesionen“ in Lörrach veranschaulicht, wie eine Bürgerstiftung 
dort tätig werden kann, wo der Staat und andere Akteure ein Projekt nicht fördern oder 
realisieren können oder wollen, und sie dort eine Stabilisierungsfunktion übernehmen kann: 
Viele Beteiligte hatten die Projektidee schon vorab als gut und wichtig eingestuft, aber keine 
Möglichkeit der Realisierung gesehen. Hier half die Struktur der Organisationsform Bürger-
stiftung, doch noch eine Realisierung zu erreichen, die anderen nicht möglich gewesen wäre.  
Dagegen wird am Beispiel der „Bürgerbäume“ in Münster und auch am Beispiel des „Jugend-
café Wasserturm“ in Gütersloh deutlich, wie das Handeln von Bürgerstiftungen eine substitu-
ierende Wirkung erzeugt hat. Tatsächlich wäre nämlich zumindest das Projekt in Münster und 
möglicherweise auch das Projekt in Gütersloh über öffentliche Gelder finanziert worden. 
Herausgestellt werden muss dabei jedoch, dass die beiden Projekte nicht von einem öffentlichen 
Akteur auf eine Bürgerstiftung abgeschoben wurden, sondern dass die Initiative zur Realisierung 
der Projekte von den Bürgerstiftungen ausging. Im Weiteren war dann das Motiv der Kommu-
nen für die Zusammenarbeit mit den Bürgerstiftungen nicht der Ausblick auf eine Kosten-
reduzierung, sondern die Potenzialnutzung der Bürgerstiftungen, also das Nutzbarmachen ihrer 
individuellen Stärken für das Projekt. Insofern erweist sich die in der Literatur immer wieder 
vorzufindende Befürchtung, dass Bürgerstiftungen als „Lückenbüßer“ allzu sehr ins „Schlepp-
tau“ von Kommunen geraten und von deren Wünschen und Wohlgefallen abhängig werden 
könnten (vgl. Kapitel III.3.3, VI.4.1), in der Praxis als unbegründet. 
Insgesamt zeigen die Beispiele aus Lörrach, Münster und Gütersloh jedoch, dass die Erfah-
rungen und Folgerungen hinsichtlich der Beiträge und Funktionen nicht ohne Weiteres auf alle 
Bürgerstiftungen zu übertragen sind – zu unterschiedlich sind die Voraussetzungen, Anfor-
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derungen und Besonderheiten in den jeweiligen Beispielen, Stiftungen und Städten. Es konnte 
anhand der Fallbeispiele also nur eine – sicherlich auch nicht vollständige – Beschreibung und 
Veranschaulichung möglicher Beiträge und Funktionen erfolgen, die Bürgerstiftungen in ihren 
Städten leisten können. Diese Auflistung und Beschreibung kann also nur der Beginn sein, 
diejenigen Beiträge und Funktionen von Bürgerstiftungen zu erfassen, die über das Geldgeben 
hinaus gehen, und regt hoffentlich zu weiteren Erkundungen an, die hier forschungsmethodisch 
bedingt auf die Fallbeispiele beschränkt sein mussten.  
Kooperationen der Bürgerstiftungen in der Praxis 
In allen drei Fallbeispielen wird der Kooperation eine besondere Bedeutung beigemessen. Ohne 
die Zusammenarbeit mit anderen Akteuren hätten die Bürgerstiftungen „ihre“ Projekte nicht 
realisieren können.  
Ausgehend von der Vielfalt an Kooperationspartnern in den Projekten der drei Bürgerstiftungen 
bestätigt sich, dass das einfache Bild von Stiftungsarbeit „hier die Stiftungen – dort die 
Destinatäre“ (vgl. Kapitel VII) für Bürgerstiftungen nicht gilt. Die Kooperationen mit Akteuren 
aus verschiedenen Sphären zeigen, dass bei den untersuchten Bürgerstiftungen offenbar nicht-
hierarchische (heterarchische) Strukturen überwiegen, in denen die Akteure nicht in einem 
Über- und Unterordnungsverhältnis, sondern als Partner nebeneinander stehen; dies macht 
besonders das Beispiel des Projektes „Wiesionen“ in Lörrach deutlich. In Kooperationen können 
Bürgerstiftungen zusammen mit anderen Akteuren gemeinsam Leistungen erbringen, die das 
Handlungsvermögen der einzelnen Akteure übersteigen. Die Vielfalt der Kooperationspartner 
bringt es allerdings mit sich, dass Bürgerstiftungen ein eigenes Rollenverständnis für Koopera-
tionen entwickeln müssen, das weniger von Konkurrenzgedanken als vielmehr von Offenheit, 
Austausch, Kommunikation und Dialog geprägt ist und sich auch die Ziele, Interessenlagen, 
Muster und Handlungsspielräume anderer Akteure bewusst macht. Insofern müssen auch 
mögliche „Unverträglichkeiten“ in Kooperationen deutlich gemacht werden. Diese können auf-
grund unterschiedlicher Mittel und Ressourcen, unterschiedlicher Machtpotenziale und auf-
grund unbewältigter Konflikte der Kooperationspartner (vgl. Kapitel II.3.1) entstehen. Dies wird 
im Rahmen des Projektes der Stadt Stiftung Gütersloh zumindest ansatzweise ersichtlich.  
Das Spektrum der Kooperationsformen von Bürgerstiftungen reicht in den Beispielen von 
Gesprächen zum Informationsaustausch über das Einbringen von Ressourcen in gemeinsame 
Projekte bis hin zur kooperativen Trägerschaft einer Jugend- und Sozialeinrichtung. Dies muss 
jedoch um einen wichtigen Gedanken ergänzt werden: Die Beispiele zeigen, dass Koopera-
tionen Prozesse sind, Dynamiken unterliegen und verschiedene Entwicklungsmöglichkeiten 
zulassen. So gingen zum Beispiel der stark verbindlichen und zeitlich längerfristigen Kooperation 
für das „Jugendcafé Wasserturm“ losere Formen der Kooperation voraus.  
Die Kooperationen der untersuchten Bürgerstiftungen dienen verschiedenen Zielen und 
Zwecken. Im Umkehrschluss wird damit klar: Kooperationen sind kein Selbstzweck. Koopera-
tionen bringen nicht per se bessere Ergebnisse und Projekte hervor und können aufgrund von 
unlösbaren Interessenskonflikten oder sachlichen Problemen mitunter auch schon mal in 
Sackgassen, Um- und Holzwegen münden. Wichtig ist es daher zu beachten, dass es bei 
Kooperationen um konkrete Problemlösungen und die Umsetzung von Projekten geht. Die 
Motivation der Kooperationspartner speist sich aus der Aussicht auf konkrete Veränderung, der 
Nutzen muss greifbar und darf nicht zu abstrakt sein. Eine Kooperation ohne gemeinsames Ziel 
kann nicht funktionieren.  
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Es ist vielleicht die Ironie von Bürgerstiftungen, dass sie bei ihren Tätigkeiten (fast) immer auch 
auf die Stadtverwaltung als wesentlicher Partner angewiesen sind, obwohl sie die Nähe gerade 
zu diesem Akteur scheuen. Insofern verkennt die immer wieder zu findende Diskussion und das 
Befürchten einer Substitution des Sozialstaates und seiner Leistungen durch die Bürgerstif-
tungen die bestehende Aufeinanderbezogenheit. 
Bei allen positiven Assoziationen, die der neue Stiftungstyp und die Kooperationen von 
Bürgerstiftungen wecken, muss also auch nach der Leistungsfähigkeit und den Grenzen von 
Bürgerstiftungskooperationen gefragt werden. Insofern gilt, wie schon eingangs betont: „Man 
muss schon sehr genau hinsehen und Grenzen wie Gefahren im Auge behalten, soll es zu einem 
sinnvollen Miteinander von öffentlichen und zivilgesellschaftlichen Aktivitäten kommen“ (Selle 
2007: 67). 
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IX. Resümee: Zusammenfassung, Thesen  
und weiterführender Forschungsbedarf 
 
Ziel der vorliegenden Arbeit war es, das Forschungsfeld lokal und regional tätiger Bürger-
stiftungen explorativ zu erkunden und Antworten auf die Frage zu finden, welchen Beitrag 
Bürgerstiftungen zur Entwicklung von Stadt und Region leisten können. Im abschließenden 
Resümee dieser Arbeit werden die wesentlichen Ergebnisse dieser Erkundungen zusammenge-
fasst und für die weitere wissenschaftliche Diskussion zur Verfügung gestellt (Kapitel IX.1). 
Thesen und Folgerungen zeigen perspektivisch auf, auf welchen Pfaden die Diskussion in der 
Wissenschaft und in der Bürgerstiftungspraxis vertieft werden können (Kapitel IX.2). Die 
Erkundung von Bürgerstiftungen und ihren Tätigkeiten in Stadt und Region ist damit aber nicht 
abgeschlossen, sondern muss weiter vertieft werden. Daher soll dieses Kapitel zugleich einen 
Ausblick darauf geben, wie die Entwicklung von Bürgerstiftungen weitergehen könnte und 
über welche Forschungsfragestellungen das Feld weiter erschlossen werden kann (Kapitel IX.3).  
 
1.  Zusammenfassung 
In aktuellen Diskussionen zur Zukunft der Stadtentwicklung wird immer wieder die Notwendig-
keit des Engagements nicht-staatlicher Akteure und entsprechender Kooperationen zwischen 
öffentlichen und privaten Akteuren betont. Erklärt wird, dass die Städte ihre Aufgaben und 
Herausforderungen nur dann bewältigen könnten, wenn alle Akteure der Gesellschaft ihre 
Ideen und Konzepte in die stadtentwicklungspolitischen Prozesse einbrächten und alle Akteure 
an der Entwicklung von Stadt und Region mitwirken würden. So gebetsmühlenartig die 
Einbindung nicht-staatlicher Akteure gefordert wird, so unkonkret sind jedoch die Vorstel-
lungen, zu welchen Beiträgen diese Akteure und Organisationen überhaupt in der Lage sind. 
Dies betrifft insbesondere die Ressourcen und Beiträge von bürgerschaftlichen Organisationen 
bzw. Organisationen des Dritten Sektors.  
Zum Dritten Sektor gehören Organisationen, die weder dem Sektor Staat noch dem Sektor 
Markt zuzuordnen sind. Die den Dritten Sektor kennzeichnenden Organisationen werden 
klassischerweise als Nonprofit-Organisationen bezeichnet, und sie begegnen uns im täglichen 
Leben in unterschiedlichen Funktionen und Varianten, zum Beispiel als Vereine, Verbände, 
Stiftungen, Selbsthilfegruppen oder Bürgerinitiativen. Sie begegnen uns auf unterschiedlichen 
räumlichen Ebenen in Quartier, Stadt und Region und in unterschiedlichen gesellschaftlichen 
Bereichen: im Kultur- und Freizeitbereich, im Bildungs- und Erziehungswesen, im Gesundheits- 
und Sozialwesen oder im Umwelt- und Naturschutz.  
Die Dritte-Sektor-Forschung hat sich in den vergangenen Jahren zunehmend darum bemüht, 
die Ressourcen und Beiträge von Nonprofit-Organisationen zu erkunden. Besondere Aufmerk-
samkeit in der Dritte-Sektor-Forschung und in der Öffentlichkeit erfährt seit einigen Jahren die 
Organisationsform Stiftung und dabei vor allem die seit Mitte der 1990er Jahre verstärkt 
gegründete Sonderform der Bürgerstiftung. Bürgerstiftungen sind unabhängige und gemein-
nützige Organisationen zur Förderung sozialer, kultureller oder ökologischer Belange in einem 
bestimmten, lokal oder regional abgegrenzten Tätigkeitsbereich und wurden gerade in der An-
fangszeit stark nach dem Vorbild amerikanischer Community Foundations konzipiert. Innerhalb 
von nur zehn Jahren sind bundesweit mehr als 170 Bürgerstiftungen gegründet worden. 
Bürgerstiftungen finden nicht nur in Deutschland, sondern weltweit Beachtung und sind eines 
der am schnellsten wachsenden Segmente des internationalen Stiftungswesens. In keinem 
anderen Land ist die Entwicklung von Bürgerstiftungen jedoch so dynamisch wie hierzulande.  
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Sowohl die Gründungsdynamik als auch die explizite Absicht von Bürgerstiftungen, Stadt und 
Region „bewahren“, „fördern“, „mitgestalten“ oder „weiter entwickeln“ zu wollen, wurden 
zum Anlass genommen, die Beiträge von Bürgerstiftungen zur Entwicklung von Stadt näher zu 
untersuchen. Ziel war es, nach der Gründungseuphorie von Bürgerstiftungen eine erste Bilanz 
zu ziehen. Die forschungsleitenden Fragen für die Untersuchung lauteten: Welche Beiträge 
leisten Bürgerstiftungen zur Entwicklung von Stadt und Region und welche Rolle spielen dabei 
Kooperationen mit anderen Akteuren der Stadtentwicklung? 
Antworten auf diese Fragen wurden in fünf empirischen Untersuchungsschritten hergeleitet. 
Der Einstieg erfolgte über eine Literaturanalyse zu den Themen Stadtentwicklung, Stiftungen 
und Bürgerstiftungen. Mit Hilfe einer eingehenden Analyse der Daten aus dem Bürgerstiftungs-
verzeichnis des Vereins Aktive Bürgerschaft konnten sodann Aussagen über die finanzielle 
Leistungsfähigkeit von Bürgerstiftungen getroffen werden. Anschließend wurde im dritten 
Untersuchungsschritt eine Analyse der Bürgerstiftungssatzungen durchgeführt, auf deren 
Grundlage Aussagen zu den Leistungsinhalten, zur Art und Weise der Leistungserbringung und 
zur Bedeutung von Kooperationen für Bürgerstiftungen getroffen werden konnten. Um 
Erkenntnisse zu den tatsächlichen Stiftungsaktivitäten, den tatsächlichen Wegen der Zweckver-
wirklichung und den Kooperationen von Bürgerstiftungen in der Praxis zu erlangen, wurde im 
vierten Untersuchungsschritt eine schriftliche Befragung von Bürgerstiftungen durchgeführt. 
Schließlich wurden drei konkrete Bürgerstiftungsprojekte im Rahmen von Fallstudien eingehen-
der untersucht, um die Befragungsergebnisse qualitativ vertiefen und anhand von Praxisbei-
spielen nachvollziehen zu können. Auf diese Weise zeigt die Arbeit die Bürgerstiftungstätig-
keiten auf zwischen Soll und Ist. 
Die wesentlichen Ergebnisse der Untersuchung lassen sich wie folgt zusammenfassen: 
• Die Leistungsfähigkeit von Bürgerstiftungen wird überschätzt und muss relativiert werden: 
Allgemein werden mit Stiftungen häufig große Vermögenswerte assoziiert. Es ist daher 
zumeist die Aussicht auf eine dementsprechend hohe finanzielle Leistungsfähigkeit, die 
Stiftungen attraktiv erscheinen lässt. Dies gilt auch für Bürgerstiftungen: Die „universelle 
Attraktivität“ von Bürgerstiftungen wird immer wieder anhand von Zahlen dargestellt – 
sei es mit Hilfe der Zahl an (neugegründeten) Stiftungen, dem Gesamtvermögen oder 
den Ausgaben der Stiftungen. Die Analyse der Bürgerstiftungsvermögen zeigt jedoch, 
dass sowohl die Stiftungsvermögen als auch die Spendeneinnahmen und die Ausgaben 
von Bürgerstiftungen zum Teil stark konzentriert sind. In Zahlen ausgedrückt heißt das: 
Bei mehr als der Hälfte der Bürgerstiftungen betrug das Stiftungsvermögen im Jahr 2006 
weniger als 250.000 Euro und die Ausgaben beliefen sich auf weniger als 15.000 Euro. 
Damit ist die finanzielle Leistungsfähigkeit von Bürgerstiftungen zum Teil deutlich 
niedriger als die von Stiftungen insgesamt und bewegt sich bei der Höhe der Ausgaben 
näherungsweise bei der Leistungsfähigkeit von lokal tätigen Vereinen. Ähnliches lässt 
sich in Bezug auf die personelle Leistungsfähigkeit feststellen: Bürgerstiftungen sind in 
personeller Hinsicht nicht leistungsschwächer, aber auch nicht leistungsfähiger als 
Vereine einzuschätzen. Die Mehrheit der Bürgerstiftungen muss bisher ohne haupt-
amtlich beschäftigte Mitarbeiter auskommen, und die derzeit vorhandenen hauptamt-
lichen Ressourcen sind konzentriert auf wenige vermögende Bürgerstiftungen. Insge-
samt lässt sich festhalten, dass Bürgerstiftungen hinsichtlich ihrer materiellen, perso-
nellen und organisatorischen Ressourcen nicht überschätzt werden sollten. Sie sind eher 
als eine langfristige Investition in die Zukunft der Städte und Region zu betrachten, 
deren Erträge vor allem künftigen Generationen zugute kommen können.  
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• Der Beitrag von Bürgerstiftungen geht über das Scheckausfüllen hinaus: Inhaltlich 
verfolgen Bürgerstiftungen eine breite Palette an Zwecken, die von Vorhaben der 
Kinder- und Jugendhilfe über Landschafts- und Denkmalschutzmaßnahmen bis hin zu 
Projekten im Umwelt- und Naturschutz reichen. Die Beiträge von Bürgerstiftungen zur 
Entwicklung von Stadt und Region erschöpfen sich dabei nicht in der Finanzierung und 
Förderung gemeinnütziger Projekte. Im Zentrum des jeweiligen Stiftungshandelns 
stehen nicht allein der Vermögensaufbau, das Schaffen entsprechender Dienstleistungs-
angebote für Stifterinnen und Stifter und die Vergabe von Fördermitteln an Dritte, 
sondern die Stiftungsidee und die damit verbundenen geförderten oder operativen, also 
selbst durchgeführten Projekte. Über diese Funktionen hinaus können Bürgerstiftungen 
zum Beispiel Beiträge leisten als Spendenakquisiteure und Geldsammler, als 
„unverbrauchte“ Arrangeure und Katalysatoren zur Realisierung von Projektideen, als 
unabhängige Vermittler und Moderatoren, als Ermöglicher für Bürgerengagement und 
als Träger für soziale oder kulturelle Einrichtungen. Erkennbar wird auch, dass mit dem 
von Bürgerstiftungen beabsichtigten „Bewahren“, „Fördern“ und „Mitgestalten“ von 
Stadt und Region nicht nur ein einmaliges Anschieben von Projekten, sondern zuweilen 
auch eine dauerhafte Finanzierung und Begleitung verbunden ist: Wer Motor in einer 
Stadt sein will, muss nicht nur anschieben, sondern auch beim Trampeln mithelfen oder 
den Sprit stellen, weil der Motor sonst auf Dauer nicht läuft. Somit gilt auch für 
Bürgerstiftung, dass es ein Irrtum ist anzunehmen, Stiftungen seien wesentlich von 
ihrem Vermögen her bestimmt.  
• Bürgerstiftungen sind in starkem Maße auf Kooperationen angewiesen: Bereits bei der 
Ideenfindung und Konzipierung der Projekte von Bürgerstiftungen zeigt sich, dass sie in 
starkem Maße auf die Zusammenarbeit mit anderen Akteuren inner- und außerhalb der 
Stadt angewiesen sind. Kooperationen sind für Bürgerstiftungen genauso wichtig wie 
Stifter, Spender sowie Zeit- und Ideenstifter. Die Kooperationspartner bringen neue, 
ergänzende Ressourcen ein, wie zum Beispiel Fachwissen, Personalkapazität und 
finanzielle Mittel. Das einfache Bild von Stiftungsarbeit „hier die Stiftungen – dort die 
Destinatäre“ gilt für Bürgerstiftungen nicht. In Kooperationen können Bürgerstiftungen 
zusammen mit anderen Akteuren gemeinsam Leistungen erbringen, die das 
Handlungsvermögen der einzelnen Akteure übersteigen. Mögliche Ambivalenzen und 
Unverträglichkeiten, die aufgrund unterschiedlicher Mittel und Ressourcen, unterschied-
licher Machtpotenziale und aufgrund unbewältigter Konflikte allgemein mit Koopera-
tionen verbunden sein können, finden sich allerdings auch bei Kooperationen von 
Bürgerstiftungen. Nach ihren Kooperationsaktivitäten lassen sich Bürgerstiftungen dabei 
in drei Typen differenzieren: In kooperationszurückhaltende, kooperations-interessierte 
und kooperationsfreudige Bürgerstiftungen. Je älter und „erfahrener“ eine Bürgerstif-
tung ist, desto kooperationsinteressierter und kooperationsfreudiger ist sie – und umge-
kehrt sind jüngere und überwiegend fördernd tätige Stiftungen eher kooperations-
zurückhaltend.  
• Kommunen sind die wichtigsten Kooperationspartner für Bürgerstiftungen: Stadt- und 
Gemeindeverwaltungen sind die häufigsten und wichtigsten Partner für Bürger-
stiftungen. Der Mehrheit der Bürgerstiftungen ist es wichtig, das fachliche Know-how 
von Stadtverwaltungen in ihre Arbeit mit einzubeziehen und sie bei ihren Projekten zu 
beteiligen. Die Kooperation mit Kommunen erfolgt im informellen Informations-
austausch, in gemeinsam durchgeführten Projekten oder sogar durch personelle 
Einbindung in die Organisationsstrukturen der Stiftungen. Die Zusammenarbeit wird 
überwiegend als vertrauensvoll und konstruktiv beschrieben. Angesichts des bisher 
immer wieder diskutierten Konkurrenz- oder Spannungsverhältnisses von Bürger-
stiftungen gegenüber öffentlichen Akteuren ist es die Ironie von Bürgerstiftungen, dass 
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sie bei ihren Tätigkeiten (fast) immer auch auf die Stadtverwaltung als wesentlicher 
Partner angewiesen sind, obwohl sie laut ihren Satzungen und ihrem Selbstverständnis 
die Nähe gerade zu diesem Akteur scheuen. Insofern verkennt die Befürchtung einer 
Lückenbüßerfunktion von Bürgerstiftungen die bestehende Aufeinanderbezogenheit. In 
der Praxis hat die Instrumentalisierung von Bürgerstiftungen bzw. die Differenzierung, 
ob ein Projekt einer Bürgerstiftung eher ergänzenden oder substituierenden Charakter 
hat, kaum eine Bedeutung.  
• Die Beiträge von Bürgerstiftungen bieten Chancen, sind aber auch mit Restriktionen 
verbunden: Sowohl anhand der Befragungsergebnisse als auch in der Untersuchung der 
drei Beispielprojekte ist deutlich geworden, dass Bürgerstiftungen in verschiedenen 
Ausgangssituationen, in unterschiedlichen Themenbereichen und auf vielfältige Weise 
an der Entwicklung von Stadt und Region mitwirken. Damit bieten sich Chancen für 
zusätzliche und neue Anstöße für die Entwicklung der jeweiligen Bürgerstiftungsstädte 
und -regionen. Mit den Beiträgen von Bürgerstiftungen sind aber auch Restriktionen 
verbunden: Dies können zum Beispiel Konkurrenzen gegenüber anderen lokalen 
Akteuren in Bezug auf fachliche Kompetenzen oder in Bezug auf das Einwerben lokaler 
Spenden und Zustiftungen sein. Auch können dies Vorbehalte gegenüber Bürger-
stiftungen sein, in denen sich „elitäre“ Stifter und Engagierte absetzen und somit uner-
wünschte soziale Selektivitäten hervorgerufen werden. Und nicht zuletzt birgt es 
Gefahren, wenn Bürgerstiftungen immer wieder nur einzelne neue Projekte anschieben, 
und diese dann nach Auslaufen der Förderung an öffentliche Akteure zu übertragen 
versuchen, so dass kommunale Zielsetzungen, die eher „das Ganze“ im Auge haben, 
nicht über demokratische Wege, sondern immer stärker durch die Vorstellungen 
einzelner Akteure bestimmt werden. Problematisch wird es dabei vor allem dann, wenn 
Bürgerstiftungen durch ihre Projekte und Initiativen den finanziellen Handlungsspiel-
raum von kommunalpolitischen Akteuren und Kommunalverwaltungen einschränken 
oder sogar kommunale Investitionsentscheidungen durch ihre Vorhaben antizipiert oder 
erwartet werden. 
 
Bürgerstiftungen sind auch zehn Jahre nach Gründung der ersten Stiftung dieses Typs immer 
noch vergleichsweise neue Akteure in Stadt und Region. Angesichts der Vielfalt an 
Bürgerstiftungen fällt es schwer, eine einheitliche Beschreibung ihrer Tätigkeiten und Beiträge 
zur Entwicklung von Stadt und Region zu geben oder diese gar, um ein eingangs der Arbeit 
gewähltes Bild aufzugreifen, in die Form eines standardisierten Beipackzettels zu pressen. 
Gleichwohl konnte mit dieser Arbeit, um im Bild zu bleiben, eine grundlegende Beschreibung 
des Spektrums an Anwendungsgebieten, Wirkungsweisen, Wechselwirkungen und der Risiken 
und Nebenwirkungen von Bürgerstiftungen geleistet werden. Diese werden allerdings für jede 
Bürgerstiftung und in jeder Stadt und Region unterschiedlich ausfallen.  
Insgesamt machen die Ergebnisse deutlich, dass die Auseinandersetzung mit Bürgerstiftungen 
als Akteure auf kommunaler Ebene nach wie vor am Anfang steht und weiter entwickelt 
werden muss. Dabei gilt es insbesondere, den in der Literatur stark auf die Frage der finanziellen 
Leistungsfähigkeit verengten Fokus zu weiten. 
Für die Praxis der Stadtentwicklung vor Ort bedeutet dies: Wenn die Entwicklung von Stadt und 
Region mit und zwischen vielen Akteuren und eben auch mit Bürgerstiftungen zu gestalten ist, 
gewinnt die Auseinandersetzung mit den Strukturen und Besonderheiten des Akteurs 
Bürgerstiftungen zunehmend an Bedeutung und muss in jeder Stadt und Region individuell 
erfolgen. Die Ergebnisse und die nachfolgenden Folgerungen und Thesen mögen für eine 
solche Auseinandersetzung Orientierung geben.  
Resümee 225 
 
2. Schlussfolgerungen und Empfehlungen für die weitere Fachdiskussion  
Bürgerstiftungen wirken an der Entwicklung von Stadt und Region mit – als Akteure unter 
anderen, aber mit besonderen Fähigkeiten und Funktionen. Bürgerstiftungen sind neue und 
unverbrauchte lokale Akteure, und sie versuchen als Pfadfinder und Arrangeure gemeinwohl-
orientierte Projekte auf den Weg zu bringen. Das Mitwirken an der Entwicklung von Stadt und 
Region findet sowohl im Finanzieren und Fördern von Projekten Dritter als auch in eigenen 
Projekten ihren Ausdruck. Die Beiträge von Bürgerstiftungen hängen dabei nicht nur von ihren 
eigenen Ressourcen und Ideen ab, sondern ganz wesentlich auch vom Interesse und von der 
Bereitschaft anderer Akteure aus Staat, Markt und Drittem Sektor, Bürgerstiftungen zu 
unterstützen und mit ihnen gemeinsam Stadt und Region zu „bewegen“. Bürgerstiftungen sind 
Partner bei der Entwicklung von Stadt und Region.  
Damit Bürgerstiftungen ihre Funktionen und Beiträge in die Entwicklung von Stadt und Region 
gewinnbringend einbringen können, sind Voraussetzungen zu erfüllen. Für diese Voraus-
setzungen seien im Folgenden Folgerungen und Thesen dargelegt, die aus den Befunden der 
Arbeit abgeleitet werden.  
 
(1) Bürgerstiftungen wirken an der Entwicklung von Stadt und Region mit –  
mit besonderen Fähigkeiten und Funktionen. Diese Multifunktionalität ist zu stärken.  
Es ist ihre Multifunktionalität, die es Bürgerstiftungen ermöglicht, auf vielfältige Weise 
an der Entwicklung von Stadt und Region mitzuwirken. Gerade weil sie sich nicht nur als 
Finanzier und Förderer von Projekten Dritter betätigen, sondern auch Projekte 
arrangieren, akquirieren, moderieren, betreiben, vermitteln und vermarkten können, 
gelingt es Bürgerstiftungen, Impulse zum Bewahren, Fördern und Mitgestalten von 
Stadt und Region zu geben. Bürgerstiftungen können nicht nur mit fördernden, sondern 
auch mit operativen Projekten flexibel auf neue und aktuelle Herausforderungen 
reagieren, und sie sind in verschiedenen Themenbereichen tätig. Diese Multifunk-
tionalität von Bürgerstiftungen ist zu stärken, da es nicht ausreicht, nur auf Probleme 
aufmerksam zu machen oder mit Geld Gutes zu tun. Gefragt sind das Erarbeiten von 
Lösungskonzepten sowie das Mitwirken an deren Umsetzung – und nicht der mitunter 
geforderte Übergang von operativen zu fördernden Tätigkeiten und eine damit 
verbundene Konzentration von Bürgerstiftungen auf die „Funktion einer Sparkasse des 
gemeinnützigen Sektors“ (vgl. Timmer 2005: 114). Im Gegenteil stünde bei Aufgabe 
ihrer Multifunktionalität zu befürchten, dass sie bei allen Akteuren an Attraktivität 
verlieren würden. Für Stiftungen wie für Bürgerstiftungen gilt: Das ökonomische Ziel-
system einer Stiftung – die Erhaltung des Vermögens, dessen Vermehrung sowie das 
Einwerben von Spenden – ist dem qualitativen Zielsystem untergeordnet. Bürger-
stiftungen erfahren umso eher Unterstützung von Stiftern, Spendern, Engagierten und 
Kooperationspartnern, je deutlicher sie sich mit konkreten Projekten und Rollen 
identifizieren lassen.  
(2) Bürgerstiftungen verfolgen eine breite Palette an Zwecken. Ihre Tätigkeiten müssen an 
lokalen und regionalen Problemen ansetzen und bedarfsorientiert entwickelt werden.  
Um im Wettbewerb um finanzielle Zuwendungen, bürgerschaftliches Engagement und 
öffentliche Aufmerksamkeit bestehen zu können, wird jede Bürgerstiftung ihr eigenes 
Profil entwickeln müssen. Bürgerstiftungen müssen den schwierigen Spagat bewältigen 
zwischen kurzfristigem Wecken von Begeisterung durch erfolgreiche Pilotprojekte und 
langfristigem Kapitalaufbau. Letzterer wird mittel- bis langfristig Tätigkeiten in allen 
Zweckbereichen einer Bürgerstiftung erfordern. Dabei müssen Bürgerstiftungen mit 
ihren Tätigkeiten an lokalen und regionalen Problemen ansetzen anstatt sich nur an 
Startprojekten und „Best Practices“ anderer Bürgerstiftungen zu orientieren. Bereits 
bestehende Bedarfsanalysen können dabei ebenso helfen wie das Erstellen eigener 
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Untersuchungen und „need-studies“ (Becker 2005), die aufzeigen, wo welcher Hand-
lungsbedarf besteht. Allerdings ist darauf zu achten, dass es dabei nicht zu einer 
Überforderung von Bürgerstiftungen kommt: Mit Blick auf die begrenzten personellen 
und finanziellen Ressourcen sollten Bürgerstiftungen ihre Tätigkeiten in jedem Fall 
strategisch anlegen, um sich nicht in einer Vielzahl von Einzelaktivitäten zu verzetteln. 
(3) Sowohl die Anzahl als auch die Vermögen von Bürgerstiftungen steigen.  
Das Wachstum verlangt eine Professionalisierung von Bürgerstiftungen.  
Einhergehend mit der wachsenden Anzahl und mit den steigenden individuellen 
Vermögen von Bürgerstiftungen werden auch die Erwartungen und Anforderungen an 
Bürgerstiftungen wachsen. Dabei zeichnen sich drei Trends ab: Erstens werden Stifter 
und Spender zunehmend höhere Anforderungen an Bürgerstiftungen hinsichtlich ent-
sprechender Dienstleistungsangebote, aber auch hinsichtlich der Transparenz der Mittel-
verwendung stellen. Zweitens werden auch die Zeitspender mehr erwarten, beispiels-
weise hinsichtlich Rollen- und Kompetenzverteilungen, Betreuung, Anerkennung und 
Würdigung ihrer Arbeit sowie qualifizierter Fort- und Weiterbildung. Drittens sind 
Bürgerstiftungen sehr von Kooperationen und der Unterstützung Dritter abhängig. 
Diese Unterstützer wollen darüber informiert werden, was in den gemeinsamen Pro-
jekten bewirkt wird. Daher ist eine Professionalisierung von Bürgerstiftungen erforder-
lich. Dies beinhaltet einen Ausbau und eine Verbesserung der Dienstleistungsangebote 
für Stifter und Spender. Die Professionalisierung muss aber auch eine Verbesserung der 
personellen Ressourcen von Bürgerstiftungen zum Gegenstand haben. Dies wird nicht 
allein über die sowieso oft nur schwer finanzierbare Einstellung von mehr hauptamt-
lichen Mitarbeitern gelingen, sondern erfordert auch ein qualifiziertes Freiwilligen-
management für die ehrenamtlichen Mitarbeiter. Professionalisierung bedeutet 
schließlich auch den Aufbau schlanker und wirksamer Organisationsstrukturen. Hierfür 
wie für die anderen Bereiche gilt das Erfordernis einer Professionalisierung mit Augen-
maß: Gerade weil Bürgerstiftungen zuweilen Eigenschaften wie Effizienz und 
Professionalität fehlen und sie eine Existenzberechtigung als „funktionale Dilettanten“ 
(Seibel 1994) haben, werden sie als neue und unverbrauchte Akteure angesehen, als 
Plattform, die nicht rechts, nicht links, nicht grün, nicht sportlich ist, aber Dinge in 
Bewegung bringt. Insofern sollten Bürgerstiftungen zumindest teilweise als „Liebhaber 
und Laien mit fachmännischem Ehrgeiz“ weiterarbeiten und sich bei allem Streben nach 
Professionalität auch eine Prise Dilettantismus erhalten.  
(4) Bürgerstiftungen sind neue Akteure in der Stadtentwicklung. Ihre Arbeit  
bedarf in besonderem Maße der Transparenz und Nachvollziehbarkeit.  
Mit dem Bedeutungsgewinn von Bürgerstiftungen steigen die Anforderungen an die 
Qualität und Transparenz ihres Handelns. Bürgerstiftungen sind zwar weniger als 
Stiftungen allgemein mit einem Bild in Verbindung zu bringen, das sie als „elitäre 
Einrichtungen“ oder „Spielwiese der Reichen“ darstellt. Gleichwohl wird auch von 
Bürgerstiftungen erwartet, dass sie Rechenschaft über ihre Arbeit geben und darlegen, 
wie sie das Vermögen, das ihnen von Geld-, Zeit- und Ideenstiftern zugewendet wird, 
einsetzen und damit fachlich qualifizierte Beiträge leisten. Die Erwartungen an den 
neuen Akteur Bürgerstiftung erzwingen die Transparenz von Fördervorhaben, Projekten 
und Ressourceneinsatz. Bürgerstiftungen sind daher dazu aufgerufen, durch Öffentlich-
keitsarbeit und erhöhte Transparenz ihres Handelns zu einem besseren Verständnis von 
Stiftungen beizutragen. Eine Bürgerstiftung, die dem Stifterwillen gerecht werden und 
sich zugleich nach außen legitimieren will, muss Methoden und Instrumente finden, mit 
denen sie ihre Projekte und Prozesse bewerten und überprüfen kann. Evaluierungs-
maßnahmen, Kommunikation und Transparenz sind wichtige Voraussetzungen, um als 
Akteur und Partner der Stadtentwicklung dauerhaft ernst genommen zu werden. 
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(5) Kooperationen bieten Bürgerstiftungen die Chance einer demokratischen Mitwirkung 
an der Entwicklung von Stadt und Region. Kooperationen sind Ressourcen für 
Bürgerstiftungen und als solche verstärkt zu nutzen. 
Bürgerstiftungen sind in starkem Maße auf Kooperationen angewiesen – inhaltlich, 
strukturell sowie von ihrem Selbstverständnis her. Darüber hinaus bieten Kooperationen 
für Bürgerstiftungen die Chance einer demokratischen Mitwirkung an der Entwicklung 
von Stadt und Region. Die Bürgerstiftung an sich ist noch keine demokratische Institu-
tion, selbst wenn sie bestrebt ist, Bürger auf verschiedene Weise und mitgliederähnlich 
in die Stiftungsarbeit mit einzubinden. Dieses strukturelle Demokratiedefizit von Bürger-
stiftungen kann nicht aufgelöst werden. Ihm kann aber durch ein aktives Mitgestalten 
im Zusammenspiel mit anderen lokalen Akteuren entgegengewirkt werden. Auf diese 
Weise wird keine „Demokratisierung“ der Organisation Bürgerstiftung erreicht. Aber 
anstatt „alles besser machen zu wollen“ und den Stifterwillen allein und mit Mächtigkeit 
„von oben herab“ durchzusetzen, können Bürgerstiftungen mit Hilfe von Koopera-
tionen auf partizipatorisch-demokratische Weise an der Stadtentwicklung mitwirken. Die 
Zusammenarbeit von Bürgerstiftungen mit anderen Akteuren ist daher nicht nur zu 
nutzen, um durch Kooperationen die Möglichkeiten des eigenen Handelns zu erweitern, 
sondern auch, um sich als Institution in demokratische Prozesse auf lokaler Ebene 
einzubringen. Daher sind Kooperationen – im Sinne eines „Vernetzung fördern, 
Unabhängigkeit wahren“ – eine Ressource für Bürgerstiftungen und als solche verstärkt 
zu nutzen. Für Bürgerstiftungen muss es darum gehen, ihre Kooperationsfreudigkeit und 
-fähigkeit auszubauen und zu prüfen, für welche Aktivitäten eine Zusammenarbeit mit 
anderen nahe liegend ist, welche Formen der Zusammenarbeit sich anbieten, wie 
Partner in die Stiftungsarbeit einzubinden und wie gemeinsame Erfolge zu würdigen 
sind. Kooperationsoffenheit sollte dabei sowohl gegenüber öffentlichen Akteuren als 
auch gegenüber Akteuren des Marktes und Nonprofit-Organisationen bestehen. 
(6) Das Wachstum von Bürgerstiftungen verlangt von öffentlichen Akteuren, sich verstärkt 
mit Bürgerstiftungen auseinanderzusetzen. 
Öffentliche Akteure sind die wichtigsten Kooperationspartner für Bürgerstiftungen, da 
diesen zum Gelingen von Bürgerstiftungsprojekten und Kooperationsprozessen eine 
wesentliche Bedeutung zukommt. Wenn in immer mehr Kommunen Bürgerstiftungen 
aktiv werden und Stadt und Region mitgestalten wollen, verlangt dies entsprechendes 
Reagieren und Initiative von den politischen und administrativen Akteuren vor Ort. 
Öffentliche Akteure müssen sich verstärkt mit Bürgerstiftungen – und allgemein mit 
Nonprofit-Organisationen – auseinandersetzen. Die Beziehungen zwischen Bürgerstif-
tungen und Kommunen sind keine Einbahnstraße, sondern eine wechselseitige 
Angelegenheit. Die Bereitschaft zur Kooperation muss auf beiden Seiten vorhanden sein 
und ist für beide Seiten gewinnbringend. Welches konkrete Verhältnis der Zusammen-
arbeit sich jeweils herausbildet, ist dabei auch von den individuellen historischen und 
lokalen Gegebenheiten vor Ort abhängig. Insofern sollten Kooperationsformen, 
Verfahrensschritte und Kompetenzregelungen durch die konkreten Gegebenheiten des 
jeweiligen Ortes und die beabsichtigten Aufgaben und nicht durch abstrakte und 
vereinfachende Modelle bestimmt werden. Für Kooperationen von Bürgerstiftungen und 
öffentlichen Akteuren kann es keine Anleitungen im Sinne von Blaupausen geben, aber 
es ist wichtig, ein erhöhtes Problem- und Kooperationsbewusstsein zu schaffen. Eine 
Aufgabe von Politik und Verwaltung sollte darin bestehen, nicht nur die Rolle von 
Bürgerstiftungen als Teil der lokalen Infrastruktur anzuerkennen, sondern auch die über 
die finanziellen Ressourcen hinausgehenden Potenziale von Bürgerstiftungen zu 
erkennen und aktiv zu nutzen. Zu beachten ist allerdings auch: Bürgerstiftungen wollen 
und können aufgrund ihrer begrenzten Ressourcen oft nur punktuelle Wirkung erzielen. 
Daher ist es eine Aufgabe der öffentlichen Akteure, auch „das Ganze“ im Auge zu 
behalten. 
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Mit diesen Thesen und Folgerungen sind Anregungen zur Diskussion über künftige Beiträge, 
Arbeitsweisen und Kooperationen von Bürgerstiftungen zur Entwicklung von Stadt und Region 
gegeben. 
 
3. Ausblick und weiterführender Forschungsbedarf  
Im Rahmen der vorliegenden Arbeit wurde untersucht, welchen Beitrag Bürgerstiftungen zur 
Entwicklung von Stadt und Region leisten können. Die methodische Anlage der Arbeit und die 
Leitfragen hatten dabei entdeckenden Charakter. Daher liegt es nahe, die Ergebnisse dieser 
Arbeit weiterzudenken. Die Erkundung von Bürgerstiftungen, ihrer Beiträge und ihrer Koopera-
tionen ist also nicht abgeschlossen. Daher wird im Folgenden ein Ausblick darauf gegeben, 
welche Pfade die weitere Entwicklung von Bürgerstiftungen und ihre Erkundung nehmen 
könnten und was dabei Orientierung geben kann. 
Bürgerstiftungen boomen und ihr Wachstum lässt sich (vorerst) fortschreiben 
Bürgerstiftungen machen derzeit den dynamischsten Bereich im deutschen Stiftungswesen und 
unter den deutschen Nonprofit-Organisationen aus. In den Jahren von 1996 bis 2006 sind in 
mehr als 170 deutschen Städten, Gemeinden und Regionen Bürgerstiftungen gegründet 
worden, jedes Jahr kommen derzeit etwa 30 neue Bürgerstiftungen hinzu. Mit der steigenden 
Zahl an Bürgerstiftungen geht auch ein Wachstum des Gesamtvermögens der deutschen 
Bürgerstiftungen einher: Ende des Jahres 2006 betrug das Gesamtvermögen aller deutschen 
Bürgerstiftungen rund 72 Millionen Euro, Tendenz ebenfalls steigend. Die Vermögen sind 
jedoch stark konzentriert und mehr als die Hälfte aller bestehenden Bürgerstiftungen verfügt 
über ein Stiftungsvermögen von weniger als 250.000 Euro. Relativierungen sind also 
erforderlich. 
Doch obwohl – oder vielleicht muss man vielmehr sagen: gerade eben weil – die finanzielle und 
meist auch personelle Leistungsfähigkeit der meisten Bürgerstiftungen begrenzt ist, können 
Bürgerstiftungen auf verschiedene Weise Beiträge zur Entwicklung von Stadt und Region 
leisten. Ihre Beiträge erschöpfen sich nicht im „Scheckausfüllen“ bzw. in der Finanzierung und 
Förderung gemeinnütziger Projekte, sondern sie sind auf verschiedene Weise zum Beispiel als 
Arrangeur, Moderator, Interessenanwalt oder Geldsammler für vielfältige Vorhaben der 
Stadtentwicklung tätig.  
Die guten Nachrichten für Bürgerstiftungen und ihr Wachstum sind dabei: Erstens nimmt das 
Potenzial für mehr Spenden und Zustiftungen zu oder es bleibt zumindest auf einem gleichen 
Niveau. So ist die durchschnittliche Spendenhöhe in Deutschland im Jahr 2006 um rund zehn 
Prozent angestiegen, und das Gesamtspendenaufkommen ist trotz einer rückläufigen Zahl an 
Spendern annähernd stabil geblieben (vgl. TNS-Infratest 2007). Bei den Zustiftungen für 
Bürgerstiftungen zeigt sich, dass auch diese angestiegen sind, wobei Bürgerstiftungen mit 
Treuhandvermögen und entsprechenden Dienstleistungsangeboten für Stifter die höchsten 
Zuwachsraten verzeichneten.  
Zweitens engagieren sich immer mehr Menschen in Deutschland ehrenamtlich. Nicht nur die 
Zahl der freiwillig engagierten Bürgerinnen und Bürger ist gewachsen, sondern auch die Zahl 
derjenigen, die zu freiwilligem Engagement bereit sind (vgl. Gensicke et al 2004). Potenzial für 
mehr Zeitspenden für Bürgerstiftungen bzw. ihre geförderten oder selbst durchgeführten 
Projekte ist also ebenfalls gegeben, auch wenn sowohl das Potenzial für mehr Geldspenden als 
auch das für mehr Zeitspenden nicht allein Bürgerstiftungen zugute kommen wird.  
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Drittens genießen Bürgerstiftungen zurzeit quer durch die Parteienlandschaft eine sehr hohe 
Popularität. Die Politik sieht äußerst wohlwollend auf Bürgerstiftungen und erkennt in ihnen 
einen besonderen Ausdruck bürgerschaftlichen Engagements. Dies findet seinen Ausdruck zum 
Beispiel in steuerlichen Vergünstigungen für Bürgerstiftungen durch das im Herbst 2007 
verabschiedete „Gesetz zur weiteren Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements“ sowie in 
dem Beschluss der Bundesregierung, die Initiative Bürgerstiftungen des Bundesverbandes 
Deutscher Stiftungen weiter zu unterstützen und auszuweiten. Dafür wurde im Frühjahr 2008 
unter anderem das Projekt „Bürger- und Gemeinschaftsstiftung Ost“ ins Leben gerufen, das 
Teil der vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend getragenen Initiative 
ZivilEngagement „Miteinander – Füreinander“ ist (vgl. BMFSFJ 2007: 8, Website BBE 2008). 
Die Rahmenbedingungen für das Wachstum von Bürgerstiftungen sind damit weiter verbessert 
worden.  
Insofern kann daraus gefolgert werden: Der aktuelle Trend des Bürgerstiftungswachstums lässt 
sich für die nächste Dekade (vorerst) weiter fortschreiben. Dies betrifft sowohl das Vermögen 
einzelner Bürgerstiftungen als auch die Anzahl an Bürgerstiftungen in Deutschland, und so 
rechnet der Verein Aktive Bürgerschaft langfristig mit 400 bis 500 Bürgerstiftungen bundesweit 
(vgl. Hellmann 2007: 7). Damit werden in immer mehr Städten und Regionen neue Partner für 
die Entwicklung von Stadt und Region entstehen. 
Das Bürgerstiftungswachstum und seine Folgen 
Neben den guten Nachrichten gibt es aber auch weniger gute Nachrichten für Bürgerstiftungen. 
Erstens: Die Arbeit der Bürgerstiftungen wird durch Wachstum nicht leichter. Zwar wird der 
Erfahrungsaustausch sicherlich umso einfacher, je mehr Bürgerstiftungen es gibt und je mehr 
„Schwesterstiftungen“ in den jeweiligen Nachbarstädten entstehen und so die Bildung und der 
Ausbau regionaler Bürgerstiftungsnetzwerke möglich wird. Damit und mit dem Vermögens-
wachstum werden aber auch die an sie herangetragenen Wünsche und Anforderungen immer 
vielfältiger, differenzierter und spezieller werden. Der „Gemischtwarenladen“ Bürgerstiftung 
muss also ein eigenes Profil zu wahren in der Lage sein. Dies gilt vor allem auch deshalb, weil 
die Weiterentwicklung bereits bestehender Nonprofit-Organisationen und die hohe Zahl an 
Neuerrichtungen von Stiftungen insgesamt dazu führen können, dass untereinander lokale 
Konkurrenzen entstehen, die heute noch nicht oder nur in Ansätzen erkennbar sind.  
Zweitens ist anzunehmen, dass Bürgerstiftungen nicht auf ewig als unverbrauchte Akteure auf 
lokaler Ebene tätig sein können und als solche angesehen werden. Denkbar ist, dass Bürger-
stiftungen trotz ihrer Unabhängigkeit irgendwann, sei es nach zehn, fünfzehn oder zwanzig 
Jahren, Ecken und Kanten angenommen haben werden, an denen sich andere Akteure stoßen 
und Bürgerstiftungen nicht mehr von allen als unbelastete Dritte angesehen werden. Die 
Tatsache, dass fast alle politischen Parteien Bürgerstiftungen begrüßen und als Bausteine der 
Bürgergesellschaft schätzen, bedeutet noch lange nicht, dass sie in ihrer Funktion und 
Arbeitsweise auch von der Bevölkerung und anderen Organisationen verstanden und akzeptiert 
werden.  
Das Wachstum und das „Erwachsenwerden“ von Bürgerstiftungen werden drittens dazu 
führen, dass irgendwann auch die kritische Auseinandersetzung mit Bürgerstiftungen zunimmt. 
Mit immer mehr Bürgerstiftungen und Stiftungen insgesamt wächst die Gefahr, dass ein ganzer 
Sektor durch einzelne schwarze Schafe erschüttert wird; wie ein solcher Prozess ausgelöst 
werden kann, hat der Spendenskandal um die deutsche Sektion der Kinderhilfsorganisation 
UNICEF im Frühjahr 2008 beispielhaft deutlich gemacht.  
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Die Grenzen des Bürgerstiftungswachstums: Ein Ausblick auf sein natürliches Ende  
So wie sich das Wachstum von Bürgerstiftungen derzeit fortschreiben lässt, wird es irgendwann 
auch an seine Grenzen stoßen und ein natürliches Ende finden. Dies gilt allerdings nicht nur für 
Bürgerstiftungen, sondern für Stiftungen insgesamt (vgl. Sprengel 2007: 95 ff.). An irgendeiner 
Stelle des Entwicklungsprozesses von Bürgerstiftungen wird es erwartbar zu einer Abflachung 
der Neuerrichtungszahlen kommen – spätestens dann, wenn in jedem Stadtteil, jeder Stadt und 
jeder Region eine Bürgerstiftung aus der Taufe gehoben ist. Denkbar ist auch, dass es vereinzelt 
zu Fusionen von Bürgerstiftungen kommen könnte, wenn sich ihre Tätigkeitsbereiche und  
-schwerpunkte allzu sehr überschneiden. Wenn das Bürgerstiftungswachstum abebbt, sollte 
man aber nicht gleich beginnen, über einen Bedeutungsverlust von Bürgerstiftungen nachzu-
denken oder etwa Forderungen nach besonderen Steuererleichterungen für (Bürger)Stiftungen 
aufzustellen. Vielmehr sollte dann umso mehr eine Auseinandersetzung mit den verschiedenen 
Funktionen und mit der Weiterentwicklung von Bürgerstiftungen einsetzen, die selbstredend 
schon heute beginnen muss.  
Diese Arbeit hat erste Hinweise auf die verschiedenen Funktionen von Bürgerstiftungen 
gegeben und gezeigt, wie wichtig die Kooperation mit lokalen Partnern für die Arbeit von 
Bürgerstiftungen ist. Diese Ansätze sollten in der künftigen Forschung weiterentwickelt werden.  
Weiterführender Forschungsbedarf 
Von der wissenschaftlichen Aufarbeitung und von der kritischen öffentlichen Begleitung wird es 
abhängen, wie sich Bürgerstiftungen dauerhaft als ernstzunehmende Partner der Stadtentwick-
lung aufstellen können. Mögliche Anknüpfungspunkte und Perspektiven für weitere For-
schungsarbeiten können zwischen einer organisationsbezogenen Mikroebene und einer eher 
umfeldorientierten Makroebene angesiedelt werden (vgl. Abbildung 52). 
Mikroebene Makroebene
Wie kann die finanzielle Leistungsfähigkeit                                                 
verbessert werden?
Was sind spezifische Beiträge und Funktionen              
in bestimmten Themenfeldern                                                            
(z.B. Soziales, Kultur, Umwelt)
Wie kann die personelle Leistungsfähigkeit 
verbessert werden?
Was sind Beiträge und Funktionen                                 
mittlerer und kleiner Bürgerstiftungen?
Was sind geeignete                                         
organisatorische Strukturen?
Was sind Erfolgsfaktoren                                                 
für Kooperationen?
Was sind geeignete Methoden der  
Projektevaluierung und „Leistungsmessung“?
Was sind geeignete räumliche Tätigkeitsbereiche                                  
von Bürgerstiftungen?
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Abbildung 52: Skizze einer Forschungsagenda für Bürgerstiftungen (eigene Darstellung) 
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Weiterführender Forschungsbedarf lässt sich für folgende Themenfelder erkennen:  
• Bürgerstiftungen können auch ohne große Vermögen vielfältige Beiträge zur Entwicklung 
von Stadt und Region leisten. Dennoch ist der langfristige Aufbau des Stiftungsvermögens 
eine der Hauptaufgaben von Bürgerstiftungen, um eine nachhaltige, selbständige und 
unabhängige Arbeit zu sichern. Da der lokale Wettbewerb um Aufmerksamkeit und 
finanzielle Unterstützungsleistungen mehr und mehr zunimmt, und da die Untersuchung 
gezeigt hat, dass das Anbieten von Dienstleistungen für Stifter ein überdurchschnittlich 
hohes Vermögenswachstum befördert, sollten sich weitere Forschungsarbeiten unter 
anderem Fragen der zielgerichteten Spendenakquirierung und des Vermögensaufbaus im 
Zusammenhang mit dem Ausbau der Dienstleistungsfunktion von Bürgerstiftungen widmen. 
• Die personelle Leistungsfähigkeit ist für die Arbeit von Bürgerstiftungen ebenfalls zentral. 
Daher ist zum Beispiel zu untersuchen, wie die personelle Leistungsfähigkeit von Bürger-
stiftungen ausgebaut und professionalisiert werden kann, und inwieweit Professionali-
sierung dabei nicht allein durch den Ausbau der hauptamtlichen Tätigkeiten, sondern auch 
über eine Professionalisierung der ehrenamtlichen Tätigkeiten – beispielsweise über 
Maßnahmen des Freiwilligenmanagements – erreicht werden kann. 
• Ein Aspekt, der in der vorliegenden Arbeit nur in Ansatzpunkten berücksichtigt werden 
konnte, ist die Frage der idealen organisatorischen Struktur einer Stiftung in Abhängigkeit 
ihrer Ziele und Arbeitsweise. Neben der Untersuchung der bestmöglichen Governance-
Struktur sei hierbei insbesondere an die strukturelle Ein- und Anbindung zum Beispiel von 
Kommunen oder Geldinstituten gedacht, die oftmals die infrastrukturellen Ressourcen für 
Bürgerstiftungen bereitstellen. 
• Was für Stiftungen gilt, gilt auch für Bürgerstiftungen: Die Tätigkeiten und Projekte von 
Bürgerstiftungen als die von ihnen produzierten „Güter“ sind von ihrer Wesensart her 
schwierig auf ihre Wirksamkeit hin zu überprüfen. Dies führt in der Praxis dazu, dass 
Evaluierung noch keinen hohen Stellenwert bei Bürgerstiftungen hat. Gerade mit dem 
Wachstum von Bürgerstiftungen wird es aber immer wichtiger, dass Bürgerstiftungen ihren 
„Mehrwert“ zum Beispiel gegenüber anderen lokalen Nonprofit-Organisationen deutlich 
machen können. Daher ist es wünschenswert, geeignete Methoden der Evaluierung und 
Leistungsmessung für Bürgerstiftungen zu entwickeln, um die tatsächlich eingetretenen 
Wirkungen an den beabsichtigen Effekten messen zu können.  
• Bürgerstiftungen verfolgen eine breite Palette an Zwecken und können vielfältige 
Themenfelder besetzen. Durch den Ansatz der Untersuchung konnten diese Themenfelder 
zunächst nur aufgedeckt werden. Noch nicht geklärt werden konnte dabei, welche 
spezifischen Beiträge und Funktionen Bürgerstiftungen zum Beispiel in den Bereichen 
Soziales, Kunst und Kultur oder Umwelt- und Naturschutz übernehmen können, also ob die 
ermittelten Beiträge und Funktionen gewissermaßen „universell“ übertragbar sind. Dies ist 
deshalb von Interesse, weil in diesen Themenfeldern auch andere Organisationen tätig sind 
und eine Reihe der ermittelten Funktionen auch von anderen (gemeinnützigen) Akteuren 
wahrgenommen werden, seien es Freiwilligenagenturen, Seniorenbüros oder Stadtmar-
ketingvereine. Wünschenswert wären daher zum Beispiel Untersuchungen dazu, welche 
Organisation sich für welche Aufgabe „besser“ anbietet, wo sich Überschneidungen 
vermeiden lassen und wo Synergien durch Kooperationen sinnvoll erscheinen. Zudem 
besteht die Frage, wie Bürgerstiftungen an konkreten, bereits von anderen Akteuren 
formulierten Bedarfen der Stadtentwicklung anknüpfen können. 
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• Im Rahmen der qualitativen Untersuchung wurden drei zumindest vom Vermögen her 
relativ leistungsstarke Bürgerstiftungen in Westdeutschland analysiert. Eine weitere For-
schungaufgabe sollte darin bestehen, sich auch den Beiträgen, Funktionen und Beson-
derheiten kleiner und mittelgroßer Bürgerstiftungen zu widmen, die über ein weit geringeres 
Kapital verfügen und zum Beispiel ausschließlich mit ehrenamtlichen Mitarbeitern operieren.  
• Sowohl im quantitativen als auch im qualitativen Teil der Untersuchung ist die Bedeutung 
von Kooperationen für Bürgerstiftungen insbesondere mit öffentlichen Akteuren deutlich 
geworden. Erfolgsfaktoren für Kooperationen konnten dabei jedoch noch nicht herausge-
arbeitet werden. Eine derartige Untersuchung sowie eine Ausdehnung auch auf Koopera-
tionen mit Akteuren des Marktes und anderen Nonprofit-Organisationen versprächen einen 
weiteren wichtigen Erkenntnisgewinn. Die identifizierten Kooperationstypen bieten Anknüp-
fungspunkte für entsprechende Untersuchungen.  
• Bürgerstiftungen sind auf unterschiedlichen räumlichen Ebenen in Quartier, Stadt und 
Region tätig. Mittlerweile gibt es bereits Städte und Regionen, in denen sich die Tätig-
keitsbereiche überschneiden. Damit stellen sich Fragen unter anderem nach der „idealen“ 
Größe eines Tätigkeitsbereiches, nach der Machbarkeit und Sinnhaftigkeit von Tätigkeits-
schwerpunkten und möglichen Synergien durch Kooperationen. Überdies würde ein 
Untersuchungsansatz, der die gesonderte Analyse der Entwicklung und Besonderheiten von 
Bürgerstiftungen in Ostdeutschland zum Ziel hat, die vorliegende Arbeit konstruktiv 
ergänzen. 
 
Zur Schließung dieser und weiterer Forschungslücken können drei methodische Zugangs-
strategien formuliert werden:  
• Mit der durchgeführten qualitativen Untersuchung von drei Fallbeispielen weist die vorlie-
gende Untersuchung eine hohe Spezifität auf. Da die Ergebnisse nicht ohne weiteres auf 
andere Bürgerstiftungen übertragen werden können, sind weitere Fallstudienuntersuch-
ungen erforderlich. Auf diese Weise könnten zum Beispiel gelungene (und weniger gelun-
gene) Maßnahmen im Bereich der Bürgerstiftungsarbeit in Fallstudien aufbereitet und ein 
umfangreicher Bestand an Vergleichs- und Forschungsmaterialien erstellt werden. Im Ergeb-
nis könnten dann situationsspezifische Erfolgs- und Misserfolgsfaktoren isoliert werden, die 
Entscheidungsträgern Hilfestellungen für die Lösung ihrer Probleme leisten können. 
• Der erste Teil dieser Arbeit war eine quantitative Untersuchung, bei der im Herbst 2007 die 
Ressourcen und Tätigkeitsbereiche von knapp 100 Bürgerstiftungen analysiert wurden. 
Angesichts der skizzierten hohen Dynamik, die den Bürgerstiftungssektor auszeichnet, wäre 
es wünschenswert zu untersuchen, wie sich die Ressourcen und Tätigkeitsbereiche der 
Bürgerstiftungen mittel- und langfristig weiterentwickeln. Ausgehend von derartigen Lang-
zeituntersuchungen ließen sich möglicherweise Trends und Probleme identifizieren, die 
bisher noch nicht ersichtlich geworden sind.  
• Der Blick auf Community Foundations in den Vereinigten Staaten und anderen Ländern 
Europas hat sich für diese Untersuchung nur als bedingt hilfreich erwiesen. Dennoch sollte 
insbesondere im Hinblick auf die Beiträge und Funktionen, die Bürgerstiftungen über das 
Geldgeben hinaus leisten können, untersucht werden, wie Bürgerstiftungen in internatio-
naler Perspektive voneinander lernen können, um zum Beispiel ihre Leistungsfähigkeiten zu 
verbessern. Die Ergebnisse der Untersuchung haben zudem deutlich gemacht, dass es für 
die weitere Forschung fruchtbar sein wird, statistische Analysen und qualitative Fallanalysen 
eng zu verzahnen. 
Resümee 233 
 
Ausgehend von diesen Anregungen wäre es wünschenswert, eine systematische Forschungs-
agenda für Bürgerstiftungen zu entwickeln, an der sich eine Vielzahl von Forschungsinstituten 
und Disziplinen orientieren kann, um das Thema Bürgerstiftungen so von „mehreren Seiten“ 
und in seiner Gesamtheit zu erschließen. Nach gut zweieinhalb Jahren eigener Forschung in 
diesem Bereich und dem Austausch mit anderen Forschungsinstitutionen und Praxisvertretern 
kann festgestellt werden, dass das Interesse und die Motivation sowohl auf Seiten der 
Wissenschaft als auch auf Seiten der Praxis dazu vorhanden wären. 
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